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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des 8 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachversténdigenbeirat fur bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte geméaR § 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefihrten Fassung.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Festlegungen zur Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit

Tragwerk

Tragwerke sind so zu planen und herzustellen, dass sie eine ausreichende Tragfahigkeit,
Gebrauchstauglichkeit und Dauerhaftigkeit aufweisen, um die Einwirkungen, denen das Bauwerk
ausgesetzt ist, aufzunehmen und in den Boden abzutragen.

Fur die Neuerrichtung von Tragwerken oder Tragwerksteilen ist dies jedenfalls erflllt, wenn der
Stand der Technik eingehalten wird. Die Zuverlassigkeit der Tragwerke hat den Anforderungen ge-
malk ONORM EN 1990 zu geniigen.

Bei Anderungen an bestehenden Bauwerken mit Auswirkungen auf bestehende Tragwerke sind fiir
die bestehenden Tragwerksteile Abweichungen vom aktuellen Stand der Technik zulassig, sofern
das erforderliche Sicherheitsniveau des rechtmafigen Bestandes nicht verschlechtert wird.

Einwirkungen

Bei der Planung von Tragwerken sind standige, veranderliche, seismische und aul3ergewd6hnliche
Einwirkungen zu bertcksichtigen.

UberwachungsmaRnahmen

Bei der Planung, Berechnung und Bemessung der Tragwerke oder Tragwerksteile folgender Bau-
werke mussen tragwerksspezifische UberwachungsmalRnahmen durch unabhéangige und befugte
Dritte durchgefiihrt werden:

e Bauwerke mit aufgrund ihrer Nutzung lebenswichtiger Infrastrukturfunktion (z. B. Bauwerke so-
wie Anlagen und Einrichtungen fiir das Katastrophenmanagement, Krankenhauser, Kraftwerke).

e Bauwerke mit wichtiger sozialer Funktion (z. B. Kindergérten, Schulen).

e Bauwerke mit einem Fassungsvermdgen bei widmungsgemafRer Nutzung von mehr als 1000
Personen (z. B. Versammlungsréaume, kulturelle Einrichtungen, Einkaufszentren, Sportstadien).

OIB-Richtlinie 1 Ausgabe Oktober 2011 Seite 2 von 2



Osterreichisches Institut fir Bautechnik 0IB-330.1-019/11 OIB-Richtlinie 1 — Erlauterungen

Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 1 ,,Mechanische Festigkeit und
Standsicherheit”

Ausgabe: Oktober 2011

Anderungen gegeniiber der Letztausgabe der RL 1 vom April 2007

- Der Neubau und Bestand von Tragwerken wird gesondert behandelt.

- Um den Altbestand nicht zu entwerten, wird am Bestand die Abweichung vom Stand der Technik
zugelassen, sofern das erforderliche Sicherheitsniveau des rechtmafigen Bestandes nicht ver-
schlechtert wird.

- Die UberwachungsmafRnahmen werden unter Punkt 2.3 gesondert angefiihrt.

- Der Verweis auf die Schadensfolgenklasse CC3 wird aufgrund der sich ergebenden Missverstand-
nisse gestrichen.

- Punkt 3 ,Besondere Anforderungen an einzelne Bauteile" wird ersatzlos gestrichen.

Zu Punkt 2: Festlequngen zur Tragfahigkeit und Gebrauchstauglichkeit

Zu Punkt 2.1

Grundsatzlich ist bei der Planung und Errichtung von Tragwerken oder Tragwerksteilen der Stand der Tech-
nik einzuhalten.

Die Mdglichkeit der Abweichung bei bestehenden, unveranderten Tragwerken wurde vorgesehen, um un-
verhaltnismafig hohen Anpassungsaufwand am Bestand zu vermeiden.

Unter rechtmafigen Bestand ist zu verstehen, dass das bestehende Bauwerk dem von den Bauordnungen
geforderten Erhaltungszustand (unter Berlcksichtigung der Instandhaltung) entspricht. Das erforderliche
Sicherheitsniveau des rechtméRigen Bestand ist jenes, das zum Zeitpunkt der Baubewilligung unter Beriick-
sichtigung des damaligen Standes der Technik mafRgebend war.

Ob eine Anderung an einem bestehenden Bauwerk oder bereits eine Neuerrichtung vorliegt, regeln die Lan-
der im jeweiligen Baurecht.

Zu Punkt 2.3

Die UberwachungsmalRnahmen haben entsprechend dem jeweiligen Bauwerk jedenfalls auf der Ebene der
Berechnung und der Bemessung des Tragwerks anzusetzen (Ausflihrungsstatik, Detailstatik und Ausfih-
rungsplanung). Die UberwachungsmaRnahmen beschréanken sich auf die Anforderungen der OIB-Richtlinie
1 (Tragwerksplanung) und beinhalten jedenfalls folgende Schwerpunkte:

- Kontrolle durch unabhangige, nachvollziehbare Gegenrechnung der priffahigen Statik
- Uberpriifung aller Ausfiihrungspléane wie Bewehrungs-, Holzbau-, Stahlbaupléne etc.

Zum Aufwand fur die Fremdiberwachung der Tragwerksplanung wird davon ausgegangen, dass dieser der
GroRRe und der Komplexitat des gegensténdlichen Bauwerks angemessen sein wird. D.h., dass kleinere,
einfachere Bauwerke einen deutlich geringeren Aufwand fir die Fremdiberwachung verursachen als groR3e-
re und komplexere Bauwerke.

Bewusst wurde vermieden, Unterschiede zwischen Baustoffen und Bauarten einflieBen zu lassen. Die bei-
spielhaft in Klammern aufgezahlten Bauwerke sind zum Einen nicht als taxativ anzusehen und zum Anderen
nur im Zusammenhang mit der vorangestellten Definition anzuwenden. Die in ONORM EN 1990, Ausgabe
2003-03-01 auch erwahnten wirtschaftlichen Folgen sind kein Schutzziel des Baurechts, und kénnen daher
nicht als alleinige Begriindung fur eine verpflichtende Fremduberwachung herangezogen werden. Im Zwei-
felsfall entscheidet die Behérde, ob ein Bauwerk den Kriterien fur die Notwendigkeit der Durchfiihrung von
UberwachungsmafRnahmen gemaR Punkt 2.3 unterliegt oder nicht.
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Ein Bauwerk, das gemaR ONORM EN 1990, Ausgabe 2003-03-01 in die Schadensfolgeklasse CC3 fallt
unterliegt der Uberwachungsmafnahme bei der Planung DSL3 und der Uberwachungsstufe IL3.

OIB-Richtlinie 1 — Erlauterungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 2 von 2



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-092/11 OIB-Richtlinie 2

OiB- Richtlinie 2

Brandschutz

Ausgabe: Oktober 2011-Revision Dezember 2011

0 VORBEMERKUNGEN ... e 2
1 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN ........oiiiiiiie e 2
2 ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN UND TRAGFAHIGKEIT IM BRANDFALL...................... 2
3 AUSBREITUNG VON FEUER UND RAUCH INNERHALB DES BAUWERKES..................... 3
4 AUSBREITUNG VON FEUER AUF ANDERE BAUWERKE ... 7
5 FLUCHT- UND RETTUNGSWEGE ... ..o 7
6 BRANDBEKAMPFUNG .......oouiiiiieiiieieicieee ettt 9
7 BESONDERE BESTIMMUNGEN .......coiiiiiiiiiieiie ittt 9
8 BETRIEBSBAUTEN ..ottt 12
9 GARAGEN, UBERDACHTE STELLPLATZE UND PARKDECKS .........cccoeuiuiiricieiceeeeenen. 12
10 GEBAUDE MIT EINEM FLUCHTNIVEAU VON MEHR ALS 22 M ..o, 12
11 SONDERGEBAUDE ..ottt ettt ettt et eseses s s e 12

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaR § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB
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Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke® angefihrten Fassung.

In dieser Richtlinie werden Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und an den Feu-
erwiderstand von Bauteilen nach den europdischen Klassen gestellt. Hierbei handelt es sich um
Mindestanforderungen.

Sofern in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt werden, gilt dies auch als erflllt, wenn

- die flr die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen und
- die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

RaumabschlieBende Bauteile missen zusatzlich - sofern ein Durchbrand nicht ausgeschlossen
werden kann - beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Diese Richtlinie gilt nicht fur Gebaude mit héchstens 15 m? Brutto-Grundflache, die an mindestens
drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fir die Brandbekdmpfung von aul3en zu-
ganglich sind und in denen sich kein Raum mit erhéhter Brandgefahr befindet.

Fir Gebaude mit gemischter Nutzung gelten die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes fur
die einzelnen Nutzungsbereiche als erfiillt, wenn die fiir die jeweiligen Nutzungen anzuwendenden
Bestimmungen der Richtlinien eingehalten werden.

Von den Anforderungen dieser Richtlinie kann abgewichen werden, wenn die Schutzziele auf glei-
chem Niveau wie bei Anwendung dieser Richtlinie erreicht werden, wobei der OIB-Leitfaden ,Ab-
weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® anzuwenden ist.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Allgemeine Anforderungen und Tragfahigkeit im Brandfall

Sofern in dieser Richtlinie Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen mit Anforderungen
an das Brandverhalten von Baustoffen verknilpft werden, beziehen sich die Anforderungen an das
Brandverhalten nur auf jenen Teil der Konstruktion, der zur Erreichung der Feuerwiderstandsklasse
erforderlich ist. Fur allenfalls zusatzlich angebrachte Bekleidungen, Belage und dergleichen gelten
hinsichtlich des Brandverhaltens von Baustoffen die Anforderungen der Tabelle 1a.

Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Es gelten - sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist - die Anforderungen der Tabelle 1a.
Bauprodukte, die nicht in Tabelle 1a angefihrt sind, missen der Klasse E entsprechen. Nichtsub-
stanzielle Teile, die hinsichtlich ihres Beitrages zum Brand vernachlassigbar sind, bleiben auller Be-
tracht.

Sofern das Fluchtniveau nicht mehr als 11 m betragt und jede Wohnung bzw. Betriebseinheit in je-
dem GeschoR zumindest an einer Stelle (iber geeignete Offnungen in der Fassade erreichbar ist
und nicht mehr als 7 m tGber dem angrenzenden Gelande liegt,

(a) haben Gebaude der Gebaudeklasse 1, die lediglich aufgrund der Hanglage in die Gebaude-
klasse 4 fallen, hinsichtlich des Brandverhaltens nur die Anforderungen fur die Gebaudeklas-
se 2 zu erflllen,

(b) haben Gebaude der Gebaudeklasse 2 oder 3, die lediglich aufgrund der Hanglage in die Ge-
baudeklasse 4 fallen, hinsichtlich des Brandverhaltens nur die Anforderungen fiir die Gebaude-
klasse 2 oder 3 zu erfiillen.

Feuerwiderstand von Bauteilen

Es gelten — sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt ist - die Anforderungen der Tabelle 1b.

Sofern das Fluchtniveau nicht mehr als 11 m betragt und jede Wohnung bzw. Betriebseinheit in je-
dem Geschoss zumindest an einer Stelle Uiber geeignete Offnungen in der Fassade erreichbar ist
und nicht mehr als 7 m tGber dem angrenzenden Gelande liegt,

OIB-Richtlinie 2 Ausgabe Oktober 2011-Revision Dezember 2011 Seite 2 von 18


Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben


Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-092/11 OIB-Richtlinie 2

223

3.1
3.1.1

(a) haben Gebaude der Gebaudeklasse 1, die lediglich aufgrund der Hanglage in die Gebaude-
klasse 4 fallen, nur die Bauteilanforderungen fur die Gebaudeklasse 2 zu erfiillen,

(b) haben Gebaude der Gebaudeklasse 2 oder 3, die lediglich aufgrund der Hanglage in die Ge-
baudeklasse 4 fallen, nur die Bauteilanforderungen fiir die Gebaudeklasse 2 oder 3 zu erflllen.

Die fur die Standsicherheit von Wanden und Decken erforderlichen aussteifenden und unterstit-
zenden Bauteile missen im Brandfall tber jenen Zeitraum hindurch wirksam sein, welcher der flr
diese Wande und Decken geforderten Feuerwiderstandsdauer entspricht.

Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes

Brandabschnitte

Bei oberirdischen Geschoften darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von 1.200 m® - bei
Bironutzung eine Netto-Grundflache von 1.600 m? - und eine Langsausdehnung von 60 m nicht
Uberschreiten, sowie sich Uber nicht mehr als vier oberirdische Gescholle erstrecken. In unterirdi-
schen Gescholden darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von 800 m? nicht Giberschreiten.
Brandabschnitte sind durch brandabschnittsbildende Bauteile (z.B. Wande, Decken) gegeneinander
abzugrenzen. Bei Wanden von Treppenhausern, die Brandabschnitte begrenzen, gelten abwei-
chend davon die Anforderungen an Trennwande gemaf Tabelle 2a, 2b und 3.

Brandabschnittsbildende Wande missen, sofern im Brandfall mit einer mechanischen Beanspru-
chung (z.B. durch im Brandfall umstirzende Lagerungen) zu rechnen ist, unter Bericksichtigung
der Anforderungen gemaf Tabelle 1b auch das ,Leistungskriterium M* erflllen.

Brandabschnittsbildende Wande missen mindestens 15 cm lber Dach geflhrt werden. Sie brau-
chen nur bis zur Dacheindeckung gefiihrt werden, sofern eine Brandubertragung durch andere
MalRnahmen wirksam eingeschrankt wird.

Offnungen in brandabschnittsbildenden Wanden bzw. Decken miissen Abschliisse erhalten, die
dieselbe Feuerwiderstandsdauer wie die brandabschnittsbildende Wand bzw. Decke aufzuweisen
haben und die - sofern nicht durch andere MalRnahmen ein SchlieBen im Brandfall bewirkt wird -
selbstschlieend auszufiihren sind. Abweichend davon ist fir Tiren und Tore eine Ausflihrung in
El, 30-C zulassig, sofern folgende Gesamtflachen aller Tiren und Tore nicht tberschritten werden:
(a) 5m? je gemeinsamen Wandanteiles zwischen zwei Brandabschnitten, sofern der Wandanteil
nicht mehr als 50 m? betragt,
(b) 10 m? je gemeinsamen Wandanteiles zwischen zwei Brandabschnitten, sofern der Wandanteil
mehr als 50 m? betragt.

3.2
3.2.1

Begrenzen Decken Ubereinander liegende Brandabschnitte, so muss entweder ein deckenubergrei-
fender AuRenwandstreifen von mindestens 1,2 m Hoéhe in El 90 vorhanden sein oder die brandab-
schnittsbildende Decke muss mit einem mindestens 0,8 m horizontal auskragenden Bauteil gleicher
Feuerwiderstandsklasse verlangert werden. Bei Gebduden der Gebaudeklasse 5 sind jedenfalls
Baustoffe der Klasse A2 zu verwenden.

Turen, Tore, Fenster und sonstige Offnungen in AuBenwanden, die an brandabschnittsbildende
Wande anschlielen, missen von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand — sofern die hori-
zontale Brandibertragung nicht durch gleichwertige MalRnahmen begrenzt werden kann — einen
Abstand von mindestens 0,5 m haben. Der Abstand solcher Offnungen voneinander muss bei Ge-
bauden, deren Aullenwande an der brandabschnittsbildenden Wand einen Winkel von weniger als
135 Grad bilden, mindestens 3 m betragen. Diese Abstande gelten nicht flir den Bereich seitlicher
Wandabschlusse bei Arkaden, Einfahrten, Durchfahrten, Garagentoren, Loggien und dergleichen.

Dachéffnungen sowie Offnungen in Dachgauben und ahnlichen Dachaufbauten miissen — horizon-
tal gemessen — mindestens 1 m von der Mitte der brandabschnittsbildenden Wand entfernt sein.

Grenzen Dachoéffnungen und Glasdacher an hohere Gebaude eines anderen Brandabschnittes,
mussen diese innerhalb eines Abstandes von 4 m so beschaffen sein, dass ein Brandiiberschlag
wirksam eingeschrankt wird.

Trennwande und Trenndecken

Wohnungen bzw. Betriebseinheiten sind untereinander sowie zu anderen Gebaudeteilen (z.B.
Gange) entsprechend den Anforderungen der Tabelle 1b durch Trennwande und Trenndecken zu
trennen. Mehrere Betriebseinheiten mit Blronutzung bzw. burodhnlicher Nutzung und Verkaufsstat-
ten kénnen hierbei bis zur maximal zuldssigen Brandabschnittsflache als eine Betriebseinheit be-
trachtet werden. Fir Wande von Treppenhausern gelten abweichend davon die Anforderungen
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3.2.2

gemal den Tabellen 2a, 2b und 3.

Fir TUren in Trennwanden gilt:

(a) Tabelle 2a, 2b bzw. 3 fir Tlren in Wanden von Treppenhausern,

(b) El, 30 fir Turen und EI 30 flr damit verbundene Oberlichten gleicher Breite in Trennwanden
von Gangen zu Wohnungen oder von Gangen zu Betriebseinheiten mit Blronutzung oder biiro-
ahnlicher Nutzung; ausgenommen davon sind Reihenhauser sowie Gebaude der Gebaudeklas-
se 2 mit nicht mehr als zwei Wohnungen,

(c) El, 30-C fir sonstige Turen in Trennwanden,

(d) El, 30 far Tdren bzw. Abschliusse in Decken zu nicht ausgebauten Dachrdumen; ausgenom-
men davon sind Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2.

3.2.3

3.3

3.4

3.5
3.5.1

3.5.2

3.5.3

3.54

3.5.5

Sonstige Offnungen in Trennwanden bzw. Trenndecken missen Abschliisse erhalten, die dieselbe
Feuerwiderstandsdauer aufweisen wie die jeweilige Trennwand bzw. Trenndecke. Diese sind
selbstschlielend auszufiihren, sofern nicht durch andere MaRnahmen ein SchlieRen im Brandfall
bewirkt wird.

Deckeniibergreifender AuBenwandstreifen

Fir Gebaude der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschollen muss ein de-

ckenubergreifender AuRenwandstreifen von mindestens 1,2 m Hohe in El 30-ef und A2 bzw.

EW 30-ef und A2 vorhanden sein. Diese Anforderung gilt nicht, sofern

(a) ein mindestens 0,8 m horizontal auskragender Bauteil in REI 30 und A2 bzw. EI 30 und A2,
oder

(b) eine geeignete technische Brandschutzeinrichtung (z.B. Léschanlage)

vorhanden ist.

Schachte, Kanile, Leitungen und sonstige Einbauten

Sofern Schachte, Kanéle, Leitungen und sonstige Einbauten in Wanden bzw. Decken liegen oder
diese durchdringen, ist durch geeignete MalRnahmen (z.B. Abschottung, Ummantelung) sicherzu-
stellen, dass die Feuerwiderstandsklasse dieser Bauteile nicht beeintrachtigt bzw. eine Ubertragung
von Feuer und Rauch tber die entsprechende Feuerwiderstandsdauer wirksam eingeschrankt wird.

Fassaden

Bei Gebauden der Gebadudeklassen4 und5 sind Fassaden (z.B. AuRenwand-Warmedamm-
verbundsysteme, vorgehangte hinterllftete, bellftete oder nicht hinterlUftete Fassaden) so auszu-
fuhren, dass eine Brandweiterleitung Uber die Fassadenoberflache auf das zweite tiber dem Brand-
herd liegende Geschol3, das Herabfallen groRer Fassadenteile sowie eine Gefahrdung von Perso-
nen wirksam eingeschrankt wird.

Fir Auflenwand-Warmedammverbundsysteme mit einer Warmedammung von nicht mehr als
10 cm aus expandiertem Polystyrol (EPS) oder aus Baustoffen der Klasse A2 gelten die Anforde-
rungen gemal Punkt 3.5.1 als erfilllt.

Fir Auflenwand-Warmedammverbundsysteme mit einer Warmedammung in der Klasse E von
mehr als 10 cm gelten die Anforderungen gemaf Punkt 3.5.1 als erflllt, wenn in jedem Geschol} im
Bereich der Decke ein umlaufendes Brandschutzschott aus Mineralwolle mit einer Héhe von 20 cm
oder im Sturzbereich von Fenstern und Fenstertiren ein Brandschutzschott aus Mineralwolle mit
einem seitlichen Ubergriff von 30 cm und einer Héhe von 20 cm verklebt und verdiibelt ausgefiihrt
wird.

Fur Aullenwand-Warmedammverbundsystemen bei Gebauden der Gebaudeklasse 5 sind bei De-
ckenuntersichten von vor- oder einspringenden Gebaudeteilen (z.B. Erker, Balkone oder Loggien
im Freien) nur Dammschichten bzw. Warmedammungen der Klasse A2 zuldssig; ausgenommen
davon sind vor- oder einspringende Gebaudeteile mit einer Tiefe von nicht mehr als 2,0 m.

Fir AuBenwand-Warmedammverbundsysteme bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 gelten

folgende Anforderungen:

(a) In offenen Durchfahrten bzw. Durchgangen, durch die der einzige Fluchtweg oder der einzige
Angriffsweg der Feuerwehr fihrt, sind an Wanden und Decken nur Dammschichten bzw. War-
medammungen der Klasse A2 zulassig. Fir den Sockelbereich ist die Verwendung von ande-
ren Dammstoffen moglich.

(b) Bei Wanden zu offenen Laubengangen sind - sofern die Fluchtmdglichkeit nur in eine Richtung
gegeben ist - Dammschichten bzw. Warmedadmmungen von mehr als 10 cm Dicke nur in der
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3.5.6

3.5.7

3.6
3.6.1

3.6.2

3.7
3.71

3.7.2

3.7.3

3.8
3.8.1

3.8.2

3.8.3

3.9
3.9.1

3.9.2

Klasse A2 zulassig. Fur den Sockelbereich ist die Verwendung von anderen Dammstoffen még-
lich.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind Doppelfassaden so auszufihren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassadenoberflache auf das zweite Uber dem Brandherd lie-
gende Geschol3, das Herabfallen groRer Fassadenteile sowie eine Gefahrdung von Personen
und

(b) eine Brandausbreitung Uber die Zwischenraume im Bereich von Trenndecken bzw. brandab-
schnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind Vorhangfassaden so auszufihren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassadenoberflaiche auf das zweite Uber dem Brandherd lie-
gende Geschol3, das Herabfallen groRer Fassadenteile sowie eine Gefahrdung von Personen
und

(b) eine Brandausbreitung Uber Anschlussfugen und Hohlrdume innerhalb der Vorhangfassade im
Bereich von Trenndecken bzw. brandabschnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

Aufziige

Aufzuge, die Brandabschnitte miteinander verbinden, sind in eigenen Schéchten zu fuhren, die von
brandabschnittsbildenden Wanden und Decken begrenzt werden muissen. In Abhéngigkeit der Nut-
zung der durch die Ladestellen der Aufziige erschlossenen Raume ist durch geeignete brand-
schutztechnische MalRnahmen sicherzustellen, dass eine Ubertragung von Feuer und Rauch wirk-
sam eingeschrankt wird.

Schachtumwehrungen von Aufziigen — ausgenommen in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 —
mussen in A2 ausgefliihrt werden. Abweichend davon genlgt in Gebauden der Gebaudeklassen 3
und 4 an der Schachtinnenseite eine Bekleidung in A2.

Feuerstitten und Verbindungsstiicke

Feuerstatten und Verbindungsstucke durfen in solchen Raumen nicht angeordnet werden, in denen
nach Lage, GroRe, Beschaffenheit oder Verwendungszweck Gefahren flr Personen entstehen
kénnen (z.B. im Verlauf von Fluchtwegen aulerhalb von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten, in
nicht ausgebauten Dachraumen).

Feuerstatten und Verbindungsstiicke miissen von brennbaren Bauteilen, Bekleidungen und festen
Einbauten einen solchen Abstand aufweisen oder so abgeschirmt sein, dass diese unter allen beim
Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entziindet werden kénnen.

Verbindungsstiicke dirfen nicht durch Decken, in Wanden oder in unzuganglichen bzw. unbeliifte-
ten Hohlrdumen geflhrt werden.

Abgasanlagen

Abgasanlagen mussen ruBbrandbestandig sein, sofern nicht aufgrund der anzuschliefenden Feu-
erstatten (z.B. Olfeuerstatten mit Geblasebrennern bzw. Brennwerttechnik, Gasfeuerstatten) ein
RuRbrand ausgeschlossen werden kann.

Sofern Abgasanlagen in Wanden bzw. Decken liegen oder diese durchdringen, ist durch geeignete
MaRnahmen sicherzustellen, dass die Feuerwiderstandsklasse dieser Bauteile nicht beeintrachtigt
bzw. eine Ubertragung von Feuer und Rauch iiber die entsprechende Feuerwiderstandsdauer wirk-
sam eingeschrankt wird.

Abgasanlagen mussen von Bauteilen mit brennbaren Baustoffen einen solchen Abstand aufweisen,
dass diese unter allen beim Betrieb auftretenden Temperaturen nicht entziindet werden kénnen.

Raume mit erhéhter Brandgefahr

Heiz-, Brennstofflager- und Abfallsammelraume gelten jedenfalls als Rdume mit erhéhter Brandge-
fahr.

Wande und Decken von Raumen mit erhdhter Brandgefahr missen in REI 90 bzw. EI 90 ausge-
fuhrt und raumseitig in A2 bekleidet sein. In AuRenbauteilen ist eine Abminderung zulassig, sofern
die Gefahr einer Brandubertragung auf andere Gebaudeteile nicht besteht oder dies zur Sicherung
eines Fluchtweges nicht erforderlich ist.
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3.9.5

3.9.6

3.9.7

3.9.8

3.9.9

3.9.10

3.10
3.10.1

3.10.2

3.11

3.12

Turen und Tore oder sonstige Verschlisse mussen in El, 30-C ausgefuhrt werden. In Auf3enbautei-
len ist eine Abminderung zuldssig, sofern die Gefahr einer Brandibertragung auf andere Gebaude-
teile nicht besteht oder dies zur Sicherung eines Fluchtweges nicht erforderlich ist.

Bodenbelage in Heiz- und Abfallsammelraumen muissen A2q entsprechen. In Abfallsammelraumen
ist auch Gussasphalt in By zulassig.

Ein Heizraum ist erforderlich fur

(a) Feuerstatten zur Erzeugung von Nutzwarme fir die Raumheizung bzw. Warmwasserbereitung
mit einer Nennwarmeleistung von mehr als 50 kW und

(b) Feuerstatten fir feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung.

Abweichend von Punkt 3.9.5 ist ein Heizraum nicht erforderlich fir

(a) Warmlufterzeuger und Heizstrahler, sofern diese lediglich der Beheizung des Aufstellungsrau-
mes dienen und

(b) Feuerstatten fir feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung mit einer Nennwarmeleistung
von nicht mehr als 50 kW, die einen Vorratsbehalter mit einem Fassungsvermdgen von nicht
mehr als 1,5 m® aufweisen.

Raume, in denen feste Brennstoffe gelagert werden, sind innerhalb von Gebaudeteilen mit Aufent-

haltsraumen als Brennstofflagerraum auszufiihren, wenn

(a) die Netto-Grundflache eines solchen Raums mehr als 15 m? oder die Raumhohe mehr als
3,0 m betragt oder

(b) mehr als 1,5 m? feste Brennstoffe zur automatischen Beschickung der zugehdrigen Feuerstatte
gelagert werden.

Eine gemeinsame Aufstellung von Behaltern fiir feste Brennstoffe in Form von Pellets und der zu-
gehdrigen Feuerstatte mit automatischer Beschickung in einem Heizraum ist zulassig, sofern nicht
mehr als 15 m?® gelagert werden und die Lagerbehalter durch geeignete Mallnahmen gegen gefahr-
bringende Erwarmung geschutzt sind.

Die Lagerung von flliissigen Brennstoffen mit einem Flammpunkt von mehr als 55 °C in Mengen von
mehr als 500 Liter innerhalb von Gebaudeteilen mit Aufenthaltsraumen hat in einem Brennstoffla-
gerraum zu erfolgen, der héchstens im zweiten oberirdischen Geschol} liegen darf.

Eine gemeinsame Aufstellung von Lagerbehaltern fir flissige Brennstoffe mit einem Flammpunkt
von mehr als 55 °C und zugehdriger Feuerstatte in einem Heizraum ist zulassig, sofern nicht mehr
als 5.000 Liter gelagert werden und die Lagerbehéalter durch geeignete MaRnahmen (z.B. Abstand,
Abschirmung, Ummantelung) gegen gefahrbringende Erwarmung geschiitzt sind.

Erste und erweiterte Loschhilfe

Sofern es der Verwendungszweck erfordert, jedenfalls aber in Gebduden mit Wohnungen bzw. Be-
triebseinheiten sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Léschhilfe (z.B. tragbare Feuer-
I6scher) bereitzuhalten.

In Gebauden der Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen Geschoflen miissen in jedem
Geschold Wandhydranten mit formbestadndigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmadglichkeit
fur die Feuerwehr zur Brandbekdmpfung vorhanden sein. Abweichend davon gentigt bei Gebau-
den, die ausschlieBlich Wohnzwecken dienen, eine trockene Ld&schleitung mit geeigneter An-
schlussmoglichkeit fur die Feuerwehr zur Brandbekampfung in jedem Geschoss.

Rauchwarnmelder

In Wohnungen muss in allen Aufenthaltsraumen — ausgenommen in Kiichen — sowie in Gangen,
Uber die Fluchtwege von Aufenthaltsrdumen fihren, jeweils mindestens ein unvernetzter Rauch-
warnmelder angeordnet werden. Die Rauchwarnmelder missen so eingebaut werden, dass Brand-
rauch frihzeitig erkannt und gemeldet wird.

Rauchableitung aus unterirdischen GeschoRBen

Es missen geeignete Vorkehrungen getroffen werden, die eine Rauchableitung ins Freie ermdgli-
chen. Dies gilt fur Brandabschnitte mit einer Netto-Grundflache von mehr als 200 m? je unterirdi-
sches GeschoR als erflillt, wenn der Brandabschnitt Offnungen ins Freie mit einer geometrischen
Flache von mindestens 0,5 % der Gesamtflache des Brandabschnittes aufweisen. Die erforderli-
chen Abschlisse der Wand- oder Deckendffnungen missen auch mit Mitteln der Feuerwehr geoff-
net werden kénnen.
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4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

5.1
5.1.1

Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke

Zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze gerichtete AuRenwéande sind als brandabschnittsbildende
Wande gemal Tabelle 1b auszubilden, sofern ihr Abstand weniger als 2 m betragt. In diesen Ab-
standsbereich dirfen keine Bauteile (z.B. Dachvorspringe, Vordacher, Erker, Balkone) hineinra-
gen. Offnungen miissen Abschliisse erhalten, die dieselbe Feuerwiderstandsdauer wie die brand-
abschnittsbildende Wand aufzuweisen haben, und die - sofern nicht durch andere MalRnahmen ein
SchlieRen im Brandfall bewirkt wird — selbstschlieRend auszufiihren sind.

Bei brandabschnittsbildenden Wanden an Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenzen missen Wandbela-
ge und —-bekleidungen (z.B. AuRenwand-Warmedammverbundsysteme) in A2 ausgefihrt werden.
Diese Anforderung gilt nicht:

(a) fur Gebaude der Gebaudeklassen 1, 2 und 3, oder
(b) wenn an diese Wand nicht angebaut werden darf.

Die Anforderungen gemaf Punkt 4.1 gelten nicht,

(a) sofern das angrenzende Grundstiick bzw. der Bauplatz auf Grund tatsachlicher oder rechtli-
cher Umstande von einer kinftigen Bebauung ausgeschlossen ist (z.B. Verkehrsflachen im
Sinne der raumordnungsrechtlichen Bestimmungen, 6ffentliche Parkanlagen oder Gewasser)
und

(b) bei Schutzhitten in Extremlagen.

Abweichend zu Punkt 4.1 kann bei AuRenwanden, deren Abstand von der Grundstiicks- bzw. Bau-
platzgrenze weniger als 2 m, jedoch mindestens 1 m betragt, auf eine brandabschnittsbildende
Wand verzichtet werden, sofern entsprechende brandschutztechnische Malnahmen getroffen wer-
den, die auf die baulichen Gegebenheiten der Aullenwande abgestimmt sind. Diese brandschutz-
technischen MalRnahmen haben zu bewirken, dass der Brandibertragung in gleichem Mal} vorge-
beugt wird, wie bei Anordnung einer brandabschnittsbildenden Wand an der Grundstiicks- bzw.
Bauplatzgrenze.

Die Anforderungen der Punkte 3.1.3, 3.1.6 und 3.1.7 gelten bei brandabschnittsbildenden Wanden
an der Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze bezogen auf die Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze.

Verbindungsoéffnungen in brandabschnittsbildenden Wanden an der Grundstlicks- bzw. Bauplatz-
grenze zum Zweck der gemeinsamen Benutzung einzelner Raume oder Raumgruppen benachbar-
ter Gebaude sind nur zuldssig, wenn der Brandschutz dadurch nicht beeintrachtigt wird.

Sofern der Abstand zwischen Gebauden auf demselben Grundstlick bzw. Bauplatz nicht mindes-
tens 4 m betragt, sind erforderlichenfalls zusatzliche brandschutztechnische Malinahmen zu treffen,
die auf die bauliche Gegebenheiten der AuRenwande abzustimmen sind.

Flucht- und Rettungswege

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes — ausgenommen nicht ausgebaute Dachrdume — muss in héchstens

40 m Gehweglange erreichbar sein:

(a) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien, oder

(b) ein Treppenhaus oder eine AuRentreppe mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des
angrenzenden Gelandes im Freien gemal Tabelle 2a bzw. 2b, oder

(c) zwei Treppenhauser oder zwei AuRentreppen oder ein Treppenhaus und eine Auflientreppe mit
jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien geman
Tabelle 3.

Im Falle von Punkt 5.1.1 (c) missen fir Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in jedem Geschol3 mit
Aufenthaltsraumen mindestens zwei voneinander unabhangige Fluchtwege in entgegengesetzter
Richtung zu den Treppenhdusern bzw. AuBentreppen vorhanden sein. Bei Wohnungen, die sich
Uber nicht mehr als zwei Gescholde erstrecken, gilt dies nur fir die ErschlieRungsebene.

Die zwei Fluchtwege gemaR Punkt 5.1.2 dirfen auf eine Lange von hdchstens 25 m gemeinsam
verlaufen. Einer der beiden Fluchtwege darf durch einen anderen Brandabschnitt fihren. Dieser
Brandabschnitt muss innerhalb von héchstens 40 m Gehweglange erreichbar sein und Uber einen
Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien oder Uber ein Treppenhaus
bzw. eine AulRentreppe verfligen.
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Werden Treppenhduser atrien- oder hallendhnlich ausgefiihrt, sind gegebenenfalls von den Anfor-
derungen der Tabelle 2a, 2b bzw. 3 abweichende bzw. ergédnzende BrandschutzmalRnahmen zu
treffen.

Rettungswege

Im Falle von Punkt5.1.1 (c) kann der Fluchtweg Uber ein Treppenhaus bzw. eine Aulentreppe
durch einen Rettungsweg mit Geraten der Feuerwehr oder durch ein fest verlegtes Rettungswege-
system an der GebaudeaulRenwand ersetzt werden.

Ein Rettungsweg mit Geraten der Feuerwehr ist nur zulassig, wenn folgende Anforderungen erfiillt

werden:

(a) Erreichbarkeit jeder Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Geschol} liber die Fassade,

(b) Vorhandensein geeigneter Gebaudedffnungen,

(c) Anfahrtsweg der Feuerwehr bis zum Gebdude von héchstens 10 km,

(d) Errichtung geeigneter Zugange, Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen fir die erforderli-
chen Rettungsgerate der Feuerwehr.

Ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der Gebaudeauflenwand ist nur zulassig, wenn folgende
Anforderungen erfillt werden:

(a) Erreichbarkeit jeder Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Geschol? tiber die Fassade,

(b) Vorhandensein geeigneter Gebaudedffnungen,

(c) Erreichbarkeit eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes im Freien.

Ginge, Treppen und Tiiren im Verlauf von Fluchtwegen auBerhalb von Wohnungen bzw. Be-
triebseinheiten

Fuhren Fluchtwege Uber Gange zu Treppenhdusern gemal Tabelle 2a, 2b bzw. 3, so sind die De-
cken zwischen Ubereinanderliegenden Gangen

(a) in Gebauden der Gebaudeklasse 3 und 4 in REI 60, und

(b) in Gebauden der Gebaudeklasse 5 in REI 90 und A2

auszufihren.

Gange — ausgenommen offene Laubengange — sind mindestens alle 40 m durch Tiren in E 30-C
zu unterteilen.

Laufe und Podeste von Treppen innerhalb von Gebauden miissen
(a) in Gebauden der Gebaudeklasse 2 in R 30 oder A2,

(b) in Gebauden der Gebaudeklasse 3 und 4 in R 60, und

(c) in Gebauden der Gebaudeklasse 5 in R 90 und A2

ausgefuhrt werden.

Fur Treppenlaufe und Podeste in Treppenhdusern gelten abweichend von Punkt 5.3.3 die Bestim-
mungen der Tabellen 2a, 2b und 3.

Fir geschlossene Laubengange gelten die Anforderungen an Gange.

Wande und Decken von Laubengangen missen den Anforderungen an tragende Bauteile und De-
cken gemal Tabelle 1b entsprechen. Abweichend davon geniigt bei Gebauden bis einschlieRlich
der Gebaudeklasse 4 bei offenen Laubengangen eine Ausfiihrung in A2, sofern Fluchtwege zu zwei
verschiedenen Treppenhausern bzw. AulRentreppen bestehen und die Standfestigkeit des Lauben-
ganges unter Brandeinwirkung sichergestellt ist.

Die auf offene Laubengange miindenden Fenster missen in El 30 und entweder in Form einer Fix-

verglasung ausgefiihrt oder zusatzlich so eingerichtet werden, dass sie im Brandfall selbsttéatig

schliefen. Alternativ kénnen vor die Fenster Abschlisse in El 30 vorgesetzt werden, die im Brand-

fall selbsttatig schlieRen. Die auf offene Laubengadnge mindenden Turen sind in El, 30 auszufih-

ren. Die Anforderungen gelten nicht, sofern

(a) kein Punkt von jeder Stelle jedes Raumes mehr als 40 m von einem sicheren Ort im Freien des
angrenzenden Gelandes entfernt ist, oder

(b) Fluchtwege zu zwei verschiedenen Treppenhausern bzw. Au3entreppen bestehen, oder

(c) Fluchtwege zu einem Treppenhaus bzw. einer Au3entreppe und zu einem fest verlegten Ret-
tungswegesystem bestehen oder

(d) die Verglasungen in der Aufienwand erst oberhalb einer Parapethéhe von 1,5 m angeordnet
sind sowie die Briistung des Laubenganges geschlossen und in E 30 ausgefihrt ist.
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5.4

6.2

71
7.11

7.1.3
7.1.4

Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

Bei Gebduden der Gebaudeklassen 4 und 5 ist eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung in Trep-
penhdusern, Aul3entreppen und in Gangen auf3erhalb von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten im
Verlauf von Fluchtwegen sowie im Verlauf des fest verlegten Rettungswegesystems an der Gebau-
deauRenwand zu installieren.

Brandbekampfung

Zuganglichkeit fur die Feuerwehr

Gebaude mussen grundsatzlich zur Brandbekampfung zuganglich sein. Die erforderlichen Zufahr-
ten, Aufstell- und Bewegungsflachen fur Feuerwehrfahrzeuge muissen ausreichend befestigt und
tragféhig sein. Bei Gebduden der Gebdudeklasse 1, 2 und 3 ist eine ausreichende Zuganglichkeit
jedenfalls dann gegeben, wenn der am weitesten entfernte Gebaudezugang, der fir die Erschlie-
Rung notwendig ist, in einer Entfernung von hochstens 80 m Gehweglange von der Aufstellflache
fur die Feuerwehrfahrzeuge liegt. Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 und 5 sind hinsichtlich der
Entfernung der Aufstellflache vom Gebaude die Einsatzmdglichkeiten der Feuerwehr zu bertcksich-
tigen. Bei Gebauden, bei denen die Zuganglichkeit fiir die Feuerwehr zur Brandbekampfung nicht
ausreichend gegeben ist, kdbnnen zusatzliche brandschutztechnische Malinahmen erforderlich wer-
den.

Léschwasserversorgung

Bei Gebauden, bei denen keine ausreichende Loschwasserversorgung sichergestellt ist, kdnnen im
Einzelfall zusatzliche brandschutztechnische MalRnahmen erforderlich werden. Eine ausreichende
Léschwasserversorgung ist jedenfalls dann gegeben, wenn eine Mindestldschwasserrate von
11/ (m®.min) bezogen auf die grote Brandabschnittsflache verfiigbar ist.

Besondere Bestimmungen

Dieser Punkt enthalt ergdnzende bzw. abweichende Bestimmungen zu den Anforderungen geman
den Punkten 2 bis 6.

Land- und forstwirtschaftliche Wohn- und Wirtschaftsgebaude

Fir nebeneinander liegende Gebaude oder Gebaudeteile, die voneinander brandabschnittsmafig
getrennt sind, ist die Einstufung in eine Gebaudeklasse jeweils gesondert vorzunehmen.

Der Wirtschaftstrakt ist vom Wohnbereich durch durchgehende brandabschnittsbildende Wande
bzw. Decken in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 zu trennen. Abweichend davon gentigt bei nicht
ganzjahrig genutzten landwirtschaftlichen Gebauden mit einer Netto-Grundflache von nicht mehr als
1.200 m? (z.B. Almhutten) eine Ausfiihrung in REI 60 bzw. EI 60.

Tierstalle sind gegen daruber liegende Gebaudeteile durch Decken in R 30 zu trennen.

Werkstatten sowie Einstellrdume flr kraftstoffbetriebene Fahrzeuge bzw. Maschinen sind gegen
angrenzende Gebadudeteile des Wirtschaftstraktes durch Wande bzw. Decken in REI 90 und A2
bzw. EI 90 und A2 zu trennen.

Hinsichtlich der erforderlichen Feuerwiderstandsdauer von tragenden Bauteilen in oberirdischen
Gescholden von Wirtschaftsgebauden kann von den Anforderungen gemaf Tabelle 1b sowie hin-
sichtlich der zulassigen Grofie eines Brandabschnittes gemaf Punkt 3.1.1 jeweils je nach Lage und
Nutzung abgewichen werden.

Wirtschaftsgebaude muissen von der Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze soweit entfernt sein, dass
unter Berlcksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandibertragung auf Nachbargebaude weit-
gehend verhindert wird. Abweichend von den Punkten 4.1 und 4.3 muss bei Aulenwanden von
Wirtschaftsgebauden der Abstand zur Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze gleich 6/10 der Hohe der
zugekehrten AuRenwand, mindestens jedoch 3 m betragen, sofern die Aulenwand keinen definier-
ten Feuerwiderstand aufweist.

Fir land- und forstwirtschaftliche Wirtschaftsgebaude darf die OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei
Betriebsbauten“ herangezogen werden, wobei bei Gebauden mit einer Netto-Grundflache von mehr
als 1.800 m” die Stallungen fiir GroRvieh von anderen Bereichen durch Wande bzw. Decken in
REI 60 bzw. El 60 zu trennen sind.
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Schul- und Kindergartengebdude sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 - ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Ge-
schoR - sind als Gebaude der Gebaudeklasse 3 einzustufen.

Wande, die Treppenhauser, Zentralgarderoben, Physik-, Chemie-, Werkraume samt zugehoriger
Lehrmittelrdume, Lehrkiichen und dgl. begrenzen, sind als Trennwande auszufiihren. Decken zwi-
schen oberirdischen GescholRen sind als Trenndecken auszufiihren.

Abweichend zu Punkt 5 dirfen bei GeschoRen mit Unterrichtsrdumen oder Gruppenrdumen die
Punkte 5.1.1 (b) und 5.2 nicht angewendet werden.

Physik- und Chemierdume missen jeweils Uber zwei getrennte Ausgange verfligen. Turen zu Zent-
ralgarderoben, Physik-, Chemie-, Werkrdumen samt zugehorigen Lehrmittelraumen, Lehrkiichen u.
dgl. missen in El, 30-C ausgefuhrt werden. Sofern eine Beeintrachtigung durch Strahlungswarme
nicht zu erwarten ist, genigt eine Ausfuhrung in E 30-C.

Bei oberirdischen GescholRen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von 1.600 m? nicht
Uberschreiten.

Feuerstatten fir eine zentrale Warmebereitstellung missen jedenfalls in einem Heizraum aufge-
stellt werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen
davon sind Gasthermen mit einer Nennwarmeleistung von nicht mehr als 50 kW, sofern diese in ei-
nem Raum aufgestellt sind, der gegen unbefugten Zutritt gesichert ist.

Sofern die Brutto-Grundflache nicht mehr als 3.200 m? betragt, muss in Treppenhdusern, Auf3en-
treppen und Gangen im Verlauf von Fluchtwegen eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung vor-
handen sein. Bei einer Brutto-Grundflache von mehr als 3.200 m? ist eine Sicherheitsbeleuchtung
erforderlich.

Es mussen geeignete Alarmierungseinrichtungen vorhanden sein, durch die im Gefahrenfall eine
Warnung der im Gebdude anwesenden Personen ermdglicht wird.

In Gebauden oder Gebaudeteilen, in denen Kindergarten bzw. vergleichbare Nutzungen unterge-
bracht sind, miissen in allen Aufenthaltsraumen sowie in Gangen, Gber die Fluchtwege von Aufent-
haltsraumen fihren, vernetzte Rauchwarnmelder angeordnet werden.

Beherbergungsstatten, Studentenheime sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2 - ausgenommen solche mit nur einem oberirdischen Ge-
schol - sind als Gebaude der Gebaudeklasse 3 einzustufen.

Bei oberirdischen Geschol3en darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von 1.600 m? nicht
Uberschreiten.

Wande von Bettenbereichen zu Raumen anderer Nutzung (z.B. Klchen einschlief3lich zugehdriger
Lagerraume, Speiseraume, Saunabereiche) sind als Trennwande auszufiihren. Decken zwischen
oberirdischen Geschollen sind als Trenndecken auszufihren. Bei Beherbergungsstatten mit nicht
mehr als sechs oberirdischen GescholRen gelten die Anforderungen hinsichtlich des Brandverhal-
tens an Gelanderflllungen von Balkonen und Loggien gemaf Tabelle 1a und hinsichtlich des Feu-
erwiderstands an Balkonplatten gemaR Tabelle 1b nicht.

Ein einziger Fluchtweg lber ein Treppenhaus bzw. eine Aulientreppe gemaflt Punkt 5.1.1 (b) ist nur
zulassig in Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 100 Gastebetten, sofern die Wéande zwischen
Gangen und Gastezimmern bzw. Gangen und sonstigen Raumen in REI 30 bzw. EI 30 ausgefihrt
werden. Turen in diesen Wanden mussen El, 30-C entsprechen.

Abweichend von Punkt 5.2.1 kann der zweite Fluchtweg durch einen Rettungsweg mit Geraten der
Feuerwehr nur ersetzt werden, sofern in der Beherbergungsstatte insgesamt nicht mehr als
100 Gastebetten und in jedem nicht zu ebener Erde gelegenen Geschof3 nicht mehr als
30 Gastebetten vorhanden sind und in der gesamten Beherbergungsstatte eine automatische
Brandmeldeanlage mit automatischer Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig
besetzten offentlichen Alarmannahmestelle vorhanden ist.

Abweichend von Punkt 5.2.1 kann der zweite Fluchtweg durch ein fest verlegtes Rettungswegesys-
tem an der Gebaudeauflenwand nur ersetzt werden, sofern die Anforderungen gemaf Punkt 5.2.3.
fur jedes Gastezimmer erfillt sind.

Bodenbelage in Aufenthaltsraumen (z.B. Restaurant, Bar) missen Cg-s2 entsprechen, wobei Holz
und Holzwerkstoffe in Dy zuldssig sind. Wand- und Deckenbeldge muissen C-s2, dO entsprechen,

OIB-Richtlinie 2 Ausgabe Oktober 2011-Revision Dezember 2011 Seite 10 von 18


Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben


Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-092/11 OIB-Richtlinie 2

7.3.8

7.3.9

7.3.10

7.3.11

7.3.12

7.3.13

7.4
7.41

7.4.2

7.4.3

744

wobei Holz und Holzwerkstoffe in D zuléssig sind.

Feuerstatten fir eine zentrale Warmebereitstellung miissen jedenfalls in einem Heizraum aufge-
stellt werden, der den Anforderungen der Punkte 3.9.2 bis 3.9.4 zu entsprechen hat. Ausgenommen
davon sind Gasthermen mit einer Nennwarmeleistung von nicht mehr als 50 kW, sofern diese in ei-
nem Raum aufgestellt sind, der gegen unbefugten Zutritt gesichert ist.

In Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 60 Gastebetten muss in Treppenhausern, Aul3entrep-
pen und Gangen im Verlauf von Fluchtwegen sowie im Verlauf des fest verlegten Rettungswege-
systems an der Gebaudeauflenwand eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung vorhanden sein. In
Beherbergungsstatten mit mehr als 60 Gastebetten ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich.

Hinsichtlich MaRnahmen zur Brandfriiherkennung und Alarmierung haben Beherbergungsstatten in

Abhangigkeit von der Anzahl der Gastebetten folgende Anforderungen zu erfillen:

(a) fir nicht mehr als 30 Gastebetten sind in den Gastezimmern sowie in Gangen, uber die Flucht-
wege flhren, vernetzte Rauchwarnmelder zu installieren, die an die Stromversorgung anzu-
schlieRen sind. Die Rauchwarnmelder missen so eingebaut und betrieben werden, dass
Brandrauch friihzeitig erkannt und gemeldet wird,

(b) flr 31 bis 100 Gastebetten ist fir die gesamte Beherbergungsstatte eine automatische Brand-
meldeanlage zu installieren,

(c) far mehr als 100 Gastebetten ist fur die gesamte Beherbergungsstatte eine automatische
Brandmeldeanlage mit automatischer Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer stan-
dig besetzten 6ffentlichen Alarmannahmestelle zu installieren.

Sofern der Bereich mit Personalbetten nicht vom Bereich mit Gastebetten durch Trennwénde bzw.

Trenndecken getrennt ist, sind die Personalbetten den Gastebetten zuzurechnen.

In Beherbergungsstatten mit mehr als 100 Gastebetten missen in jedem Geschold Wandhydranten
mit formbestandigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussmdoglichkeit fur die Feuerwehr zur
Brandbekampfung vorhanden sein.

Fir Studentenheime sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung gelten die Bestimmungen
gemal Punkt 7.3.1 bis 7.3.11 sinngemaR.

Fir Schutzhitten in Extremlage gelangen die Punkte 7.3.1 und 7.3.6 nicht zur Anwendung. Abwei-
chend zu Punkt 7.3.10 (c) ist eine automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale ei-
ner standig besetzten 6ffentlichen Alarmannahmestelle nicht erforderlich.

Verkaufsstatten

Abweichend von Tabelle 1b diirfen tragende Bauteile von freistehenden Verkaufsstatten mit nur ei-
nem oberirdischen GeschoR in R 30 oder A2 hergestellt sein.

Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 600 m? und nicht mehr als 3.000 m? und mit
nicht mehr als drei in offener Verbindung stehenden GescholRen missen folgende Anforderungen
erfillen:

(a) Raume, die nicht zur Verkaufsstatte gehoren, sind durch brandabschnittsbildende Wande bzw.
Decken zu trennen.

(b) Hinsichtlich der Anforderungen an Brandabschnitte von Verkaufsflachen gilt Tabelle 4.

(c) Abweichend zu Punkt 5 dirfen bei GescholRen mit Verkaufsflachen die Punkte 5.1.1 (b) und 5.2
nicht angewendet werden.

(d) In Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von insgesamt nicht mehr als 2.000 m? ist im Ver-
lauf der Fluchtwege eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung zu installieren. In Verkaufsstat-
ten mit einer Verkaufsflache von insgesamt mehr als 2.000 m? ist eine Sicherheitsbeleuchtung
erforderlich.

Fir Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 1.800 m? ist der Léschwasserbedarf und
das Erfordernis von Geraten der erweiterten Loschhilfe im Einvernehmen mit der Feuerwehr unter
Berucksichtigung der Brandlasten sowie der technischen Brandschutzeinrichtungen festzulegen
und bereitzustellen.

Fir Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 3.000 m? oder fir Verkaufsstatten mit
mehr als drei in offener Verbindung stehenden Geschol3en ist ein Brandschutzkonzept erforderlich,
das dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® zu entsprechen
hat.

OIB-Richtlinie 2 Ausgabe Oktober 2011-Revision Dezember 2011 Seite 11 von 18



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0IB-330.2-092/11 OIB-Richtlinie 2

10

11

Betriebsbauten

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten®.

Garagen, uberdachte Stellplatze und Parkdecks

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, tberdachten Stell-
platzen und Parkdecks®.

Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m

Es gelten die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.3 ,Brandschutz bei Gebauden mit einem Flucht-
niveau von mehr als 22 m*“.

Sondergebaude

Fur folgende Sondergebaude ist ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-Leitfaden ,Ab-

weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte® zu entsprechen hat.

(a) Versammlungsstatten fir mehr als 1.000 Personen,

(b) Krankenhauser,

(c) Alters- und Pflegeheime,

(d) Justizanstalten,

(e) Sonstige Sondergebaude und Bauwerke, auf die die Anforderungen dieser Richtlinie aufgrund
des Verwendungszwecks oder der Bauweise nicht anwendbar sind.
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Tabelle 1a: Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
Gebiudeklassen (GK) | GK1 | GK2 | GK 3 | GK4 | GKS5
1 Fassaden
1.1 AuBenwand-Warmedammverbundsysteme | E | D | D | C-d1 | C-d1
1.2 Fassadensysteme, vorgehangte hinterliiftete, beliiftete oder nicht hinterliftete
121 Klassifiziertes Gesamtsystem  oder |E | D-d1 | D-d1 |B-d1® |B-d1®@
1.2.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuRenschicht E D D A2-d1® A2-d1 @
- Unterkonstruktion stabférmig / punktformig | E/E D/D D /A2 D /A2 C/A2
- Da@mmschicht bzw. Warmedammung E D D B® B®
Sonstige AuRlenwandbekleidungen oder -beldge E D-d1 D-d1 B-d1© B-d1©
1.4 Gelanderfiillungen bei Balkonen, Loggien u. dgl. |- - - B® B©

2 Gange und Treppen jeweils auBerhalb von Wohnungen: Bekleidungen und Beldge sowie abgehdngte Decken

2.1 Wandbekleidungen "

211 Klassifiziertes Gesamtsystem oder - D D
2.1.2 Klassifizierte Einzelkomponenten

- Auf3enschicht - D D

- Unterkonstruktion - D D
____________________________ - Dammschicht bzw. Warmedammung | - c c
22 abgehangte Decken [- D-d0 D-d0
2.3 Wand- und Deckenbelage - D-d0 D-d0
2.4 Bodenbelage - Dy Dg

C B

c® B

A2 (5) A2 (5)

C A2
C-s1,d0 B-s1, dO
C-s1,d0 B-s1,d0
Cf|'S1 @ Cf|-S1

3 Treppenhduser: Bekleidungen und Beldge sowie abgehdngte Decken

3 (7

3.1. assifiziertes Gesamtsystem oder - D
3.1.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuBenschicht - D c® B A2
- Unterkonstruktion - D A2 A2 A2®
____________________________ - Dammschicht bzw. Warmedammung |- C C A2 A2
32 abgehangte Decken |- D-s1, d0 C-s1,d0 B-s1, dO A2-s1, d0
3.3 Wand- und Deckenbelage - D-s1, dO C-s1,d0 B-s1,d0 A2-s1, dO
3.4 Bodenbelage
3.4.1 in Treppenhausern gemap Tabelle 2a, 2b - Dg-s1 Cyq-s1 Bis-s1 A2q-s1
3.4.2 in Treppenhausern gemaR Tabelle 3 - Dy-s1 Cq-s1 @ Cq-s1 A2q-s1 ©
4 Décher mit einer Neigung < 60°
Bedachung (Gesamtsystem) "” Broor (1) | Broor (1) | Broor (1) | Broor(t1) | Broor (t1) ™"
4.2 Ejnn;;puskctliwci;ht bzw. Warmeddmmung in der Dach- ' E E E B (12) g (13
5 nicht ausgebaute Dachraume: FuBbodenkonstruktionen und Belage
5.1 ..FuBbodenkonstruktionen (Bekleidungen) e R
511 Klassifiziertes Gesamtsystem oder - E D D B
51.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuRenschicht - C C B B
- Dammschicht bzw. Warmedammung - E E B2 B ("
(52 Bodenbelage |- Eq Dy Cys By-s1

(1) Es sind auch Holz und Holzwerkstoffe in D zuldssig, wenn das klassifizierte Gesamtsystem die Klasse D-d0 erfilllt;

in D zulassig, wenn das klassifizierte Gesamtsystem die Klasse D-d0 erfillt;

(2) Bei Gebauden mit nicht mehr als flinf oberirdischen GeschoRen und einem Fluchtniveau von nicht mehr als 13 m sind auch Holz und Holzwerkstoffe

(3) Bei einer Dammschicht/Warmedammung in A2 ist eine Auenschicht in B-d1 oder aus Holz und Holzwerkstoffen in D zuldssig;

(4) Bei einer Dammschicht/Warmedammung in A2 ist eine AuRenschicht in B-d1 zuldssig; bei Gebauden mit nicht mehr als fiinf oberirdischen Gescho-
Ren und einem Fluchtniveau von nicht mehr als 13 m sind bei einer Dammschicht/Warmeddammung in A2 auch Holz und Holzwerkstoffe in D zuldssig;

(5) Es sind auch Holz und Holzwerkstoffe in D zuldssig;

in D zuldssig;

(6) Bei Gebauden mit nicht mehr als fiinf oberirdischen GeschoRRen und einem Fluchtniveau von nicht mehr als 13 m sind auch Holz und Holzwerkstoffe

dung die Anforderungen fiir Wand- bzw. Deckenbeldge gemaR Zeile 2.3 bzw. 3.3;

(7) Fehlen in Gangen und Treppenhausern Wand- bzw. Deckenbelage, gelten firr die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw. die AuRenschicht der Beklei-

(8) Laubhdlzer (z.B Eiche, Rotbuche, Esche) mit einer Mindestdicke von 15 mm sind zulassig;

(9) Bei Gebauden mit nicht mehr als fiinf oberirdischen GescholRen genligt By-s1;

(10) Sofern bei Dachern mit einer Neigung < 20° eine oberste Schicht mit 5 cm Kies oder Gleichwertigem vorhanden ist, ist Eindeckung in E ausreichend;

fir Lattung, Konterlattung und Schalung auch Holz und Holzwerkstoffe in D zuldssig;

(11) Bei Dachern mit einer Neigung = 20°mussen Eindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung der Klasse A2 entsprechen; abweichend davon sind

(12) In folgenden Fallen sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zuldssig:
- auf Dachern mit einer Neigung < 20° bzw. auf der obersten GeschoR3decke oder

Leistungseigenschaften E und | erfilllen;

- auf Dachern mit einer Neigung = 20°, die in A2 hergestellt sind und die geman Tabelle 1b erforderliche Feuerwiderstandsdauer auch hinsichtlich der

(13) Es sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E bei Dachern mit einer Neigung < 20° bzw. auf der obersten GeschoRRdecke zuldssig, sofern diese in
A2 hergestellt sind und die gemaR Tabelle 1b erforderliche Feuerwiderstandsdauer auch hinsichtlich der Leistungseigenschaften E und | erfiillt wird.
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Tabelle 1b: Allgemeine Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen

Gebéaudeklassen (GK) GK 1 GK 2 GK 3 GK 4 GK 5
1 tragende Bauteile (ausgenommen Decken und brandabschnittsbildende Wande)
1.1 im obersten Geschofy - R 30 R 30 R 30 R60 "
1.2 in sonstigen oberirdischen GeschoRen | R 30 ® R 30 R 60 R 60 R 90 und A2
1.3 in unterirdischen Gescholen R 60 R 60 R 90 und A2 R 90 und A2 R 90 und A2
2 Trennwinde (ausgenommen Wande von Treppenhdusern)
. nicht REI 30 REI 30 REI 60 REI 60
21 _________________ im obersten Geschoft zutreffend EI30 EI30 El 60 El60 ™
. . nicht REI 30 REI 60 REI 60 REI 90 und A2
22 in oberirdischen Geschoften 2utreffend EI 30 EI 60 EI 60 E1 90 und A2
23 in unterirdischen GeschofRen nicht REI 60 REI 90 und A2 [ REI 90 und A2 | REI 90 und A2
' zutreffend El 60 EI 90und A2 EI 90 und A2 El 90und A2
24 zwischen Wohnungen bzw. nicht REI 60 nicht REI 60 nicht
' Betriebseinheiten in Reihenhausern zutreffend EI 60 zutreffend El 60 zutreffend
3 brandabschnittsbildende Wande und Decken
31 brandabschnittsbildende Wande an der | REI 60 REI 90 © REI 90 und A2 | REI 90 und A2 | REI 90 und A2
" Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze El 60 EI90 ® EI90und A2 [EI90und A2 [EI90undA2
3.2 sonstige brandabschnittsbildende nicht REI 90 REI 90 REI 90 REI 90 und A2
’ Wande oder Decken zutreffend El 90 El 90 EI 90 El 90und A2
4 Decken und Dachschriagen mit einer Neigung < 60°
4.1 Decken iiber dem obersten GeschoR - R 30 R 30 R 30 R60 "
4.2 Trenndecken Uber dem obersten ) REI 30 REI 30 REI 60 REI 60 "
~ GescholR
43  Irenndecken iber sonstigen - REI 30 REI 60 REI 60 REI 90 und A2
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII oberirdischen GeschoRen
Decken innerhalb von Wohnungen bzw.
4.4 Betriebseinheiten in oberirdischen R30®@ R 30 R 30 R 30 R 90 Mund A2
| ~ GeschoRen
4.5 Decken uber unterirdischen Geschofen | R 60 REI 60 ¥ REI 90 und A2 | REI 90 und A2 | REI 90 und A2
5 Balkonplatten - - - R 30 oder A2 | R 30 und A2
(1) Bei Gebauden mit nicht mehr als sechs oberirdischen GeschoRen genlgt fir die beiden obersten GescholRe die Feuerwider-
standsdauer von 60 Minuten ohne A2;
(2) Nicht erforderlich bei Gebauden, die nur Wohnzwecken oder der Biironutzung bzw. biirodhnlichen Nutzung dienen;
(3) Bei Reihenhausern genugt fur die Wande zwischen den Wohnungen bzw. Betriebseinheiten auch an der Grundstlicks- bzw. Bau-
platzgrenze eine Ausflhrung in REI 60 bzw. EI 60;
(4) Fir Reihenhauser sowie Gebaude mit nicht mehr als zwei Wohnungen oder zwei Betriebseinheiten mit Blironutzung bzw.
birodhnlicher Nutzung genligt die Anforderung R 60.
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Tabelle 2a: Anforderungen an Treppenhauser bzw. AuBentreppen im Verlauf
des einzigen Fluchtweges gemaR Punkt 5.1.1 (b) in Gebauden der
Gebaudeklassen 2, 3 und 4

Gegenstand | GK2® | GK3 | GK 4

1 Wande von Treppenhdusern

. - @ |REI30 REI 60 REI 60 ¥
11 .............. in oberirdischen Geschol3en El 30 El 60 E160 ©
. - REI 60 REI 90 und A2 REI 90 und A2
1.2 in unterirdischen GeschoRen EI 60 E1 90 und A2 El 90 und A2
. @ | REI30 REI 60 REI 60 “
2 Decke liber dem Treppenhaus El 30 El 60 El60®

3 Tiiren in Wanden von Treppenhausern
zu Wohnungen, Betriebseinhei-

3.1 ) . - El, 30 El, 30-C El, 30-C-Sn,
ten sowie sonstigen Raumen
zu Gangen in
32 Operirdischen GeschoRen © ) =T S
zu Gangen und Raumen in
33 |nterirdischen GeschoRen 25 2hEte EhEte
4 Treppenla_yfe und Podeste in R 30 R 60 R 60 und A2
Treppenhdusern
5 Gelanderfiillungen in ) ) B ©
Treppenhdusern
6 Rauchabzugseinrichtung
6.1 Lage an der obersten Stelle des | an der obersten Stelle des | an der obersten Stelle des
] Treppenhauses Treppenhauses Treppenhauses
Grolie geometrisch freier geometrisch freier geometrisch freier

@)

___________________________ Querschnitt von 1 m? Querschnitt von 1 m? Querschnitt von 1 m?

6.3 Ausléseeinrichtung in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der
Feuerwehr sowie beim Feuerwehr sowie beim Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des obersten Podest des obersten Podest des
Treppenhauses mit Zu- Treppenhauses mit Zu- Treppenhauses mit Zu-
gangen zu Aufenthalts- gangen zu Aufenthalts- gangen zu Aufenthalts-
raumen; raumen; raumen;
unabhéngig vom o&ffentli- unabhangig vom offentli- unabhangig vom offentli-
chen Stromnetz ) chen Stromnetz und tUber | chen Stromnetz und Uber

ein rauchempfindliches ein rauchempfindliches
Element an der Decke Element an der Decke

7 AuBentreppen A2 und im Brandfall keine A2 und im Brandfall keine [ A2 und im Brandfall keine
Beeintrachtigung durch Beeintrachtigung durch Beeintrachtigung durch
Flammeneinwirkung und Flammeneinwirkung und Flammeneinwirkung und
gefahrbringende Strah- gefahrbringende Strah- gefahrbringende Strah-
lungswarme lungswarme lungswarme

(1) Gilt nicht fur Reihenhduser sowie Gebdude mit nicht mehr als zwei Wohnungen;

(2) Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich fir AuRenwande von Treppenhausern, die aus Baustoffen
A2 bestehen und die durch andere an diese Aufienwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden
koénnen;

(3) Die Bauteile missen treppenhausseitig aus Baustoffen A2 bestehen;

(4) Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn eine Brandlbertragung von den angrenzenden Bauwerksteilen
auf das Treppenhaus durch geeignete MalRnahmen verhindert wird;

(5) Fur die Turen umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Dreifachen der Tirblattflache genugt El 30

(6) Laubhdlzer (z.B Eiche, Rotbuche, Esche) mit einer Mindestdicke von 15 mm sind zulassig;

(7) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, wenn in jedem Geschol} unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem
freien Querschnitt von jeweils mindestens 0,5 m? angeordnet sind, die von Stand aus ohne fremde Hilfsmittel ge6ffnet wer-
den kdnnen.
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Tabelle 2b: Anforderungen an Treppenhauser bzw. AuBentreppen im Verlauf
des einzigen Fluchtweges gemaR Punkt 5.1.1 (b) in Gebauden der
Gebaudeklasse 5

Gegenstand

GK 5
mit mechanischer
Beliiftungsanlage

GK 5
mit automatischer
Brandmeldeanlage und
Rauchabzugseinrichtung

GK5
mit Schleuse und
Rauchabzugseinrichtung

1 Wande von Treppenhdusern und Schleusen

1.1 in oberirdischen GeschoRBen " | REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
1.2 in unterirdischen GescholRen REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
2 Decke iiber dem Treppenhaus ' | REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
3 Tiiren in Wanden von Treppenhausern
o CalE e el E 30-C E 30-C-Sn, nicht zutreffend
Geschollen
32  2uWohnungen, Betriebseinhei- | g\ 54 ¢ El, 30-C-S, unzulassig
ten sowie sonstigen Rdumen
2 R SRR UNE [REUTED [ El, 30-C El, 30-C-S,, nicht zutreffend

unterirdischen GescholRen

4 Tiiren in Wanden von Schleusen

zu Gangen und

. nicht zutreffend nicht zutreffend E 30-C
Treppenhausern
4  2uWohnungen, Betriebseinhei- | ;o1 , treffend nicht zutreffend El, 30-C
ten sowie sonstigen Rdumen
5 Treppenldufe und Podeste in R 90 und A2 R 90 und A2 R 60 und A2
Treppenhdusern
6 Gelanderfiillungen in
. B B B
Treppenhdusern

7 mechanische Beliiftungsanlage

Eignung fur Eigenrettung
von Personen aus dem
Brandraum, Verhinderung
des Eindringens von
Rauch ins Treppenhaus
bei geschlossenen Tiren
zum Brandraum sowie
Verdinnung und Abflihren
des bei kurzzeitigem Off-
nen der Ture zum Brand-
raum ins Treppenhaus
eindringenden Rauches

nicht zutreffend

nicht zutreffend

8 automatische Brandmeldeanlage

nicht zutreffend

im Treppenhaus einschliel3-
lich allgemein zugéanglichen
Bereichen, wie Gangen und
Kellerraumen im Schutzum-
fang ,Einrichtungsschutz* mit
interner Alarmierung

nicht zutreffend

9 Rauchabzugseinrichtung

9.1 Lage nicht zutreffend an der obersten Stelle des an der obersten Stelle des
Treppenhauses Treppenhauses

9.2 Groflke nicht zutreffend geometrisch freier geometrisch freier
Querschnitt von 1 m? Querschnitt von 1 m?

9.3  Ausloseeinrichtung nicht zutreffend in der Angriffsebene der in der Angriffsebene der

Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zugan-
gen zu Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom o&ffentlichen
Stromnetz und uber die
automatische Brandmeldean-
lage sowie zusatzlich in der
Angriffsebene der Feuerwehr
eine manuelle Bedienungs-
maoglichkeit mit Stellungsan-
zeige

Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses mit Zugan-
gen zu Aufenthaltsraumen;
unabhéngig vom &ffentlichen
Stromnetz und Uber ein
rauchempfindliches Element
an der Decke des Treppen-
hauses sowie zusatzlich in
der Angriffsebene der Feu-
erwehr eine manuelle Be-
dienungsmoglichkeit mit
Stellungsanzeige

9 AuBentreppen

A2 und im Brandfall keine Beeintrachtigung durch Flammeneinwirkung, gefahrbringende
Strahlungswarme und/oder Verrauchung

(1

andere an diese AuRenwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kdénnen;

Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich fir AuBenwénde von Treppenhausern, die aus Baustoffen A2 bestehen und durch

(&)

durch geeignete MaRnahmen verhindert wird;

Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn eine Brandiibertragung von den angrenzenden Bauwerksteilen auf das Treppenhaus

(©)

Fir die TUren umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Doppelten der Tirblattflache genligt El 30.
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Tabelle 3: Anforderungen an Treppenhduser bzw. AuBentreppen im Verlauf

von Fluchtwegen gemaR Punkt 5.1.1 (c)

Gegenstand | ek20 | GK 3 GK 4 GK5
1 Wande von Treppenhdusern
. . @ | REI30 REI 60 REI 60 REI 90 und A2
1.1 in oberirdischen GescholRen El 30 El 60 El 60 E1 90 und A2
12 in unterirdischen GeschoRen REI 60 REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
’ El 60 El 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2
2 Decke iiber dem Treppenhaus ' | REI 30 REI 60 REI 60 REI 90 und A2
3 Tiiren in Wanden von Treppenhausern
3.1 zu Wohnungen - El, 30 El, 30 El, 30
3.2 zu Betriebseinheiten El, 30 El, 30-C El, 30-C El, 30-C
33 zu Gangen |ﬂ)ober|rd|schen ) E 30-C E 30-C E 30-C
GescholRen
zu Gangen und Raumen in un-
34 terirdischen GeschoRien Zast S S S
4 Treppenlaufe und Podeste
41 in Treppenhausern R 30 R 60 R 60 R 90 und A2
in Treppenhausern, in die aus-
4.2 schlieBlich Turen in E 30-C - R 30 oder A2 A2 R 30 und A2

bzw. El, 30-C flihren

5 Rauchabzugseinrichtung

5.1 Lage

an der obersten Stelle
des Treppenhauses ®)

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

5.2 Groflle - geometrisch freier geometrisch freier geometrisch freier
Querschnitt von 1 m?® | Querschnitt von 1 m® | Querschnitt von 1 m2
5.3 Ausléseeinrichtung - in der Angriffsebene in der Angriffsebene in der Angriffsebene

der Feuerwehr sowie
beim obersten Podest
des Treppenhauses
mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom

offentlichen Stromnetz®

der Feuerwehr sowie
beim obersten Podest
des Treppenhauses
mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom
offentlichen Stromnetz

der Feuerwehr sowie
beim obersten Podest
des Treppenhauses
mit Zugangen zu
Aufenthaltsraumen;
unabhangig vom
offentlichen Stromnetz
und Uber ein rauch-
empfindliches Element
an der Decke

6 AuBentreppen

R 30 oder A2 und im
Brandfall keine Beein-
trachtigung durch
Flammeneinwirkung
und gefahrbringende
Strahlungswarme

A2 und im Brandfall
keine Beeintrachtigung
durch Flammeneinwir-
kung und gefahrbrin-
gende Strahlungs-
warme

A2 und im Brandfall
keine Beeintrachtigung
durch Flammeneinwir-
kung und gefahrbrin-
gende Strahlungs-
warme

(1) Gilt nicht fur Reihenhduser sowie Gebdude mit nicht mehr als zwei Wohnungen;

(2) Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich fir AuBenwande von Treppenhausern, die aus Baustoffen A2
bestehen und die durch andere an diese Aufienwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kon-

nen;

(3) Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn eine Brandibertragung von den angrenzenden Bauwerksteilen auf
das Treppenhaus durch geeignete MalRnahmen verhindert wird;

(4) Fur die Tiren umgebende Glasflachen mit einer Flache von nicht mehr als dem Dreifachen der Turblattflache geniigt El 30;

(5) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, wenn in jedem Geschol} unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem freien
Querschnitt von jeweils mindestens 0,5 m? angeordnet sind, die von Stand aus ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden kon-

nen.
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Tabelle 4: Anforderungen an Brandabschnitte von Verkaufsflachen

Anzahl der in
Brandabschnitts- offener Verbin-
flache in m? dung stehen-
den Geschofle

1 nicht zutreffend Rauchableitung durch Wand- und/oder
1 > 600 und < 1.200 2 REI 60 Deckendffnungen mit einer geometrischen
3 REI| 60 Flache von 0,5 % der Verkaufsflache

Decken zwischen den
GeschoBen innerhalb Brandschutztechnische Einrichtungen
des Brandabschnittes

Rauch- und Warmeabzugsanlage mit auto-
matischer Auslésung sowie zentraler manu-

1 nicht zutreffend eller Auslésungsmaglichkeit durch die Feu-

erwehr von einer im Brandfall sicheren Stel-

2 >1.200 und <1.800 le

2 REI 60 automatische Brandmeldeanlage sowie

Rauch- und Warmeabzugsanlage mit

3 REI 90 Ansteuerung durch automatische Brand-

meldeanlage

1 nicht zutreffend automatische Brandmeldeanlage mit automa-
tischer Alarmweiterleitung zu einer Emp-
fangszentrale einer stéandig besetzten 6f-
fentlichen Alarmannahmestelle sowie

Rauch- und Warmeabzugsanlage mit
Ansteuerung durch automatische Brand-
meldeanlage

erweiterte automatische Léschhilfeanlage
(EAL) sowie

Rauch- und Warmeabzugsanlage mit Aus-
I6sung zumindest durch rauchempfindliche

3 >1.800 und < 3.000 Ausléseelemente je 200 m? Deckenflache.

2 REI' 90 und A2

Bei einer Brandabschnittsflache von nicht

mehr als 2.400 m? genligt

eine automatische Brandmeldeanlage mit
automatischer Alarmweiterleitung zu
einer Empfangszentrale einer standig
besetzten 6ffentlichen Alarmannahme-
stelle in Verbindung mit

einer Rauch- und Warmeabzugsanlage mit
Ansteuerung uber die automatische
Brandmeldeanlage.

3 REI' 90 und A2
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2 ,,Brandschutz*

Ausgabe: Oktober 2011

l.  Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz”, Ausgabe 2007 wurde die Grundstruktur der

Richtlinie beibehalten. Die wesentlichsten Anderungen kénnen wie Folgt zusammengefasst werden:

) Einarbeitung mit teilweise geringfugigen Adaptierungen der wesentlichen Inhalte der bisher in der
ONORM B 3806, Ausgabe 2005-07-01 enthaltenen Anforderungen an das Brandverhalten von
Bauprodukten (Baustoffen) in die Richtlinie durch Schaffung einer neuen Tabelle bzw. durch textliche
Formulierungen,

. Ubernahme und Straffung der wesentlichen bautechnischen Inhalte der ONR 22000, Ausgabe: 2007-
03-01 in die neue OIB-Richtlinie 2.3 ,Brandschutz bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als
22 m",

. Einheitliche Tabellenstruktur mit klarerer Zuordnung der Anforderungen fir die jeweiligen
Gebaudeklassen,

o Einfigen der A2 Forderung bei Bauteilen mit einer Feuerwiderstandsdauer von 90 Minuten in die
Tabellenspalten der betreffenden Gebaudeklassen anstelle des bisherigen Hinweises unmittelbar nach
der jeweiligen Tabellentberschrift,

. Prazisierung bzw. Klarstellung sprachlicher Formulierungen bei verschiedenen, fachlich zumeist
unverandert bleibenden Anforderungen,

. Aufnahme von zusatzlichen Anforderungen fir AuRBenwand-Warmedammverbundsystemen bei
verschiedenen Bauteilen (z.B. Auskragungen, offene Durchfahrten, offene Laubengénge) in
Abhangigkeit der Gebaudeklasse,

. Erleichterungen bei nicht ganzjahrig genitzten landwirtschaftlichen Gebduden mit beschrankter Netto-
Grundflache,

. Mdoglichkeit der Heranziehung der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten® fiir Land- und
forstwirtschaftliche Wirtschaftsgebaude,

) Prazisierung der zuladssigen Brandabschnittsfliche in  oberirdischen  GeschofRen von
Beherbergungsstatten, Studentenheimen und anderen Geb&uden mit vergleichbarer Nutzung,

. Hinweis auf die Anwendung des OIB-Leitfadens ,Abweichungen im Brandschutz und
Brandschutzkonzepte®.

In Anlehnung an die Bauproduktenrichtlinie (Richtlinie des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten tber Bauprodukte 89/106/EWG), die sechs
wesentliche Anforderungen an Bauwerke unterscheidet, wird in der gegenstandlichen Richtlinie die
wesentliche Anforderung ,Brandschutz” geregelt. Dabei werden folgende Teilaspekte behandelt:
MafRnahmen zum Erhalt der Tragfahigkeit des Bauwerkes im Brandfall

MafRnahmen gegen die Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes

MalRnahmen gegen die Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke

Konzeption der Fluchtwege

Konzeption der Vorkehrungen fir Rettung und Léscharbeiten im Brandfall

In der Richtlinie handelt es sich zumeist um technische Detailanforderungen an Bauwerke wie z.B. konkrete
Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen, den Feuerwiderstand von Bauteilen sowie an die
Fluchtwegléange.

Im Gegensatz zu anderen Wissensgebieten wie z.B. Standsicherheit, Warme- und Schallschutz kdnnen im
Bereich des Brandschutzes aufgrund verschiedenster Voraussetzungen und méglicher Randbedingungen
fur die Loésung konkreter brandschutztechnischer Probleme in der Regel keine allgemein giltigen Rezepte,
die alle in der Praxis auftretenden Falle abdecken, angegeben werden. Dies ist nur in konkreten Fallen mit
festgelegten Voraussetzungen mdaglich, die in der Richtlinie behandelt werden.

Die Punkte 2 bis 6 der Richtlinie wurden so konzipiert, dass diese unmittelbar bei Wohn- und Birogebauden
angewendet werden kénnen. Fur andere Nutzungen werden in Abhéngigkeiten bestimmter Nutzungsart bzw.
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GroRRenordnung unter Punkt 7 ergdnzende bzw. abweichende Bestimmungen angefuhrt, in den Punkten 8
bis 10 auf andere Richtlinien verwiesen sowie unter Punkt 11 jene Gebaude angefiihrt, fiir die jedenfalls ein
Brandschutzkonzept erforderlich ist.

Il. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Sofern in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen wird, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden - die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung der
zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfihren lasst, werden die zitierten
Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie ,Zitierte Normen und
sonstige technische Regelwerke" zusammengefasst.

Aufgrund der europédischen Normung ergibt sich die Notwendigkeit, die neuen europaischen Begriffe und
Klassen auch im Bereich des Brandschutzes zu ubernehmen. Dabei wird den Klassifizierungen die
ONORMEN-Serie EN 13501 Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten*
zugrunde gelegt.

In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknupft. Fir den in der Richtlinie am haufigsten
vorkommenden Fall, namlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird dies bereits in den
Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

Der Erarbeitung der Richtlinien wurde grundsétzlich der Begriff des Gebaudes zu Grunde gelegt. Fir
sonstige Bauwerke kénnen die Bestimmungen der Richtlinien sinngemafl angewendet werden. An kleinste
Gebaude mit einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 15 m2 werden unter Einhaltung festgelegter
Rahmenbedingungen keine Brandschutzanforderungen gestellt.

Fur Gebdude mit gemischter Nutzung gelten die Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes fir die

einzelnen Nutzungsbereiche als erfullt, wenn die fur die jeweiligen Nutzungen anzuwendenden

Bestimmungen der Richtlinien eingehalten werden. Dieser Hinweis ist notwendig, um klarzustellen, dass fir

Gebaude mit gemischter Nutzung die Bestimmungen der OIB-Richtlinien fir die jeweilige Nutzung

heranzuziehen sind.

Das bedeutet, dass z.B. fir Geb&dude mit zwei unterirdischen Garagengeschol3en, einer dreigescholiigen

Verkaufsstatte, dariber drei Geschof3e Biros und im obersten Geschof3 Wohnungen folgende Punkte der

OIB-Richtlinien zur Anwendung gelangen kdnnen:

- fur die beiden unterirdischen Garagengeschofl3e sind die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.2
.Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks" einzuhalten,

- fur die dreigeschoRige Verkaufsstétte sind, sofern die Verkaufsflache nicht mehr als 3.000 m? betrégt,
die Bestimmungen des Punktes 7.4.2 einschliellich Tabelle 4 der OIB-Richtlinie 2 einzuhalten,
ansonsten ist geman Punkt 7.4.4 der OIB-Richtlinie 2 ein Brandschutzkonzept vorzulegen,

- fur die Buros und die Wohnungen gelten die Bestimmungen der Punkte 2 bis 6 der OIB-Richtlinie 2.

Der OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte“, Ausgabe Oktober 2011,

enthalt inhaltliche und formale Anforderungen hinsichtlich des Umganges mit Abweichungen von einzelnen
Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz” sowie fiir die Erstellung von Brandschutzkonzepten.

Zu Punkt 1: Begriffsbhestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestimmungen*®
zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fir die Richtlinie 2 relevanten Begriffe erlautert.

Die Begriffe Abgasanlage, Verbindungsstiicke und Feuerstatten wurden grundsatzlich entsprechend der
ONORM EN 1443, Ausgabe 2003-05-01 unter Beriicksichtigung der ONORM B 8200, Ausgabe 1999-09-01
formuliert. Eine Feuerungsanlage besteht im Normalfall aus einer Feuerstatte, dem zugehdrigen
Verbindungsstlick sowie der Abgasanlage. Dabei ist die Abgasanlage (ein- oder mehrschalige Konstruktion)
mit ihrer Abgasleitung der senkrecht gefiihrte Teil einer Feuerungsanlage, welche sich inner- oder auf3erhalb
eines Bauwerkes befindet und mdglichst Gber Dach gefuhrt wird. In der Abgasleitung werden die bei der
Verbrennung entstehenden Verbrennungsprodukte (gasférmige, flissige oder feste Bestandteile) abgeleitet.
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Zwischen der Feuerstatte und der Abgasanlage befindet sich das Verbindungsstiick, welches ein- oder auch
doppelwandig ausgefiihrt werden kann. Bei doppelwandigen Verbindungsstiicken kann zuséatzlich der
Ringspalt (Zwischenraum) dazu benutzt werden, die bendtigte Verbrennungsluft der Feuerstatte zuzufihren.

Fur Beherbergungsstétten beginnt der Anwendungsbereich erst fiir Gebaude bzw. Gebaudeteile, die der
Beherbergung von Personen dienen und mehr als 10 Gastebetten aufweisen. Fir kleinere Gasthofe oder
Pensionen besteht kein eigenes Regelungsbedirfnis, da bei dieser GréRenordnung eine é@hnliche Situation
wie bei der Wohnnutzung anzunehmen ist.

Der Begriff der Betriebsbauten umfasst alle Bauwerke oder Teile eines Bauwerkes, die der Produktion bzw.
Lagerung von Produkten und Guitern dienen. Unmittelbar zugehdrige Verwaltungs- und Sozialrdume sowie
sonstige, betrieblich notwendige R&ume werden mit einbezogen. Unter Betriebsbauten werden
insbesondere solche verstanden, in denen eine Fertigung von Produkten und Giitern stattfindet und in denen
kein erhthter Kundenverkehr gegeben ist. Zu Betriebsbauten z&hlen auch Lager ohne regelmaRigen
Kundenverkehr. Als Betriebsbauten kdnnen auch Bauhédfe, Autobahnmeistereien und Bauwerke mit
ahnlicher Nutzung betrachtet werden. Nicht als Betriebsbauten zu betrachten sind jedenfalls
Verkaufsstatten, Gastgewerbebetriebe und Birogebaude.

Auf die Definition ,Betriebseinheit® wurde bewusst verzichtet, da eine eindeutige Definition fir alle
brandschutztechnischen Anwendungsfélle in der Praxis nahezu unmdoglich erscheint. Der Begriff
.Betriebseinheit* kann daher analog dem Begriff ,Wohneinheit* ausgelegt werden, und zwar in technisch-
funktionaler Hinsicht. So bedurfen z.B. gemeinsam genutzte Raume und Anlagen bzw. Anlagenteile zumeist
keiner gesonderten brandschutztechnischen Trennung. Auch unterschiedliche Miet-, Pacht- oder
Eigentumsverhaltnisse konnen vielfach aul3er Betracht bleiben. Es kdnnen daher sowohl ein einziger Raum
als auch mehrere Raume eine Betriebseinheit darstellen, andererseits kdnnen mehrere von verschiedenen
Betreibern genutzte Einheiten, die Uber gemeinsam genutzte Raumlichkeiten verfiigen, auch eine einzige
Betriebseinheit im Sinne des Brandschutzes darstellen. Letzteres kann beispielsweise zutreffen bei:

- Shop-in-Shop-Systemen bei Verkaufsstatten,

- Blrogemeinschaften,

- Gewerbeparks,

- Kooperationen zur Planung, Konstruktion und Entwicklung von Projekten,

- Formen der Zusammenarbeit von Rechtstragern des 6ffentlichen und privaten Rechts.

Der Begriff des Fluchtniveaus wurde insbesondere deshalb eingefiihrt, da sicherheitstechnisch vor allem die
Hohe, in der sich Personen bestimmungsgemal in Raumen aufhalten koénnen (FuRbodenoberkante),
relevant ist und nicht die Héhe eines bestimmten Punktes eines Gebaudeumrisses (z.B. Traufenhéhe). Die
Heranziehung des Fluchtniveaus als wichtiges Kriterium fir die Einteilung in Geb&udeklassen erfolgt
hauptsachlich im Hinblick auf die Erfordernisse der Personenrettung sowie die Mdglichkeiten der
Brandbekampfung.

Als Fluchtweg wird jener Gehweg definiert, der den Benutzern eines Bauwerkes im Gefahrenfall ohne
fremde Hilfe das Erreichen eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelédndes im Freien erméglichen soll. Er
ist jener Gehweg, der in der Regel beim entferntesten Punkt jedes Raumes in einem Geb&aude beginnt und
an einem sicheren Ort des angrenzenden Geldndes im Freien endet. Ein Ort im Freien ist insbesondere
dann sicher, wenn das problemlose Verlassen des Bauwerksareals unmittelbar durch direkte Anbindung an
ein offentliches Straennetz oder zumindest mittelbar Gber einen Privatweg sichergestellt ist. Ein nur Gber
ein Bauwerk zuganglicher, auch unversperrter, innen liegender Hof kommt demnach als sicherer Ort im
Freien in der Regel nicht in Betracht. Unter ,Grundsatzlich“ meint man hier, dass in manchen Fallen nicht
auszuschlief3en ist, dass Menschen sich nicht in jedem Fall tatsachlich immer selbst retten kénnen, wie dies
etwa bei kranken Personen, Kindern, alteren Menschen oder Personen mit Behinderung denkbar ist.

Durch die Einteilung der Gebaude in Gebaudeklassen werden gewisse, in der Praxis haufig anzutreffende
Gebaudetypen definiert, sodass konkrete Voraussetzungen und Randbedingungen vorliegen und somit
eindeutige brandschutztechnische Regelungen festgelegt werden kénnen. Die Kriterien flr die Einteilung in
Gebaudeklassen umfassen die Anzahl der oberirdischen Gescholle, das Fluchtniveau, die Brutto-
Grundflache der oberirdischen Geschof3e sowie die Anzahl von Wohnungen bzw. Betriebseinheiten.
Gebaude mit Nutzungseinheiten, die eine deutlich kleinere Flache als tbliche Brandabschnitte aufweisen
und die gegeneinander durch Wande bzw. Decken mit einer bestimmten Brandschutzqualifikation
abgetrennt sind, stellen fir die Brandausbreitung und die Brandbekdmpfung durch die Feuerwehr ein
geringeres Risiko dar als Gebaude mit flachenmalig ausgedehnten Nutzungseinheiten. Der mehrfach fur die
Einstufung eines Gebaudes in eine Gebaudeklasse maRgebende Wert von 400 m® Brutto-Grundflache je
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Wohnung oder je Betriebseinheit stellt auf die tUblicherweise von der Feuerwehr noch zu beherrschende
Brandflache ab. Fir Gebaude mit einer derartigen zellenartigen Bauweise sind daher geringere
Brandschutzanforderungen vertretbar. Durch Kombination der einzelnen Kriterien gelangt man zur Einteilung
in finf Gebaudeklassen. Im Zusammenhang mit der Einstufung von Gebauden in Gebaudeklassen bleiben
die Grundflachen in unterirdischen GeschofRen auRer Betracht. Fir Radume in unterirdischen Geschol3en
gelten namlich meistens eigene Regelungen inshesondere hinsichtlich des Brandverhaltens von Baustoffen,
der Feuerwiderstandsklasse von Bauteilen, der Grof3e von Brandabschnitten und der Rauchableitung, die
weitgehend von den Kriterien zur Einstufung in eine Gebaudeklasse unabhéangig sind.

Die Gebaudeklasse 1 umfasst freistehende Geb&aude mit nicht mehr als drei oberirdischen GeschofRen und
mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 7 m bestehend aus einer Wohnung oder einer Betriebseinheit von
jeweils nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen GeschoRe. Damit werden vor allem
freistehende Gebéaude, die ausschlie3lich aus einer Wohnung bestehen, erfasst, fur die in den meisten
Landesbauordnungen bisher Sonderregelungen enthalten sind. Die Nutzung beschrénkt sich aber nicht nur
auf Wohnzwecke, sondern schliet u.a. auch Bironutzung, burodhnliche, betriebliche und
landwirtschaftliche Nutzungen mit ein. Als freistehend im Sinne dieser Richtlinie wird dabei jenes Gebaude
angesehen, das an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fur die
Brandbekdmpfung von auf3en zugénglich ist. Das gekuppelte Doppelhaus mit gemeinsamer Grundstiicks-
bzw. Bauplatzgrenze kénnte somit verwirklicht werden, da beide Gebaude die Kriterien erfullen kénnen.
Unbeschadet von dieser brandschutztechnischen Festlegung bleiben  baurechtliche  bzw.
raumordnungsrechtliche Abstandsbestimmungen der Bundeslander aber unberihrt. Die gleichen Gebaude
sind in die Gebaudeklasse 2 eingestuft, wenn sie nicht freistehend sind und nicht mehr als finf Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten aufweisen. Dieser Gebaudeklasse sind auch jene Reihenh&duser mit mehr als zwei
voneinander getrennten selbstindigen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten zuordenbar, bei denen die
einzelne Wohnung bzw. Betriebseinheit aber jeweils nur eine Brutto-Grundflache der oberirdischen
Geschol3e von nicht mehr als 400 m2 aufweisen darf. In die Gebaudeklasse 3 fallen alle Gibrigen Geb&ude,
die zwar hinsichtlich Anzahl der oberirdischen Geschol3e und Fluchtniveau die gleichen Voraussetzungen
erfullen, aber mehr als funf Wohnungen bzw. Betriebseinheiten besitzen bzw. wenn deren Brutto-
Grundflache der oberirdischen GescholRe mehr als 400 m2 betragt. Bei der Gebaudeklasse 4 erfolgt unter
Berucksichtigung der generellen Begrenzung mit nicht mehr als vier oberirdischen GescholRen und mit
einem Fluchtniveau von nicht mehr als 11 m eine Unterteilung entsprechend der Zahl der Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten. In jenen Fallen, in denen mehrere Wohnungen bzw. Betriebseinheiten vorhanden sind,
wird eine Begrenzung jeder einzelnen Nutzungseinheit mit 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen
Geschol3e festgelegt. Ist dagegen nur eine Wohnung bzw. eine Betriebseinheit gegeben, entfallt diese
Flachenbegrenzung. Durch die Gebaudeklasse 4 soll insbesondere die konstruktive Verwendung von Holz
fur Gebaude mit bis zu vier oberirdischen Geschol3en erdffnet werden, was in verschiedenen Bundeslandern
bisher noch nicht der Fall ist. Alle sonstigen Gebaude, einschliellich der Gebdude aus vorwiegend
unterirdischen GeschofR3en fallen in die Geb&udeklasse 5, wobei das Fluchtniveau von 22 m nicht
Uberschritten werden darf.

Zwecks Beseitigung von Unklarheiten hinsichtlich unterschiedlicher Auslegung von Keller-, Erd- und
Dachgeschol3 werden in dieser Richtlinie ausschlieBlich die Begriffe ,oberirdisches* und ,unterirdisches
Geschol3“ verwendet. Daher entspricht das unterste oberirdische Geschol3 dem bisher gebrauchlichen
Begriff des ErdgeschoRes und das oberste unterirdische GeschoR3 jenem des ersten KellergeschoRes. Der
bisherige teilweise in Rechtsvorschriften einzelner Bundeslander verwendete Begriff ,erster Stock bzw.
erstes Obergeschol3* entspricht nunmehr dem zweiten oberirdischen Geschol3. AuflRerdem werden
Dachgeschol3e den oberirdischen GescholRen begrifflich gleichgestellt. Bei der Ermittlung der Zahl der
oberirdischen Geschol3en, die ein wesentliches Kriterium fir die Einstufung in die entsprechende
Gebaudeklasse darstellt, missen beispielsweise nicht ausgebaute Dachrdume, in denen sich keine
Aufenthaltsrdume befinden und somit im Brandfall aus solchen Bereichen Ublicherweise auch keine
Personen zu retten sind, nicht angerechnet werden. Dagegen sind aber oberirdische Geschol3e etwa in
Schulen oder Beherbergungsstatten bei der Ermittlung der Geschof3zahl ebenso zu berlcksichtigen wie
beispielsweise Technikgeschol3e.

Der Begriff des Reihenhauses wurde nur unter Berticksichtigung brandschutztechnischer Kriterien festgelegt
und umfasst keine raumplanerischen bzw. bauordnungsrechtlichen Belange. Da sich die Definition des
Reihenhauses nicht an der Zahl der oberirdischen Geschol3e, sondern vor allem an der Brutto-Grundflache
der jeweiligen Wohnung bzw. Betriebseinheit mit jeweils nicht mehr als 400 m? Brutto-Grundflache der
oberirdischen GescholRe orientiert, gibt es Reihenhauser nur in den Gebaudeklassen 2 und 4. Aufgrund der
raumplanerischen bzw. bauordnungsrechtlichen Definition von Reihenhdusern in den einzelnen
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Bundeslandern kann einerseits ein Reihenhaus aus mehreren nebeneinander angeordneten Wohnungen auf
einem Grundstiick bzw. Bauplatz bestehen, wobei die Eckwohnungen sogar bis an die Grundgrenze
heranreichen kdnnen. Andererseits liegt auch dann ein Reihenhaus vor, wenn sich jede Wohnung auf einer
eigenen Liegenschaft befindet, sodass brandschutztechnisch gesehen sogenannte "fiktive Grundgrenzen"
entstehen. Fir die brandschutztechnische Beurteilung ist es allerdings unerheblich, ob sich das Reihenhaus
auf einem Grundstiick bzw. Bauplatz befindet oder die einzelnen Wohnungen des Reihenhauses jeweils auf
unterschiedlichen Grundstiicken bzw. Bauplatzen.

Die Begriffe Trenndecke und Trennwand wurden eingefiihrt, um die brandschutztechnischen Anforderungen
in Abhangigkeit der Gebaudeklassen differenzierter festlegen zu koénnen. Darunter sind insbesondere
Decken bzw. Wande zwischen einzelnen Wohnungen, zwischen einzelnen Betriebseinheiten, zwischen
Wohnungen bzw. Betriebseinheiten einerseits und allen anderen Gebdaudeteilen andererseits sowie
zwischen Treppenhéusern und allen anderen Gebdudeteilen (z.B. Kellerraume, nicht ausgebaute
Dachrdume) zu verstehen.

Bei Verkaufsstatten, in denen bestimmungsgemafl der Verkauf von Waren stattfindet, handelt es sich
hauptsachlich um Betriebe des Einzel- oder GroRhandels. Es ist dabei unerheblich, ob es sich um
Einzelgeschafte oder um Kauf-, Waren- und Moébelhduser, Super- oder Selbstbedienungsmarkte handelt.
Auf die Festlegung einer Mindestverkaufsflache wurde verzichtet, damit fir kleine Geschéfte die allgemeinen
Bestimmungen der Richtlinie, namlich jene der Punkte 2 bis 6 herangezogen werden kdnnen. Erst fir
Verkaufsstatten mit einer Verkaufsfliche von mehr als 600 m2 werden darliber hinausgehende
Anforderungen notwendig (siehe Erlauterungen zu Punkt 7.4).

Zu Punkt 2: Allgemeine Anforderungen und Tragfahigkeit im Brandfall

Wenn der geforderte Feuerwiderstand bereits durch eine ,rohe* Wand bzw. Decke allein erbracht wird, so
missen die zusatzlich angebrachten Bekleidungen beziglich der Feuerwiderstandsklasse keine
Anforderungen erfullen.

Zu Punkt 2.1: Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Im Zuge der Evaluierung der OIB-Richtlinien hat sich der Wunsch der Lander ergeben, auch die
Anforderungen an das Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen) durch die Lander festzulegen.
Deshalb wurden die bisher in der ONORM B 3806 enthaltenen Inhalte im Wesentlichen in die neu
geschaffene Tabelle 1a sowie in die Texte dieser Richtlinie tbernommen. In Zeile 1.3 sind Anforderungen fir
sonstige AuRenwandbekleidungen und —beldge geregelt, die nicht durch die Zeilen 1.1 oder 1.2 abgedeckt
sind (z. B. Holzschindelfassaden). Die Anforderungen in Zeile 2 (Gange) wurden unter der Voraussetzung
gewabhlt, dass zwischen Gangen und Treppenhausern zumindest ein brandschutztechnischer Abschluss in
Form einer E 30-C-Tire vorhanden ist; sofern dies nicht der Fall ist, sind fur diese Gange die Anforderungen
an Treppenhauser (Zeile 3) einzuhalten. In Zeile 4 wurde hinsichtlich der Neigung von Dachern die Grenze
bei nicht mehr als 60° festgelegt, weshalb steilere Dacher wie Wande zu behandeln sind.

In Punkt 2.1.2 werden fiir Gebaude, die lediglich aufgrund ihrer Hanglage, d.h. in Folge Uberschreitung des
Fluchtniveaus von 7 m, in eine hohere Geb&audeklasse fallen wirden, unter gewissen Voraussetzungen
Erleichterungen hinsichtlich der Anforderungen an das Brandverhalten angefihrt.

Zu Punkt 2.2: Feuerwiderstand von Bauteilen

Punkt 2.2.1 regelt die grundsatzlichen Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen, die in der
Richtlinie zwecks leichterer Lesbarkeit anstelle von verbalen Festlegungen in Tabellenform dargestellt
werden. Dabei spiegelt Tabelle 1b weitgehend die bisher in den Bundeslandern geilibte Praxis wider, in
Abhéngigkeit von der GescholRanzahl bestimmte Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen
festzulegen. Den nunmehr gebaudeklassenabhéngigen Anforderungen hinsichtlich Feuerwiderstand von
Bauteilen und Brandverhalten von Baustoffen liegt die Sicherheitsphilosophie zugrunde, dass mit steigender
GeschofRRanzahl, gréRerer Brandabschnittsflache, hoherer Personenbelegung sowie mit Zunahme der
Nutzungsmoglichkeiten auch das Gefahrdungspotential generell zunimmt und damit auch der Léscheinsatz
durch die Feuerwehr schwieriger wird. Deshalb werden mit steigender Geb&dudeklasse zunehmende
Anforderungen an die brandschutztechnischen Eigenschaften von Baustoffen bzw. Bauteilen gestellt.

Die festgelegten Anforderungen an Geb&ude der Gebdudeklasse 1 beruhen auf der Erkenntnis, dass dem

Nachbarschaftsschutz und der Mdglichkeit der Brandbekdampfung bei solchen Geb&uden grundséatzlich
ausreichend Rechnung getragen wird. Die Sicherheit der Geb&audebenutzer, welche sich aufgrund der
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Gebaudeart Ublicherweise in wenigen Minuten in Sicherheit bringen koénnen, wird durch eine allfallige
Erh6hung der Feuerwiderstandsfahigkeit der Bauteile kaum erhdht. Durch die verpflichtende Installation von
.Rauchwarnmeldern“ in Wohnungen dirfte nunmehr auch sichergestellt werden, dass Personen infolge der
Alarmierung eine frithzeitige Flucht antreten kénnen. Dadurch ist hinsichtlich des Personenschutzes sogar
eine Erhéhung des bisher bei Gebauden, die ausschlieBlich aus einer Wohnung bestehen, Ublichen
Sicherheitsstandards zu erwarten. GemaR Zeile 3.1 der Tabelle 1b kdnnten somit bei Erfillung der
Voraussetzungen an brandabschnittshildende Wande an der Grundsticks- bzw. Bauplatzgrenze zwei
getrennte und jeweils der Gebaudeklasse 1 zuordenbare Gebaude, die ausschliellich aus einer Wohnung
bestehen, verwirklicht werden. Die beiden Gebaude der Gebaudeklasse 1, die somit ein Doppelhaus
ergeben, bendtigen jedoch an der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze jeweils eine brandabschnittsbildende
Wand in REI 60 bzw. EI 60.

Aufgrund der Definition von Gebauden der Gebéudeklassen 3 und 4 insbesondere hinsichtlich Anzahl der
Wohnungen bzw. Betriebseinheiten in Verbindung mit der zuldssigen Brutto-Grundflache ergeben sich
unterschiedliche Risikosituationen. Wéahrend in der Geb&udeklasse 3 hinsichtlich Brutto-Grundflache sowie
Zahl der Wohnungen bzw. Betriebseinheiten keine Begrenzung vorliegt, gibt es fir die Geb&udeklasse 4
diesbeziigliche Einschrankungen. Ahnlichkeiten bei den Bauteilanforderungen gemaR Tabelle 1b miissen
somit unter den genannten Rahmenbedingungen beurteilt werden. In Bezug auf die brandschutztechnischen
Anforderungen an Gange, Treppen und Treppenhauser im Verlauf von Fluchtwegen ergeben sich dagegen
wesentliche Unterschiede (siehe Erlauterungen zu Punkt 5).

Bei tragenden Bauteilen im obersten Geschol3 von Gebauden der Geb&audeklassen 3 bis 5 wird geman
Zeile 1.1 der Tabelle 1b in Anlehnung an &hnliche Regelungen im Ausland die Anforderung an die
Feuerwiderstandsfahigkeit im Vergleich zu den sonstigen oberirdischen GeschofRen um eine Klasse
herabgesetzt. Dies wird damit begriindet, dass bei einem allfalligen Brandereignis die im obersten Geschof
betroffenen Personen frihzeitig in Sicherheit sein missten und notwendige L&schaktionen durch die
Feuerwehr auch von auf3en durchgefihrt werden kénnten.

In Gebauden der Gebaudeklasse 2 sind gemaly Tabelle 1b Zeile 2.4 bzw. Zeile 3.1 in Verbindung mit
FuBnote 3 die (Trenn)wénde zwischen den Wohnungen in Reihenh&usern, unabhéangig davon, ob sich an
der Stelle der Trennwénde eine Grundgrenze befindet oder nicht, grundsatzlich in REI 60 bzw. EI 60
ausreichend. Dies deshalb, da davon ausgegangen werden kann, dass (aus schallschutztechnischen
Grinden) in der Regel zwei aneinandergrenzende Wande hergestellt werden. In Gebauden der
Gebaudeklasse 4 sind die Erleichterungen fir die Trennwande zwischen den einzelnen Wohnungen im
Reihenhaus noch zuldssig. An der Grund- bzw. Bauplatzgrenze - also auch an der "fiktiven Grundgrenze" -
sind jedoch gemaR Tabelle 1b Zeile 3.1 die brandabschnittshildenden Wéande und Decken in REI 90 und A2
bzw. EI 90 und A2 herzustellen.

Um einen der Praxis entsprechenden brandschutztechnischen Ubergang von der Geb&udeklasse 4 auf die
Gebaudeklasse 5 zu schaffen, wurde nach eingehender Diskussion in der FulBnote 1 der Tabelle 1b
festgelegt, dass fur die beiden obersten Geschol3e in der Gebdudeklasse 5 die Wande und Decken nur in
R 60, REI 60 bzw. El 60 ausgefihrt werden missen, sofern das Geb&ude nach Fertigstellung nicht mehr als
sechs oberirdische GeschoRe aufweist. Diese Ausfuhrung entspricht einerseits vielen Geb&uden in den
westlichen Bundeslandern, andererseits der seit Jahren gepflogenen Praxis des nachtraglichen
Dachgeschof3ausbaus in Wien.

In Tabelle 1b werden unter Zeile 5 an Balkonplatten von Gebauden der Gebaudeklassen 1, 2 und 3 keine
Anforderungen an die Feuerwiderstandsfahigkeit gestellt. Dies aus der Erkenntnis heraus, dass im Brandfall
Ublicherweise die volle rechnerische Nutzlast nur zu einem geringen Bruchteil vorhanden ist. Weiters ist
davon auszugehen, dass bei derartigen GréRenordnungen der Gebaude der Feuerwehreinsatz nicht
nachteilig beeinflusst wird. Bei Gebduden der Geb&udeklasse 4 kann der Ldschangriff erschwert sein,
weshalb eine Feuerwiderstandsfahigkeit von 30 Minuten oder eine Ausfiihrung in A2 verlangt wird. Bei
Gebauden der Gebaudeklasse 5 werden sowohl Anforderungen an die Feuerwiderstandsféhigkeit als auch
an das Brandverhalten der Baustoffe gestellt.

In Punkt 2.2.2 werden fiir Geb&aude, die lediglich aufgrund ihrer Hanglage, d.h. in Folge Uberschreitung des
Fluchtniveaus von 7 m, in eine héhere Geb&dudeklasse fallen wiirden, unter gewissen Voraussetzungen
Erleichterungen hinsichtlich der Bauteilanforderungen angefihrt. Die &sterreichischen Feuerwehren
verfligen zumindest Uber Leitern, mit denen ein derartiges Hohenniveau erreicht werden kann. Sofern bei
Gebauden der genannten Gebaudeklassen das Fluchtniveau generell nicht mehr als 11 m betragt und jeder
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Aufenthaltsraum zumindest an einer Stelle nicht mehr als 7 m Uber dem angrenzenden Gelande liegt, ist fur
Gebaude der Gebaudeklasse 1, die lediglich aufgrund der Hanglage in die Gebaudeklasse 4 fallen wirden,
eine Einstufung in Gebaudeklasse 2 ausreichend bzw. verbleiben die Gebaude der Gebaudeklassen 2 und 3
in ihrer jeweiligen Gebaudeklasse. Es wird angenommen, dass bei derartigen Hangverhaltnissen ein
ahnliches Sicherheitsniveau wie in ebener Lage ausreichend ist.

Zu Punkt 3: Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes

Zu Punkt 3.1: Brandabschnitt

Punkt 3.1.1 regelt die GroRe von Brandabschnitten, wobei das akzeptierte Risiko durch die in der Richtlinie
angegebenen BrandabschnittsgroRen festgelegt wird. Dabei wurden die bisher in den Bundeslandern
teilweise unterschiedlichen Brandabschnittsgrof3en - basierend auf eingehenden Diskussionen — derart
vereinheitlicht, dass nunmehr fir oberirdische Geschol3e grundsatzlich 1.200 m2 und nur bei Bironutzung
1.600 m? zuldssig sind, wobei nicht mehr als 4 Geschol3e vertikal zusammengefasst werden durfen. Die
Langsausdehnung der Brandabschnitte wurde mit 60 m begrenzt, wodurch auch L&angsbaukorper bei
Beibehaltung der zuldssigen Brandabschnittsflache erleichtert werden. Bei unterirdischen Geschol3en liegt —
zumal dort die Einsatzverhéltnisse fur die Feuerwehr im Brandfall unginstiger sind — die zuldssige
Brandabschnittsflache bei 800 m2. Bei der Ermittlung der zuléssigen GruRe eines Brandabschnittes wird die
Netto-Grundflache herangezogen. Zur Klarstellung erfolgt fir Wéande von Treppenhdusern, die
Brandabschnitte begrenzen, der Hinweis auf die Anwendung der Anforderungen an Trennwéande gemal}
Tabelle 1b.

Wie aus Brandereignissen bekannt, kénnen beispielsweise  umstiirzende Lagerungen
brandabschnittsbildende Wande derart beschadigen, dass eine Brandibertragung in benachbarte
Brandabschnitte erfolgt. Dem soll geman Punkt 3.1.2 durch das européisch genormte Leistungskriterium M —
zusatzliche mechanische Festigkeit — begegnet werden.

Entsprechend Punkt 3.1.3 sind brandabschnittsbildende Wéande grundsétzlich 15 cm tber Dach zu fuhren,
sofern die Brandubertragung nicht durch andere MalRnahmen wirksam eingeschrankt wird. Da die
Alternativmanahmen zur Uberdachfilhrung vielfaltig sein koénnen, wurde keine Konkretisierung
vorgenommen. Vorstellbar ware grundsatzlich aber eine Ausfiihrung, bei der in Hohe der Dachhaut an die
Wand eine beiderseits 0,5 m breite Platte in EI 90 und A2 anschliel3t, Uber die keine Teile des Daches, die
nicht der Klasse A2 entsprechen, hinweggefuhrt werden dirfen. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2
wére als AlternativmalRnahme vorstellbar, dass die brandabschnittsbildende Wand nur bis unter die
Dachhaut gefihrt und die verbleibenden Hohlrdume vollstédndig mit Baustoffen der Klasse A2 ausgefillt
werden.

GemaR Punkt 3.1.4 wird fiir Abschliisse von Offnungen, Leitungsdurchfiihrungen u.A. grundséatzlich dieselbe
Feuerwiderstandsdauer wie fir den Bauteil selbst verlangt, da deren Kontrolle im Brandfall durch die
Feuerwehr kaum moglich ist. Abschliisse missen zudem mit Hilfe von SelbstschlieReinrichtungen stets
geschlossen sein, sofern nicht durch andere MaBnahmen im Brandfall ein SchlieRen bewirkt wird. Letzteres
kann beispielsweise durch Feststelleinrichtungen sichergestellt werden, die im Brandfall unwirksam werden
und den SchlieBvorgang mittels tireigenem Auslosesystem oder durch ein zentrales Brandmeldesystem
auslésen. Fur Turen und Tore sind nur bis zu einer bestimmten Gesamtflache Erleichterungen zuléssig. Dies
vor allem im Hinblick auf den Umstand, dass Abschlisse der angegebenen Gré3enordnungen im Brandfalle
von der Feuerwehr noch gehalten werden kénnen.

Es wird davon ausgegangen, dass die in den Punkten 3.1.5 bzw. 3.1.6 angegeben baulichen Maflnahmen
unter Bericksichtigung der Brandbekampfung durch die Feuerwehr eine vertikale bzw. horizontale
Brandibertragung tber AuRenwénde weitgehend hintanhalten kdnnen. Fur Trennwénde bzw. Trenndecken
treffen diese Forderungen nur dann zu, wenn diese aufgrund der Grol3e der Brandabschnitte gemaf
Punkt 3.1.1 als brandabschnittshildende Wande bzw. Decken auszubilden sind.

In Punkt 3.1.7 wird ohne Unterscheidung von trauf- und giebelseitigen brandabschnittshildenden Wanden
ein Abstand von 1 m von Dachéffnungen und Dachaufbauten zu den brandabschnittshildenden Wanden
gefordert. Aufgrund der vielen unterschiedlichen Varianten hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung in
Verbindung mit der Anordnung von wirksamen Maflinahmen wurden keine Patentldsungen angegeben. Bei
unterschiedlich hohen geneigten Dachflachen von Brandabschnitten kénnen diese Anforderungen im
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Einzelfall fur die hoher liegenden Offnungen, sofern iiber diese Offnungen eine Brandausbreitung nicht zu
erwarten ist, gegebenenfalls nicht zutreffen.

Wenn Dachdéffnungen und Glasdacher an héhere Gebaude eines anderen Brandabschnittes angrenzen, so
wird in Punkt 3.1.8 nur der Abstand festgelegt, innerhalb dessen brandschutztechnische Malinahmen zur
wirksamen Einschrankung eines Brandiberschlages notwendig sind. Aufgrund der vielen unterschiedlichen
Varianten hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung in Verbindung mit der Anordnung von wirksamen
MalRnahmen wurden keine Patentlésungen angegeben.

Die Messung der in Punkt3.1.6 und 3.1.7 festgelegten Mindestabstande hat von der Mitte der
brandabschnittsbildenden Wand bzw. von der Fuge zwischen zwei aneinandergebauten Wanden zu
erfolgen.

Zu Punkt 3.2: Trennwande und Trenndecken

In Punkt 3.2.2 werden die Anforderungen an Tiren in Trennwanden im Hinblick auf die bei bestimmten
Einbausituationen seit Jahren gepflogene Praxis prazisiert.

Zu Punkt 3.3: Deckeniibergreifender AuBenwandstreifen

Um die vertikale Brandausbreitung Uber die Fassade zu begrenzen, wurde erst fir Gebaude ab der
Gebaudeklasse 5 mit mehr als sechs oberirdischen GeschoRen ein deckenibergreifender
AuRRenwandstreifen mit einer Feuerwiderstandsdauer von 30 Minuten aus Baustoffen der Klasse A2
gefordert. Anstelle des deckenibergreifenden AufRenwandstreifens werden auch bauliche bzw.
anlagentechnische Alternativen ermdglicht.

Zu Punkt 3.4: Schachte, Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten

Diese brandschutztechnischen Anforderungen sind zielorientiert formuliert und sollen das Augenmerk der
Planer und Ausfiihrenden auf die notwendigen MalBhahmen lenken. Vertikal gefihrte Schachte und
horizontal verlaufende Kanale bzw. die in ihnen gefuihrten Leitungen dienen hauptsachlich zur Ver- und
Entsorgung von Gebauden, was auch fur Liftungsleitungen gilt. Da derartige haustechnische Installationen
zumeist Wande bzw. Decken durchstoBen und im Allgemeinen zwischen Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten angeordnet werden, kdnnen diese eine Gefahr hinsichtlich der Ausbreitung von Feuer und
Rauch in angrenzende Wohnungen bzw. Betriebseinheiten darstellen.

Die Gefahr der Brandentstehung innerhalb von Schéachten bzw. Kanalen ergibt sich im Wesentlichen durch
energiefihrende Leitungen bzw. durch Feuer- und Heiarbeiten im Zuge von Reparatur- und
Nachinstallationsarbeiten innerhalb des Schachtes bzw. Kanals sowie im Bereich der Schacht- und
Kanalwande. Erfahrungsgemaf ist dann mit einer raschen Ausbreitung von Feuer und Rauch zu rechnen.
Bei einer Brandentstehung aufRerhalb von Schachten bzw. Kandlen besteht im Wesentlichen die Gefahr
einer Brandausbreitung beispielsweise Uber Leitungen in den Schacht bzw. Kanal und in weiterer Folge vor
allem eine Verrauchung angrenzender Bereiche. Deshalb werden auch an die Abschottungsmaflinahmen
grundsatzlich dieselben Anforderungen hinsichtlich der Feuerwiderstandsdauer wie an die Wande bzw.
Decken gestellt. Betroffen davon sind sowohl brandabschnittsbildende Bauteile wie Trennbauteile.

Zu Punkt 3.5: Fassaden

In Punkt 3.5.1 werden fur Gebaude der Gebaudeklassen 4 und 5 — erganzend zu den Anforderungen gemaf
Tabelle 1a - jene grundsatzlichen Anforderungen an Fassaden aufgelistet, wie sie im Wesentlichen bereits in
der ONORM B 3806 in Verbindung mit der ONORM B 3800-5, Ausgabe 2004-05-01 Vornorm enthalten
waren. Das letztgenannte Regelwerk dient der Priifung und Beurteilung des Brandverhaltens von Fassaden
bzw. Fassadenbekleidungen, insbesondere der Einschatzung der Brandweiterleitung Uber die
Fassadenoberflache. Als angenommenes Szenario dient ein Vollbrand in einem Raum, der aus einem
Fenster ausbricht und die anliegende Fassade angreift. Mit den Priifergebnissen aus dieser ONORM kann
vorhergesagt werden, ob eine Fassadenbekleidung eine Brandausbreitung ausgehend vom zweiten tber
dem Brandherd liegenden Geschoss beginstigt und ob aus diesem Bereich eine Gefahrdung von
Rettungsmannschaften insbesondere durch das Herabfallen gro3er Teile besteht.

Mit diesem Punkt soll generell der erhéhten Brand- und Rauchausbreitungsgefahr sowie den allfalligen
Erschwernissen bei der Brandbek&mpfung bzw. beim Einsatz von Rettungsgerdten der Feuerwehr in
Abhéngigkeit der Gebaudeklasse verbunden mit der Anzahl der oberirdischen Gescholie Rechnung
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getragen werden. Besonders Aulienwandkonstruktionen mit geschoRiibergreifenden Hohl- oder LuftrAumen
finden in der Praxis zunehmend Verwendung und bedirfen einer besonderen Risikobetrachtung.

Mit dem Punkt3.5.2 werden fir AuRenwand-Warmedammverbundsysteme in Abhangigkeit des
Brandverhaltens und der Dicke der verwendeten Warmedammung jene Anwendungsfalle angefuhrt, bei
denen die grundsatzlichen Anforderungen gemafl Punkt3.5.1 in Folge allgemein akzeptierter
Erfahrungswerte aus langjahriger Priferfahrung von akkreditierten Priifstellen in Osterreich als erfillt
angesehen werden kénnen.

Mit dem Punkt3.5.3 werden fir AuRenwand-Warmedammverbundsysteme in Abhéangigkeit des
Brandverhaltens und der Dicke der verwendeten Warmeddmmung ist Mineralwolle (MW-PT) als ein
Anwendungsfall angefihrt, bei dem die grundséatzlichen Anforderungen gemaf Punkt 3.5.1 durch Einhaltung
konkreter Ausfuhrungsdetails als erfillt angesehen werden kann. Bei Vorliegen eines entsprechenden
Priifberichtes gemal’ ONORM B 3800-5 sind auch andere Ausfiihrungen (z.B. Polyurethan) moglich.

Durch die Anforderungen an Aul3enwand-Warmeddmmverbundsysteme entsprechend den Punkten 3.5.4
und 3.5.5 soll den allfélligen Erschwernissen bei der Brandbekdmpfung sowie bei besonderen
Fluchtwegverhaltnissen Rechnung getragen werden. Im Falle von Punkt 3.5.5 a) kann bei Wanden von der
Anforderung A2 abgesehen werden, sofern durch einen Prifbericht einer akkreditierten Prifstelle
nachgewiesen wird, dass durch die verwendeten Baustoffe kein wesentlicher Beitrag zum Brand geleistet
wird.

Doppelfassaden wirken sich in brandschutztechnischer Sicht gegeniuiber konventionellen Fassaden vor allem

in folgender Hinsicht nachteilig aus:

- ,Kanalisierung“ von Feuer und Rauch im Zwischenraum und daher schnellere Brandausbreitung tber
den Zwischenraum in oberhalb gelegene Geschol3e.

- Gefahrdete Personen kénnen sich infolge des verrauchten Zwischenraumes fiir die Feuerwehr nur
schwer bemerkbar machen.

- Fur die Feuerwehr ist ein Loschangriff von auf3en praktisch nicht durchfiinrbar, da eine mechanische
Zerstérung der Verkleidung mit Mitteln der Feuerwehr in der Regel nicht mdglich ist und eine Zerstérung
durch Brandeinwirkung — wenn Uberhaupt — erst sehr spét eintreten wird.

Auch Vorhangfassaden stellen brandschutztechnisch ein besonderes Risiko dar, wenn keine vorbeugenden
MafRnahmen getroffen werden. Dies betrifft vor allem eine Brandausbreitung tber Anschlussfugen und
Hohlrdume im Bereich der anschlieRenden Decke innerhalb der Vorhangfassade.

Da die einzelnen MalRnahmen aber vielfaltig und vom Gebaudetyp bzw. der Ausgestaltung der Fassaden
abhéngig sind, wurden nur zielorientierte Anforderungen fir Doppelfassaden und Vorhangfassaden in den
Punkten 3.5.6 und 3.5.7 festgehalten, wobei lit. a auf die Inhalte der ONORM B 3800-5 abzielt und lit. b
technische Ausfiihrungsdetails intendiert, die zukiinftig ebenfalls in ONORMEN zu finden sein werden.

Zu Punkt 3.6: Aufzlige

Punkt 3.6.1 regelt die erforderlichen MaBnahmen, um bei Aufziigen, die Brandabschnitte verbinden, eine
Brandibertragung zu vermeiden. Aufgrund der unterschiedlichen Ausfihrungen bzw. MaZnahmen wurde auf
konkrete Anforderungen verzichtet, sodass flexible Ausfihrungen (z.B. Anforderungen an die
Aufzugsschachttiiren oder besondere bauliche MalZnahmen) mdglich sind.

Mit der Forderung gemafl Punkt 3.6.2 soll bei Aufziigen der Gefahr einer allfélligen Brandausbreitung
begegnet werden. Dabei werden fir Aufzugsumwehrungen in Abhéngigkeit der Gebaudeklasse einerseits
Ausnahmen angefuhrt bzw. andererseits spezifische Anforderungen an das Brandverhalten festgelegt. So
werden fur Gebdude der Gebdudeklassen 1l und 2 keine Anforderungen an das Brandverhalten der
Schachtumwehrungen gestellt. Fir Geb&dude der Gebaudeklassen 3 und 4 geniigt an der Schachtinnenseite
eine Bekleidung in A2, wobei fir die Schachtaul3enseite die Anforderung an die Bekleidung bzw. Belage
gemal Tabelle 1a einzuhalten sind.

Zu Punkt 3.7: Feuerstatten und Verbindungsstiicke

In Punkt 3.7.1 wurden hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen an die Lage von Feuerstatten auf bisher
bestehende gesetzliche Regelungen, Normen sowie einschlagige technische Richtlinien und Erfahrungen
aus Brandereignissen zuriickgegriffen.
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Bewusst wurden in Punkt 3.7.2 keine konkreten Abstande von Feuerstatten bzw. Verbindungsstiicken zu
brennbaren Bauteilen festgelegt, zumal sich die Abstdnde aus den jeweiligen Aufstellungs- bzw.
Montagehinweisen der Hersteller ergeben mussen. Diese brandschutztechnisch notwendigen Abstande
sollen sicherstellen, dass an Bauteilen aus brennbaren Baustoffen in Anhangigkeit der Nennwarmeleistung
der Feuerstatte keine hoheren Temperaturen als 85 Grad Celsius auftreten kdnnen. Wenn
Herstellerangaben fehlen, kann dies bei einem Mindestabstand von 40 cm als erfiillt angesehen werden.
Dieser Abstand wird fiir Feuerstatten beispielsweise auch in der ONORM B 2331, Ausgabe 2007-05-01 oder
in der deutschen Muster-Feuerungsverordnung in der Fassung vom September 2007 genannt.

Zu Punkt 3.8: Abgasanlagen

Entsprechend Punkt 3.8.1 wird eine Rulbrandbestandigkeit der Abgasanlage bei jenen Feuerstatten
gefordert, bei denen aufgrund der angeschlossenen Feuerstéatten ein Rufl3brand nicht ausgeschlossen
werden kann. Letzteres trifft erfahrungsgemal bei mit festen Brennstoffen betriebenen Feuerstatten zu, bei
denen beispielsweise zu feuchtes Holz verwendet wird, zu wenig Verbrennungsluft vorhanden ist oder
ungeeigneter Brennstoff eingesetzt wird. Bei Gasfeuerstatten sowie bei modernen Olfeuerstitten mit
Geblasebrennern bzw. mit Brennwerttechnik wird dagegen das Auftreten eines RuRbrandes bei
ordnungsgemalem Betrieb als aufllerst gering angesehen, weshalb derartige Feuerstatten beispielhaft
angefuhrt sind. Durch diese zielorientiert formulierte Anforderung soll eine gewisse Annéherung an die
deutsche Muster-Feuerungsverordnung in der Fassung vom September 2007 angestrebt werden.

In Punkt 3.8.2 wird festgelegt, dass bei einem aufRerhalb der Abgasanlage entstandenen Brand keine
Ubertragung von Feuer und Rauch {iber die Abgasanlage in andere Wohnungen bzw. Betriebseinheiten
stattfinden darf. Damit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass Abgasanlagen in Wanden, oder wenn sie
Decken durchstoRen, analog der Funktion der Wand bzw. Decke die Ubertragung von Feuer und Rauch in
angrenzende Wohnungen bzw. Nutzungseinheiten oder in sonstige Geb&audeteile (z.B. Treppenhaus, nicht
ausgebaute Dachrdaume) mit entsprechend der fur den Bauteil geforderten Feuerwiderstandsdauer
verhindern missen. Wenn Herstellerangaben fehlen, kann dies bei einem Mindestabstand von 40 cm als
erfiillt angesehen werden.

GemaR Punkt 3.8.3 hangt der Abstand zu Bauteilen mit brennbaren Baustoffen von der Art der Abgasanlage
ab und wird in der Regel aufgrund einer Priifung z.B. gemalR ONORM EN 13216-1, Ausgabe: 2004-11-01
festgestellt. Dadurch erfolgt auch eine Inbezugnahme der européischen Abstandsregelungen, die etwa
Bestandteil von harmonisierten Normen oder europdisch technischer Zulassungen nach der EG-
Bauproduktenrichtlinie sein kénnen. Die brandschutztechnisch notwendigen Abstédnde von Abgasanlagen
sollen sicherstellen, dass an Bauteilen aus brennbaren Baustoffen in Abhangigkeit der Nennwarmeleistung
der Feuerstatte keine hoheren Temperaturen als 85 Grad Celsius und bei Abgasanlagen, in denen
RuBbrande mdglich sind, keine hdheren Temperaturen als 100 Grad Celsius auftreten kénnen. Dies ist
insbesondere dann als erfillt anzusehen, wenn die in den harmonisierten technischen Spezifikationen
genannten Abstande eingehalten werden.

Zu Punkt 3.9: RG&ume mit erhéhter Brandgefahr

In Punkt 3.9.1 wird festgelegt, dass Heiz-, Brennstoff- und Abfallsammelraume jedenfalls als Raume mit
erhdhter Brandgefahr gelten, zumal dort das Entstehungs- bzw. Ausbreitungsrisiko eines Brandes
erfahrungsgemar betrachtlich ist.

In Punkt 3.9.5 wurde die Grenze fir die Notwendigkeit eines Heizraumes bei Feuerstatten zunachst
unabhangig vom Brennstoff grundséatzlich mit 50 kW festgelegt, um eine Angleichung der bisher in den
einzelnen Bundeslandern unterschiedlichen Werte zu erzielen. Dabei wurde aufgrund der bisherigen
Erfahrungen der in den derzeit giltigen Regelungen enthaltene hdchste Grenzwert als vertretbar
angesehen. Bei Feuerstatten fur feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung kann im Gegensatz zu
solchen mit flussigen bzw. gasférmigen Brennstoffen durch Abschaltung der Brennstoffzufuhr der
Verbrennungsvorgang nicht sofort unterbrochen werden. Vielmehr besteht die Gefahr eines Rickbrandes in
den Vorratsbehélter bzw. Lagerraum, weshalb — unabhangig von der Nennwéarmeleistung der Feuerstétte —
ein eigener Heizraum erforderlich ist.

In Punkt 3.9.6 werden die Ausnahmen vom Erfordernis eines eigenen Heizraumes angefihrt.

In Punkt 3.9.7 werden die Eckdaten hinsichtlich des Erfordernisses eines eigenen Brennstofflagerraumes fir
feste Brennstoffe angefiihrt, wahrend durch Punkt 3.9.8 die Mdglichkeit eréffnet wird, bei automatischen
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Pelletsheizungen eine gemeinsame Lagerung der Behéalter bis zu einem beschrankten Lagervolumen im
Aufstellungsraum der Feuerstatte vornehmen zu kénnen.

Traditionellerweise wird bei flissigen Brennstoffen die Lagerung im Aufstellungsraum der Feuerstatte
untersagt. Aufgrund bewahrter sicherheitstechnischer Einrichtungen bei Feuerstatten mit flissigen
Brennstoffen und den bisherigen Erfahrungen in einigen Osterreichischen Bundeslandern sowie im
benachbarten Ausland, in denen eine beschrankte Brennstofflagerung im Aufstellungsraum der Feuerstatte
zulassig ist, wird nun gemaR Punkt3.9.10 eine gemeinsame Unterbringung unter bestimmten
Voraussetzungen gestattet.

Zu Punkt 3.10: Erste und erweiterte Loschhilfe

Da die Festlegung von Anforderungen an Bauprodukte (wie z.B. in Tabelle 1a und 1b) auch in
Zusammenhang mit den Mdglichkeiten einer Brandbekampfung zu verstehen ist, waren auch Anforderungen
hinsichtlich Mittel der ersten und erweiterten Loschhilfe erforderlich. Derartige Loscheinrichtungen missen
so beschaffen sein, dass sie wirksam und jederzeit betriebsbereit sind. Als Mittel der ersten Ldschhilfe
werden hauptsachlich tragbare Feuerldscher eingesetzt, mit denen Léschmalnahmen vor Eintreffen der
Feuerwehr (blicherweise von jedermann durchgefiihrt werden kénnen. Dabei richten sich Zahl, Art und
Anordnung der erforderlichen Mittel der ersten Loschhilfe insbesondere nach Personenbelegung, Bauart,
Lage, Ausdehnung und Nutzung der Gebdude. In Punkt3.10.1 wurde aufgrund der Vielfalt der
Gegebenheiten hinsichtlich der Notwendigkeit von Mitteln der ersten Léschhilfe grundsatzlich nur eine
allgemeine Formulierung gewahlt. Dagegen erfolgte in Punkt 3.10.2 fir Geb&ude der Gebaudeklasse 5 mit
mehr als sechs oberirdischen GeschoRen eine Festlegung hinsichtlich der Notwendigkeit von
Wandhydranten in jedem Geschof3, wobei fir Gebaude mit ausschliel3licher Wohnnutzung die Errichtung
von trockenen Steigleitungen als ausreichend erachtet wurde.

Zu Punkt 3.11: Rauchwarnmelder

Tote und Verletzte bei Bradnden innerhalb von Gebauden sind Uberwiegend im zivilen Bereich zu beklagen,
woflr hauptsachlich die giftigen Bestandteile von Brandrauch und nur selten die unmittelbare Einwirkung von
Feuer verantwortlich sind. Bevor ein Brand auf Teile des Gebaudes ubergreift, sind — vor allem nachts — die
Bewohner langst im Rauch erstickt. Die stromnetzunabhangig arbeitenden Rauchwarnmelder besitzen eine
Batterie und zielen grundsatzlich nur darauf ab, die sich in der Wohnung aufhaltenden Personen friihzeitig
zu alarmieren und dadurch die Personensicherheit zu erhéhen. Das kommt auch dadurch zum Ausdruck,
dass in allen Aufenthaltsraumen — ausgenommen Kichen - sowie in Gangen, Uber die Fluchtwege von
Aufenthaltsraumen fuhren, mindestens ein unvernetzter Rauchwarnmelder vorhanden sein muss. Bei den
vielfach vorkommenden Wohnkiichen hat die Anbringung des Rauchwarnmelders im Wohnbereich und nicht
unmittelbar im Bereich der Kicheneinrichtung zu erfolgen. Weiters kann abgeleitet werden, dass etwa in
Abstell-, Sanitar- und Lagerraumen oder in Heizraumen keine Rauchwarnmelder vorhanden sein mussen.
Da die ONORM EN 14604, Ausgabe 2009-03-01 europaisch festgelegte Gerateanforderungen enthlt, sollte
diese zur Beurteilung der Qualitdt herangezogen werden. Da keine konkreten technischen Ldsungen
genannt werden, sind weitergehende Lésungen wie z.B. Verkabelung der einzelnen Rauchwarnmelder oder
Anschluss an das Stromnetz méglich. In diesem Zusammenhang wird ausdriicklich festgehalten, dass es
sich bei den Rauchwarnmeldern nicht um eine automatische Brandmeldeanlage handelt. Weiters ist zu
erwahnen, dass keine automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten
offentlichen Alarmannahmestelle zu installieren ist.

Zu Punkt 3.12: Rauchableitung aus unterirdischen GeschofRRen

Praktische Einsatzerfahrungen der Feuerwehr haben deutlich gemacht, dass vor allem Kellerbrande ohne
entsprechende Vorkehrungen fir die Rauchableitung ins Freie problematisch sein konnen. Deshalb
bendtigen unterirdische GeschoRe Wand- und/oder Deckendffnungen, die sich im Einsatzfall auch mit
Mitteln der Feuerwehr 6ffnen lassen missen, damit insbesondere mit den mobilen Beliftungsgeraten der
Feuerwehr in diesen R&dumen ein Luftwechsel herbeigefihrt werden kann. Da bei gro3eren Raumvolumina
auch groRRere Volumenstrome zur Erzeugung eines bestimmten Luftwechsels erforderlich sind, orientiert
man sich hinsichtlich der Bemessung von notwendigen Offnungen an der GréRe des Brandabschnittes, der
in unterirdischen GescholRen gemafl Punkt 3.1.1 maximal 800 m? betragen kann. Bei Netto-Grundflachen
von Brandabschnitten von mehr als 200 m2 je GeschofRR wird eine Offnungsflache mit einer geometrischen
Flache von mindestens 0,5 % als ausreichend angesehen. Dazu wird angemerkt, dass — sofern der gesamte
Brandabschnitt in verschiedene Raume bzw. Bereiche unterteilt wird - nicht jeder Raum innerhalb des
Brandabschnittes derartige Offnungen besitzen muss. Bei der geforderten Rauchableitung handelt es sich
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nicht um Rauch- und Warmeabzugsanlagen, sondern um Unterstitzungsvorkehrungen fir den
Feuerwehreinsatz.

Zu Punkt 4: Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke

In Punkt 4.1 wird die Ausbildung von Aul3enwéanden als brandabschnittsbildende Wéande gemafR Tabelle 1b
verlangt, sofern ihr Abstand von einer Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze nicht mehr als 2 m betragt. Damit
soll der Gefahrdung gegentberliegender Gebaude im Brandfall und umgekehrt Rechnung getragen werden.
Die Gefahrdung eines gegeniber liegenden Gebaudes im Brandfall infolge Warmestrahlung wird vor allem
durch den Abstand bestimmt. Bei der Festlegung des Mindestabstandes wurde das Eingreifen der
Feuerwehr vorausgesetzt. Das Problem der Brandibertragung durch Funkenflug wird — wie bisher blich -
nicht berlcksichtigt, da die erforderlichen groBeren Abstdnde nicht realisiert werden k&nnen. Der
angegebene Abstand berlcksichtigt nicht raumplanerische Belange. Die Erganzungen betreffend
Warmedammverbundsystemen an der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze ergeben sich durch sinngemafe
Anwendung der bisher in der ONORM B 3806 fiir Gebaudetrennfugen festgelegten Anforderungen, wobei
fur die Gebaudeklassen 1, 2 und 3 oder in den Féllen, in denen an die Wand nicht angebaut werden darf,
Ausnahmen gewahrt werden.

Sofern es sich bei den angrenzenden Grundstiicken um solche handelt, wo keine Bebauung mdglich ist, ist
eine Brandausbreitung nicht zu erwarten und daher gemafR Punkt 4.2 (a) eine brandabschnittsbildende
Wand nicht erforderlich. Unter ,rechtlichen* Umstanden sind Widmungen wie die erwahnten Verkehrsflachen
oder offentliche Parkanlagen zu verstehen, ,tatsachliche* Umstande kdnnen topographische Gegebenheiten
wie Gewasser oder unbebaubare Gelandeformen (z.B. Felshang) sein. Schutzhiitten in Extremlage werden
durch Punkt 4.2. (b) ebenfalls von der Anwendbarkeit des Punktes 4.1 ausgenommen, da das Umfeld von
solchen Schutzhitten immer alpines Gelande darstellt, wo eine weitere Bebauung in der Regel nicht zu
erwarten ist.

In Punkt 4.3 wird einerseits festgelegt, dass die Wand an der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und jene in
einem Abstand von bis zu 1 m von dieser entfernt, jedenfalls als brandabschnittshildende Wand geman
Tabelle 1b auszufuihren ist. Andererseits wird eine Unterschreitung des Mindestabstandes ermdglicht, sofern
zusatzliche brandschutztechnische MaRnahmen getroffen werden. Dabei ist insbesondere die
Energietbertragung durch Warmestrahlung zu bericksichtigen, was vor allem bei Sichtverbindungen in den
AuRBenwénden zum Tragen kommt. Es kdnnen beispielsweise Vordacher in den Mindestabstand
hineinragen, wenn diese brandschutztechnisch derart ausgefiihrt werden, dass eine Brandausbreitung
wirksam eingeschrankt werden kann. Aufllerdem bestinde die Mdoglichkeit, an den betreffenden
AuRenwénden Fassadensprinkler anzubringen, die eine Brandausbreitung begrenzen kdnnen. In den
AuRenwanden konnen Offnungen eingebaut werden, sofern diese Abschliisse erhalten, die dieselbe
Feuerwiderstandsdauer wie die brandabschnittsbildende Wand aufzuweisen haben, und die - sofern nicht
durch andere Maflinahmen ein Schlief3en im Brandfall bewirkt wird — selbstschlieend auszufiihren sind.

In Punkt 4.4 werden die Anforderungen hinsichtlich Uberdachfiihrung von brandabschnittsbildenden Wanden
(Punkt 3.1.3) auf die Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze bezogen Ubernommen. Entsprechend Punkt 3.1.3
sind brandabschnittsbildende Wande grundsatzlich 15cm Uber Dach zu fihren, sofern die
BrandlUbertragung nicht durch andere MalRnahmen wirksam eingeschrankt wird. Da die
Alternativmanahmen zur Uberdachfilhrung vielfaltig sein koénnen, wurde keine Konkretisierung
vorgenommen. Vorstellbar wére grundsatzlich aber eine Ausfiihrung, bei der in Hohe der Dachhaut an die
Wand eine beiderseits 0,5 m breite Platte in EI 90 und A2 anschliel3t, ber die keine Teile des Daches, die
nicht der Klasse A2 entsprechen, hinweggefuhrt werden dirfen. Bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2
waére als Alternativmallnahme vorstellbar, dass die brandabschnittsbildende Wand nur bis unter die
Dachhaut gefiihrt und die verbleibenden Hohlrdume vollstédndig mit Baustoffen der Klasse A2 ausgefillt
werden. Weiters werden in Punkt 4.4 auch die Mal3nahmen zur wirksamen Einschrankung einer horizontalen
Brandiibertragung (Punkt 3.1.6) sowie der Anordnung von Offnungen im Dachbereich (Punkt 3.1.7) bezogen
auf die Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze Gilbernommen.

Die Bestimmung des Punktes4.5 (ber die ausnahmsweise Zulassigkeit von Offnungen in
brandabschnittsbildenden AulRenwanden an Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze soll ermdglichen, dass
gemeinsam genutzte Raume bzw. Raumgruppen, wie z.B. Gemeinschaftsanlagen, Geschafts- und
Betriebsraume, Garagen oder land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebaude, aber auch Arkaden,
Durchgénge oder Durchfahrten nach MafRgabe der baurechtlichen Bestimmungen auch Uber Grundstuicks-
bzw. Bauplatzgrenze hinweg zusammengefasst werden kdnnen. Bautechnische Voraussetzung aus Sicht
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des Brandschutzes ist dabei, dass diese Raume bzw. Raumgruppen als eigener Brandabschnitt ausgebildet
werden.

Sofern auf einem Grundstiick bzw. Bauplatz mehrere Gebéaude errichtet werden, sind zur wirksamen
Einschrankung der Ausbreitung von Feuer auf andere Gebaude grundsatzlich dieselben Mal3nahmen zu
treffen, wie bei zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze gerichtete AuBenwande von Gebauden. Daher wurde
in Punkt 4.6 in Analogie zu Punkt 4.1 ein Mindestabstand von 4 m festgelegt, bei dem keine zusatzlichen
brandschutztechnischen Anforderungen an die AuBenwande erforderlich sind. Riicken diese Gebaude naher
zusammen, sind erforderlichenfalls zusatzliche brandschutztechnische MaRnahmen zu treffen, die
sinngeman wie oben (siehe Erlauterungen zu Punkt 4.3) beschrieben, ausgefiihrt werden kénnen. Es wird
darauf hingewiesen, dass die brandschutztechnische Beurteilung derartiger Gebaudesituationen allenfalls
auch unter dem Gesichtspunkt der zuléssigen Brandabschnittsflache erfolgen kann.

Zu Punkt 5: Flucht- und Rettungswege

Zu Punkt 5.1: Fluchtwege

Grundsatzlich wird das Zuriicklegen der ersten 40 m Gehweglénge eines Fluchtweges entsprechend den
meisten bisherigen Regelungen der Bundeslander und in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstéattenverordnung
fur Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Es wird ndmlich davon ausgegangen, dass bei einem
rechtzeitig erkannten Brandereignis diese Wegstrecke unter Beriicksichtigung einer normalen
Gehgeschwindigkeit noch zu bewaltigen ist, bevor die Eigenrettung infolge kritischer Sichtbehinderungen
und toxischer Rauchgaskonzentrationen unméglich wird. Nach Uberschreitung dieser Gehweglange ist es
deshalb gemaf Punkt 5.1.1 erforderlich, sich entweder an einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes
im Freien zu befinden oder zumindest ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe erreicht zu haben. Als
Ausgangspunkt fur die Berechnung der Gehweglange wird die ungunstigste Stelle jedes Raumes,
unabhangig von seiner Nutzung, zugrunde gelegt. Nicht ausgebaute Dachrdume bleiben von dieser
Regelung deshalb ausgenommen, da dort die Wahrscheinlichkeit eines Brandausbruches bei gleichzeitigem
Aufenthalt von Personen &uf3erst niedrig ist.

Durch Punkt 5.1.1 (a) bzw. (b) wird zum Ausdruck gebracht, dass ein einziger Fluchtweg fir Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten dann als ausreichend erachtet wird, wenn bereits nach 40 m Gehweglédnge ein
sicherer Ort des angrenzenden Gelandes im Freien oder ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe geman
Tabelle 2a oder Tabelle 2b erreicht wird. Die genauere Festlegung zur Ausgestaltung eines derartigen
Treppenhauses bzw. einer solchen AulRentreppe ist auf die jeweilige Gebaudeklasse bezogen, wobei davon
ausgegangen wird, dass ein derartiger einziger Fluchtweg im Brandfall voraussichtlich ausreichend sicher
benutzbar bleibt. Zwecks leichterer Lesbarkeit und besserer Ubersichtlichkeit werden die
brandschutztechnischen Anforderungen im Verlauf von Fluchtwegen in Tabellenform anstelle von verbalen
Festlegungen dargestellt. Dabei kommt Tabelle 2a fir Gebaude der Gebaudeklassen 2 bis4 zur
Anwendung, wahrend Tabelle 2b zwar nur fir Gebdude der Gebaudeklasse 5 gilt, jedoch drei verschiedene
Alternativmoglichkeiten vorsieht. Zu den beiden Tabellen wird grundsatzlich bemerkt, dass - falls der
Fluchtweg nur Uber ein einziges Treppenhaus fihrt - dieses zumindest wahrend der Fluchtphase analog
einem im Brandfall sicheren Ort im Freien raucharm gehalten werden muss. Voribergehend auftretende
Rauchschwaden sind auch bei im Freien liegenden Fluchtzielen nicht vollstandig zu vermeiden und werden
als akzeptierbares Risiko in Kauf genommen.

Bei der Geb&audeklasse 1 mit nur einer Wohnung bzw. einer Betriebseinheit, einem Fluchtniveau von nicht
mehr als 7 m und einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 wird davon ausgegangen, dass die
Gehweglange von 40 m bis zu einem direkten Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes
im Freien nicht Uberschritten wird. Da in diesen Fallen somit Punkt 5.1.1 (a) als erfiillt angesehen werden
dirfte, scheint die Gebaudeklasse 1 in der Tabelle 2a nicht auf. Eine &hnliche Situation ist in der
Gebaudeklasse 2 auch bei Reihenhdusern sowie bei Gebauden mit nicht mehr als zwei Wohnungen oder
zwei Betriebseinheiten mit Blronutzung bzw. biroahnlicher Nutzung gegeben, sodass gemafl Fuf3note 1
auch diese vom Geltungsbereich der Tabelle 2a ausgenommen sind.

Bei den nicht vom Geltungsbereich der Tabelle 2a ausgenommenen Gebduden der Geb&udeklasse 2

werden in den Féllen des einzigen Fluchtweges sowohl Anforderungen an den Feuerwiderstand von Tlren
zu Treppenhdusern gestellt als auch Rauchabzugseinrichtungen fir notwendig erachtet.
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Bei Gebauden der Gebaudeklassen 3 und 4 sind gegebenenfalls mehrere Personen auf langere Fluchtwege
angewiesen, weshalb nur kurzzeitig auftretende, sofort wieder verdiinnte Rauchschwaden innerhalb des
Treppenhauses sicherheitstechnisch akzeptiert werden kénnen. Deshalb werden abgestuft mit steigendem
Risiko auch steigende Sicherheitsanforderungen an Tiren (Rauchdichtheit) und Rauchabzugseinrichtungen
gestellt. Durch die selbstschlieBenden Tiren wird ein nur schwadenhaftes Auftreten von Rauch im
Treppenhaus bewirkt. Die erforderliche Verdinnung dieser Rauchschwaden wird durch risikoangepasste
Anforderungen an Rauchabzugseinrichtungen beriicksichtigt. Wegen der gréReren Wegdistanz vom Zugang
zum Treppenhaus bis zur Rauchabzugséffnung an der obersten Stelle des Treppenhauses ist eine mdglichst
unverzigliche Rauchentfernung und Rauchverdiinnung durch nachstrémende Frischluft erforderlich,
weshalb zusatzlich eine automatische Auslésung der Rauchabzugseinrichtungen Uber rauchempfindliche
Elemente gefordert wird.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 5 sind gegebenenfalls mehrere Personen auf noch langere Fluchtwege
angewiesen, weshalb ebenfalls nur kurzzeitig auftretende, sofort wieder verdiinnte Rauchschwaden
innerhalb des Treppenhauses sicherheitstechnisch akzeptiert werden kénnen. GemaR Tabelle 2b erfolgt
eine spaltenméRige Darstellung der Anforderungen in Abhé&ngigkeit der gewahlten Varianten ,GK5 mit
mechanischer Belliftungsanlage®, ,,GK5 mit automatischer Brandmeldeanlage und Rauchabzugseinrichtung”
sowie ,GK5 mit Schleuse und Rauchabzugseinrichtung“. Bei den Fallen mit der mechanischen
BelUftungsanlage, die grundsétzlich auf demselben Prinzip wie die Rauchverdrangung mittels mobiler
BelUftungsgeréate der Feuerwehr beruht, wird bereits vor dem Eintreffen der Feuerwehr automatisch eine
Rauchverdrangung eingeleitet. Die ins Treppenhaus mindenden Turen mussen jedenfalls einen definierten
Feuerwiderstand haben und selbstschlieBend eingerichtet werden. Die Rauchabzugseinrichtung kann
dagegen entfallen. Bei der mechanischen Beliftungsanlage handelt es sich um eine Druckbeliftungsanlage
gemal TRVB S112, Ausgabe 2004.

Bei der Variante mit automatischer Brandmeldeanlage und Rauchabzugseinrichtung missen die ins
Treppenhaus mindenden Tiren erhdhte Anforderungen hinsichtlich der Rauchdichtheit erfillen. Die
automatische Brandmeldeanlage mit interner Alarmierung hat dem Schutzumfang ,Einrichtungsschutz” zu
entsprechen und die Rauchabzugseinrichtung ist risikoangepasst auszufiihren. Bei der wegen der vielfach
noch gréReren Wegdistanz vom Zugang zum Treppenhaus bis zur Rauchabzugséffnung hat die Auslésung
der Rauchabzugseinrichtung tiber die automatische Brandmeldeanlage zu erfolgen. Weiters muss zusétzlich
in der Angriffsebene der Feuerwehr eine manuelle Bedienungsmoglichkeit fur die Ausléseeinrichtung
angeordnet werden.

Bei der Variante mit Schleuse und Rauchabzugseinrichtung soll das angestrebte Schutzziel insbesondere
durch bauliche BrandschutzmafRhahmen erreicht werden, da durch die Schleusenwirkung von Vornherein
weniger Rauch ins Treppenhaus eintreten kann.

Rauchabzugseinrichtungen in Treppenhausern sind sowohl fiir die Erleichterung der Fluchtmdglichkeit der
Gebaudebenutzer als auch zur Erméglichung bzw. Unterstiitzung eines Feuerwehreinsatzes erforderlich.
Die hauptsachliche Gefahrdung im Brandfall geht von den Brandprodukten Rauch und Wéarme aus, weshalb
diese moglichst rasch und wirkungsvoll abzufuhren sind. Die Unterstiitzung des Feuerwehreinsatzes durch
Rauchabzugseinrichtungen beruht hauptséachlich darauf, dass an oberster Stelle des Treppenhauses mit
Zugangen zu Aufenthaltsraumen eine Offnung fiir den Rauchabzug freigegeben wird und die Feuerwehr
beim Zugang zum Treppenhaus mittels mobiler Beliiftungsgerate durch Einbringen von Auf3enluft einen
Uberdruck erzeugt, der Rauch und Warme aus dem Treppenhaus verdrangt. Wird Rauch und Wérme nicht
ausreichend abgefiihrt, kann das Treppenhaus wegen eines allfalligen Warmestaus auch fur
Feuerwehrkrafte unbenutzbar werden. Als Offnungen an der obersten Stelle des Treppenhauses gelten
Offnungen in der Decke bzw. in den Wanden des hochstgelegenen GeschoRes mit Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten. Nahere Ausfiihrungen hinsichtlich der Ausfiihrung von Rauchabzugseinrichtungen sind in
der TRVB S111, Ausgabe 2008 enthalten.

Punkt 5.1.1 (c) ist zunachst in Verbindung mit Punkt5.1.2 zu betrachten, wonach fiir Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten in jedem Geschol3 mit Aufenthaltsrdumen mindestens zwei voneinander unabhéngige
Fluchtwege in entgegen gesetzter Richtung zu den Treppenhdusern bzw. AufRentreppen vorhanden sein
missen. Erfahrungen bei Branden haben gezeigt, dass Fluchtwege innerhalb von Geb&uden unbenutzbar
werden konnen. Die Anforderungen an derartige Treppenhduser bzw. AuRentreppen werden gemal
Tabelle 3 ebenfalls auf die Gebaudeklassen bezogen, allerdings ist das Anforderungsprofil niedriger
angesetzt als in den Féllen des einzigen Fluchtweges gemal Tabelle 2a bzw. 2b. Dies bezieht sich
insbesondere auf die Anforderungen an Turen in Wanden von Treppenhdusern bzw. von L&ufen und
Podesten sowie an Rauchabzugseinrichtungen. So sind bei Gebauden der Gebaudeklasse 2 — sofern nicht
vom Geltungsbereich der Tabelle ohnehin ausgenommen - wegen der relativ kurzen Fluchtwege und der in
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der Regel guten Brandbekdmpfungs- und Rettungsmdglichkeiten bei einem Feuerwehreinsatz im
AuBenangriff keine besonderen Rauchabzugseinrichtungen vorgesehen, da die vorhandenen Fenster und
Tiren in der Regel zur Abfuhr von Rauch und Warme fiir den Feuerwehreinsatz ausreichen. Bei Gebauden
der Gebaudeklasse 3 kann eine Rauchabzugseinrichtung gemafl Fulinote 5 ebenfalls entfallen, wenn in
jedem Geschol3 unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem bestimmten freien Mindestquerschnitt
angeordnet sind. Der Unterschied hinsichtlich der Rauchabzugseinrichtungen in  den
Gebaudeklassen 4 und 5 besteht lediglich darin, dass deren Auslésung in Gebauden der Gebaudeklasse 5
Uber ein rauchempfindliches Element zu erfolgen hat.

In Punkt 5.1.3 wird zwecks Sicherstellung von Fluchtmdglichkeiten in zwei unterschiedliche Richtungen der
gemeinsam zurlckzulegende Weg (z.B. innerhalb einer Wohnung, einer sonstigen Nutzungseinheit,
Stichgang) grundsétzlich auf 25 m begrenzt. Damit ist gewahrleistet, dass zumindest Uber 15 m die beiden
Fluchtwege getrennt und in zwei unterschiedliche Richtungen verlaufen. Es ist jedoch nicht erforderlich, tGber
den zweiten Fluchtweg innerhalb von 40 m tatsachlicher Gehweglange ein Treppenhaus bzw. eine
AulRentreppe zu erreichen, sondern es gentgt auch, in einen anderen Brandabschnitt zu gelangen. Da in
diesem Brandabschnitt ebenfalls die Anforderungen betreffend Fluchtwege gem&R Punkt 5.1.1 erfillt sein
missen, ist gewabhrleistet, dass von diesem Brandabschnitt wieder in 40 m ein sicherer Ort des Gelandes im
Freien, ein Treppenhaus oder eine Aul3entreppe erreichbar sind.

Wenn Treppenhauser atrien- oder hallendhnlich ausgefihrt werden, kénnen gemanR Punkt 5.1.4 von den
Anforderungen der Tabelle 2a, 2b bzw. 3 abweichende bzw. erganzende BrandschutzmafRnahmen
notwendig werden. So kdnnen beispielsweise die in den genannten Tabellen festgelegten Anforderungen
an Rauchabzugseinrichtungen nicht ohne Weiteres herangezogen werden, zumal in Atrien bzw. Hallen ein
wesentlich gréReres Raumvolumen als bei Ublichen Treppenhéusern vorliegt. Vielfach ist bei derartigen
architektonischen Gegebenheiten eine Kombination von baulichen und anlagentechnischen
Brandschutzmaflinahmen notwendig.

Im Zusammenhang mit der Fluchtwegfuhrung dber ein Treppenhaus kann sich — wenn die
Arbeitsstattenverordnung zur Anwendung gelangt - insofern eine Abweichung ergeben, als nach dieser
Rechtsvorschrift ein durchgehendes Treppenhaus bei mehr als zwei Geschof3en mit Uberwiegender
Nutzung jedes einzelnen GeschoRes als Arbeitsstatte notwendig ist. Entsprechend der OIB-Richtlinie 2
ware dies dann nicht erforderlich, wenn nach 40 m Gehweglédnge von jeder Stelle eines Raumes ein
direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien erreicht wird.
Gegebenenfalls miuisste somit seitens des Antragstellers eine Ausnahme von den betreffenden
Bestimmungen der Arbeitsstattenverordnung beantragt werden.

Zu Punkt 5.2: Rettungswege

Sofern die Fluchtwege gemafld Punkt5.1.1 (c) konzipiert werden, kann ein Treppenhaus bzw. eine
AuRRentreppe entsprechend Punkt 5.2.1 auch durch einen Rettungsweg mit Geraten der Feuerwehr oder
durch ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der GebaudeauRenwand durch ersetzt werden. Bei der
Anrechnung des Rettungsweges durch Gerdte der Feuerwehr muss jedenfalls auf die Verfug- und
Einsetzbarkeit dieser Rettungsgerate Bedacht genommen werden.

Um einheitliche Auslegungen hinsichtlich der Anrechenbarkeit des Rettungsweges mit Geraten der
Feuerwehr zu erreichen, werden in Punkt 5.2.2 konkrete Anforderungen festgelegt. Demnach muss jede
Wohnung bzw. Betriebseinheit in jedem Gescho3 Uber die Fassade erreichbar sein und geeignete
Gebaudedffnungen besitzen, Uber die eine Rettung von Personen durchgefihrt werden kann. Um eine
objektive Maf3zahl ermitteln zu koénnen, wurde als Kriterium die Entfernung des Anfahrtsweges der
Feuerwehr bis zum Gebdude anstelle einer konkreten Zeitangabe bis zum Eintreffen der Feuerwehr am
Gebaude gewahlt. Die Festlegung der Distanz mit hochstens 10 km ergab sich als Kompromiss aus
eingehenden Diskussionen und bericksichtigt die auch in landlichen Gegenden Ublichen Entfernungen zu
Feuerwehrgeratehausern.

SinngemaRe Uberlegungen erfolgten in Punkt 5.2.3 beziiglich des festverlegten Rettungswegesystems.

Hinsichtlich der Ausflihrung konnen die Arbeitsstattenverordnung, die Arbeitsmittelverordnung sowie die
ONORM Z 1600, Ausgabe 2008-02-01 herangezogen werden.
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Zu Punkt 5.3: Gange, Treppen und Tlren im Verlauf von Fluchtwegen au3erhalb von Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten

An die Decken zwischen Ubereinander liegenden Géngen, die zu Fluchtwegen Uber Treppenhauser fiihren,
werden geman Punkt 5.3.1 in Abhangigkeit der Gebaudeklasse unterschiedliche Anforderungen gestellt.

Punkt 5.3.2 regelt, dass Gange — ausgenommen offene Laubengédnge - alle 40 m durch Tiren der
Feuerwiderstandsklasse E 30-C zu unterteilen sind, um im Brandfalle eine etwaige Verrauchung auf eine
akzeptierbare Lange zu beschranken.

Gemal Punkt 5.3.3 entspricht die Feuerwiderstandsklasse der Laufe und Podeste von Treppen aul3erhalb
von Treppenhdusern grundsatzlich jener der tragenden Bauteile in sonstigen oberirdischen Gescholien.
Diese Bestimmung kommt vor allem in jenen Fallen zur Anwendung, in denen in hdchstens 40 m
Gehweglange ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geladndes im Freien erreicht
wird.

In Punkt 5.3.4 erfolgt fur Treppenlaufe und Podeste in Treppenhausern der Verweis auf die Bestimmungen
der Tabellen 2a, 2b und 3.

Da offene Laubengange als Fluchtwege gelten bzw. als solche im Brandfalle angesehen werden, miissen
diese gemal Punkt 5.3.6 in Bezug auf ihre Feuerwiderstandsfahigkeit grundsatzlich die Anforderungen an
tragende Bauteile und Decken der Tabelle 1b erflllen. Bis einschlieBlich der Gebaudeklasse 4 ist bei
offenen Laubengéangen eine Ausfiihrung in Stahl zulassig, sofern Fluchtwege zu zwei verschiedenen
Treppen bzw. Treppenhdusern bestehen, wobei die Standfestigkeit des Laubenganges unter
Brandeinwirkung sicherzustellen ist.

Die in Punkt5.3.7 gestellten Anforderungen bzw. Erleichterungen an die auf offene Laubengéange
mundenden Tiren und Fenster entsprechen der gangigen Praxis.

Zu Punkt 5.4: Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

Die Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung soll das Schutzziel erfillen, die Fluchtwege bei Ausfall der
Hauptbeleuchtung derart zu beleuchten, dass fliichtende Personen sicher zum vorgesehenen Ausgang bzw.
ins Freie gelangen koénnen. Fir Gebadude der Gebaudeklassen 1 bis 3 erscheint eine Fluchtweg-
Orientierungsbeleuchtung noch nicht erforderlich.

Zu Punkt 6: Brandbekampfung

Zu Punkt 6.1: Zuganglichkeit fir die Feuerwehr zur Brandbekdmpfung

Da die Festlegung von Anforderungen an Bauprodukte (wie z.B. in Tabelle la und 1b) auch im
Zusammenhang mit den Mdoglichkeiten einer Brandbekdmpfung zu verstehen ist, wurde der Hinweis
aufgenommen, dass bei ungentigender Erreichbarkeit eines Gebaudes zusatzliche brandschutztechnische
MaRnahmen erforderlich werden kénnen. Dies trifft z. B. fir Schutzhitten in Extremlage zu, weshalb etwa
eine erhohte Anzahl von Mitteln der ersten Ldschhilfe erforderlich werden kann. Hinsichtlich der
ausreichenden Erreichbarkeit wird zwischen Gebauden der Gebaudeklassen 1, 2 und 3 einerseits und
Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 andererseits unterschieden, da die Art des Ldscheinsatzes auch
von der Hohe der Geb&ude abhangt.

Zu Punkt 6.2: Loéschwasserversorgung

Ahnlich der Regelung (iber die Zuganglichkeit fir die Feuerwehr unter Punkt 6.1 wurde auch fiir Gebaude
mit unzureichender Léschwasserversorgung eine allgemeine Formulierung gewahlt. Fir Schutzhitten in
Extremlage kann dies zutreffen, weshalb z.B. eine erhdhte Anzahl von Mitteln der ersten L&schhilfe
erforderlich werden kann.

Zu Punkt 7: Besondere Bestimmungen

In den Punkten 2 bis 6 wurden die Anforderungen im Wesentlichen fir Gebaude mit Wohn- und/oder
Bironutzung festgelegt. Fir andere Ubliche Nutzungen, wie land- und forstwirtschaftliche Wohn- und
Wirtschaftsgebaude, Schul- und Kindergartengebaude, Beherbergungsstatten und Studentenheime sowie
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Verkaufsstatten wurden besondere Bestimmungen getroffen. Fir diese in Punkt7 angefihrten
Gebaudetypen sind daher grundséatzlich die Anforderungen gemaf der Punkte 2 bis 6 zu erfiillen, sofern in
Punkt 7 nichts anderes bestimmt wird. In Punkt 7 werden namlich konkrete zusétzliche bzw. abweichende
Forderungen gestellt. Durch diese Vorgangsweise soll sichergestellt werden, dass fiir die angefiihrten
Gebaudetypen gebrauchstaugliche und allgemein glltige Regelungen gelten.

Zu Punkt 7.1: Land- und forstwirtschaftliche Wohn- und Wirtschaftsgebaude

Um die dzt. Ubliche Praxis zu beriicksichtigen, kdnnen — wie im Punkt 7.1.1 festgehalten - Gebaude oder
Gebaudeteile, die mittels brandabschnittsbildender Wande bzw. Decken getrennt sind, jeweils gesondert
betrachtet werden. Dadurch ist es méglich, dass z.B. der Wohntrakt nur in die Gebaudeklasse 1, wahrend
der angrenzende Wirtschaftstrakt in die Gebaudeklasse 3 fallt.

Entsprechend Punkt 7.1.2 wurde die klassische Brandabschnittsbildung zwischen Wohn- und Wirt-
schaftstrakt beibehalten. Bedingt durch die Anhdufung leicht brennbarer Materialien bzw. Ernteerzeugnisse,
vorhandene potentielle Zindquellen sowie zumeist groRe Raumvolumina ist — wie Brandfélle in
landwirtschaftlich genutzten Gebaudebereichen immer wieder zeigen - mit einer raschen
Brandausbreitungsgeschwindigkeit zu rechnen, wodurch sich auch fur die Brandbekédmpfung durch die
Feuerwehr unglnstige Voraussetzungen ergeben kodnnen. Bei nicht ganzjahrig genutzten
landwirtschaftlichen Gebauden wurde bis zur festgelegten Netto-Grundflache von 1.200 m? eine reduzierte
Feuerwiderstandsklasse fur vertretbar angesehen.

Die Forderung unter Punkt7.1.3 zielt darauf ab, Stallungen von Tieren gegen dartber liegende Ge-
baudeteile zu schutzen, um die mdglicherweise im Brandfall notwendige Tierevakuierung durchfiihren zu
kénnen.

Eine brandschutztechnische Trennung gegeniber angrenzenden Gebéaudeteilen des Wirtschaftstraktes wird
geman Punkt 7.1.4 fur Werkstéatten sowie EinstellrAume fur kraftstoffbetriebene Fahrzeuge bzw. Maschinen
(nicht darunter fallen Kleinmaschinen wie Rasenméaher und Kettensadgen) gefordert, um das Risiko einer
Brandausbreitung einzuschranken. Die geforderte Feuerwiderstandsklasse REI 90/ElI 90 muss aber nur bei
den trennenden Wanden bzw. Decken, nicht aber innerhalb der Werkstatten bzw. Einstellrdume erreicht
werden.

Landwirtschaftliche Gebaude sind zwar grundsétzlich in die jeweilige Gebaudeklasse einzuordnen, wobei ein
Abweichen von den daraus resultierenden Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse von tragenden
Bauteilen gemaR Punkt 7.1.5 durchaus mdglich ist. AuRerdem wird die Méglichkeit erdffnet, von der
zuléssigen GroRe eines Brandabschnittes, der auch bei landwirtschaftlicher Nutzung durch eine Netto-
Grundflache von 1.200 m2 begrenzt ware, abzuweichen. Damit kann den unterschiedlichen GréRen und
Strukturen von landwirtschaftlichen Betrieben Rechnung getragen werden. Es besteht gemafl Punkt 7.1.7
auch die Mdglichkeit, die OIB-Richtlinie 2.1 "Brandschutz bei Betriebsbauten* sinngemaf3 anzuwenden.

In Punkt 7.1.6 wird angefiihrt, dass eine Brandibertragung von Wirtschaftsgebauden auf Nachbarobjekte
nicht nur durch AuRenwandbauteile mit entsprechender Feuerwiderstandsfahigkeit, sondern auch durch
Schutzabstande weitgehend verhindert werden kann. Bei der Beurteilung von Schutzabstanden ist auch die

Méglichkeit des wirksamen Feuerwehreinsatzes zu beriicksichtigen. Der abweichend von Punkt 4.1 und 4.3
geforderte Mindestabstand zu Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen im Ausmal3 von 6/10 der Hohe der
zugekehrten AufRRenwand, mindestens jedoch 3 m, entspricht den vielfach Ublichen Werten. Sollte im
Einzelfall aufgrund der ortlichen Verhaltnisse und der Infrastruktur fur die Brandbekdmpfung ein ausreichend
rascher Loscheinsatz nicht ohne Weiteres vorausgesetzt werden, so kdnnen — insbesondere bei
Wirtschaftsgebauden mit der Lagerung von brennbaren Ernteglitern — auch gréRere Abstande erforderlich
werden.

Zu Punkt 7 2: Schul- und Kindergartengebaude sowie andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Bei Schul- und Kindergartengebduden sowie anderen Gebauden mit vergleichbarer Nutzung (z.B. Horte,
Tagesheime) — die nach dieser Richtlinie als eine Betriebseinheit anzusehen sind - tritt aufgrund der
groReren Personenbelegung im Vergleich zu Wohn- oder Blronutzung sowie wegen der Nutzungsvielfalt
(z.B. Klassen- und Burordume, Physik- und Chemieséle, Werkstatten) ein erhéhtes Risiko im Brandfall auch
schon in der Gebaudeklasse 1 und 2 auf. Inshesondere ist zu bericksichtigen, dass Kinder in ihrem
Urteilsvermdgen bei der Gefahreneinschéatzung noch nicht voll entwickelt sind und Jugendliche im
Allgemeinen zu einer héheren Risikobereitschaft tendieren, was zu Fehlverhalten im Brandfall fihren kann.
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Es wurde deshalb unter Punkt7.2.1 festgelegt, dass auch in kleineren Schulen oder Kindergarten
(Gebaudeklasse 1 und 2) jedenfalls die Anforderungen fir die Gebaudeklasse 3 erfillen miussen.
Ausgenommen davon sind lediglich Gebaude mit nur einem oberirdischen GeschoR.

Die Fluchtwege werden gemafR Punkt7.2.3 grundsatzlich gleich behandelt wie in Wohn- oder
Birogebauden. Aufgrund der moglichen Konfiguration der Schul- und Kindergartengebaude sowie anderen
Gebauden mit vergleichbarer Nutzung darf der zweite Fluchtweg aber weder durch einen Rettungsweg
gemal Punkt5.2 ersetzt werden, noch darf ein einziger Fluchtweg Uber ein Treppenhaus bzw. eine
AuR3entreppe gemal Tabelle 2a bzw. 2b zur Ausfiihrung gelangen. Die grundsatzliche Notwendigkeit nach
einem zweiten baulichen Fluchtweg wird damit begriindet, dass in Schulen und Kindergarten im Gefahrenfall
eine gréRBere Anzahl von Personen (Kinder, Jugendliche und Lehrkrafte) in Sicherheit gebracht werden
muss. Bei kleineren Schul- und Kindergartengebéauden trifft das Erfordernis des zweiten Fluchtweges dann
nicht zu, wenn innerhalb von 40 m Gehwegléange vom entferntesten Punkt eines Unterrichtsraumes oder
Gruppenraumes ein sicherer Ort des angrenzenden Gelandes im Freien erreicht wird.

Besonderes Augenmerk wurde — wie in Punkt 7.2.2 bzw. 7.2.4 angefuhrt - auf jene Raume einer Schule
gelegt (z.B. Garderoben, Werkrdume, Chemie- und Physikrdume), in denen ein Brand ein grd3eres Risiko
fur Schiler und Lehrer darstellen kann und zudem eine Beeintrachtigung von Fluchtwegen zu erwarten
ware.

Gemal Punkt7.2.5 wurde die groRtmoégliche Brandabschnittsfliche - ohne zusatzliche
BrandschutzmaRnahmen mit 1.600 m2 festgelegt - als vertretbar angesehen. Hinsichtlich der
Brandabschnittsflache wird demnach eine Gleichbehandlung wie fur die Bironutzung unter Punkt 3.1.1
vorgenommen.

Feuerstatten in Schulen missen — wie unter Punkt7.2.6 festgelegt - unabhangig von ihrer
Nennwarmeleistung in einem eigenen Heizraum untergebracht werden, da sonst die Gefahr von
Manipulationen an der Feuerungsanlage durch Schuler besteht. Eine Ausnahme wird unter festgelegten
Rahmenbedingungen lediglich fir Gasthermen gewahrt.

Bei Schulen, Kindergérten und anderen Geb&uden mit vergleichbarer Nutzung mit einer Brutto-Grundflache
von nicht mehr als 3.200 m?2 wird gemaR Punkt7.2.7 eine Fluchtwegs-Orientierungsbeleuchtung als
ausreichend angesehen. Bei Brandereignissen ist mit dem Ausfall der Raumbeleuchtung zu rechnen,
weshalb fir die Selbstrettung von Personen auch bei Gebauden dieser Grofenordnung zumindest der
Verlauf der Fluchtwege erkennbar sein muss. Bei einer Brutto-Grundflache von mehr als 3.200 m?
verbunden mit einer gleichzeitig anwesenden grélReren Anzahl von Personen wird dagegen eine
Sicherheitsbeleuchtung fur erforderlich erachtet. Diesbezlglich wird auf die Bestimmungen der
Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002 BGBI. Il Nr. 222/2002 in der Fassung BGBI. Il Nr. 233/2010
hingewiesen, in der hinsichtlich Starkstromanlagen und Sicherheitsstromversorgung in baulichen Anlagen fur
Menschenansammlungen auf die OVE/ONORM E 8002-1 ,Ausgabe 2007-10-01 und -9, Ausgabe, 2002-11-
01 verwiesen wird.

GemalR Punkt 7.2.9 werden nur in Kindergartengebauden sowie in anderen Gebauden mit vergleichbarer
Nutzung (z.B. Tagesheime, Horte) vernetzte Rauchwarnmelder gefordert, da dort aufgrund eines mdglichen
Schlafrisikos und der schwierigeren Lenkbarkeit von Kleinkindern bzw. Kindern im Vorschulalter die Flucht
einen langeren Zeitraum in Anspruch nehmen kann, sodass eine moglichst frihzeitige Brandentdeckung mit
Einleitung der Flucht erforderlich ist.

Zu Punkt 7 3: Beherbergungsstatten, Studentenheime und andere Gebaude mit vergleichbarer Nutzung

Bei Beherbergungsstatten — die nach dieser Richtlinie als eine Betriebseinheit anzusehen sind - tritt
aufgrund der grolReren Personenbelegung im Vergleich zu Wohn- oder Bironutzung sowie wegen der
Nutzungsvielfalt (z.B. Sauna, Kiiche) ein erhdhtes Risiko im Brandfall auch schon in der Geb&udeklasse 1
und 2 auf. Insbesondere ist zu berlcksichtigen, dass es sich bei den Gasten hauptsachlich um Personen
handelt, welche in einer fir sie ungewohnten Umgebung zudem noch néchtigen. Es wurde daher unter
Punkt 7.3.1 festgelegt, dass auch in kleineren Beherbergungsstatten (Gebdudeklasse 1und?2) -
ausgenommen Gebaude mit nur einem oberirdischen Geschol3 - jedenfalls die Anforderungen fur die
Gebaudeklasse 3 erfillt werden missen.
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Gemal3  Punkt7.3.2 wurde die groRtmogliche Brandabschnittsfliche - ohne  zusatzliche
BrandschutzmafRnahmen - mit 1.600 m2 als vertretbar angesehen. Hinsichtlich der Brandabschnittsflache
wird demnach eine Gleichbehandlung wie fiir die Blironutzung unter Punkt 3.1.1 vorgenommen.

Da eine Beherbergungsstétte als eine Betriebseinheit betrachtet wird, missen Bauteile zwischen Bereichen
unterschiedlicher Nutzung (z.B. Bettentrakt, Kiiche, Lagerraume) als Trennwande bzw. Trenndecken gemaf
Tabelle 1b ausgebildet werden. Um die bisher insbesondere in landlichen Touristikgegenden Ublichen
Holzbalkone fur Beherbergungsstatten in Gebauden mit nicht mehr als sechs oberirdischen Geschol3en
weiterhin zu ermdglichen, wurde eine diesbezlgliche Regelung unter Punkt 7.3.3 aufgenommen.

Die Fluchtwege werden grundsatzlich gleich behandelt wie in Wohn- oder Birogebduden. Ein einziger
Fluchtweg Uber ein Treppenhaus bzw. eine Aullentreppe gemal Tabelle 2a bzw. 2b ist entsprechend
Punkt 7.3.4 allerdings nur fur Beherbergungsstéatten mit nicht mehr als 100 Gastebetten zulassig, sofern die
Wande zwischen Gastezimmern und Gangen bzw. Géngen und sonstigen Raumen in REI 30 bzw. EI 30 und
die Turen in diesen Wanden in El, 30-C ausgefuhrt werden. Diese Einschrankung bezogen auf die Zahl der
Gastebetten bzw. die geforderten Feuerwiderstandsklassen ist deshalb erforderlich, da insbesondere
aufgrund der gegeniiber Wohngebauden gré3eren Personendichte und der Ortsunkundigkeit der Gaste und
dem daraus resultierenden hoheren Gefahrdungspotential sowie den dadurch erschwerten
Einsatzbedingungen der Feuerwehr Rechnung zu tragen ist.

Ein fest verlegtes Rettungswegesystem an der GebaudeaulRenwand ist gemaR Punkt 7.3.6 bei Erfullung der
unter Punkt 5.2.3 unabhéngig von der Anzahl der Gastebetten verwirklichbar.

Bei den Anforderungen an Boden-, Wand- und Deckenbelage in Aufenthaltsr&umen wurden unter
Punkt 7.3.7 auch die bisher in Beherbergungsstatten vielfach verwendeten Hoélzer bzw. Holzwerkstoffe
bericksichtigt.

Feuerstatten in Beherbergungsstatten missen — wie unter Punkt 7.3.8 festgelegt - unabhangig von ihrer
Nennwarmeleistung in einem eigenen Heizraum untergebracht werden, da sonst die Gefahr von
Manipulationen an der Feuerungsanlage durch unbefugte Personen besteht. Eine Ausnahme wird unter
festgelegten Rahmenbedingungen lediglich fiir Gasthermen gewahrt.

Bei Beherbergungsstatten mit nicht mehr als 60 Gastebetten wird gemald Punkt 7.3.9 eine Fluchtwegs-
Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei Brandereignissen ist mit dem Ausfall der
Raumbeleuchtung zu rechnen, weshalb fir die Selbstrettung von Personen auch bei Gebauden dieser
GroRenordnung zumindest der Verlauf der Fluchtwege erkennbar sein muss. Bei mehr als 60 Gastebetten
wird eine Sicherheitsbeleuchtung fir erforderlich erachtet. Diesbezilglich wird auf die Bestimmungen der
Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002 BGBI. Il Nr. 222/2002 in der Fassung BGBI. Il Nr. 233/2010
hingewiesen, in der hinsichtlich Starkstromanlagen und Sicherheitsstromversorgung in baulichen Anlagen fur
Menschenansammlungen auf die OVE/ONORM E 8002-1, Ausgabe 2007-10-01 und -5, Ausgabe 2002-11-
01 verwiesen wird.

Unter Punkt 7.3.10 wurde hinsichtlich einer Brandfriiherkennung eine Einstufung der Beherbergungsstatten
in Abhangigkeit von der Zahl der Gastebetten vorgenommen, um einerseits dem unterschiedlichen Risiko
aufgrund der jeweiligen Personenanzahl gerecht zu werden und andererseits die bereits bisher in den
meisten Bundeslandern geiibte Praxis beibehalten zu kdnnen. Bei Beherbergungsstatten mit nicht mehr als
30 Gastebetten wurde das Anforderungsprofil der Rauchwarnmelder gegeniiber der Wohnnutzung insofern
erweitert, als vernetzte Rauchwarnmelder sowie der Anschluss an die Stromversorgung gefordert werden.
Bei Beherbergungsstatten mit mehr als 30 Gastebetten muss eine automatische Brandmeldeanlage
vorhanden sein, die einen hodheren Sicherheitsstandard als Rauchwarnmelder liefert; dabei sind
Alarmierungseinrichtungen (z.B. Sirenen), die zur Warnung der Personen innerhalb der Beherbergungsstatte
dienen inkludiert. Brandmeldeanlagen in Beherbergungsstatten mit mehr als 100 Gastebetten muissen
zudem eine direkte Alarmierung der Feuerwehr herbeifiihren.

Gemal Punkt7.3.12 werden fur Schutzhitten in Extremlage insofern Erleichterungen gewahrt, als
Schutzhiitten in die zutreffende Gebaudeklasse eingestuft werden kénnen. Daher fallen Schutzhitten mit
nicht mehr als drei oberirdischen GeschoRen sowie einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 in
die Gebaudeklasse 1. Auflerdem wird bei Schutzhitten mit mehr als 100 Gastebetten auf eine
Alarmweiterleitung verzichtet, da aufgrund der langen Anmarschwege der Feuerwehr die Wirkung der
frihzeitigen Alarmierung im Hinblick auf ein rasches Eintreffen der Feuerwehr wieder aufgehoben wird.
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Zu Punkt 7.4: Verkaufsstatten

Fur eingeschofBige freistehende Verkaufsstatten soll es - vor allem der bisherigen Praxis entsprechend —
gewisse Erleichterungen geben. So ist es gemaR Punkt 7.4.1 moglich, dass die Tragkonstruktion entweder
in R30 oder nur aus Baustoffen der Klasse A2 ausgefiihrt wird. Dies ist deshalb mdglich, da bei
freistehenden Verkaufsstatten nur Fluchtwege in einer Ebene vorhanden sind, sodass Personen - ohne ein
Treppenhaus benitzen zu missen - rasch einen sicheren Ort im Freien erreichen, ausreichende
Fensterflichen bzw. Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen zur thermischen Entlastung der
Tragkonstruktion gegeben sind und ein Ldschangriff durch die Feuerwehr als eher unproblematisch
angesehen wird.

In Punkt 7.4.2 werden Anforderungen nur fir Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 600 m?2
und nicht mehr als 3.000 m2 oder fiur Verkaufsstatten mit nicht mehr als drei in offener Verbindung
stehenden Geschol3en formuliert. Dies deshalb, da damit einerseits Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache
von nicht mehr als 600 m? (z.B. kleinere Einzelhandelsgeschéfte) unter den Anwendungsbereich der
Punkte 2 bis 6 fallen und andererseits diese Typen von Verkaufsstatten in der Praxis sehr haufig
vorkommen. Fur derartige GrolRenordnungen kénnen noch allgemein gultige Regelungen aufgestellt werden.
Die traditionelle Brandabschnittshildung zu Raumen, die nicht zur Verkaufsstatte gehoren, wird gemaf
Punkt 7.4.2 (a) beibehalten. Unter Punkt 7.4.2 (b) wird festgehalten, dass die Anforderungen der Tabelle 4
gelten. Diese tabellarische Darstellungsform wurde zwecks leichterer Lesbarkeit gewahlt. Dabei erfolgt die
Unterteilung nach der Grof3e der Brandabschnittsflachen einerseits nach dem Prinzip eines Vielfachen der
MindestanwendungsgréRe von 600 m2 und andererseits nach den in der Praxis Uublicherweise
vorkommenden GroRen. Die Anforderungen an Decken zwischen den Geschollen innerhalb der
Verkaufsstatte sind in Abhangigkeit der Verkaufsbrandabschnittsflache und der Anzahl der in offener
Verbindung stehenden Geschol3e festgelegt. Mit zunehmender Brandabschnittsflache und Geschof3zahl
wird die frihzeitige Alarmierung bzw. das Einsetzen von selbsttatigen LoschmafRnahmen fur erforderlich
erachtet. Die Fluchtwege werden gemal Punkt 7.4.2 (c) grundsétzlich gleich behandelt wie in Wohn- oder
Birogebauden. Aufgrund der moglichen Konfiguration der Verkaufsstéatten darf der zweite Fluchtweg weder
durch einen Rettungsweg gemal Punkt 5.2 ersetzt werden, noch darf ein einziger Fluchtweg uber ein
Treppenhaus bzw. eine AuRentreppe gemalR Tabelle 2a bzw. 2b zur Ausfiihrung gelangen. Dies wurde
deshalb nicht zugelassen, da insbesondere einerseits aufgrund der zu erwartenden erhéhten
Personenanzahl und der Ausgestaltung der Fassade (schwere Zuganglichkeit infolge von ,Schaufenstern”
bzw. durchgehenden Glasfassaden ohne eine ausreichende Anzahl von o6ffenbaren Fenstern) mit den
Ublichen Rettungsgeraten der Feuerwehr eine rasche Bergung kaum mdglich ist und andererseits aufgrund
der in der Regel unibersichtlichen Raumgestaltung (hohe Stellagen, von der Decke herabhangende
Dekoration) die Fluchtmdglichkeit zu nur einem Treppenhaus im Brandfall eine nicht zumutbare Geféhrdung
darstellen wirde. Bei Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von nicht mehr als 2.000 m2 wird geman
Punkt 7.4.2 (d) eine Fluchtwegs-Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei einer
Verkaufsflache von mehr als 2.000 m2 wird eine Sicherheitsbeleuchtung fir erforderlich erachtet.
Diesbezuglich  wird auf die  Bestimmungen der  Elektrotechnikverordnung 2002-ETV 2002
BGBI. Il Nr. 222/2002 in der Fassung BGBI. II Nr.233/2010 hingewiesen, in der hinsichtlich
Starkstromanlagen und Sicherheitsstromversorgung in baulichen Anlagen fir Menschenansammlungen auf
die OVE/ONORM E 8002-1, Ausgabe 2007-10-01 und -3, Ausgabe 2002-11-01 verwiesen wird.

Bis zu einer Verkaufsflache von nicht mehr als 1.800 m2 kann davon ausgegangen werden, dass mit der
gemal Punkt 6.2 geforderten Loschwasserversorgung das Auslangen gefunden werden kann. Fur gro3ere
Verkaufsstatten ist hingegen gemaR Punkt7.4.3 die erforderliche Léschwasserversorgung sowie
erforderlichen Geréte der erweiterten Léschhilfe in Abstimmung mit der Feuerwehr unter Berlcksichtigung
der Brandlasten sowie der technischen Brandschutzeinrichtungen festzulegen.

In Punkt 7.4.4 wird festgehalten, dass fur Verkaufsstatten mit einer Verkaufsflache von mehr als 3.000 m?
oder Verkaufsstatten mit mehr als drei in offener Verbindung stehenden Geschof3en ein Brandschutzkonzept
vorzulegen ist. In diesem Fall ist jedes Bauvorhaben gesondert zu betrachten. Als Orientierungshilfe kann
die TRVB 138 N Ausgabe 2010, herangezogen werden.

Zu Punkt 8: Betriebsbauten

Da Betriebsbauten unabhangig von deren Grof3e in der Regel gesondert betrachtet werden kdnnen, sind die
Anforderungen in der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten zusammengefasst, die
grundsatzlich als eigenstandiges Regelwerk zur Anwendung kommen kann. Es ist allerdings zu beachten,
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dass zusatzlich auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kénnen (z.B. Punkt 3.4 Schéachte,
Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten, Punkt3.6 Aufziige, Punkt3.7 Feuerstatten und
Verbindungsstiicke, Punkt 3.8 Abgasanlagen, Punkt 3.9 Raume mit erhéhter Brandgefahr).

Zu Punkt 9: Garagen, Uiberdachte Stellpldtze und Parkdecks

Da Garagen, Uberdachte Stellplatze und Parkdecks unabhangig von deren Grol3e in der Regel gesondert
betrachtet werden die Anforderungen fiur alle Typen in der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen,
Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks zusammengefasst. Es ist zu beachten, dass gegebenenfalls
zusatzlich auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kdnnen (z.B. Punkt 3.4 Schéchte,
Kanale, Leitungen und sonstige Einbauten, Punkt 3.9 Raume mit erhdhter Brandgefahr, Tabellen 2a, 2b
bzw. 3 Anforderungen an Treppenhauser bzw. Aul3entreppen im Verlauf von Fluchtwegen).

Zu Punkt 10: Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m

In diesem Punkt wird auf die neu herausgegebene OIB-Richtlinie 2.3 ,Brandschutz bei Gebauden mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m“ verwiesen, deren Grundlage die bisher verbindlich erklarte ONR 22000,
Ausgabe 2007-03-01 bildet.

Zu Punkt 11: Sondergebaude

In diesem Punkt werden all jene Geb&udetypen zusammengefasst, fir die ein Brandschutzkonzept
vorzulegen ist. Da fur diese Gebaudetypen aufgrund ihrer Besonderheiten keine allgemein giiltigen
Anforderungen gestellt werden kdnnen, ist fiir jedes Bauvorhaben ein Brandschutzkonzept auszuarbeiten.
Darin ist der Nachweis zu erbringen, dass nach dem Stand der Technik bzw. Wissenschaft der Gefahrdung
von Leben und Gesundheit von Personen durch Brand vorgebeugt sowie die Brandausbreitung
eingeschrankt wird.

Dabei handelt es sich um Gebaude mit erhdhter Personenanzahl, bei denen unvorhersehbare Reaktionen
der Besucher nicht ausgeschlossen werden konnen. Namentlich werden jene Versammlungsstéatten
angefihrt, in denen sich mehr als 1.000 Personen aufhalten kénnen.

Ebenso werden jene Gebaude angefuhrt, die bedingt durch ihre Nutzungsart (z.B. Krankenhauser, Alters-
und Pflegeheime) besondere Malinahmen zur Hintanhaltung der Personengeféahrdung bzw. zur Rettung
und/oder Evakuierung von Personen mit eingeschrankter bzw. nicht vorhandener Mobilitat fordern.

Bei den genannten Justizanstalten ist die Problematik der grundséatzlich versperrt zu haltenden Turen zu
beachten, die im Normalfall ein Fliichten verhindern sollen, im Brandfall aber ein enormes Risiko fur die
eingeschlossenen Personen darstellen.

SchlieBlich fallen noch all jene Gebaudetypen darunter, auf die die Anforderungen der OIB-Richtlinie 2

aufgrund des Verwendungszweckes oder der Bauweise nicht zur Génze anwendbar sind, wie z.B.
Messehallen, Sportstadien.
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OiB- Richtlinie 2.1

Brandschutz bei Betriebsbauten

Ausgabe: Oktober 2011
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des 8 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachversténdigenbeirat fiir bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemafR § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB
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2.2

2.3

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefuhrten Fassung.

In dieser Richtlinie werden Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und an den Feu-
erwiderstand von Bauteilen nach den européischen Klassen gestellt. Hierbei handelt es sich um
Mindestanforderungen.

Sofern in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anfor-
derungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt werden, gilt dies auch als erfllt, wenn
die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen und
die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.
RaumabschlieBende Bauteile missen zusatzlich - sofern ein Durchbrand nicht ausgeschlossen
werden kann - beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2* Brandschutz zu bertcksichtigen sind.

Bei Betriebsbauten kénnen in Abhangigkeit des jeweiligen Gefahrenpotentials wie Brandbelastung,
Aktivierungsgefahr und Umgebungssituation héhere Anforderungen notwendig werden, wie z.B. fur
Chemiebetriebe.

Fir folgende Betriebsbauten sind aufgrund eines geringeren Risikos im Brandfall Erleichterungen

von den Anforderungen dieser Richtlinie zulassig:

- Betriebsbauten, die lediglich der Aufstellung technischer Anlagen dienen und von Personen nur
voribergehend zu Wartungs- und Kontrollzwecken begangen werden (Einhausung z.B. aus
Grinden des Witterungs- oder Immissionsschutzes),

Betriebsbauten, die Uberwiegend offen sind, wie Uberdachte Freianlagen oder Freilager, oder
die aufgrund ihres Verhaltens im Brandfall diesen gleichgestellt werden kénnen.

Von den Anforderungen dieser Richtlinie kann abgewichen werden, wenn die Schutzziele auf glei-
chem Niveau wie bei Anwendung dieser Richtlinie erreicht werden, wobei der OIB-Leitfaden ,Ab-
weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* anzuwenden ist.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Zulassige Netto-Grundflache in oberirdischen Geschol3en innerhalb von
Hauptbrandabschnitten

Hauptbrandabschnitte sind durch Brandwande geman Punkt 3.8 zu trennen. Hinsichtlich der zulas-
sigen Netto-Grundflache je oberirdisches Geschol? innerhalb von Hauptbrandabschnitten gelten die
Anforderungen gemaf Tabelle 1.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschol? miissen die Decken zwischen den
GeschofRen die nach Tabelle 1 erforderliche Feuerwiderstandsdauer nicht nur hinsichtlich des Krite-
riums der Tragfahigkeit (R), sondern auch hinsichtlich der Kriterien des Raumabschlusses (E) und
der Warmedammung (1) erfullen.

Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen GescholRen und einer Netto-Grundflache
von insgesamt nicht mehr als 3.000 m? sind offene Deckendurchbriiche (z. B. Treppen, Schéchte,
Arbeitséffnungen) ohne Feuerschutzabschlisse zulassig.
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Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdischen GescholRen sind offene Deckendurchbri-
che ohne Feuerschutzabschliisse bis zu einer Netto-Grundflache von insgesamt nicht mehr als
7.500 m? zulassig, sofern eine erweiterte automatische Léschhilfeanlage in der Sicherheitskategorie
K 4.1 vorhanden ist.

Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen GeschoRRen sind offene Deckendurchbriiche
ohne Feuerschutzabschlisse bis zu einer Netto-Grundflache von insgesamt nicht mehr als
10.000 m? zulassig, sofern eine Sprinkleranlage in der Sicherheitskategorie K 4.2 vorhanden ist.

Allgemeine Anforderungen

Ldéschwasserbedarf

Fur Betriebsbauten ist der Léschwasserbedarf in Abstimmung mit der Feuerwehr unter Berticksich-
tigung der Netto-Grundflachen der Hauptbrandabschnitte bzw. Brandabschnitte, der Brandlasten
sowie der technischen Brandschutzeinrichtungen festzulegen und bereitzustellen.

Schutzabstande

Betriebsbauten missen von der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze soweit entfernt sein, dass unter
Berucksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Branduibertragung auf Nachbargeb&dude weitge-
hend verhindert wird. Dabei sind jeweils Bauweise, Lage, Ausdehnung, Nutzung und vorhandene
Sicherheitskategorie zu beriicksichtigen.

Bei Betriebsbauten mit AuBenwéanden ohne definierten Feuerwiderstand ist ohne naheren Nach-
weis ein Abstand zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze von 6/10 der Hohe der zugekehrten Au-
Renwand, mindestens jedoch 3 m, ausreichend.

Betragt der Abstand der AuRenwand zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze weniger als 6/10 der
Hoéhe der zugekehrten AuBenwand bzw. weniger als 3 m, so missen erforderlichenfalls brand-
schutztechnische MaRnahmen getroffen werden, die auf die baulichen Gegebenheiten der Auf3en-
wande und deren Abstand von der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze abzustimmen sind. Bei Be-
triebsbauten mit einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 400 m? geniigt ein Abstand von 2 m.
AuRenwéande, deren Abstand weniger als 1 m betragt, sind jedenfalls als Brandwénde gemanR
Punkt 3.8 auszubilden.

Die Anforderungen gemal Punkt 3.2.3 gelten nicht, wenn das angrenzende Grundstiick bzw. der
Bauplatz auf Grund tatsachlicher oder rechtlicher Umstéande auf Dauer von einer kiinftigen Bebau-
ung ausgeschlossen ist (z. B. Verkehrsflachen im Sinne der raumordnungsrechtlichen Bestimmun-
gen, offentliche Parkanlagen oder Gewasser)

Betriebsbauten auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz kénnen dann als getrennte Hauptbrand-
abschnitte bzw. Brandabschnitte angesehen werden, sofern diese voneinander soweit entfernt sind,
dass unter Berucksichtigung des Feuerwehreinsatzes eine Brandubertragung weitgehend verhin-
dert wird. Dabei sind jeweils Bauweise, Lage, Ausdehnung, Nutzung und vorhandene Sicherheits-
kategorie zu bericksichtigen. Bei Betriebsbauten mit AuRenwanden ohne definierten Feuerwider-
stand ist ohne naheren Nachweis ein Abstand von 12/10 der HOhe der zugekehrten Aul3enwand
des hoheren Betriebsbaues, mindestens jedoch 6 m, ausreichend.

Lage und Zuganglichkeit

Jeder Hauptbrandabschnitt muss mit mindestens einer Seite an einer Au3enwand liegen und von
dort fur die Feuerwehr zuganglich sein. Dies gilt nicht fir Hauptbrandabschnitte, die eine erweiterte
automatische Loschhilfeanlage oder eine automatische Feuerléschanlage aufweisen.

Freistehende bzw. aneinander gebaute Betriebsbauten mit einer zusammenhangenden tberbauten
Grundflache von mehr als 5.000 m2 missen fur die zur Brandbekampfung erforderlichen Feuer-
wehrfahrzeuge umfahrbar sein.

Fur die Feuerwehr sind die erforderlichen Zufahrten, Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungs-
flachen zu schaffen und standig freizuhalten.
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ZweigeschoRige Betriebsbauten

Wird bei einem zweigeschol3igen Betriebsbau das untere Geschol3 einschlie3lich der Decken mit
Bauteilen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 hergestellt und werden fir beide Geschof3e Zufahr-
ten fur die Feuerwehr auf GeschofRniveau auf jeweils mindestens einer Seite angeordnet, dann
kann das obere Geschol3 wie ein Betriebsbau mit einem oberirdischen Gescho3 angesehen wer-
den.

Unterirdische GescholRe

Unterirdische Geschol3e sind durch brandabschnittsbildende Wéande und Decken in A2 zu begren-
zen. Bei Betriebsbauten mit nur einem unterirdischen Geschol? darf der Brandabschnitt eine Netto-
Grundflache von 1.200 m? nicht tiberschreiten. Bei Betriebsbauten mit mehreren unterirdischen Ge-
schoRen darf der Brandabschnitt des ersten unterirdischen GescholRes eine Netto-Grundflache von
1.200 m2 und der Brandabschnitt jedes weiteren unterirdischen Geschol3es eine Netto-Grundflache
von je 600 m2 nicht Gberschreiten.

Abweichend von Punkt 3.5.1 kann ein unterirdisches Geschol3 mit einer Netto-Grundflache von
nicht mehr als 600 m2 mit dem ersten oberirdischen Geschol in offener Verbindung stehen, sofern
die gesamte zusammenhangende Netto-Grundflache der beiden Geschole nicht mehr als 1.800 m2
betrdgt und eine allenfalls vorhandene Decke des unterirdischen GeschofRes R 90 und A2 ent-
spricht.

Die im Punkt 3.5.1 bzw. 3.5.2 festgelegten Netto-Grundflachen fur Brandabschnitte kdnnen bei
Vorhandensein

(a) einer erweiterten automatischen Léschhilfeanlage auf das Doppelte, oder

(b) einer Sprinkleranlage auf das Dreieinhalbfache

erhoht werden.

Fur Offnungen in Brandabschnitten von unterirdischen GescholRRen gelten die Bestimmungen des
Punktes 3.8.4 sinngemal.

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes muss in héchstens 40 m Gehweglange erreichbar sein:
(a) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Geléndes im Freien, oder
(b) ein gesicherter Fluchtbereich (z.B. Treppenhaus, Aul3entreppe).

Sofern keine anderen Gefahrdungen als durch Brandeinwirkung vorliegen, kann die im Punkt 3.6.1

angefiihrte Gehweglange von 40 m verlangert werden auf

(a) hochstens 50 m bei RGumen mit einer mittleren lichten Raumhdhe von mindestens 10 m,

(b) hochstens 50 m bei RAumen mit einer mittleren lichten Raumhdhe von mindestens 5 m bei
Vorhandensein einer automatischen Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brand-
abschnittsschutz" mit Rauchmeldern,

(c) hoéchstens 70 m bei Raumen mit einer mittleren lichten Raumhéhe von mindestens 10 m bei
Vorhandensein einer automatischen Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brand-
abschnittsschutz”, mit Rauchmeldern,

(d) hoéchstens 70 m bei Vorhandensein einer Rauch- und Warmeabzugsanlage, welche durch eine
automatische Brandmeldeanlage mindestens im Schutzumfang ,Brandabschnittsschutz® mit
Rauchmeldern angesteuert wird,

sofern in jedem Geschold mindestens ein weiterer und mdéglichst entgegengesetzt liegender Aus-

gang direkt ins Freie oder in ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe mit jeweils einem Ausgang

zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien vorhanden ist.

Bei der Ermittlung der mittleren lichten Raumhghe bleiben untergeordnete Rdume oder Ebenen mit

einer Netto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 unbertcksichtigt.

Die im Punkt 3.6.1 angefuihrte Gehweglange von 40 m ist gegebenenfalls zu verkirzen, sofern dies
aufgrund anderer Gefahrdungen als durch Brandeinwirkung erforderlich ist.

Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen GescholRen mussen die GeschoRRe durch ein
durchgehendes Treppenhaus gemaf Tabelle 2 verbunden sein, das einen Ausgang zu einem si-
cheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien aufzuweisen hat.

Sofern Fluchtwege gemaf Punkt 3.6.1 Uber AuRentreppen filhren, missen folgende Anforderungen
erfillt sein:
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(a) AuRentreppen missen aus A2 bestehen und so geschiitzt sein, dass im Brandfall keine Beein-
trachtigung durch Flammeneinwirkung, gefahrbringende Strahlungswarme und/oder Verrau-
chung besteht.

(b) Bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen GeschoRen miissen die vom Gebaude auf
AuRentreppen flhrenden Tiren El, 30-C entsprechen. Abweichend davon geniigt bei Tiren
aus Raumen mit geringer Brandlast eine Ausfiihrung in E 30-C.

Rauch- und Warmeabzug

Produktions- und Lagerraume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschol3 von mehr als 200 m?
und nicht mehr als 1.200 m? aufweisen, missen Wand- und/oder Deckend6ffnungen erhalten, die im
Brandfall eine Rauchableitung ins Freie ermdglichen. Dies gilt jedenfalls als erfiillt, wenn die Raume
Offnungen von mindestens 2 % der jeweiligen Netto-Grundflache aufweisen.

Fur Produktions- und Lagerrdume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschol3 von mehr als
1.200 m2 und nicht mehr als 1.800 m? aufweisen, muss eine ausreichende Rauch- und Wéarmeablei-
tung zur Unterstitzung eines Feuerwehreinsatzes vorhanden sein. Die Einrichtungen zur Rauch-
und Warmeabfuhr missen die technischen Anforderungen an Rauch- und Warmeabzugsanlagen
(RWA) erflillen und entsprechend einer anerkannten Richtlinie ausgefiihrt werden. Die Rauch- und
Warmeabzugsanlagen missen Uber eine automatische Auslésung (z.B. thermische Einzelauslo-
sung) verfligen sowie von einer im Brandfall sicheren Stelle eine zentrale manuelle Auslésung
durch die Feuerwehr ermdglichen.

Fur Produktions- und Lagerrdaume, die jeweils eine Netto-Grundflache je Geschol3 von mehr als
1.800 m2 haben, muss eine ausreichende Rauch- und Wéarmeableitung zur Reduzierung der
Brandauswirkungen vorhanden sein. Die Einrichtungen zur Rauch- und Warmeabfuhr missen die
technischen Anforderungen an Rauch- und Warmeabzugsanlagen (RWA) erfillen und entspre-
chend einer anerkannten Richtlinie ausgefihrt werden.

Brandwande

Anstelle von Brandwanden gemaR den Punkten 3.8.2 bis 3.8.4 geniigen auch brandabschnittsbil-
dende Wande in REI 90 und A2 bzw. EIl 90 und A2, sofern in oberirdischen GescholRen ausschlief3-
lich Brandabschnitte mit einer Netto-Grundflache von jeweils nicht mehr als 1.200 m2 vorhanden
sind. Die brandabschnittshildenden Wande missen mindestens 15 cm uber Dach gefuhrt werden.
Sie brauchen nur bis zur Dacheindeckung gefiihrt werden, sofern eine Brandubertragung durch an-
dere MaRnahmen wirksam eingeschrankt wird.

Brandwande muissen in REI 90 und A2 bzw. El 90 und A2 ausgefiihrt werden. Sofern im Brandfall
mit einer mechanischen Beanspruchung (z.B. durch im Brandfall umstirzende Lagerungen) zu
rechnen ist, miissen Brandwande auch das Leistungskriterium ,M*“ erfillen.

Brandwande missen grundsatzlich vertikal vom Fundament bis mindestens 0,5 m Uber Dach ge-
fuhrt werden. Sie brauchen nur bis zur Dacheindeckung geflihrt werden, sofern eine Brandibertra-
gung durch andere Maflinahmen gleichwertig behindert wird. Sofern Brandwande versetzt verlau-
fen, ist durch geeignete MafRnahmen eine Brandubertragung zu behindern.

Offnungen in Brandwénden sind zuléssig, sofern die Abschliisse die gleiche Feuerwiderstandsdau-
er wie die Wande aufweisen. Abweichend davon sind in Betriebsbauten, in denen es das Gefahr-
dungspotential zulésst und in Betriebsbauten, die mit einer automatischen Brandmeldeanlage oder
einer erweiterten automatischen Léschhilfeanlage oder einer automatischen Feuerléschanlage
ausgestattet sind, Tiiren und Tore in El, 30-C ausreichend, sofern die Summe aller Offnungsflachen
20 m2 nicht Gberschreitet. Abschliisse, die aus betrieblichen Griinden offen gehalten werden, miis-
sen mit Feststellanlagen ausgestattet sein, die bei Raucheinwirkung ein selbsttatiges SchlieRen
bewirken.

Im Bereich der AuRenwéande ist durch geeignete MaRhahmen eine Brandibertragung auf andere
Hauptbrandabschnitte zu behindern. Geeignete Mal3nahmen sind z.B.:
ein mindestens 0,5 m vor der AuRenwand vorstehender Teil der Brandwand, der einschlieflich
seiner Bekleidung aus A2 besteht,
ein im Bereich der Brandwand angeordneter AuRenwandabschnitt in REI 90 bzw. EI 90 mit ei-
ner Breite von mindestens 2,0 m, der einschlie3lich seiner Bekleidung aus A2 besteht.

Sofern Gebaude oder Gebaudeteile in einem Winkel von weniger als 135 Grad Uber Eck zusam-
menstoflRen und in diesem Bereich durch eine Brandwand abgeschlossen oder unterteilt werden, so
muss die Wand Uber die innere Ecke mindestens 5,0 m fortgefiihrt werden. Von diesen Anforde-
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rungen kann abgewichen werden, sofern eine Brandibertragung durch andere MalRnahmen
gleichwertig behindert wird.

AulRenwande und AuBenwandbekleidungen

Bei Betriebsbauten mit einer Aul3enwandhéhe von nicht mehr als 14 m missen Auf3enwandbeklei-
dungen sowie die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden AufRenwénden der
Klasse C entsprechen. Es kdénnen auch Baustoffe aus Holz und Holzwerkstoffen der Klasse D ver-
wendet werden, wobei gegebenenfalls verwendete Dammstoffe der Klasse A2 entsprechen mis-
sen.

Bei Betriebsbauten mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschol3 und einer Aulienwandhéhe
von mehr als 14 m missen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden Auf3en-
wanden aus B bestehen.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschof3 und einer AuRenwandhéhe von
mehr als 14 m missen die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden Aul3enwan-
den aus A2 bestehen.

Bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschof3 sind bei hinterliifteten AulRenwan-
den sowie bei Doppel- und Vorhangfassaden MaRhahmen zu treffen, die eine Brandausbreitung
Uber deren Zwischenraume in andere GescholRRe wirksam einschranken.

Fur tragende Aullenwande gelten - sofern in Tabelle 1 keine hdheren Anforderungen an das
Brandverhalten gestellt werden - die Punkte 3.9.1 bis 3.9.4 sinngemal3.

Bedachungen und Unterdecken
Die Bedachung (Gesamtsystem) muss in Broor (t1) ausgefihrt werden.

Bei Hauptbrandabschnitten mit einer Dachflache von mehr als 1.800 m2 ist die Dachkonstruktion
unter Berlcksichtigung des Brandverhaltens der verwendeten Warmeddmmung so auszubilden,
dass eine Brandausbreitung innerhalb eines Hauptbrandabschnittes tiber das Dach behindert wird.

Im Bereich von Dachdurchdringungen ist durch konstruktive Maflinahmen eine Brandweiterleitung
zu behindern.

Fur abgehéangte Unterdecken einschlie3lich ihrer Aufhangungen gelten die Anforderungen geman
Punkt 3.10.2 sinngemal.

Sonstige BrandschutzmaflRnahmen

Abhéangig von der Art bzw. Nutzung des Betriebes missen in Betriebsbauten geeignete Mittel der
ersten Loschhilfe und in Produktions- oder Lagerraumen mit einer Netto-Grundflache je Geschol
von mehr als 1.800 m? Wandhydranten in ausreichender Zahl vorhanden sowie gut sichtbar und
leicht zuganglich angeordnet sein.

Fur Betriebsbauten mit einer Netto-Grundflache von insgesamt mehr als 3.000 m2 ist mindestens
ein geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB) zu bestellen und
sind im Einvernehmen mit der ortlich zustandigen Feuerwehr Brandschutzplane anzufertigen sowie
der Feuerwehr zur Verfigung zu stellen. Bei Betriebsbauten mit uniibersichtlicher Gebaudestruktur,
bei Vorliegen eines besonderen Gefahrdungspotentials sowie bei Vorhandensein von Sonder-
[6schmittelvorraten oder besonderen technischen Brandschutzeinrichtungen (z.B. automatische
Brandmeldeanlagen, erweiterte automatische Ldschhilfeanlagen, automatische Léschanlagen)
kann auch bei Unterschreitung der Netto-Grundflache von 3.000 m? ein Brandschutzbeauftragter
bzw. Brandschutzplan erforderlich sein.

Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) missen nach einer anerkannten Richtlinie ausgefihrt
werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten
offentlichen Alarmannahmestelle ist — ausgenommen bei Vorhandensein der Sicherheitskategorie
K 3.2 - sicherzustellen.

Erweiterte automatische Ldschhilfeanlagen (EAL) missen nach einer anerkannten Richtlinie ausge-
fihrt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetz-
ten offentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzustellen.

Automatische Ldschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) missen nach einer anerkannten Richtlinie
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ausgefuhrt werden. Die automatische Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig
besetzten o6ffentlichen Alarmannahmestelle ist sicherzustellen.

Anforderungen an Lagergebdude und Gebaude mit Lagerbereichen in Pro-
duktionsraumen

Dieser Punkt enthalt ergdnzende bzw. abweichende Bestimmungen zu den Anforderungen gemaf
den Punkten 2 und 3, wobei fur die Ermittlung der Lagerguthdhe jeweils von der Oberkante des
hodchst gelagerten Lagergutes auszugehen ist.

Lagergebaude kdnnen gemalf den Anforderungen der Punkte 2 und 3 ausgefihrt werden, sofern

(a) die Lagerguthdhe nicht mehr als 4 m betragt, oder

(b) die Lagerguthdhe nicht mehr als 9 m und die Lagerabschnittsflache je Geschol3 nicht mehr als
400 m2 betragt

Gebaude mit Lagerbereichen in ProduktionsrAumen kdnnen gemafl den Anforderungen der Punk-

te 2 und 3 ausgefihrt werden, sofern

(a) die Lagerguthdhe nicht mehr als 4 m betragt, oder

(b) die Lagerguthdéhe nicht mehr als 6 m betragt, die zusammenh&angenden Lagerbereiche jeweils
nicht mehr als 400 m? betragen und die Summe aller Lagerbereiche innerhalb eines Haupt-
brandabschnittes bzw. Brandabschnittes 1.200 m2 nicht tberschreitet, wobei Lagerbereiche als
nicht zusammenhangend gelten, wenn sie einen Abstand untereinander von mindestens 10 m
aufweisen, oder

(c) Einzel- oder Doppelregale mit Lagerguthéhen von mehr als 4 m und nicht mehr als 7,5 m und
zu anderen Einzel- oder Doppelregalen einen Abstand von mindestens 10 m aufweisen.

Fur Lagergebaude und Gebaude mit Lagerbereichen in Produktionsraumen, die nicht Punkt 4.1
bzw. Punkt 4.2 entsprechen, gelten abweichend zu Tabelle 1 folgende Anforderungen:

(a) Bei Gebauden mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschol? muss die Tragkonstruktion des
Lagergebaudes aus A2 bestehen oder in R 30 ausgefihrt werden.

(b) Bei mehrgescholRigen Lagergebduden missen die tragenden Bauteile und Decken REI 90 ent-
sprechen und aus A2 bestehen. Abweichend von diesen Anforderungen geniigt bei Lagerge-
bauden mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschof3en fur die Primarkonstruktion des Da-
ches R 60.

(c) Es gilt die Tabelle 3. Die Einstufung der Lagergtiter in die einzelnen Kategorien hat nach An-
hang A zu erfolgen. Alternativ dazu kénnen z.B. in langjahriger, weit verbreiteter Anwendungs-
praxis akzeptierte Erfahrungswerte herangezogen werden.

Lagergebaude mit einer Netto-Grundflache je Geschold von mehr als 200 m2 und nicht mehr als
600 m2 missen Wand- und/oder Deckendffnungen aufweisen, die im Brandfall eine Rauchableitung
ins Freie ermdglichen. Dies gilt jedenfalls erfiillt, wenn Offnungen von 2% der Netto-Grundflache
des jeweiligen Geschol3es vorhanden sind.

Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Fur folgende Betriebsbauten ist jedenfalls ein Brandschutzkonzept erforderlich, das dem OIB-

Leitfaden ,,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte” zu entsprechen hat:

(a) Regallager mit Lagerguththen von mehr als 9 m (Oberkante Lagergut),

(b) Betriebsbauten, deren hochster Punkt des Daches mehr als 25 m tber dem tiefsten Punkt des
an das Gebaude angrenzenden Geléndes nach Fertigstellung liegt,

(c) Lagergebaude bzw. Gebaude mit Lagerbereichen mit jeweils wechselnder Kategorie der La-
gerguter, sofern die brandschutztechnischen Einrichtungen gemafR Tabelle 3 nicht auf die
hdchste zu erwartende Kategorie der Lagerguter ausgelegt werden.
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Tabelle 1: Zulassige Netto-Grundflache je oberirdisches Geschold innerhalb von

Hauptbrandabschnitten in m2
Bei der Berechnung der zuldssigen Netto-Grundflache je oberirdisches Geschol3 kénnen Flachen von
Raumen im Gesamtausmal von nicht mehr als 50 % der zuldssigen Netto-Grundflache und nicht mehr als
1.200 m2 unbericksichtigt bleiben, sofern diese von brandabschnittshildenden Bauteilen begrenzt sind.
Die Netto-Grundflachen allfalliger Galerien, Emporen und Bihnen sind in die Berechnung einzubeziehen.
Davon ausgenommen sind ausschlieRlich dem Personenverkehr dienende Flachen, wie z.B. Laufstege.

Gesamtanzahl der oberirdischen Geschol3e des Betriebsbaues
Sicher- 1 2 3 4 >4
heits- ] ] ]
kategorie Feuerwiderstandsdauer der tragenden und aussteifenden Bauteile
ohne
Anforde- | R 30 R 30 R60® | R90und A2® | R90und A2® | R90und A2® | R90und A2
rungen
K1 1.800® | 3.000 800 1.600 2.400 1.800 1.500 1.200
K2 2.700® | 4500 1.000 2.000 3.600 2.700 2.300 1.800
K 3.1 3200® | 5.400 1.200 2.400 4.200 3.200 2.700 2.200
K 3.2 3.600 ® 6.000 1.600 3.200 4.800 3.600 3.000 2.400
K 4.1 5.000 7.500 2.000 4.000 6.000 4.500 3.800 3.000
K 4.2 7.500 10.000 5.000 7.500 10.000 6.500 5.000 4.000
(1) Fur die Primértragkonstruktion des Daches genugt R 30;
(2) Fur die Primartragkonstruktion des Daches geniigt R 60, ohne A2;
(3) Die Breite des Betriebsbaues darf htchstens 40 m betragen; bei Betriebsbauten mit einer Netto-Grundflache von mehr als 1.200 m2 kénnen —
sofern die Konstruktion des Daches erfahrungsgemaf? eine rasche Brandausbreitung und gleichzeitig ein ganzliches Versagen des gesamten
Dachtragwerkes erwarten lasst — zusatzliche Brandschutzmanahmen erforderlich werden.
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Tabelle 2:  Anforderungen an Treppenhdauser
Gegenstand Gesamtanzahl der oberirdischen Geschol3e des Betriebsbaues
2 | 3 4 >4
1 Wande und Decken @
11 in oberirdischen REI 60 REI 60 und A2 REI 60 und A2 REI 90 und A2
‘ GeschoRen @ El 60 El 60 und A2 El 60 und A2 El 90 und A2
12 in unterirdischen REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2 REI 90 und A2
’ GescholRen El 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2 El 90 und A2
2 Treppenlaufeund | o 55 e A2 R 60 oder A2 R 60 oder A2 R 90 und A2
Podeste

D S El, 30-C @ El, 30-C @ El, 30-C @ El, 30-C
zenden Raumen

4 Bodenbeléage Cy-s1 Ci-sl Cy-sl A2y

5 Wand-und C-s1, do C-s1, do C-s1, do A2-s1, dO

Deckenbelage

6 Rauchabzugseinrichtung

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

an der obersten Stelle
des Treppenhauses

geometrisch freier
Querschnitt von
mindestens 1 m2z

geometrisch freier
Querschnitt von
mindestens 1 m?

geometrisch freier
Querschnitt von
mindestens 1 m?

geometrisch freier
Querschnitt von
mindestens 1 m?2

6.1 Lage
6.2 GroRe
6.3  Ausloseeinrichtung

in der Angriffsebene der
Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses;
unabhéngig vom

offentlichen Stromnetz @

in der Angriffsebene der
Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses;
unabhéngig vom
offentlichen Stromnetz

in der Angriffsebene der
Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses;
unabhéngig vom
offentlichen Stromnetz

in der Angriffsebene der
Feuerwehr sowie beim
obersten Podest des
Treppenhauses;
unabhéngig vom
offentlichen Stromnetz
und Uber ein rauchemp-
findliches Element an der
Decke

(1) Bei Decken uber Treppenhdusern kann von den Anforderungen abgewichen werden, wenn eine Brandubertragung von den an-
grenzenden Bauwerksteilen auf das Treppenhaus durch geeignete Manahmen verhindert wird;

(2) Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht erforderlich fir AuBenwande von Treppenhausern, die aus A2 bestehen und
die durch andere an diese AuBenwande anschlieRende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet werden kénnen;

(3) Zu Raumen mit geringer Brandlast genugt in oberirdischen GeschoR3en eine Ausfiihrung in E 30-C;

(4) Die Rauchabzugseinrichtung kann entfallen, wenn in jedem Geschol3 unmittelbar ins Freie fiihrende Fenster mit einem freien
Querschnitt von jeweils mindestens 0,5 m2 angeordnet sind, die vom Stand aus ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden kénnen.
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Tabelle 3: Lagerabschnittsflachen in Abhangigkeit von der Kategorie der Lager-
guter, der Lagerguthdéhe h. und der brandschutztechnischen Einrich-
tungen

Lagerguththe Lagerabschnittsflache bei Kategorie | in m?
heinm > 600 und < 1.200 > 1.200 und < 1.800 > 1.800 und < 3.000 >3.000 und < 6.000
®
4<h <75 Rauchableitung RWA @ RWA @ Rl\al\l(/lAA
. () [©) RWA @ RWA @
75<h. <9 Rauchableitung RWA BMA BMA
Lagerabschnittsflache bei Kategorie Il in m?
> 600 und <1.200 > 1.200 und < 1.800 > 1.800 und < 3.000 > 3.000 und < 6.000
RWA © RWA ©
4<h. <75 Rauchableitung © RWA © BMA EAL
. a RWA @ RWA @ RwWA @
75<h <9 Rauchableitung BMA EAL EAL
Lagerabschnittsflache bei Kategorie lll in m?
> 600 und <1.200 > 1.200 und < 1.800 > 1.800 und < 3.000 > 3.000 und < 6.000
L RWA @ RWA @ RWA @
4<h . £75 Rauchableitung BMA EAL EAL
@ RWA @ RWA @ RwWA @
75<h <9 RWA EAL SPA SPA
Lagerabschnittsflache bei Kategorie IV in m?
> 600 und <1.200 >1.200 und < 1.800 >1.800 und < 3.000 > 3.000 und < 6.000
@ RWA @ RWA @ RWA @
4<h.<75 RWA BMA EAL SPA
RWA @ RWA @ RWA @ RWA @
75<h <9 BMA EAL SPA SPA
(1) Die Rauchableitung muss gemaR Punkt 3.7.1 ausgefihrt werden;
(2) Die Rauch- und Warmeabzugsanlage muss gemafR Punkt 3.7.2 ausgefiihrt werden;
(3) Die Rauch- und Warmeabzugsanlage muss gemaR Punkt 3.7.3 ausgefiihrt werden.

OIB-Richtlinie 2.1 Ausgabe Oktober 2011

Seite 10 von 12



Osterreichisches Institut fir Bautechnik 0OIB-330.2-070/11 OIB-Richtlinie 2.1

Anhang A Einstufung der Lagergiiter in Kategorien

Bei der Einstufung der Lagergiter in die Kategorien sind gegebenenfalls die Verpackungsmaterialien zu
berlcksichtigen.

Produkte Kategorie | Kommentar

Alkohol 1 > 20% Alkoholgehalt, nur in Flaschen

Alkohol | < 20% Alkoholgehalt

Asphaltpapier Il liegende Rollen

Asphaltpapier 11l stehende Rollen

Bénder und Seile, Naturfasern 1l

Batterien, nasse Zellen 1l

Batterien, trockene Zellen 1l

Baumwolle, in Ballen 1 besondere MaRnahmen

Bier |

Bier 1l Behalter in Holzkisten

Bucher 1l

Buromaterial 11l

Dachpappe auf Rollen Il liegend gelagert

Dachpappe auf Rollen 11l stehend gelagert

Dinger, trocken Il erfordert gegebenenfalls besondere Malnahmen

elektrische Gerate I Aufbau vorwiegend aus Metall mit Massenanteil an Kunststoffen von
<5%

elektrische Geréte 11l sonstige

elektrische Kabel und Leitungen 11

Espartozel Istoff 11l lose oder in Ballen

Farben | wasserldslich

Faserplatten Il

Felle 1l liegend in Kisten

Flachs 1]

Fleisch 1l gekihlt oder tiefgefroren

Geschirr |

Getreide 1l in Kisten

Getreidekdrner | in Sacken

Glasfasern | unverarbeitet

Glaswaren | leer

Grillanziinder 11l

Hanf 1]

Holz siehe Naturholz

Holz-Spanplatten, Sperrholz Il liegend gelagert, auRer luftdurchléssige Stapel ohne Zwischenraume

Holz, Furnierbléatter 11

Holzkohle Il aul3er impragnierte Holzkohle

Holzmasse 1l in Ballen

Holzwolle \Y in Ballen

Jute 1

Keramik |

Kerzen 11l

Kissen 1 Federn und Daunen

Klebstoffe I mit brennbaren Lésungsmitteln besonderer Schutz erforderlich

Klebstoffe | ohne Lésungsmittel

Kokosmatten 1l

Korbwaren 11l

Kork 1l

Kunstharze 11l auler brennbare Flussigkeiten

Lebensmittel 1l in Sécken

Lebensmittel, in Dosen | in Kartonkisten und Halbkartons

Lederwaren 1l

Leinen 1l

Linoleum 11l

Lumpen 1 lose oder in Ballen

Matratzen \% mit hohem Kunststoffanteil

Matratzen 1l sonstige

Mehl 1l in Sécken oder Papiertiiten

Metall waren |

Milchpulver Il in Sécken oder Tuten

Mobel, Holzmdbel 1l

Mdbel, Polstermobel Il mit Naturfasern und -materialien, jedoch ohne Kunststoff

Naturholz, gesagt 11l luftdurchléssig gestapelt
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Produkte

Kategorie

Kommentar

Naturholz, gesagt

nicht luftdurchlassig gestapelt

Naturholz, ungesagt

Papier 1l Blatter liegend gelagert

Papier I Gewicht < 5 kg/100 m? (z. B. Hygienepapier), Rollen liegend gelagert
Papier v Gewicht < 5 kg/100 m® (z. B. Hygienepapier), Rollen stehend gelagert
Papier Il Gewicht > 5 kg/100 m® (z. B. Zeitungspapier), Rollen liegend gelagert
Papier I Gewicht > 5 kg/100 m? (z. B. Zeitungspapier), Rollen stehend gelagert
Papier - Altpapier I besondere MaRnahmen sind gegebenenfalls erforderlich

Papier - Papiermasse Il in Rollen oder Ballen

Papier, bitumenbeschichtet 11l

Pappe (alle Sorten) 1l flach gestapelt

Pappe (auRer Wellpappe) 1l liegend gelagerte Rollen

Pappe (auRer Wellpappe) 11 stehend gelagerte Rollen

Pappe (Wellpappe) 11l liegend gelagerte Rollen

Pappe (Wellpappe) \ stehend gelagerte Rollen

Pappkartons 11l leer, schwer, fertige Kisten

Pappkartons 1l leer, leicht, fertige Kisten

Pappkarton, gewachst, flach gestapelt Il

Pappkarton, gewachst, fertige Kisten 1]

Pflanzenfasern Il besondere MaRnahmen sind gegebenenfalls erforderlich

Reifen, liegend gelagert \%

RuR 1l

Schuhe Il < 5 % Massenanteil an Kunststoff

Schuhe 11l mit einem Kunststoffanteil von > 5 %

Seife, wasserldslich 1l

Seile, synthetisch 1l

Steingut |

Stoffe 1l

Stoffe aus synthetischen Materialien Il flach gestapelt

Stoffe aus Wolle oder Baumwolle 1l

Streichhdlzer 11

Strickwaren 1l

SuRwaren 1l

Tabak 1l Tabakblatter und fertige Produkte

Teppiche, ohne Schaumriicken 1l

Teppichfliesen 11l

Tierhaute 1l

Tuch, teerimpréagniert 11l

Wachs (Paraffin) \

Zellulose 1l in Ballen, ohne Nitrit und Acetat

Zellulosemasse Il

Zucker Il in Sacken oder Tuten
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.1 ,.Brandschutz bei Betriebsbauten*

Ausgabe: Oktober 2011

l.  Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten®, Ausgabe 2007 wurden kaum
Anderungen vorgenommen, zumal sich die bisherigen Regelungen gut bewéhrt haben. Lediglich in einzel-
nen Punkten ergaben sich Anderungen, die wie Folgt zusammengefasst werden kénnen:

. Einheitliche Tabellenstruktur mit klarerer Zuordnung der Anforderungen entsprechend der Gesamtan-
zahl der oberirdischen Geschol’e,

o Einbau der A2 Forderung bei Bauteilen mit einer Feuerwiderstandsdauer von 90 Minuten in die Tabel-
lenspalten der Anzahl der oberirdischen Geschol3e anstelle des bisherigen Hinweises unmittelbar nach
der jeweiligen Tabellentiberschrift,

. Festlegung hinsichtlich der Anforderung an das Brandverhalten von Bedachungen,

. Herabsetzung der zulassigen Dachflache innerhalb eines Hauptbrandabschnittes in Abhangigkeit des
Brandverhaltens der verwendeten Warmedammung,

. Ubersichtlichere Aufteilung der Anforderungen bei Lagern durch Unterscheidung einerseits nach La-
gergebduden und andererseits nach Gebauden mit Lagerbereichen in Produktionsraumen bei unver-
andert bleibenden Anforderungen,

. Festlegung von Anforderungen an die Rauchableitung flr Lagergebdaude mit einer Netto-Grundflache
je Geschol3 von mehr als 200 m2 und nicht mehr als 600 mz,

. Festlegung von Anforderungen fiir Lagergebaude mit einer Lagerabschnittsfliche von mehr als 600 mz
und nicht mehr als 1.200 m2,

. Hinweis auf die Anwendung des OIB-Leitfadens ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkon-
zepte“.

Als Grundlage fiir das Regelwerk diente vor allem die deutsche Muster-Industriebaurichtlinie in der Fassung
vom Marz 2000, die in der zitierten Ausgabe in Deutschland noch immer Glltigkeit besitzt. Auerdem wurde
auch auf die in Osterreich Ublichen Bauweisen und Baustoffe Riicksicht genommen.

Diese Richtlinie soll Bauherren, Planverfassern und Fachplanern die Planung sowie Sachverstandigen von
Behorden die Beurteilung im Hinblick auf die Genehmigung von Betriebsbauten erleichtern.

Insbesondere wurde ein Verfahren festgelegt, das ohne ingenieurmafige Detailuntersuchungen sowie auf-
wandige Berechnungen auskommt und in der Vielzahl der praktischen Félle fur die Beurteilung von Be-
triebsbauten ausreicht. Dieses vereinfachte Verfahren soll eine rechtssichere Planung unterstiitzen und die
Genehmigungspraxis durch die zustandigen Behdrden, insbesondere unter dem Aspekt einer Verkiirzung
der Verfahrensdauer, erleichtern. Dem vereinfachten Verfahren liegen hauptsachlich verschiedene Sicher-
heitskategorien in Abh&ngigkeit der vorhandenen brandschutztechnischen Infrastruktur zugrunde.

II. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Im Gegensatz zu Gebauden, die nur Wohnzwecken oder Blronutzung bzw. birodhnlicher Nutzung dienen,
ist bei Betriebsbauten sowohl die GescholBhéhe und damit auch die Gebaudehdéhe bei gleicher Geschof3an-
zahl als auch die Personenbelegung, das durchschnittliche Verhaltensmuster und die generelle Aufmerk-
samkeit auf Umgebungseinflisse sowie die durchschnittliche korperliche Fithess der Benutzer von Betriebs-
bauten zumeist anders gegeben. AuRerdem weicht das Brandentstehungsrisiko in Betriebsbauten von je-
nem in Wohn- und Birogebauden stark ab. Der in der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz” eingefuihrte Begriff der
Gebaudeklassen ist deshalb bei Betriebsbauten wegen der zumeist anders gelagerten Voraussetzungen
und Randbedingungen nicht zielfihrend anwendbar.

Sofern in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen wird, erfolgt — um gleitende Ver-
weise zu vermeiden - die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung der zitierten
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Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfiihren lasst, werden die zitierten Normen
und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie ,Zitierte Normen und sonstige techni-
sche Regelwerke" zusammengefasst.

Aufgrund der europaischen Normung ergibt sich die Notwendigkeit, die neuen europaischen Begriffe und
Klassen auch im Bereich des Brandschutzes zu iibernehmen. Dabei werden den Klassifizierungen die O-
NORMEN-Serie EN 13501 ,Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten®
zugrunde gelegt.

In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit Anforde-
rungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknlpft. Fir den in der Richtlinie am haufigsten vorkommen-
den Fall, namlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird dies bereits in den Vorbemer-
kungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen

In den Punkten 2 bis 6 der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* werden die Anforderungen im Wesentlichen fir
Gebaude mit Wohn- und/oder Bironutzung festgelegt. Es ist zu beachten, dass gegebenenfalls zusétzlich
zu den Bestimmungen dieser Richtlinie auch einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kénnen
(z.B. Punkt 3.4 Schéchte, Kandle, Leitungen und sonstige Einbauten, Punkt 3.6 Aufziige, Punkt 3.7 Feuer-
statten und Verbindungsstiicke, Punkt 3.8 Abgasanlagen, Punkt 3.9 Raume mit erhéhter Brandgefahr).

Fur Betriebsbauten mit besonderen Nutzungen kdnnen auch MalBhahmen notwendig werden, die Uber das
Anforderungsprofil dieser Richtlinie hinausgehen. Es muss - unter Heranziehung der Kriterien von Brandbe-
lastung, Aktivierungsgefahr und Umgebungssituation - allerdings ein hohes Brandrisiko gegeben sein, wobei
beispielhaft Chemiebetriebe angefiihrt sind. Bei derartigen Fallen kdnnten etwa die Verringerung der zulas-
sigen Flache eines Hauptbrandabschnittes bzw. Brandabschnittes, hohere Feuerwiderstandsklassen von
Bauteilen oder spezielle technische Brandschutzeinrichtungen gefordert werden.

Fur Betriebsbauten mit einem im Brandfall geringen Risiko kénnen sich dagegen Erleichterungen gegenuber
dieser Richtlinie ergeben. Fur die beispielhaft aufgezéhlten Typen von Betriebsbauten wéaren die Anforde-
rungen aufgrund des vorherrschenden Gefahrenpotentials teilweise tUberzogen. In diesen Fallen kdnnten
beispielsweise Erleichterungen hinsichtlich Rauch- und Wéarmeabzug, Bedachungen, Aul3enwéanden oder
sonstigen BrandschutzmafRnahmen in Anspruch genommen werden.

Der OIB-Leitfaden ,,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte®, Ausgabe Oktober 2011, ent-
halt inhaltliche und formale Anforderungen hinsichtlich des Umganges mit Abweichungen von einzelnen
Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.1 ,Brandschutz bei Betriebsbauten* sowie fiir die Erstellung von Brand-
schutzkonzepten.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestimmungen zu
den OIB-Richtlinien“ zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fur die Richtlinie 2.1 relevanten
Begriffe erlautert.

Der Begriff der Betriebsbauten umfasst alle Bauwerke oder Teile eines Bauwerkes, die der Produktion bzw.
Lagerung von Produkten und Guitern dienen. Unmittelbar zugehdrige Verwaltungs- und Sozialrdume sowie
sonstige, betrieblich notwendige Raume werden mit einbezogen. Unter Betriebsbauten werden insbesonde-
re solche verstanden, in denen eine Fertigung von Produkten und Gutern stattfindet und in denen kein er-
hohter Kundenverkehr gegeben ist. Zu Betriebsbauten z&hlen auch Lager ohne regelméafiigen Kundenver-
kehr. Als Betriebsbauten kénnen auch Bauhofe, Autobahnmeistereien und Bauwerke mit &hnlicher Nutzung
betrachtet werden. Nicht als Betriebsbauten zu betrachten sind jedenfalls Verkaufsstatten, Gastgewerbebe-
triebe und Birogebaude.

Der Begriff des Brandabschnittes wird in gleicher Weise wie in der RL 2 ,Brandschutz* verwendet und soll
eine Abgrenzung zum Begriff des ,Hauptbrandabschnittes” herbeiftihren.

Der Begriff der Brandwand wird nur in dieser Richtlinie verwendet und umfasst eine brandabschnittsbildende
Wand, an die im Vergleich zur RL 2 ,Brandschutz” erhéhte Anforderungen gestellt werden.
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Die Definition des Begriffes ,Geschol3" in dieser Richtlinie weicht aufgrund der speziellen Bezugnahme auf
Betriebsbauten von jener in anderen OIB-Richtlinien ab. Anhand der aufgelisteten Abgrenzungskriterien
sollte die Anzahl der Geschol3e eindeutig ermittelt werden kdnnen. Hinsichtlich der betriebstypisch oft vor-
kommenden Galerien und Emporen wurde eine praxisnahe Regelung mit einer Flachenbegrenzung getrof-
fen. Wenn in der Hohe versetzte Raumteile weniger als die halbe Netto-Grundflache des Raumes in An-
spruch nehmen, werden diese nicht als eigenes GescholR gewertet. Dadurch soll verhindert werden, dass
Betriebsbauten bereits durch eine mégliche Zahlweise der Geschol3e sofort in eine Klasse mit héheren
Brandschutzanforderungen fallen. Gleiches gilt fiir jene konkret aufgezahlten Raume, die durch ihre speziel-
le Situierung ebenfalls Auslegungsprobleme bezuglich der GeschoRanzahl liefern kénnten. Ohne diese nut-
zungsspezifischen Kriterien, wie Heizungs-, Luftungs-, Klima- und Sanitarzwecke kdnnte etwa ein einge-
schol3iger Betriebsbau mit einer aufgesetzten Liftungszentrale auf der Dachflaiche als mehrgeschol3iger
Betriebsbau eingestuft werden. Gleiches gilt fir Verkehrswege in Lagerbereichen zur Erreichung der einzel-
nen Lagerebenen.

Um brandschutztechnische Anforderungen an Betriebsbauten tbersichtlich in Tabellenform darstellen zu
kénnen, wird unter Berlcksichtigung der rdumlichen Besonderheiten der Begriff der Netto-Grundflache je
oberirdischen GeschoRes verwendet, wobei ausschlielich dem Personenverkehr dienenden Flachen bei
Galerien und Emporen, wie Laufstege von der Berechnung ausgenommen bleiben kénnen.

Als Hauptbrandabschnitt wird jener Bereich bezeichnet, der durch Brandwénde von anderen Teilen des Ge-
baudes getrennt ist. Da bei Betriebsbauten entsprechend dieser Richtlinie gréRere Brandabschnitte mdglich
sind, wird zwecks Begrenzung des Gesamtrisikos eine qualitativ héherwertige Brandabschnittsbegrenzung
durch Brandwande festgelegt.

Um Anforderungen an Lagergebaude bzw. Lagerbereiche in Abh&ngigkeit von vorhandenen brandschutz-
technischen Einrichtungen ebenfalls Gbersichtlich in Tabellenform darstellen zu kénnen, wird der Begriff der
Lagerabschnittsflache verwendet.

Die Sicherheitskategorien beziehen sich auf die brandschutztechnische Infrastruktur und dienen insbesonde-
re als Kriterium fir unterschiedliche Anforderungen an die zulassige Grol3e der Netto-Grundflache je oberir-
dischen Geschol3es innerhalb von Hauptbrandabschnitten. Wahrend die Sicherheitskategorie K 1 keine be-
sonderen MalRnahmen vorsieht, erfordert die Sicherheitskategorie K 2 eine automatische Brandmeldeanla-
ge. Die Sicherheitskategorien K 3.1 und K 3.2 zielen auf Betriebe mit automatischer Brandmeldeanlage und
verschiedenen Typen der Betriebsfeuerwehr ab. Da flir Betriebsfeuerwehren in den einzelnen Bundeslan-
dern teilweise unterschiedliche Rechtsstrukturen vorhanden sind und das Feuerwehrwesen in Gesetzge-
bung sowie Vollziehung Landersache ist, wurde festgelegt, dass die Anerkennung einer Betriebsfeuerwehr
aufgrund des jeweiligen Landesrechts zustande kommen muss. Durch die Sicherheitskategorien K 4.1 bzw.
K 4.2 werden automatische Léschanlagen erfasst.

Zu Punkt 2: Zulassige Netto-Grundfldche in oberirdischen Geschol3en innerhalb von Hauptbrandab-
schnitten

Der Festlegung von Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen und das Brandverhalten von
Baustoffen in Abhéngigkeit von Hauptbrandabschnitts- bzw. Brandabschnittsflache und Geb&dudehdhe bzw.
Geschol3anzahl liegt die Erfahrung zugrunde, dass mit steigender Hauptbrandabschnitts- bzw. Brandab-
schnittsflache, Geb&audehohe, Nutzungsvielfalt und Personenbelegung Ublicherweise das Geféahrdungspo-
tential fir Personen und Sachwerte generell zunimmt und ein Loscheinsatz schwieriger wird. Deshalb wer-
den auch in dieser Richtlinie mit ansteigender Hauptbrandabschnitts- bzw. Netto-Grundflache je oberirdi-
schen Geschol3es und/oder GeschoRanzahl bzw. Gebaudehdhe zunehmende Anforderungen an die Eigen-
schaften von Bauteilen bzw. Baustoffen gestellt. Dadurch soll die Brandentstehung bzw. —ausbreitung er-
schwert (Brandverhalten) und die Dauer des Funktionserhalts der Bauteile unter Brandeinwirkung erhéht
(Feuerwiderstand) werden.

Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen bzw. Konstruktionselementen (z.B. Paneele, Sand-
wichplatten) sind brandschutztechnisch nur sinnvoll, wenn durch sie die Brandausbreitung begrenzt wird und
ein Feuerwehreinsatz unter vertretbaren Risiken noch moglich ist. Es muss also die Mdglichkeit eines wir-
kungsvollen Feuerwehreinsatzes gegeben sein, da durch bauliche Mal3nahmen allein die Brandausbreitung
ohne aktive Brandbekdmpfung nicht génzlich verhindert werden kann. Dies gilt umso mehr fir Betriebsbau-
ten, deren Bauteile infolge der Netto-Grundflache je oberirdischen Geschol3es eine Feuerwiderstandsdauer
von weniger als 90 Minuten aufweisen. Damit der akzeptierte Schaden etwa in der gleichen Gré3enordnung
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wie bei eingeschol3igen Geb&duden ohne Anforderungen an den Feuerwiderstand bleibt, muss deshalb bei
groReren zulassigen Netto-Grundflachen je oberirdischen Geschol3es jedenfalls eine wirkungsvolle Brand-
bekdmpfung in moéglichst kurzer Zeit sichergestellt werden. Letzteres wird durch Brandschutzmafl3nahmen
wie eine ,automatische Brandmeldeanlage” ohne bzw. in Verbindung mit einer Betriebsfeuerwehr, eine au-
tomatische erweiterte Loschhilfeanlage oder eine automatische Feuerléschanlage beriicksichtigt. Da Lésch-
anlagen in der Regel geeignet sind, einen Brand zu begrenzen, nicht jedoch in jedem Falle einen Brand zu
I6schen, ist auch trotz Léschanlage ein Feuerwehreinsatz (z.B. Kontrolle und allféllige Nachléscharbeiten)
erforderlich. Aus diesem Grund wird auch bei Léschanlagen der Feuerwiderstand von Bauteilen bewertet.
Die zulassigen Netto-Grundflachen je oberirdischen GescholRes bei den Sicherheitskategorien K 4.1 und
K 4.2 tragen den unterschiedlichen Zuverlassigkeiten (z.B. Redundanzen, Wasserbevorratung, Wirkflachen)
der beiden Systeme bei der Festlegung des akzeptierten Risikos Rechnung. Durch Tabelle 1 kommt auch
zum Ausdruck, dass generell je Sicherheitskategorie bei héheren Bauteilanforderungen auch gréf3ere Netto-
Grundflachen je oberirdischen Geschol3es realisierbar werden.

Hinsichtlich der Mdglichkeit, eingeschofRige Betriebsbauten auch ohne Anforderungen an die Feuerwider-
standsdauer (Tabelle 1 in der 1. Spalte) zu errichten, ist zu berlcksichtigen, dass aufgrund der Begrenzung
der Breite des Betriebsbaus mit 40 m durch Ful3note 3 dieser Tabelle ein Feuerwehreinsatz in der Regel
auch nur im AuBenangriff Gber die Zugange zum Betriebsbau durchgefiihrt werden kann. Gleichzeitig wird
durch den zweiten Satz der Ful3note 3 die Mdglichkeit geschaffen, bei eingeschoRRigen Betriebsbauten mit
einer Netto-Grundflachen von mehr als 1.200 m?2 dann zuséatzliche Brandschutzmaf3hahmen zu fordern,
wenn die Konstruktion des Daches erfahrungsgemafd eine rasche Brandausbreitung und gleichzeitig ein
ganzliches Versagen des gesamten Dachtragwerkes erwarten lasst. Derartige Situationen kénnen sich bei
einer Dachkonstruktion aus einfachen hdlzernen Nagelbindern, bei denen eine hohe statische Auslastung
des Holzes und der Nagelplatte gegeben und die Dachlattung statisch notwendig ist. Beim Versagen eines
derartigen Nagelbinders kann es bei fortgeschrittenem Brandverlauf innerhalb weniger Minuten zum Total-
versagen der gesamten Dachkonstruktion kommen.

In Punkt 2.1 wird festgehalten, dass Hauptbrandabschnitte durch Brandwéande zu trennen sind und weiters
die Anforderungen gemal Tabelle 1 zur Anwendung gelangen. Dabei gilt zu beachten, dass das Tragwerk
von Galerien, Emporen oder Bihnen in der Feuerwiderstandsklasse der Decken ausgefiihrt werden muss.

Punkt 2.2 legt bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschol3 fest, dass die Decken zwi-
schen den Geschof3en hinsichtlich des Feuerwiderstandes neben dem Kriterium der Tragfahigkeit auch die
Kriterien des Raumabschlusses und der Warmedammung erfiillen missen. Damit soll einerseits die Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch erschwert und andererseits die Voraussetzungen fiir einen wirkungsvollen Feu-
erwehreinsatz geschaffen werden.

Durch Punkt 2.3 werden praxisgerechte Ausnahmen fiir offene Deckendurchbriiche unter Berticksichtigung
verschiedener Kriterien gewahrt. Die hdufig vorkommenden Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei oberirdi-
schen Geschol3en erfahren insofern eine Erleichterung, als bis zu einer Netto-Grundflache von insgesamt
nicht mehr als 3.000 m2 offene Deckendurchbriiche ohne Feuerschutzabschliisse mdglich sind. Als Randbe-
dingungen sind jedoch die jeweilige Sicherheitskategorie sowie die zulassige Netto-Grundflache je oberirdi-
schen GeschoRRes gemal Tabelle 1 zu bertcksichtigen.

In Punkt 2.4 wird eine zusatzliche Erleichterung dahingehend gewahrt, als bei Vorhandensein einer erweiter-
ten automatischen Léschhilfeanlage offene Deckendurchbriiche ohne Feuerschutzabschliisse bis zu einer
Netto-Grundflache von insgesamt nicht mehr als 7.500 m2 mdglich sind.

Waéhrend die Erleichterungen geman den Punkten 2.3 und 2.4 nur fir Betriebsbauten mit nicht mehr als zwei
oberirdischen GeschoR3en gelten, unterbleibt gemaf Punkt 2.5 diese Geschol3begrenzung bei Vorhanden-
sein einer Sprinkleranlage. Derartige Anlagen besitzen eine besonders hohe Zuverlassigkeit, zumal die fir
Sprinkleranlagen herangezogene Installationsrichtlinie TRVB 127 S, Ausgabe 2011 spezielle Anforderungen
hinsichtlich Wasser- und Energieversorgung festlegt und somit anzunehmen ist, dass ein allfalliger Brand
auch ohne sofortigen Feuerwehreinsatz durch die Léschanlage begrenzt wird. Somit sind offene Decken-
durchbriiche ohne Feuerschutzabschlisse unabhéngig von der Anzahl der oberirdischen Geschol3e zulds-
sig, sofern die Netto-Grundflache insgesamt nicht mehr als 10.000 m2 betragt.
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Zu Punkt 3: Allgemeine Anforderungen

Zu Punkt 3.1: Léschwasserbedarf

Um die landerspezifischen Besonderheiten und die ortlichen Gegebenheiten zu beriicksichtigen sowie die
Einbindung der zustandigen Feuerwehr sicherstellen zu kénnen, wurde diese Regelung nach eingehender
Diskussion getroffen.

Zu Punkt 3.2: Schutzabstande

Eine Brandibertragung auf Nachbargebdude kann nicht nur durch AuRenwandbauteile mit entsprechender
Feuerwiderstandsfahigkeit, sondern auch durch Schutzabstidnde weitgehend verhindert werden. Bei der
Beurteilung von Schutzabstdnden ist gemafl Punkt 3.2.1 nicht nur die Bauart, Nutzung, Flache und Ho6he
des Bauwerkes, sondern auch die Méglichkeit des wirksamen Feuerwehreinsatzes zu berticksichtigen. Da-
mit soll der Gefahrdung gegenuberliegender Gebadude im Brandfall Rechnung getragen werden. Bei der
Wahl des ausreichenden Abstandes ist insbesondere auch die Energielibertragung durch Warmestrahlung
zu bertcksichtigen, was vor allem bei Sichtverbindungen in den AuBenwanden zum Tragen kommen kann.
Das Problem der Brandibertragung durch Funkenflug wird — wie bisher blich - nicht bertcksichtigt, da die
erforderlichen gréReren Abstande nicht realisiert werden kénnen.

Der geforderte Mindestabstand gemaf Punkt 3.2.2 zu Grundstuck- bzw. Bauplatzgrenzen im Ausmalf3 von
6/10 der Hohe der zugekehrten AulRenwand, mindestens jedoch von 3 m, entspricht den in den landesrecht-
lichen Bestimmungen vielfach tblichen Werten.

In Punkt 3.2.3 wird festgelegt, dass nur in jenen Fallen, bei denen ein Betriebsbau nicht mehr als 6/10 der
Hohe der zugekehrten AuRenwand, mindestens jedoch 3 m, von einer Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze
entfernt ist, gegebenenfalls brandschutztechnische MaRnahmen zu treffen sind. So kénnen etwa Vordacher
in diesen Mindestabstand hineinragen, sofern diese brandschutztechnisch derart ausgefuhrt werden, dass
eine Brandausbreitung wirksam eingeschrankt wird. Aul3erdem bestiinde die Mdglichkeit, an den betreffen-
den AuRenwanden Fassadensprinkler anzubringen, die eine Brandausbreitung begrenzen kénnen. Fur klei-
ne Betriebsbauten mit einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2 werden die Regelungen analog
Punkt 4 der OIB-Richtlinie 2 als ausreichend erachtet. In diesem Punkt wird auch festgelegt, dass die Au-
Renwand unmittelbar an der Grundstucks- bzw. Bauplatzgrenze und bis zu einem Abstand von 1 m zur
Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze, jedenfalls als Brandwand gemaf3 Punkt 3.8 auszufiihren ist.

Sofern es sich bei den angrenzenden Grundstiicken um Verkehrsflachen im Sinne raumordnungsrechtlicher
Bestimmungen, offentliche Parkanlagen oder Gewésser handelt, ist eine Brandausbreitung nicht zu erwar-
ten. In derartigen Féllen muss die Aulienwand des Betriebsbaus gemafd Punkt 3.2.4 nicht als Brandwand
entsprechend Punkt 3.8 ausgefiihrt werden.

Um Betriebsbauten auf demselben Grundstick bzw. Bauplatz als getrennte Hauptbrandabschnitte bzw.
Brandabschnitte betrachten zu kdnnen, erfolgt unter Punkt 3.2.5 in Analogie zu Punkt 3.2.1 nur ein grund-
satzlicher Hinweis beziiglich des erforderlichen Abstandes. Bei AuRBenwéanden ohne definierten Feuerwider-
stand wird ein Mindestabstand von 12/10 der Hohe der zugekehrten AuRenwand des héheren Betriebsbaus,
mindestens jedoch von 6 m, als ausreichend angesehen. Sofern diese AuRenwande einen geringeren Ab-
stand aufweisen, sind erforderlichenfalls zusétzliche brandschutztechnische Mafl3nahmen zu treffen.

Zu Punkt 3.3: Lage und Zuganglichkeit

Punkt 3.3.1 verlangt, dass Hauptbrandabschnitte mit mindestens einer Seite an einer Auf3enwand liegen
missen, um die Zuganglichkeit fir die Feuerwehr zu ermdglichen. Einem Wunsch der Praxis Rechnung
tragend, gilt diese Forderung jedoch nicht fir Hauptbrandabschnitte, die mit einer automatischen Léschanla-
ge ausgestattet sind.

GemaR Punkt 3.3.2 missen freistehende sowie aneinander gebaute Betriebsbauten mit einer zusammen-
hangenden Uberbauten Flache von mehr als 5.000 m2 fir die zur Brandbekampfung erforderlichen Feuer-
wehrfahrzeuge umfahrbar sein. Diese Forderung resultiert aus den sich fir die Feuerwehr bei groRen Objek-
ten ergebenden Problemen bei der Brandbekampfung. Bei zwei nebeneinander liegenden Betriebsbauten
kénnte die Umfahrt auch gemeinsam erfolgen, sofern dies rechtlich sichergestellt ist.
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Die von der Feuerwehr im Zuge der Brandbekdmpfung zu benitzenden Bereiche missen gemaf
Punkt 3.3.3 hiefiir geeignet sein und entsprechend freigehalten werden.

Zu Punkt 3.4: ZweigeschoRige Betriebsbauten

Dieser Punkt regelt Erleichterungen fiir das obere Geschol} eines zweigeschoRigen Betriebsbaus. Gepragt
durch die Logistik und Ablauforganisation werden nicht selten zweigeschoRige Betriebsbauten errichtet.
Sofern das untere Geschol3 mit Bauteilen in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 ausgefiihrt wird - und damit
im Brandfalle wahrend mindestens 90 Minuten gegeniiber dem oberen Geschol3 abgetrennt ist — sowie bei-
de Geschol3e von au3en fir Feuerwehrfahrzeuge anfahrbar sind, kann das obere Geschol3 wie ein einge-
schoRRiger Betriebsbau behandelt werden. Diese Erleichterung bedeutet u.a. einen Vorteil bei Betriebsbauten
in Hanglage.

Zu Punkt 3.5: Unterirdische GescholRRe

Der Punkt 3.5.1 verlangt, dass unterirdische Geschol3e als eigene Brandabschnitte auszufihren sind, und
regelt deren BrandabschnittsgréRen. Die Grof3e von Brandabschnitten im ersten unterirdischen Geschol3
wird mit 1.200 m? begrenzt, da dort zumeist eine Brandbekampfung nicht nur tiber Treppenhauser, sondern
auch noch lber Fenster und Zufahrten méglich ist. Da dies beim zweiten sowie den weiteren unterirdischen
GeschoRRen nicht zutrifft, wurde in diesen Gescholen die maximal zuldssige Brandabschnittsfliche mit
600 m? begrenzt.

Entsprechend einem in der Praxis haufig vorkommenden Fall wurde abweichend von Punkt3.5.1 in
Punkt 3.5.2 unter bestimmten Voraussetzungen eine offene Verbindung zwischen dem ersten unterirdischen
und dem ersten oberirdischen Geschol3 akzeptiert.

Der Punkt 3.5.3 gestattet bei Vorhandensein einer automatischen Ldschanlage eine Erhéhung der GrolRe
der Brandabschnitte in unterirdischen Geschof3en im Vergleich zu den Punkten 3.5.1 und 3.5.2. Damit findet
eine sinnvolle Bewertung der Loschanlage in allen Teilen dieser Richtlinie statt.

Im Punkt 3.5.4 erfolgt lediglich der Hinweis zur sinngemalRen Anwendung des Punktes 3.8.4, damit fiir Off-
nungen in Brandabschnitten von unterirdischen GeschoRen die gleichen Anforderungen gelten wie fiir sol-
che in Brandwénden.

Zu Punkt 3.6: Fluchtwege

Grundsatzlich wird das Zuriicklegen der ersten 40 m Gehweglénge eines Fluchtweges entsprechend den
meisten bisherigen Regelungen der Bundeslander und in grundséatzlicher Ubereinstimmung mit der Arbeits-
stattenverordnung fir Personen als akzeptierbares Risiko angenommen. Es wird namlich davon ausgegan-
gen, dass bei einem rechtzeitig erkannten Brandereignis diese Wegstrecke unter Beriicksichtigung einer
normalen Gehgeschwindigkeit noch zu bewaltigen ist, bevor die Eigenrettung infolge kritischer Sichtbehinde-
rungen und toxischer Rauchgaskonzentrationen unmaoglich wird. Dies kommt im Punkt 3.6.1 insofern zum
Ausdruck, als nach der angefiihrten Gehweglénge entweder ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des
angrenzenden Geléndes im Freien oder ein gesicherter Fluchtbereich erreichbar sein muss. Als Ausgangs-
punkt fur die Berechnung der Gehweglange wird die ungiinstigste Stelle jedes Raumes festgelegt.

Bei Betriebsbauten tritt — anders als im Wohnbereich - in der Regel kein ,Schlafrisiko” auf und kann den
anwesenden Personen erhdhte Aufmerksamkeit sowie in den ulberwiegenden Féllen zumindest durch-
schnittliche kdrperliche und geistige Fitness unterstellt werden. Dadurch werden Personen in die Lage ver-
setzt, einen Entstehungsbrand rasch zu erkennen, aus eigener Kraft die Flucht anzutreten und den Brand-
raum bei noch guten Sichtverhéltnissen und geringer - fir die kurze Aufenthaltsdauer wahrend der Flucht
relativ ungefahrlichen - Rauchgaskonzentrationen ziigig zu verlassen. Bei langsamem Gehen kann eine
gesunde Person ohne weiteres 1 Meter pro Sekunde zurlicklegen. Dies entspricht 40 Sekunden fir eine
Gehweglénge von 40 m. In der Praxis wird diese Zeit mit Sicherheit in den meisten Féllen erheblich unter-
schritten. Im Punkt 3.6.2 wird — sofern keine anderen Gefahrdungen als jene durch Brandeinwirkung vorlie-
gen - unter gewissen Voraussetzungen eine Verlangerung des Fluchtweges ermdglicht. Eine Verlangerung
des zulassigen Fluchtweges um 10 m entspricht also einer Verlangerung der Fluchtzeit um ca.
10 Sekunden. Die meiste Zeit verstreicht erfahrungsgemaf zwischen der Branderkennung und dem Ent-
schluss zum Antreten der Flucht, wobei Schwankungen von 10 Sekunden um einen Durchschnittswert (ge-
bildet aus dem Verhalten vieler Personen) durchaus realistisch sind. Die zusétzlichen 10 Sekunden bei
10 m langerem Fluchtweg liegen also innerhalb der Unschérfe des Verhaltensmusters von Personen.
Durch die groRRere Raumhdhe tritt aber ohnehin ein Zeitgewinn bis zum Absinken der Rauchgase in Bo-
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denndhe auf. Dieser Zeitgewinn liegt beispielsweise fur Entstehungsbrande mit einer Brandflache von ca.
1,5m x 1,5 m in einem Raum mit einer Grundflache von 1.000 m2 und einer Raumhéhe von 10 m je nach
Laftungsverhaltnissen normalerweise im Minutenbereich, und selbst bei ungiinstigsten Verhaltnissen mit
der Ausbildung von Rauchwalzen jedenfalls weit Gber 10 Sekunden.

Gleiches gilt - wenn auch mit weniger Zeitgewinn - ebenfalls fir Raumhdhen bis 5 m. Der geringere Zeit-
gewinn wird durch automatische Alarmierung mittels einer Brandmeldeanlage kompensiert, da dadurch die
Zeit bis zum Antreten der Flucht verkirzt wird. Dies trifft in verstarktem MalR dann zu, wenn durch eine
Rauch- und Wéarmeabzugsanlage die Ausbildung einer Rauchwalze verhindert und eine rauchfreie Schicht
in Boden- bis Uberkopfhohe erzielt wird. Die Nichtberiicksichtigung von Ebenen mit einer Netto-
Grundflache von nicht mehr als 400 m2 oder von untergeordneten Raumen bei der Ermittlung der mittleren
lichten Raumhdéhe sind vertretbar, da der zusatzliche Zeitaufwand zum Verlassen dieser kleinen Bereiche
mit sehr kurzen Fluchtwegstreckenabschnitten innerhalb der gesamten zulédssigen Fluchtweglange in der
Regel vernachlassigbar ist.

Unbeschadet der in Punkt 3.6.2 gebotenen Mdéglichkeiten zur Verlangerung des Fluchtweges gilt zu beach-
ten, dass unter besonderen Verhaltnissen auch eine Verkirzung des Fluchtweges erforderlich werden
kann. Dies kommt in Punkt 3.6.3 zum Ausdruck, und kann vor allem dann notwendig sein, wenn mit einer
raschen Brandentwicklung zu rechnen ist oder andere Gefahrdungen als jene durch Brandeinwirkung zu
erwarten sind. Dies kann sich bei Vorliegen besonderer Arbeitsvorgange sowie aufgrund der eingesetzten
Arbeitsverfahren und Technologien ergeben.

In Punkt 3.6.4 wird gefordert, dass bei Betriebsbauten mit mehr als zwei oberirdischen Geschol3en ein
durchgehendes Treppenhaus vorhanden sein muss. Zwecks leichterer Lesbarkeit werden die brandschutz-
technischen Anforderungen an Treppenhauser in Abhéangigkeit von der Anzahl der oberirdischen Gescholie
in Tabellenform (Tabelle 2) anstelle von verbalen Festlegungen dargestellt. In Zeile 6 dieser Tabelle wer-
den die Anforderungen an Rauchabzugseinrichtungen préazisiert. Die Unterstiitzung des Feuerwehreinsat-
zes durch Rauchabzugseinrichtungen beruht hauptsachlich darauf, dass an oberster Stelle des Treppen-
hauses eine Offnung fiir den Rauchabzug freigegeben wird und die Feuerwehr beim Zugang zum Treppen-
haus mittels mobiler Beliiftungsgeréate durch Einbringen von AufRenluft einen Uberdruck erzeugt, durch den
Rauch und Wéarme aus dem Treppenhaus verdrangt wird. Wird Rauch und Wé&rme nicht ausreichend abge-
fuhrt, kann das Treppenhaus wegen eines allfalligen Warmestaus auch fur Feuerwehrkrafte unbenutzbar
werden. Sofern Betriebsbauten nicht mehr als zwei oberirdische GeschoRRe aufweisen, kann die Rauchab-
zugseinrichtung bei Vorhandensein von ins Freie miindenden Fenstern im Treppenhaus entfallen. Bei Be-
triebsbauten mit mehr als vier oberirdischen Geschol3en ist wegen der noch groReren Wegdistanz vom
Zugang zum Treppenhaus bis zur Rauchabzugsoffnung an der obersten Stelle des Treppenhauses eine
moglichst unverzugliche Rauchentfernung und Rauchverdiinnung durch nachstromende Frischluft erforder-
lich, weshalb zusatzlich eine automatische Auslésung der Rauchabzugseinrichtungen Uber rauchempfindli-
che Elemente gefordert wird.

Zu Punkt 3.7: Rauch- und Warmeabzug

Bei Netto-Grundflache je Geschol? von mehr als 200 m2 und nicht mehr als 1.200 m2 ist gemaf Punkt 3.7.1
zur Aufrechterhaltung eines vergleichbaren Luftwechsels wie bei kleineren Rdumen eine Rauchableitung
notwendig, da der Druck im Raum nicht beliebig gesteigert werden kann und wegen der gréReren Gesamt-
leckage bei groReren Raumen in der Regel auch weniger Uberdruck zur Bewegung der Luft durch die Ab-
stromdéffnungen aus dem Raum heraus zur Verfigung steht. Die Abzugsflachen lassen sich mit dem ange-
gebenen Prozentsatz von mindestens 2 % der Netto-Grundflache des jeweiligen Raumes einfach berech-
nen. Bei dieser Gré3enordnung von Produktions- und Lagerrdumen gibt es keine Anforderungen beziiglich
Anordnung der Offnungen in AuRenwanden. In diesen Fallen wird davon ausgegangen, dass die Feuerwehr
Hochleistungslufter zur Rauchableitung einsetzt. Deren Funktion wird durch Anordnung und Lage der
Wandéffnungen nur unwesentlich beeinflusst.

Fur gréBere RAume wird eine Rauch- und Warmeabzugsanlage (RWA) gefordert, die eine rauchfreie Schicht
in Bodennéhe bewirken soll. Da bei gréReren Rdumen auch das Auffinden des Brandherdes in einem vollig
verrauchten Raum nur erschwert mdglich ist, hat die RWA vor allem die Durchfiihrung eines wirkungsvollen
Feuerwehreinsatzes unter vertretbaren Risiken sicherzustellen. Bei Raumgrof3en nach Punkt 3.7.2 wird eine
zumeist durch thermische Einzelauslosung erfolgte automatische Auslésung zusammen mit der zentralen
manuellen Auslésung durch die Feuerwehr als ausreichend angesehen, zumal beim Eintreffen der Feuer-
wehr der zwar bereits teilweise verrauchte Raum aufgrund seines begrenzten Volumens nach Offnung aus-
reichend dimensionierter Rauchabzugs- und Zuluftéffnungen noch in einer einsatztechnisch vertretbaren Zeit
in Bodennahe wieder rauchfrei sein wird, sodass der Brandherd relativ rasch lokalisiert und bekampft wer-
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den kann. Ein allenfalls auftretender gefahrlicher Wéarmestau unterhalb der Decke bzw. des Daches wird
durch thermische Ausléseelemente, die Bestandteil der RWA sind und diese ab einer Grenztemperatur zwi-
schen 70°C und 80°C automatisch 6ffnen, auch ohne Intervention von Personen abgebaut.

Bei den unter Punkt 3.7.3 angegebenen Raumgré3en ist eine automatische Auslosung der RWA bereits vor
dem Eintreffen der Feuerwehr erforderlich, da ansonsten die Halle bzw. der Raum total verraucht ist. Bei
dieser RaumgrofRe kann bei einer erst durch die Feuerwehr ausgeldsten RWA eine rauchfreie Schicht in
Bodennahe in der Regel nicht mehr in jener Zeitspanne hergestellt werden, die unter vertretbaren Risiken
fur einen wirkungsvollen Feuerwehreinsatz notwendig ware.

Zu Punkt 3.8: Brandwéande

Betriebsbauten mit Brandabschnitten von jeweils nicht mehr als 1.200 m2 Netto-Grundflache bendétigen ge-
maf Punkt 3.8.1 anstelle von Brandwanden nur brandabschnittsbildende Wénde in REI 90 und A2 bzw.
El 90 und A2. Dadurch sollen Erleichterungen fiir haufig vorkommende kleinere Betriebsbauten geschaffen
werden.

Brandwande miissen die Brandausbreitung auf andere Hauptbrandabschnitte behindern, was durch die For-
derungen in den Punkten 3.8.2 bis 3.8.6 zum Ausdruck kommen soll. Die Anforderungen an die Brandwande
bei Betriebsbauten (z.B. Hohe Uber Dach, Feueriiberschlagsweg im Bereich der Fassade) sind hoher als die
in der OIB Richtlinie 2 ,Brandschutz* an brandabschnittsbildende Wande bei anderen Gebauden gestellten
Anforderungen. Dies ist vor allem durch die gréReren Flachen der Hauptbrandabschnitte und die zu erwar-
tende starkere Brandintensitat begrindet. Die GroRe der Abschlisse von Offnungen mit einer geringeren
Feuerwiderstandsdauer als fiir die Brandwand selbst wurde flachenm&Rig begrenzt. Die weiteren aufgezéhl-
ten Forderungen entsprechen einerseits dem Stand der Technik und andererseits den bei Feuerwehreinsat-
zen gewonnenen Erfahrungen.

Zu Punkt 3.9: AuBenwande und AuRenwandbekleidungen

Eine besondere Bedeutung hinsichtlich der Brandausbreitung kommt bei ausgedehnten Betriebsbauten den
grof3flachigen Wanden bzw. Wandteilen zu. Die erhobenen Forderungen bilden die Voraussetzungen fur
einen wirkungsvollen Feuerwehreinsatz. Es missen daher laut Punkt 3.9.1 bei Betriebsbauten mit einer
AuRenwandhéhe von nicht mehr als 14 m die Komponenten bzw. das Gesamtsystem von nichttragenden
AuRRenwéanden aus Baustoffen der Klasse C bestehen. Es werden auch Baustoffe aus Holz und Holzwerk-
stoffen der Klasse D als ausreichend erachtet, sofern allfallige Dammstoffe der Klasse A2 entsprechen.

Im Hinblick auf zunehmende Probleme der Feuerwehr bei der Brandbekdampfung missen gemaf
Punkt 3.9.2 bei h6éheren — jedoch noch eingescholligen - Betriebsbauten die Baustoffe der Klasse B, bei
mehrgescholRigen Betriebsbauten geman Punkt 3.9.3 der Klasse A2 bestehen.

Um bei Betriebsbauten mit mehr als einem oberirdischen Geschold und mit hinterlifteten AuRenwanden
sowie mit Doppelfassade im Brandfalle einen ,Kamineffekt* zu vermeiden, werden gemaR Punkt 3.9.4 ent-
sprechende MafRRnahmen verlangt. Dadurch soll eine Brandausbreitung tber die Zwischenrdume wirksam
eingeschrankt werden.

Um dasselbe brandschutztechnische Niveau wie bei nichttragenden Auf3enwéanden zu erreichen, missen
tragende AuRenwénde gemaf Punkt 3.9.5 ebenfalls die Anforderungen der Punkte 3.9.1 bis 3.9.4 erfillen,
wenn sie geman Tabelle 1 nicht aus Baustoffen der Klasse A2 bestehen muissen.

Zu Punkt 3.10: Bedachungen und Unterdecken

Die Anforderungen gemaR Punkt 3.10.2 zielen darauf ab, innerhalb eines gréReren Hauptbrandabschnittes
eine Brandausbreitung Uber die Bedachung zu begrenzen. Dies gilt ab einer Dachflache von mehr als
1.800 m2, wobei das Brandverhalten der verwendeten Warmedammung zu bericksichtigen ist.

Mit der Regelung des Punktes 3.10.3 soll erreicht werden, eine Brandibertragung Uber Dachdurch-
dringungen (wie z.B. Aufsatzkranze, Rohr- sowie Leitungsdurchfihrungen) vom Inneren eines Gebaudes in
die Bedachung bzw. umgekehrt hintan zu halten.

Im Brandfalle bildet sich unter dem Dach eine heif3e Rauchgasschicht. Um &hnlich wie bei der Bedachung
eine Brandausbreitung Uber Unterdecken zu begrenzen, wird in Punkt 3.10.4 bei Dachflachen von mehr als
1.800 m2 fiir Unterdecken und ihre Aufhangungen die sinngemaRe Anwendung des Punktes 3.10.2 verlangt.
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Zu Punkt 3.11: Sonstige Brandschutzmal3nahmen

Die Mittel der ersten Léschhilfe gemaf Punkt 3.11.1 stellen einen wesentlichen Teil des Brandschutzes dar.
Derartige Loscheinrichtungen miissen so beschaffen sein, dass sie wirksam und jederzeit betriebsbereit
sind. Als Mittel der ersten Ldschhilfe werden hauptsachlich tragbare Feuerléscher eingesetzt, mit denen
Léschmaflinahmen vor Eintreffen der Feuerwehr Ublicherweise von jedermann durchgefiihrt werden kdnnen.
Dabei richten sich Zahl, Art und Anordnung der erforderlichen Mittel der ersten Léschhilfe insbesondere
nach Bauart, Lage, Ausdehnung und Nutzung der Gebaude. Die Notwendigkeit von Wandhydranten, die
ebenfalls durch Betriebsangehorige bedienbar sind, ergibt sich bei Netto-Grundflachen von Produktions-
oder Lagerrdumen je Geschol3 von jeweils mehr als 1.800m2.

Entsprechend Punkt 3.11.2 wird bei einer Netto-Grundflache von mehr als 3.000 m2 zunéchst die Bestellung

eines geeigneten und nachweislich ausgebildeten Brandschutzbeauftragten (BSB) gefordert, dessen Aufga-

ben umfassen:

- Ausarbeitung und Umsetzung der Brandschutzordnung,

- Durchfiihrung von Brandschutz-Eigenkontrollen,

- Veranlassung der Ausarbeitung von Brandschutzplanen,

- Ausbildung und regelmaRige Brandschutzunterweisung der sich im Gebaude stdndig aufhaltenden Per-
sonen,

- Fdhrung eines Brandschutzbuches,

- Veranlassung der periodischen Wartungen, Uberpriifungen und Revisionen samtlicher vorhandener
brandschutzrelevanten Sicherheitseinrichtungen,

- Durchfuihrung von Brandalarm- und Raumungsubungen.

Bei Uberschreitung der angegebenen Netto-Grundflaiche werden zudem Brandschutzplane gefordert, die als

Orientierungshilfe fur die Feuerwehr dienen. Der Einsatzleiter bendtigt diese Unterlagen besonders bei gro-

Beren oder unibersichtlichen Objekten zur Beurteilung der Lage und zum Erkennen von besonderen Gefah-

ren. Sie beinhalten u.a. Informationen tber Hautbrandabschnitte bzw. Brandabschnitte, Fluchtwege, techni-

sche Brandschutzeinrichtungen und spezielle Gefahrensituationen.

In den Punkten 3.11.3 bis 3.11.5 wird festgelegt, dass automatische Brandmeldeanlagen, erweiterte automa-
tische Loschhilfeanlagen bzw. automatische Feuerldschanlagen entsprechend einer anerkannten Richtlinie
ausgefiihrt werden missen, was den bisherigen Gepflogenheiten entspricht.

Zu Punkt 4: Anforderungen an Lagergebdude und Gebdude mit Lagerbereichen in Produktionsrau-
men

In Punkt 4.1 wird festgelegt, dass Lagergebaude wie Betriebsbauten ausgefuhrt werden kénnen, wenn die
Lagerungen gewisse Randparameter erfillen. Diese sind so gewahlt, dass durch die Lagerungen kein we-
sentlich gréReres Brandrisiko verursacht wird als durch die Produktion. Gleiches gilt gemaR Punkt 4.2 auch
fur Lagerbereiche in Produktionsraumen, vorausgesetzt diese erfillen die festgelegten Einschrankungen.

Erfullen Lagerungen in Lagergebauden bzw. in Gebduden mit Lagerbereichen in Produktionsraumen die
Bedingungen gemaR Punkt 4.1 bzw. 4.2 nicht, sind im Punkt 4.3 abweichend zu den Anforderungen gemaf
Tabelle 1 die Anforderungen an die Brennbarkeit bzw. Feuerwiderstandsklasse der Tragkonstruktion formu-
liert, welche aufgrund der hier im Regelfall zu erwartenden héheren Brandlasten von jenen der Produktions-
raume abweichen.

In Tabelle 3 sind die technischen BrandschutzmalRnhahmen in Abh&ngigkeit der Lagerabschnittsflachen, Ka-
tegorie und Lagerguththe festgeschrieben. Die Lagerguthéhe ist deshalb ein wichtiger Parameter, da diese
mit der Brandausbreitungsgeschwindigkeit und mit der Bekampfbarkeit von Brénden durch Einsatzkréfte
unmittelbar in Zusammenhang steht. Die Grof3e der Lagerabschnittsflachen stellt die getibte Praxis dar. Da-
bei wurde im Anhang A die Einstufung der Lagergiiter entsprechend ONORM EN 12845, Ausgabe 2009-10-
01 vorgenommen.

Da gemal Tabelle 3 Anforderungen an eine wirksame Rauchableitung erst ab einer Lagerabschnittsflache

von mehr als 600 m? enthalten sind, war es notwendig, in Punkt 4.4 analoge Anforderungen wie in Punkt
3.7.1 festzulegen.
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Zu Punkt 5: Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Hier werden jene Betriebsbauten angefihrt, fir die jedenfalls ein Brandschutzkonzept erforderlich ist, das
dem OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte” zu entsprechen hat. Danach
handelt es sich unter Punkt 5.2 (a) um Regallager mit Lagerguth6hen von mehr als 9 m (Oberkante Lager-
gut), die Ublicherweise auch als Hochregallager bezeichnet werden. Wie Erfahrungen im Zusammenhang
mit Hochregallagerbranden zeigen, sind dort — vor allem auch fur die Einsatzkrafte der Feuerwehr — beson-
dere Risiken gegeben. Um zielorientierte und auf den Einzelfall angepasste Lésungen fir derartige Lager
verwirklichen zu koénnen, bedarf es der Ausarbeitung eines Brandschutzkonzeptes. Weiters bendétigen jene
Betriebsbauten unter Punkt 5.2 (b) ein Brandschutzkonzept, deren hdchster Punkt des Daches mehr als
25 m Uber dem tiefsten Punkt des an das Gebaude angrenzenden Geléndes nach Fertigstellung liegt. Be-
triebsbauten mit derartigen Hohen weisen Eigenarten wie lange Fluchtwege fir Personen und schwierige
Einsatzverhdltnisse fir die Feuerwehr einschlie3lich spezieller Rettungsvorkehrungen bzw. Brandbekamp-
fungseinrichtungen auf, denen im Einzelfall durch besondere BrandschutzmafRnahmen gegebenenfalls
Rechnung getragen werden muss. Uberdies soll unter Punkt 5.2 (c) fiir jene Lagergebaude bzw. Gebaude
mit Lagerbereichen mit jeweils wechselnder Kategorie der Lagerguter und ungewinschter Zuordnung der
brandschutztechnischen Einrichtungen in die héchste zu erwartende Kategorie eine Einzelbeurteilung er-
mdglicht werden.
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OiB- Richtlinie 2.2

Brandschutz bei Garagen, Giberdachten
Stellplatzen und Parkdecks

Ausgabe: Oktober 2011
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an das Bauwerk angrenzenden Gelandes im Freien nach Fertigstellung.........ccccccooviiiiiieeeee e, 5
Zusatzliche Anforderungen an Garagen fur erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge ...........cccoovvveeiiinne 5

Zusatzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fir flissiggasbetriebene Kraftfahrzeuge ..... 6

Erfordernis eines BrandSChUIZKONZEPIES ... ..cuvieiii ittt e e e e e e e snrnraeeee s 6

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fur bautechnische Richtlinien fortgefuihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefuhrten Fassung.

In dieser Richtlinie werden Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und an den Feu-
erwiderstand von Bauteilen nach den europaischen Klassen gestellt. Hierbei handelt es sich um
Mindestanforderungen.

Sofern in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anforde-
rungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt werden, gilt dies auch als erfullt, wenn

die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 und

die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.
RaumabschlieBende Bauteile miissen zusatzlich - sofern ein Durchbrand nicht ausgeschlossen
werden kann - beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Diese Richtlinie gilt nicht fur Uberdachte Stellplatze und Garagen mit jeweils hdchstens 15 m2 Nutz-
flache, die an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fir die Brand-
bekdmpfung von auf3en zuganglich sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2“ Brandschutz zu berilcksichtigen sind.

Von den Anforderungen dieser Richtlinie kann abgewichen werden, wenn die Schutzziele auf glei-
chem Niveau wie bei Anwendung dieser Richtlinie erreicht werden, wobei der OIB-Leitfaden ,Ab-
weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte" anzuwenden ist.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils nicht
mehr als 50 m2

Uberdachte Stellplatze

Sofern Uberdachte Stellplatze nicht mindestens 2 m von der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze ent-
fernt sind, muss eine der jeweiligen Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand tber die
gesamte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 30 bzw. EI 30 errichtet werden. Dies ist nicht er-
forderlich, wenn aufgrund der baulichen Umgebung eine Brandiibertragung auf Nachbargebaude
nicht zu erwarten ist.

Sofern tberdachte Stellplatze nicht mindestens 2 m von Gebauden auf demselben Grundstuck bzw.
Bauplatz entfernt sind, miissen tragende Bauteile, Ausfachungen sowie die Uberdachung aus Bau-
stoffen D bestehen.

Garagen
Wande, Decken bzw. Dacher miissen aus Baustoffen D bestehen.

Sofern die Garage nicht allseitig mindestens 2 m von der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze ent-
fernt ist, muss eine der jeweiligen Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand tber die ge-
samte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 60 bzw. EI 60 errichtet werden.

Sofern die Garage nicht mindestens 4 m von Gebauden auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz
entfernt ist, muss eine dem jeweiligen Gebaude zugekehrte Wand sowie die Decke bzw. das Dach
der Garage jeweils REI 30 bzw. EI 30 errichtet werden. Sofern die Garage an ein Gebaude auf
demselben Grundstiick bzw. Bauplatz angebaut ist und keine eigene Wand zum Gebaude aufweist,
gilt diese Anforderung sinngemalf3 auch fir den gemeinsamen Wandanteil.
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2.2.4  Sofern Garagen in Geb&ude der Gebaudeklasse 1 eingebaut werden, missen angrenzende Wande
und Decken REI 30 bzw. El 30 entsprechen.

2.2.5 Sofern Garagen in Gebaude der Gebaudeklasse 2 bis 5 eingebaut werden, missen angrenzende
Wande und Decken die Anforderungen an ,Trennwande“ bzw. an ,Trenndecken“ gemaR Tabelle 1b
der OIB-Richtlinie 2 erfullen.

2.2.6  Die Turen von Garagen ins Gebaudeinnere missen El, 30-C entsprechen. Bei Gebauden der Ge-
baudeklasse 1 und bei Reihenhausern der Gebaudeklasse 2 gentgt El, 30.

2.2.7  Wandbekleidungen und Deckenbelage missen aus Baustoffen C bestehen, wobei Holz und Holz-
werkstoffe D zuléssig sind. Bodenbelédge mussen aus Baustoffen Dy bestehen.

2.2.8  Fur Garagen auf Grundstuicken bzw. Bauplatzen, auf denen nur Geb&aude der Geb&udeklasse 1 er-
richtet werden bzw. vorhanden sind, die an héchstens drei Seiten durch Wande umschlossen und
nicht Uberbaut sind sowie keine Garagentore aufweisen, gentigen folgende Anforderungen:

(a) Wande, Decken bzw. Dacher missen aus Baustoffen D bestehen.

(b) Sofern diese Garagen nicht mindestens 2 m von der Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze entfernt
sind, muss eine der jeweiligen Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand uber die
gesamte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 60 bzw. El 60 errichtet werden. Dies ist nicht
erforderlich, wenn aufgrund der baulichen Umgebung eine Brandibertragung auf Nachbarge-
baude nicht zu erwarten ist.

2.2.9 Die Aufstellung von Feuerstatten und die Anordnung von Reinigungsoffnungen von Abgasanlagen
ist unzuléssig. Davon ausgenommen sind Feuerstatten, die nach einschlagigen Richtlinien fir die
Aufstellung in Garagen geeignet sind.

3 Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzflache von jeweils mehr als
50 m2 und nicht mehr als 250 m2

Es gelten die Anforderungen gemaR Tabelle 1.

4 Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2

4.1 Uberdachte Stellplatze ohne liberdachte Fahrgassen

Es gelten die Anforderungen der Tabelle 1 fir ,liberdachte Stellplatze > 50 m2 und < 250 m2“ sinn-
gemalf, wobei eine LaAngsausdehnung von 60 m nicht Gberschritten werden darf.

4.2 Uberdachte Stellplatze mit iberdachten Fahrgassen
4.2.1  Alle Bauteile, einschlieBlich Ausfachungen und Uberdachungen, miissen A2 entsprechen.

4.2.2  Sofern die Uberdachung nicht allseitig mindestens 2 m von Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen ent-
fernt ist, muss eine der jeweiligen Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze zugekehrte Wand Uber die ge-
samte Lange und bis zur Dacheindeckung in REI 90 bzw. EI 90 errichtet werden.

In jenem Bereich, in dem die jeweiligen Mindestabstande unterschritten werden, ist die Uberda-
chung in REI 90 auszufihren.

4.2.3 Sofern die Uberdachung nicht mindestens 4 m von Gebauden auf demselben Grundstiick bzw.
Bauplatz entfernt ist, muss eine dem jeweiligen Gebaude zugekehrte Wand Uber die gesamte Lange
und bis zur Dacheindeckung in REI 90 bzw. EI 90 errichtet werden. Sofern keine eigene Wand zum
Gebaude vorhanden ist, gilt diese Anforderung sinngemaf auch fiir den gemeinsamen Wandanteil.
In jenem Bereich, in dem die jeweiligen Mindestabstande unterschritten werden, ist die Uberda-
chung in REI 90 auszufuhren.

4.2.4  Sofern Stellplatze génzlich oder teilweise unter Gebéudeteile hineinragen, darf eine Nutzflache von
1.600 m2 nicht Uberschritten werden und mussen die angrenzenden Wande bzw. Decken REI 90
und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen. Sofern Turen und Fenster in das Gebaudeinnere flihren,
missen Tiren El, 30-C und Fenster EI 30 entsprechen.

4.2.5 Bodenbelage mussen By entsprechen.

4.2.6  Von jeder Stelle der Uberdachten Stellplatze muss in hochstens 40 m Gehweglange ein sicherer Ort
des angrenzenden Gelandes im Freien erreicht werden.
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Fur die erste Léschhilfe sind geeignete tragbare Feuerldscher bereitzuhalten.

Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m?

Wande, Stiitzen, Decken und Dacher

Tragende Wénde und Stiitzen von Garagen sowie brandabschnittsbildende Wande innerhalb von
Garagen bzw. zwischen Garagen und anderen Rdumen mussen REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2
entsprechen.

Nichttragende Wande bzw. Wandteile von Garagen sind in A2 herzustellen.

Decken zwischen GaragengescholRen, von befahrbaren Flachdachern und als Abschluss zu dariiber
liegenden Aufenthaltsraumen missen REI 90 und A2 entsprechen. Bei nicht befahrbaren Dachern
genugt fir die Tragkonstruktion R 60 und A2.

Bei nicht Uberbauten, eingeschol3igen oberirdischen Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr
als 1.600 m2 dirfen tragende Wande, Stitzen und Decken in R 30 und nichttragende Wéande in C
oder aus Holz- und Holzwerkstoffen in D hergestellt werden, sofern der Abstand der Garagen zur
Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenze mindestens 4 m und zu Gebauden auf demselben Grundstiick
bzw. Bauplatz mindestens 6 m betragt.

Werden diese Abstande unterschritten, miissen die der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze oder
dem Gebaude auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz zugekehrten Wéande Uber die gesamte
Lange und Hohe der Garage sowie die Decke bis zum Abstand von 4 m bzw. 6 m REI 90 und A2
bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

Wandbekleidungen, Bodenbeldge und Konstruktionen unter der Rohdecke
Wandbekleidungen missen B-s1 entsprechen.

Bodenbelage missen A2; entsprechen, wobei Gussasphalt und Asphaltbeton jeweils in By zuléssig
ist.

Konstruktionen unter der Rohdecke mussen B-s1, dO entsprechen.

Turen und Tore

Tiren und Tore in brandabschnittsbildenden Wanden missen El, 30-C und A2 entsprechen. Diese
dirfen nicht groRer sein als fiir den Verschluss der Wandoffnung zur Durchfiihrung der Fahrgassen
erforderlich ist, wobei Turen im Verlauf von Fluchtwegen unberucksichtigt bleiben.

Taren zwischen Garagen und Gangen bzw. Treppenhdusern mussen El, 30-C entsprechen.

Verbindung zwischen Garagengeschof3en bzw. zwischen Garage und anderen Raumen

Aufziige und Treppen, die Garagengeschol3e miteinander verbinden, missen in eigenen Fahr-
schachten bzw. Treppenhausern mit Wanden REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 liegen.

Ladestellen von Personenaufziigen, die zu Garagen fihren, missen direkt mit einem Gang verbun-
den sein, der — ohne durch die Garage zu fiihren — einen direkten Ausgang zu einem sicheren Ort
des angrenzenden Gelandes im Freien oder in ein Treppenhaus bzw. eine Aul3entreppe mit jeweils
einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien aufweist.

Garagen mit einer Nutzflache von insgesamt mehr als 600 m2 dirfen mit Gangen bzw. Treppenhau-
sern nur Uber Schleusen verbunden sein, die folgende Anforderungen zu erfiillen haben:

(@) Wande und Decken miussen REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 entsprechen.

(b) Taren zwischen Garagen und Schleusen missen El, 30-C entsprechen.

(c) Tuaren zwischen Schleusen und Treppenhaus miissen E 30-C oder S;,,-C entsprechen.

(d) Eine wirksame Luftung muss vorhanden sein.

Bei AuBentreppen kann die Anordnung einer Schleuse gemaR Punkt 5.4.3 entfallen, sofern im
Brandfall keine Beeintrachtigung durch Flammeneinwirkung, Strahlungswarme und/oder Verrau-
chung zu erwarten ist.
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Fluchtwege

Von jeder Stelle einer Garage mussen in hdchstens 40 m Gehweglange erreichbar sein:
(a) ein direkter Ausgang zu einem sicheren Ort des angrenzenden Gelandes im Freien oder
(b) ein Treppenhaus oder eine AulRentreppe.

Im Falle von Punkt 5.5.1 (b) muss in jedem Geschol ein zusatzlicher unabhéngiger Fluchtweg vor-

handen sein, der

(a) zu einem weiteren Treppenhaus oder einer weiteren Aul3entreppe oder

(b) in einen benachbarten Brandabschnitt oder

(c) im ersten unterirdischen sowie im ersten und zweiten oberirdischen Geschol3 tiber die Fahrver-
bindung der Ein- bzw. Ausfahrtsrampe, wobei diese eine Neigung von mehr als 10 % aufweisen
darf,

fuhrt.

In Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.000 m? ist eine Sicherheitsbeleuchtung erforderlich.
In eingeschossigen Garagen mit festem Benutzerkreis sowie in Garagen mit einer Nutzflache von
nicht mehr als 1.000 m? ist eine Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung zu installieren.

Brandabschnitte, Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtungen

Fiur die maximal zuldssigen Brandabschnittsflachen gelten die Anforderungen gemaR Tabelle 2 in
Abhangigkeit von den vorhandenen Rauch- und Wé&rmeabzugseinrichtungen sowie den Brand-
schutzeinrichtungen.

Unabhangig von der GréRe des Brandabschnittes darf eine Langsausdehnung von 80 m nicht tber-
schritten werden. Dies gilt nicht bei Vorhandensein einer erweiterten automatischen Loschhilfeanla-
ge oder einer Sprinkleranlage.

Bei mehrgescholligen Garagen mit einer Nutzflache von insgesamt mehr als 600 m? ist jedes Ge-
schol3 als eigener Brandabschnitt auszubilden.

Feuerstatten und Abgasanlagen

Die Aufstellung von Feuerstétten und die Anordnung von Reinigungsotffnungen von Abgasanlagen
ist unzulassig.

Erste und erweiterte Loschhilfe

Fur die erste Ldschhilfe ist je angefangene 200 m2 Nutzflache an leicht erreichbarer Stelle ein ge-
eigneter tragbarer Feuerldscher bereitzuhalten.

Fir die erweiterte Loschhilfe missen

(a) in Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.600 m2,

(b) in Garagen mit mehr als zwei unterirdischen sowie

(c) in Garagen mit mehr als drei oberirdischen Geschol3en

Wandhydranten mit formbestandigem D-Schlauch und geeigneter Anschlussméglichkeit fur die
Feuerwehr zur Brandbekdmpfung vorhanden sein und so verteilt werden, dass jede Stelle der Gara-
ge mit Loschwasser erreicht wird.

Léschwasserbedarf

Fir Garagen ist der Loschwasserbedarf in Abstimmung mit der Feuerwehr unter Bericksichtigung
des Verwendungszweckes, der Bauweise und der technischen Brandschutzeinrichtungen festzule-
gen und bereitzustellen.

Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m tber
dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Geldndes im Freien
nach Fertigstellung

Es gelten die Anforderungen gemaR Tabelle 3.

Zusatzliche Anforderungen an Garagen fur erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge
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In Garagen, in denen erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge (CNG) abgestellt werden, sind bei Ausstat-
tung mit einer entsprechenden Luftung gemaR Punkt 8.3 der OIB-Richtlinie 3 grundsatzlich keine
dariiber hinausgehenden liftungstechnischen MaRnahmen erforderlich. Fur Garagen mit einer Nutz-
flache von nicht mehr als 250 m2 ist die Halfte der standig freien Querschnittsflache unmittelbar un-
ter der Decke anzuordnen.

8 Zusatzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fur flissiggasbetrie-
bene Kraftfahrzeuge

8.1 Fur Garagen und Parkdecks, in denen flissiggasbetriebene Kraftfahrzeuge (LPG) abgestellt werden,
gelten folgende zusétzlich Anforderungen:

(a) Uber diesen Garagen und Parkdecks diirfen sich keine Aufenthaltsraume befinden,

(b) Die tiefste Abstell- und Fahrflache darf nicht unter dem angrenzenden Geléande nach Fertigstel-
lung liegen,

(c) Fur Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m2 und fur Parkdecks ist Uiberdies ein Brand-
schutzkonzept gemal Punkt 9 zu erstellen.

8.2 An den Einfahrten von Garagen und Parkdecks, die den Anforderungen gemaf Punkt 8.1 nicht ent-
sprechen, ist die Bezeichnung ,keine Autogasfahrzeuge — no LPG-vehicles!" anzubringen.

9 Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Fur folgende Garagen, Parkdecks und Garagensonderformen ist jedenfalls ein Brandschutzkonzept

erforderlich, das dem OIB-Leitfaden ,,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte” zu

entsprechen hat:

(a) Garagen mit Brandabschnitten von mehr als 10.000 m?,

(b) Parkdecks, bei denen die oberste Stellplatzebene mehr als 22 m iber dem tiefsten Punkt des an
das Parkdeck angrenzenden Gelandes nach Fertigstellung liegt,

(c) Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m2 und Parkdecks, in denen jeweils flissiggasbe-
triebene Kraftfahrzeuge (LPG, Autogas) abgestellt werden,

(d) Garagensonderformen, wie Rampengaragen, befahrbare Parkwendel oder Garagen mit zwei
oder mehreren horizontalen Fu3Bbodenniveaus innerhalb eines Brandabschnittes mit Nutzflachen
von jeweils mehr als 250 m2 sowie flir Garagen mit automatischen Parksystemen.
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Tabelle 1: Anforderungen an Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer
Nutzflache von jeweils mehr als 50 m2 und nicht mehr als 250 m?

Gegenstand

Uberdachte Stellplatze
> 50 m2 und < 250 m?

Garagen
> 50 m2 und < 250 m?

1 Mindestabstande

cke einschlie3lich Deckenbelage

bei Stellplatzen gemaf Zeile 2.4: B -s1, dO

1.1 zu Grundstucks- bzw.
2m 2m
Bauplatzgrenzen
1.2 zu Gebauden auf demselben om am
Grundstiick bzw. Bauplatz
2 Wande, Stutzen, Decken bzw. Uberdachung
2.1 allgemein D R 30 oder A2
2.2 bei Unterschreitung der « Wand in REI 60 bzw. El 60 erforderlich, die| « Decke REI 90 und A2 und
Mindestabstande zu Grundstiicks- der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze « der Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze
bzw. Bauplatzgrenzen zugekehrt ist, Uber die gesamte Lange und| zugekehrte Wand uber die gesamte Lange
bis zur Dacheindeckung. und bis zur Dacheindeckung REI 90 und
Wenn aufgrund der baulichen Umgebung A2 bzw. EI 90 und A2
eine Brandubertragung auf Nachbargebau- | erforderlich
de nicht zu erwarten ist, werden keine An-
forderungen gestellt.
2.3 bei Unterschreitung der zu GK 1 und GK 2: D » Decke REI 90 und
Mindestabstande zu Gebauden zu GK 3 bis GK 5: » dem Gebaude zugekehrte Wand oder der
auf demselben Grundstiick bzw. « Uberdachung in REI 30 oder A2 und gemeinsame Wandanteil Uiber die gesamte
Bauplatz * Wand in REI 30 bzw. EI 30 erforderlich, die| L&nge und bis zur Dacheindeckung REI 90
dem Gebéaude zugekehrt ist, Uber die ge- bzw. EI 90 und
samte Lange und bis zur Dacheindeckung | bei GK 5 jeweils zusatzlich A2
oder gemeinsamer Wandanteil mit dem erforderlich
Gebaude bis zur Dacheindeckung des
Uiberdachten Stellplatzes in EI 30, bei
GK 5 zusétzlich A2
2.4 bei Stellplatzen, die in ein Geb&au- | angrenzende Wéande und Decken als angrenzende Wéande und Decken als sons-
de hineinragen, und bei eingebau- | Trennwande bzw. Trenndecken gemaRi tige brandabschnittsbildende Wénde oder
ten Garagen Tabelle 1b der OIB-Richtlinie 2, mindestens | Decken gemaf Tabelle 1b der OIB-
jedoch REI 30 bzw. EI 30 Richtlinie 2, mindestens jedoch REI 60 bzw.
El 60
2.5 Einbauten zur Unterteilung der
R A2
Stellplatze
. . « . bei GK 1 und GK 2 : keine Anforderungen
3 Turen ins Geb&udeinnere bei GK 3 bis GK 5: El, 30-C 9 El, 30-C
4 Wandbekleidungen, Bodenbeldge und Konstruktionen unter der Rohdecke
4.1 Wandbekleidungen D B -s1
4.2 Bodenbelage ) AZﬂ, yvo'bei Gus§as_ph_alt und Asphaltbeton
jeweils in By zuldssig ist
a3  Konstruktionen unter der Rohde- | D; B -s1,d0

5 Fluchtweg

Von jeder Stelle héchstens 40 m Gehweg-
lange zu einem sicheren Ort des angren-
zenden Geléndes im Freien oder zu einem
Treppenhaus mit Ausgang zu einem siche-
ren Ort des angrenzenden Geléndes im
Freien

6 Erste Loschhilfe

geeigneter tragbarer Feuerldscher

7 Feuerstéatten und Abgasanlagen

Die Aufstellung von Feuerstéatten und die
Anordnung von Reinigungsoéffnungen von
Abgasanlagen ist unzuléssig. Davon aus-
genommen sind Feuerstatten , die nach
einschlagigen Richtlinien fiir die Aufstellung
in Garagen geeignet sind.
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Tabelle 2: Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtun-
gen bei Garagen mit Brandabschnitten von mehr als 250 m2 und nicht
mehr als 10.000 m?

Gegenstand

Anforderungen

Brandab-
schnittsflache

Rauch- und Warmeabzugseinrichtung (RWE)

Brandschutzeinrichtung

1 > 250 m2 und
< 1.600 m2

Naturliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

> 2 Zuluftéffnungen in Bodennédhe (Summe der standig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

> 2 Abluftéffnungen in Deckennahe (Summe der sténdig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

MindestgroRRe je Offnung 1 m?

Ein- und Ausfahrten (sténdig freie Querschnitte) kdnnen herange-
zogen werden oder

nicht erforderlich

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

12-facher stiindlicher Luftwechsel, mindestens jedoch Volumen-
strom > 36.000 m¥h

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen missen 400° C Uber
90 Minuten standhalten

pro 200 m2 Deckenflache ein rauchempfindliches Ausléseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerwehr-
angriffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jeweils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

nicht erforderlich

2 >1.600 m2 und
< 4.800 m2

Naturliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

> 2 Zuluftéffnungen in Bodennédhe (Summe der stéandig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

> 2 Abluftéffnungen in Deckennahe (Summe der sténdig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

MindestgroRRe je Offnung 1 m?

Ein- und Ausfahrten (sténdig freie Querschnitte) kdnnen herange-
zogen werden oder

Automatische Brandmeldeanlage
(BMA) mit automatischer Alarm-
weiterleitung

oder

Erweiterte automatische Lésch-
hilfeanlage (EAL) mit automati-
scher Alarmweiterleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

12-facher stindlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen missen 400° C tber
90 Minuten standhalten

Ansteuerung tber BMA sowie durch Ein- und Ausschalter an
zentraler Stelle im Feuerwehrangriffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jeweils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

oder

Automatische Brandmeldeanlage
(BMA) mit automatischer Alarm-
weiterleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

3-facher stundlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen missen 400° C Uber
90 Minuten standhalten

pro 200 m2 Deckenflache ein rauchempfindliches Ausléseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerwehr-
angriffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jeweils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

Erweiterte automatische Losch-
hilfeanlage (EAL) mit automati-
scher Alarmweiterleitung

3 > 4.800 m2 und
<10.000 mz

Naturliche Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

> 2 Zuluftéffnungen in Bodennéhe (Summe der standig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

> 2 Abluftéffnungen in Deckennahe (Summe der sténdig freien
Querschnittsflachen > 0,5 % der Brandabschnittsflache)

MindestgroRRe je Offnung 1 m?

Ein- und Ausfahrten (sténdig freie Querschnitte) kdnnen herange-
zogen werden oder

Sprinkleranlage (SPA) mit automa-
tischer Alarmweiterleitung

Mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung

3-facher stundlicher Luftwechsel,

Abluftventilator, Leitungen, Aufhangungen missen 400° C Uber
90 Minuten standhalten

pro 200 m2 Deckenflache ein rauchempfindliches Ausléseelement
mit Ein- und Ausschalter an zentraler Stelle im Feuerwehr-
angriffsweg

Anspeisung von der Niederspannungshauptverteilung in jeweils
eigenen Stromkreisen oder von Notstromversorgung

Sprinkleranlage (SPA) mit automa-
tischer Alarmweiterleitung

erforderlich.

1) Bei Garagen mit mehreren Brandabschnitten, deren Flachen in Summe mehr als 10.000 m? betragen, oder bei Garagen mit
mehr als zwei unterirdischen Geschossen ist eine automatische Brandmeldeanlage (BMA) mit automatischer Alarmweiterleitung

OIB-Richtlinie 2.2 Ausgabe Oktober 2011

Seite 8 von 9




Osterreichisches Institut fir Bautechnik 0OIB-330.2-071/11 OIB-Richtlinie 2.2

Tabelle 3: Anforderungen an Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von
nicht mehr als 22 m Gber dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angren-
zenden Geladndes im Freien nach Fertigstellung

| Gegenstand | Anforderungen
1 Mindestabstande
1.1 Mindestabstande zu Grundstiicks- bzw. Bau-
platzgrenzen 4m
1.2 Mindestabstande zu Gebauden auf demselben

Grundstiick bzw. Bauplatz 6m

2 Anforderungen bei Unterschreitung der Mindestabstande gemal Punkt 1

2.1 zu Grundstlicks- bzw. Bauplatzgrenzen den Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen zugekehrten Wande tber die
gesamte Lange und Hohe sowie die Decke bis zum Abstand von 4 m
jeweils in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 erforderlich

2.2 zu Gebauden auf demselben Grundstiick bzw. | den Gebauden auf demselben Grundstlick- bzw. Bauplatz zugekehrten

Bauplatz Wande Uber die gesamte Léange und Hohe sowie die Decke bis zum
Abstand von 6 m jeweils in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 erforder-
lich

3  Tragwerk R 30 und A2 oder

Stahlkonstruktion mit Decken als Verbundtragwerk aus Stahl und Be-
ton, sofern nachgewiesen werden kann, dass es beim zu erwartenden
Realbrand innerhalb des Zeitraumes von 30 Minuten zu keinem Ein-
sturz einer Stellplatzebene oder von Teilen einer Stellplatzebene

kommt

4 nichttragende Wande A2
5 Wandbekleidungen, Bodenbelage und Konstruktionen unter der Rohdecke
51 Wandbekleidungen B -s1
5.2 Bodenbelage A2, wobei Gussasphalt und Asphaltbeton jeweils in By zulassig ist
5.3 Konstruktionen unter der Rohdecke B -s1, dO

einschlie3lich Deckenbelage
6 Turen zwischen Parkdecks und Gangen El, 30-C

oder Parkdecks und Treppenhausern

7 Verbindung zwischen Parkdeckebenen bzw. zwischen Parkdeck und anderen Raumen

7.1 zu Aufzugschéchten, Treppenh&usern Wande und Decken in REI 90 bzw. EI 90 und A2

7.2 zu Ladestellen von Personenaufziigen direkt mit dem Treppenhaus oder einem Gang, der - ohne durch die
Parkdeckebene zu fuhren - ins Freie oder in ein Treppenhaus mit Aus-
gang ins Freie fuhrt, verbunden

8 Fluchtwege

8.1 Fluchtwegléange nicht mehr als 40 m von jeder Stelle zu
einem direktem Ausgang ins Freie oder
ein Treppenhaus oder eine AuRentreppe, wobei in jedem GescholR
ein zusatzlicher unabhéngiger Fluchtweg vorhanden sein muss, der
- zu einem weiteren Treppenhaus oder einer weiteren Auf3en-
treppe oder
- in einen benachbarten Brandabschnitt oder
- im ersten unterirdischen sowie im ersten und zweiten oberirdi-
schen Geschol? Uber die Fahrverbindung der Ein- bzw. Aus-
fahrtsrampe, wobei diese eine Neigung von mehr als 10 % auf-

weisen darf,
fuhrt;
8.2 Beleuchtung im Verlauf der Fluchtwege
8.2.1 Nutzflache von nicht mehr als 1.000 m?2 Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung
8.2.2 Nutzflache von mehr als 1.000 m? Sicherheitsbeleuchtung;

Bei eingeschossigen Parkdecks mit festem Benutzerkreis sowie in der
obersten Ebene eines Parkdecks ohne Uberdachung geniigt eine
Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung

9 Luftungsoéffnungen in jeder Parkebene in mindestens zwei Umfassungswandflachen auf
die Lange verteilt,

50 % der Luftungsoffnungsflachen in der oberen
Umfassungswandflache,

Luftungsoffnungen missen standig offen sein und ins Freie fiihren.
Abstand zu Luftungsoffnungen nicht mehr als 40 m

10 Erste und erweiterte Loschhilfe ausreichende und geeignete Mittel der ersten Léschhilfe

mehr als 3 Stellplatzebenen: trockene Steigleitungen im Bereich der
Zugange zu den Stellplatzebenen

11 Loschwasserbedarf in Abstimmung mit der Feuerwehr unter Beriicksichtigung der Bauweise
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.2 ,,Brandschutz bei Garagen,
uberdachten Stellplatzen und Parkdecks*

Ausgabe: Oktober 2011

l. Allgemeines

Bei der Evaluierung der OIB-Richtlinie 2.2 "Brandschutz bei Garagen, Uberdachten Stellplatzen und

Parkdecks" wurden folgende wesentliche Anderungen durchgefiihrt:

e Teilweise geadnderte Struktur einschlielich Prazisierungen, Erleichterungen und Vereinfachungen fir
Garagen und lUiberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von jeweils nicht mehr als 250 m2,

e Erhdhung der Nutzflache von Garagen und Uiberdachten Stellplatzen von 35 m2 auf 50 mz,

e Zusammenfassung der Anforderungen fir die maximal zulassigen Brandabschnittsflachen in
Abhangigkeit der Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie sonstiger anlagentechnischer
Brandschutzeinrichtungen fiir Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2 in einer eigenen
Tabelle 2,

¢ Zusammenfassung der Anforderungen an Parkdecks in einer eigenen Tabelle 3,

e Ubernahme der zuséatzlichen Anforderungen an Garagen fiir erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge aus der
OIB-Richtlinie 3 "Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz",

o Aufnahme von grundsatzlichen Anforderungen an Garagen und Parkdecks fir flissiggasbetriebene
Kraftfahrzeuge,

e Hinweis auf die Anwendung des OIB-Leitfadens "Abweichungen im Brandschutz und
Brandschutzkonzepte".

Die brandschutztechnische Beurteilung von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks ist im
Vergleich zu anderen Nutzungen unterschiedlich durchzuftihren, da die Brandentwicklung innerhalb von
Uberdachten Stellplatzen bzw. Parkdecks sowie eines Brandabschnittes einer Garage nicht bis zur
Erfassung der gesamten Brandbelastung in progressivem Male zunimmt. Vielmehr erfolgt die
Brandausbreitung nur eingeschrénkt, weil sich der Brand zumeist nur von einem brennenden Kraftfahrzeug
auf unmittelbar benachbarte Kraftfahrzeuge ausbreitet. In der Regel werden - wie die Praxis zeigt — nur
wenige Kraftfahrzeuge vom Brand erfasst.

Hinsichtlich der Schutzziele wurde in dieser Richtlinie insbesondere die Vermeidung einer Geféahrdung des
Lebens und der Gesundheit von Menschen bericksichtigt. Bei der Beurteilung des Gefahrdungspotenzials
bzw. der zu treffenden Sicherheitsvorkehrungen wurde auf Lage, Bauart, Umfang und Art der Beniitzung von
Garagen, tUberdachten Stellplatzen bzw. Parkdecks Bedacht genommen.

Im Brandfall ist das Gefahrdungspotenzial im Wesentlichen von der Gro3e des Raumes, in dem Rauch und
Warme freigesetzt wird, und von der Mdglichkeit der Abfuhr von Rauch bzw. Warme abhéangig. Der
Brandverlauf in einer geschlossenen Garage bzw. einem Brandabschnitt und die davon ausgehende
Gefahrdung innerhalb des Brandraumes sind gleich, unabhangig davon, ob sich die Garage unterhalb oder
oberhalb des angrenzenden Gelandes befindet.

[I.  Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Sofern in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen wird, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden - die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung der
zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfihren lasst, werden die zitierten
Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie ,Zitierte Normen und
sonstige technische Regelwerke" zusammengefasst.

Aufgrund der europaischen Normung ergibt sich die Notwendigkeit, die neuen europaischen Begriffe und
Klassen auch im Bereich des Brandschutzes zu Ubernehmen. Dabei wird den Klassifizierungen die
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ONORMEN-Serie EN 13501 Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten*
zugrunde gelegt.

In bestimmten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknipft. Fir den in der Richtlinie am haufigsten
vorkommenden Fall, ndmlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird dies bereits in den
Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

In Analogie zur OIB-Richtlinie 2 werden auch fiir freistehende Garagen und lberdachte Stellplatze mit einer
Nutzflache von jeweils nicht mehr als 15 m2 keine Brandschutzanforderungen gestellt.

In den Punkten 2 bis 6 der OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz“ werden die Anforderungen im Wesentlichen fir
Gebaude mit Wohn- und/oder Bironutzung festgelegt. Es ist zu beachten, dass zuséatzlich zu den
Bestimmungen der Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, uberdachten Stellplatzen und Parkdecks" auch
einige Bestimmungen der Richtlinie 2 relevant sein kdnnen. Beispiele dafir kdnnen Punkt 3.4 ,Schéachte,
Kanéle, Leitungen und sonstige Einbauten®; Punkt 3.9 ,Raume mit erhdhter Brandgefahr und Tabelle 3
~Anforderungen an Treppenhduser bzw. AulR3entreppen” sein. Hingegen ist die Einteilung von Garagen und
Parkdecks in Gebaudeklassen wegen des besonderen Verwendungszweckes nicht relevant.

Der OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte“, Ausgabe Oktober 2011,
enthalt inhaltliche und formale Anforderungen hinsichtlich des Umganges mit Abweichungen von einzelnen
Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei Garagen, Giberdachten Stellplatzen und Parkdecks*
sowie fur die Erstellung von Brandschutzkonzepten.

Zu Punkt 1: Begriffshestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestimmungen”
zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten fur die Richtlinie 2.2 relevanten Begriffe erlautert.

GemalR3 den Begriffsbestimmungen werden Garagen als Gebdude oder Teile eines Gebdudes zum
Einstellen von Kraftfahrzeugen definiert. Dies schlie3t jedenfalls nicht aus, dass auch Fahrréader darin
abgestellt werden durfen.

Garagen kdnnen ober- und unterirdische Gebaude oder Gebaudeteile sein.

Die Nutzflaiche von Garagen bezieht sich auf Stell- und Fahrflachen, da nur deren GroRe
brandschutztechnisch relevant ist; eine etwa geforderte Einbeziehung von Zu- und Abfahrten im Freien
wurde eine unverhaltnismafige Harte darstellen.

Um eine Abgrenzung zum Kklassischen Begriff der Garage vorzunehmen wund aufgrund der
brandschutztechnisch anderen Betrachtungsweise wurde der Begriff des Parkdecks eingefihrt. Ein
Parkdeck ist eine ein- oder mehrgeschol3ige Garage, die fur den Rauch- und Wéarmeabzug ein Mindestmalf3
an geeigneten Offnungen in den Umfassungswénden aufweist. Dieser besondere Umstand rechtfertigt die
gesonderte Regelung dieses Garagentyps. Das angegebene MindestausmafR der Offnungen von einem
Drittel der gesamten gedachten Umfassungswandflache ist ein im Ausland und auch in einigen
Osterreichischen Landern verwendeter gangiger Wert.

Im Gegensatz dazu stellt der Begriff tiberdachter Stellplatz insofern die Uberleitung von der (geschlossenen)
Garage zum Parkdeck dar, als davon ausgegangen wird, dass einerseits nur eine Ebene fur Stellplatze
vorhanden ist, und andererseits die Umfassungsbauteile sich an héchstens zwei Seiten befinden.

Zu Punkt 2: Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzfliche von jeweils nicht mehr als
50 m?

Zu Punkt 2.1: Uberdachte Stellplatze

Nach eingehender Diskussion sowie aufgrund der Tatsache, dass auf einer Nutzflache von nicht mehr als
50m2 in der Regel nicht mehr als drei Stellplatze untergebracht werden kénnen, wurde diese
GroRenordnung als akzeptiertes Risiko angesehen. Die durch das Dach zusétzlich vorhandene Brandlast
wird im Vergleich zu den abgestellten PKW’s und deren mdglichen Inhalt oder sonstigen moglichen
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brennbaren Lagerungen in diesem Bereich nicht als eine wesentliche zusatzliche Gefahrdung angesehen;
zudem dirfte auch ein erfolgreicher Loschangriff in kurzer Zeit mit relativ geringem Aufwand erfolgen.
Derartige Verhaltnisse sind hauptsachlich bei Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 anzutreffen.

Zu Punkt 2.2: Garagen

Die Flachenbegrenzung zielt auf praktische Gegebenheiten ab, um brandschutztechnische Erfordernisse bei
kleineren Garagen anwenderfreundlich ableiten zu kénnen. Bis zu einer Nutzflache von hdchstens 50 m2
umfassen die Regelungen jene Garagen, die hauptsdchlich bei Gebduden der Gebaudeklassen 1 und 2
vorkommen. Bei Garagen dieser GrolRenordnung sind sowohl Mindestabstande zu Grundstiicks- bzw.
Bauplatzgrenzen als auch zu Gebauden auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz einzuhalten bzw. sind bei
Unterschreitung der geforderten Abstande entsprechende Brandschutzmal3nahmen insbesondere
hinsichtlich des Feuerwiderstandes von Bauteilen zu treffen.

Entsprechend Punkt 2.2.8 werden Erleichterungen gewdhrt, da &hnliche Verhaltnisse wie bei Gberdachten
Stellplatzen dieser Grdlienordnung vorliegen.

Zu Punkt 3: Uberdachte Stellplatze und Garagen mit einer Nutzfliche von jeweils mehr als 50 m2 und
nicht mehr als 250 m2

Die Flachenbegrenzung zielt auf praktische Gegebenheiten ab, um brandschutztechnische Erfordernisse bei
mittleren  Uberdachten Stellplatzen und Garagen anhand einer tabellenartigen Darstellung
anwenderfreundlich ableiten zu kénnen. Dabei wurden die gleichen Uberlegungen hinsichtlich der Abstande
zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und zu Gebauden auf demselben Grundstick bzw. Bauplatz wie in
der OIB-Richtlinie 2 “Brandschutz* vorgenommen.

Die Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen bzw. an die Feuerwiderstandsklasse von
Bauteilen zielen auf die in der Praxis haufig vorkommenden baulichen Gegebenheiten ab und
bericksichtigen hinsichtlich der zugehotrigen Gebaude auch deren jeweilige Geb&audeklasse.

Zu Punkt 4: Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 m?2

Zu Punkt 4.1: Uberdachte Stellplatze ohne iiberdachte Fahrgassen

In den Féllen ohne Uberdachte Fahrgassen wird brandschutztechnisch eine vergleichbare Situation wie bei
Uberdachten Stellplatzen von mehr als 50 m?2 und nicht mehr als 250 m2 angenommen, weshalb die
zutreffenden Anforderungen gemanR Tabelle 1 zu erfullen sind. Um allerdings eine allfallige Brandausbreitung
entlang der Uberdachten Stellplatze einzugrenzen, wurde die Langsausdehnung unter Heranziehung des
MaRes fir die Langsausdehnung eines Brandabschnittes gemald OIB-Richtlinie 2 ,Brandschutz* mit
hdchstens 60 m begrenzt.

Zu Punkt 4.2: Uberdachte Stellplatze mit iiberdachten Fahrgassen

Bei Stellplatzen mit Gberdachten Fahrgassen sind aufgrund des komplexeren Léschangriffes der Feuerwehr
sowie der eingeschrénkten thermischen Entlastung gréfRere zusammenhangende Brandflachen zu erwarten.
Deshalb werden generell hohere Anforderungen an die Bauteile sowohl im Hinblick auf das Brandverhalten
als auch bei Unterschreitung der Mindestabstéande zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und zu Gebauden
auf demselben Grundstiick bzw. Bauplatz an den Feuerwiderstand gestellt.

Die Anforderungen gemaR Punkt 4.2.4 entsprechen aufgrund der ahnlichen baulichen Gegebenheiten im
Wesentlichen jenen an Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 1.600 m2.

Zu Punkt 5: Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m?2

Zu Punkt 5.1: Wande, Stiitzen, Decken und Dacher

Da im Brandfall eine Gefahr fur unter-, ober- bzw. auBerhalb einer Garage bzw. eines
Garagenbrandabschnittes gelegenen Bereiches ausgeht und der Feuerwehreinsatz durchaus einen
langeren Zeitraum beanspruchen kann, wird fir die zitierten Bauteile in Punkt5.1.1 grundsatzlich —
ungeachtet an spaterer Stelle gewahrter Erleichterungen — REI 90 bzw. EI 90 unter Verwendung von
Baustoffen der Klasse A2 gefordert.

Bei nicht befahrbaren Decken von Garagen, die gleichzeitig das Dach bilden, wird geméafR Punkt 5.1.3 R 60

als ausreichend angesehen, jedoch bleibt die Forderung nach Verwendung von Baustoffen der Klasse A2
aufrecht. Dies wird damit begriindet, dass im Brandfall die betroffenen Personen rechtzeitig in Sicherheit
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sind und ein erfolgreicher Loschangriff durch die Feuerwehr innerhalb dieser Feuerwiderstandsdauer zu
erwarten ist.

GemalR Punkt5.1.4 wird akzeptiert, dass unter gewissen Bedingungen tragende Wande, Stiitzen und
Decken von nicht Uberbauten eingeschol3igen oberirdischen Garagen nur in R 30 und nichttragende
AuRenwéande aus Baustoffen der Klasse C bzw. Holz- und Holzwerkstoffe in D ausgefiihrt werden. Dabei
wird vorausgesetzt, dass die entsprechenden Abstdnde zu Nachbargebauden und Nachbargrenzen
eingehalten werden oder eine brandabschnittshildende Wand sowie Deckenbereich gebildet wird. Dies wird
damit begrundet, dass im Brandfall die betroffenen Personen rechtzeitig in Sicherheit sind und notwendige
Léschaktionen durch die Feuerwehr gegebenenfalls auch von auf3en durchgefiihrt werden kénnen.

Zu Punkt 5.2: Wandbekleidungen, Bodenbelage und Konstruktionen unter der Rohdecke

Die Anforderungen an Wandbekleidungen, Bodenbelage und Konstruktionen unter der Rohdecke wurden im
Wesentlichen aus der ONORM B 3806, Ausgabe 2005-07-01 iibernommen, wobei infolge der h&ufigen
Verwendung sowie der Vorlage einer ausreichenden Anzahl von Klassifizierungsberichten Gussasphalt und
Asphaltbeton jeweils der Klasse By explizit aufgenommen wurde.

Zu Punkt 5.3: Turen und Tore

In diesem Punkt wird der Praxis entsprechend festgelegt, dass Tiren und Tore in brandabschnittsbildenden
Wanden nur EI,30-C entsprechen missen. Allerdings wird deren Grol3e auf die Breite der Fahrgassen und
der Tiuren im Verlauf von Fluchtwegen begrenzt. Dadurch soll vermieden werden, dass
brandabschnittsbildende Wande weitgehend durch grof3flachige Feuerschutzabschlisse mit einer
geringeren Feuerwiderstandsdauer ersetzt werden.

Zu Punkt 5.4: Verbindung zwischen Garagengeschof3en bzw. zwischen Garage und anderen Rdumen

In Punkt 5.4.2 wird sichergestellt, dass Ladestellen von Personenaufziigen an einen gesicherten Fluchtweg
angebunden sein missen und nicht unmittelbar bzw. nur durch eine Schleuse getrennt in die Garage
munden.

Im Brandfall kbnnen sowohl durch ausgeléste Tiurbewegungen der flichtenden Personen als auch im
Rahmen des Feuerwehreinsatzes nicht unerhebliche Mengen von Brandrauch von der Garage in
angrenzende Gange und Treppenhauser gelangen. Dies soll bei Garagen mit einer Nutzflache von
insgesamt mehr als 600 m2 durch Schleusen gemaf Punkt 5.4.3 weitgehend verhindert werden.

Bei AulBRentreppen wird bei geeigneter Ausbildung infolge der Rauchabfuhr ins Freie mit einer wesentlich
geringeren Beeintrachtigung gerechnet, sodass gemaR Punkt 5.4.4 die Schleuse entfallen kann.

Zu Punkt 5.5: Fluchtwege

Sofern nicht innerhalb von 40 m tatséachlicher Fluchtweglénge ein sicherer Ort des angrenzenden Gelandes
im Freien erreicht wird, werden gemald Punkt 5.5.1 (b) in Verbindung mit Punkt5.5.2 jedenfalls zwei
voneinander unabh&ngige Fluchtwege gefordert. Dies soll sicherstellen, dass einerseits die tatsdchlich
vorhandenen Fluchtwege zu den Ausgdngen nicht zu lange werden und andererseits geniigend Zeit bleibt,
um erforderlichenfalls einen anderen sicheren Ausgang zu erreichen, bevor man von Rauch und Feuer
eingeschlossen wird. Sofern der Fluchtweg Uber die Ein- bzw. Ausfahrtsrampe fihrt, stellt diese einen
ErschlieBungsweg fir Personen dar. Daher sind die Bestimmungen gemdafl OIB-Richtlinie 4
.Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit* anzuwenden, wonach u.a. die Neigung einer Rampe mit héchstens
10 % begrenzt ist. Die Neigung der Ein- bzw. Ausfahrtsrampe fir die zweite Fluchtrichtung darf mehr als
10 % betragen, wobei die Bestimmungen der OIB-Richtlinie 4 ,Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit* zu
beachten sind. Dabei darf die maximale Neigung von nicht Gberdeckten Rampen 15 %, von Uberdeckten
oder beheizten Rampen 18 % nicht Uberschreiten. Dies soll insbesondere fiir kleinere und mittelgroRe
Garagen eine wirtschaftliche Ausgestaltung erméglichen, ohne das Schutzziel des Personenschutzes zu
vernachlassigen.

Bei Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 1.000 m? wird eine Sicherheitsbeleuchtung fur erforderlich
erachtet. Bei eingeschossigen Garagen mit festem Benutzerkreis (z.B. Wohnhausgaragen) sowie bei
Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 1.000 m? wird gemalR Punkt5.5.3 eine Fluchtwegs-
Orientierungsbeleuchtung als ausreichend angesehen. Bei Brandereignissen ist mit dem Ausfall der
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Raumbeleuchtung zu rechnen, weshalb fiir die Selbstrettung von Personen auch bei Garagen dieser
GroRenordnung zumindest der Verlauf der Fluchtwege erkennbar sein muss.

Zu Punkt 5.6: Brandabschnitte, Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie Brandschutzeinrichtungen

Zwecks Ubersichtlichkeit werden gemaR Punkt5.6.1 in Abhangigkeit der Brandabschnittsflachen die
Anforderungen an Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen sowie die  anlagentechnischen
Brandschutzeinrichtungen in der Tabelle 2 zusammengefasst.

Der Rauch- und Wéarmeabzug in Garagen kann prinzipiell durch natirliche oder mechanische Rauch- und
Warmeabzugseinrichtungen erfolgen. Diese MafRhahmen gegen eine Verrauchung sind erforderlich, da
wegen der gréRBeren Ausdehnung der Garage bzw. des Brandabschnittes das Erkennen des Brandes —
insbesondere aber die realistische Einschatzung der Gefahrdung — durch Garagenbenitzer erschwert wird.
Die MaRnahmen gegen die Verrauchung dienen vorwiegend dem Erhalt der Ubersichtlichkeit in der
Fluchtphase ohne Intervention einer Feuerwehr. Das Schutzziel Personenschutz wird so durch Eigenrettung
weitgehend erreicht. Eine Fremdrettung ist nur bei rechtzeitiger Alarmierung von Hilfskréaften mdoglich, wobei
MalRnahmen gegen die Verrauchung unterstitzend wirken. Bei einer natirlichen Rauch- und
Warmeabzugseinrichtung kann mit mobilen Feuerwehrventilatoren ein Léschangriff der Feuerwehr
unterstitzt werden.

Die erforderlichen brandschutztechnischen Mal3nhahmen sind von der Gro3e und den Liftungsverhaltnissen
der Garage bzw. des Brandabschnittes abhangig.. Es wurden Maflinahmen fir verschiedene Garagen- bzw.
BrandabschnittsgréRen und Ventilationsverhaltnisse aufgrund der dort moglichen Rauch- und
Warmeausbreitung festgelegt. Dabei werden vor allem physikalische Tatsachen und feuerwehrtaktische
Uberlegungen beriicksichtigt.

Fur Garagen bzw. Brandabschnitte mit einer Nutzflache von nicht mehr als 1.600 m? sind gemaf Zeile 1 der
Tabelle 2 grundsatzlich keine automatischen Brandmelde- bzw. Léschanlagen erforderlich. Diese
Begrenzung wurde gewahlt, da bei dieser GréRenordnung i.d.R. in Verbindung mit den vorgesehenen
Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen eine ausreichende Ubersichtlichkeit fir die Flucht von Personen
noch gegeben ist. Zudem ist das Auffinden von brennenden Kraftfahrzeugen bzw. verungliickten Personen
fur die Einsatzkréfte der Feuerwehr bei dieser Grolienordnung normalerweise weniger problematisch als bei
groReren Nutzflachen. Die im Brandfall auftretende Rauchgasmenge ist unabhangig von der
Brandabschnittsflache der Garage. Daher tritt in kleineren Raumvolumina bei Freisetzung der Rauchmenge
eines Pkw-Brandes eine gefahrliche Rauchkonzentration friher auf als in gréReren. Deshalb wird
unabhéngig von der Flache des Brandabschnittes ein abzusaugender Volumenstrom von mindestens
36.000 m3/h gefordert. Bei Garagen mit mehreren Brandabschnitten, deren Flachen in Summe mehr als
10.000 m? betragen sowie bei Garagen mit mehr als zwei unterirdischen Geschossen sind dagegen
erschwerte Verhdltnisse insbesondere im Hinblick auf den Feuerwehreinsatz gegeben, weshalb in diesen
Fallen eine frihzeitige Alarmierung durch eine automatische Brandmeldeanlage gefordert wird.

Wegen der fehlenden Ubersichtlichkeit ist fiir Brandabschnitte mit einer Flache von mehr als 1.600 m2, aber
nicht mehr als 4.800 m2? der Personenschutz (Selbstrettung, Flucht) nur durch die in Zeile 2 der Tabelle 2
vorgesehenen BrandschutzmafRnahmen — insbesondere durch die automatische Brandfriherkennung —
gegeben. Durch diese und die fir diese Garagen- bzw. BrandabschnittsgroRen vorgesehenen natiirlichen
oder mechanischen Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen wird ein effektiver Feuerwehreinsatz massiv
unterstutzt. Dadurch soll die Entrauchung bereits ab der Anfangsphase eines Brandes eintreten, was die
Fluchtmdglichkeit der Personen erleichtert. Diese Flachenbeschrankung ist durch das Fehlen technischer
BrandschutzmafRnahmen (z.B. Brandmeldeanlage, automatische Ldscheinrichtungen,) begriindet, da die
Lokalisierung des Brandherdes und ein Vordringen zum Brandobjekt mit zunehmender GrofRe des
Brandabschnittes ohne aktive Brandschutzmafinahmen bei Verrauchung immer schwieriger und
zeitaufwandiger wird. Durch eine automatische Ldscheinrichtung wird die freigesetzte Rauchgasmenge
begrenzt, weshalb fir die Rauchverdinnung durch eine mechanische Rauch- und Warmeabzugseinrichtung
ein geringerer Luftwechsel ausreichend ist.

Durch den Einsatz von Sprinkleranlagen wird davon ausgegangen, dass ein Brand praktisch auf ein bis zwei
Kraftfahrzeuge beschréankt wird. Dadurch soll aufgrund der in Zeile 3 der Tabelle 2 vorgesehenen
MalRnahmen in Verbindung mit den fiir diese GroRenordnung vorgesehenen Entrauchungsmal3nahmen der
Personenschutz und ein effektiver Feuerwehreinsatz sichergestellt werden.
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Die Langsausdehnung eines Brandabschnitts wurde gemafRl Punkt5.6.2 mit 80 m begrenzt, da
Simulationsberechnungen ergaben, dass bei gréRerer Langsausdehnung infolge Abkiihlung der Rauchgase
an der Decke ein Absinken der Rauchschicht wahrscheinlich wird. Dadurch kann durch Ansaugen von
Verbrennungsluft auch Rauch zum Brandherd rickgesaugt werden, was eine friihzeitige Totalverrauchung
des Raumes zur Folge haben kann, wodurch die Brandbekampfung erheblich erschwert wird. Bei
Vorhandensein einer Léschanlage wird die Rauchentwicklung eingeschréankt und somit die Totalverrauchung
des Raumes hintan gehalten, sodass eine Begrenzung der Langsausdehnung eines Brandabschnittes nicht
erforderlich ist.

Zu Punkt 5.7: Feuerstéatten und Abgasanlagen

Auf Grund der haufig gestellten Fragen wird festgelegt, dass die Aufstellung von Feuerstatten und die
Anordnung von Reinigungsoffnungen von Abgasanlagen im Hinblick auf eine mdgliche Entstehung eines
zundfahigen Gemisches unzuléssig ist.

Zu Punkt 5.8: Erste und erweiterte Loschhilfe

GemalR Punkt5.8.2 sind in Abhangigkeit der GrolRe der Garage und der Lage der Geschol3e fir die
erweiterte Loschhilfe Wandhydranten erforderlich, da sonst die Angriffswege fiir einen Léschangriff zu lang
werden (Lange der erforderlichen Léschleitungen).

Zu Punkt 5.9: Léschwasserbedarf

Um die landerspezifischen Besonderheiten und die ortlichen Gegebenheiten zu beriicksichtigen sowie die
Einbindung der zustandigen Feuerwehr sicherstellen zu kénnen, wurde diese Regelung nach eingehender
Diskussion getroffen.

Zu Punkt 6: Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m Uber dem tiefsten
Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Geldndes nach Fertigstellung

Zwecks Ubersichtlichkeit werden die Anforderungen an Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von
nicht mehr als 22 m dber dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Geldndes nach
Fertigstellung in der Tabelle 3 zusammengefasst.

Hinsichtlich der Anforderungen an Turen zwischen Parkdecks und Gangen oder Treppenhausern, an die
Verbindung zwischen Parkdeckebenen bzw. Parkdeck und anderen Raumen sowie der Fluchtwege wurden
die allgemeinen Anforderungen fir Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2 sinngemani
herangezogen. Der definitionsgemaR hohe Offnungsanteil der Umfassungswénde begunstigt im Brandfall
auB3erordentlich den Abzug von Rauch und Warme und das hieflr erforderliche Nachstrémen von
Umgebungsluft. Aufgrund dieses Umstandes wurde — wie vielfach im Ausland bereits praktiziert — auch auf
eine Begrenzung der Gro6Re bzw. der L&ngsausdehnung der Brandabschnitte und auf technische
Einrichtungen wie z.B. Brandmeldeanlagen verzichtet.

Hinsichtlich des Abstandes von Parkdecks zur Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenze und zu Gebduden auf
demselben Grundstiick bzw. Bauplatz werden in den Zeilen 1 und 2 der Tabelle 3 die Regelungen des
Punktes 4.2 (Uberdachte Stellplatze mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2) sinngemaf tibernommen.

Wie bereits im Punkt | ,Allgemeines” der erlauternden Bemerkungen festgestellt wurde, sind bei Branden in
Garagen bzw. Parkdecks in der Regel nur wenige Kraftfahrzeuge beteiligt. Aufgrund dieses Umstandes wird
in Zeile 3 der Tabelle 3 fur das Tragwerk nur R 30 und A2 verlangt. Die Ausfliihrung von Stahlkonstruktionen
mit Decken als Verbundtragwerk aus Stahl und Beton wird aufgrund ihres haufigen Vorkommens explizit
genannt.

Um die Rauchabfuhr im Brandfall im gewlinschten Umfang sicherzustellen, wird in Zeile 9 der Tabelle 3
verlangt, dass die erforderlichen Offnungen mindestens zur Halfte in der oberen Umfassungswandfléache
gleichmafig verteilt sein missen. Simulationen haben ergeben, dass fur die Wirksamkeit der Entrauchung
kein Punkt eines Parkdecks mehr als etwa 40 m von einer Rauchabzugso6ffnung entfernt sein soll.

Da Parkdecks ublicherweise nicht beheizt sind und die Wandhydranten durch Frostgefahr im Bedarfsfall
unbenutzbar werden kdnnen, wird in Zeile 10 der Tabelle 3 fir Parkdecks mit mehr als drei Stellplatzebenen
zur Unterstutzung der Brandbekampfung im Bereich der Zugénge zu den Stellplatzebenen nur eine trockene
Steigleitung gefordert.
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Zu Punkt 7: Zusatzliche Anforderungen an Garagen fiir erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge

Die Anforderungen der Punkte 2 bis 6 dieser Richtlinie beziehen sich auf das Einstellen von benzin- und
dieselbetriebenen Kraftfahrzeugen. Das sicherheitstechnische Risiko fir das Einstellen von
erdgasbetriebenen Kraftfahrzeugen erscheint mit dem Risiko von benzin- und dieselbetriebenen
Kraftfahrzeugen grundsatzlich vergleichbar. Bei Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 250 m2 kann
davon ausgegangen werden, dass aufgrund der vorhandenen Liftungsoffnungen bzw. der mechanischen
Liftungsanlage gemaR Punkt 8.3 der OIB-Richtlinie 3 fir das Einstellen von erdgasbetriebenen
Kraftfahrzeugen keine zusatzlichen Anforderungen notwendig sind. Lediglich fir Garagen mit einer
Nutzflache von nicht mehr als 250 m? wird infolge der fehlenden Konvektion zumindest eine der
Luftungsoffnungen in Deckennédhe gefordert.

Zu Punkt 8: Zusatzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks fir flissiggasbetriebene
Kraftfahrzeuge

Die Anforderungen der Punkte 2 bis 6 dieser Richtlinie beziehen sich auf das Einstellen von benzin- und
dieselbetriebenen  Kraftfahrzeugen.  Aufgrund des  spezifischen  Gefahrdungspotentials  von
flissiggasbetriebenen Kraftfahrzeugen wurden ergénzende Festlegungen bzw. Einschrankungen getroffen,
die in Punkt 8.1 zusammengefasst sind. In Garagen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 50 m*, die die
Anforderungen gemaR lit. (a) und (b) erflllen, ist das Einstellen von flissiggasbetriebenen Kraftfahrzeugen
auch ohne Brandschutzkonzept zuldssig. Fur Garagen mit einer Nutzflache von mehr als 50 m? und fur
Parkdecks ist Uberdies ein Brandschutzkonzept notwendig.

Zu Punkt 9: Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes

Um eine einheitliche Vorgangsweise zur Erstellung von Brandschutzkonzepten sicherzustellen, ist der OIB-
Leitfaden "Abweichungen im Brandfall und Brandschutzkonzepte" heranzuziehen.

Da entsprechend Tabelle 2 die Brandabschnittsflache mit 10.000 m2 begrenzt wird, ist bei Uberschreitung
dieser Flache aufgrund des erhdhten Gefdhrdungspotentiales gemafR Punkt (a) ein Brandschutzkonzept
erforderlich.

Fur Parkdecks, deren oberste Stellplatzebene mehr als 22 m ber dem tiefsten Punkt des an das Parkdeck
anschlieBenden Gelandes liegt, wird gemaR Punkt (b) ebenfalls ein Brandschutzkonzept verlangt. Der
gewahlte Wert von 22 m stellt — &hnlich wie bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m - jenes
MalR dar, ab dem sich das Gefahrdungsbild sowie die Einsatzmdéglichkeiten und Einsatzschwierigkeiten fiir
die Feuerwehr qualitativ andern.

In einem Brandschutzkonzept gemdafd Punkt (c) ist auf das spezifische Gefahrdungspotential von

flissiggasbetriebenen Kraftfahrzeugen einzugehen, wobei insbesondere jene MalRnahmen aufgelistet

werden sollten, die erforderlich sind, damit durch austretendes Gas eine Geféahrdung fir das Leben oder die

Gesundheit von Personen, einschlief3lich Einsatzkréfte, wirksam eingeschrankt wird. Dies umfasst z. B.:

e Malnahmen, die sicherstellen, dass durch die natirliche oder mechanische Liftung ein zindféhiges
Flissiggas-Luft-Gemisch ab einer bestimmten Entfernung von der Flissiggasaustrittsstelle nicht auftritt,

¢ MalRnahmen hinsichtlich der Ausgestaltung von Verbindungen zu allseits unter dem Niveau des
angrenzenden Gelandes liegenden Raumen, zu Offnungen von Liiftungsanlagen, zu Heizeinrichtungen
oder Klimaanlagen, um eine Ausbreitung des Gases wirksam einzuschranken,

e Ausgestaltung der natirlichen bzw. mechanischen Liftung, insbesondere im Hinblick auf GréRe,
Anordnung, Wirksamkeit und Explosionsschutz,

e Ausgestaltung der Ablaufe der Abstell- und Fahrflachen.

Weiters wird geman Punkt (d) fur Garagensonderformen ein Brandschutzkonzept gefordert, da aufgrund der
Raumgeometrie und allenfalls vorhandener technischer Einrichtungen zum Einstellen der Kraftfahrzeuge
gegeniber den nicht unter den Begriff ,Garagensonderform® fallende Garagen andere Rauch- und
Brandausbreitungsverhaltnisse herrschen; insbesondere bei Rampengaragen und Garagen mit
automatischen Parksystemen ist eine wirkungsvolle Brandbekampfung durch die Feuerwehr ohne
zuséatzliche MalRnahmen in der Regel nicht méglich.
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Lénderexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fir bautechnische Richtlinien fortgefuihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.1.1

21.2

2.2
221

2.2.2

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefihrten Fassung.

In dieser Richtlinie werden Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und an den Feu-
erwiderstand von Bauteilen nach den europdischen Klassen gestellt. Hierbei handelt es sich um
Mindestanforderungen.

Sofern in dieser Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse in Verbindung mit Anforde-
rungen an Baustoffe der Klasse A2 gestellt werden, gilt dies auch als erfillt, wenn

- die fur die Tragfahigkeit wesentlichen Bestandteile der Bauteile der Klasse A2 entsprechen und

- die sonstigen Bestandteile aus Baustoffen der Klasse B bestehen.

RaumabschlieBende Bauteile missen zusatzlich - sofern ein Durchbrand nicht ausgeschlossen
werden kann - beidseitig mit Baustoffen der Klasse A2 dicht abgedeckt sein.

Es wird darauf hingewiesen, dass parallel zu den Bestimmungen dieser Richtlinie gegebenenfalls
einzelne Bestimmungen der OIB-Richtlinie 2* Brandschutz zu bertcksichtigen sind.

Von den Anforderungen dieser Richtlinie kann abgewichen werden, wenn die Schutzziele auf glei-
chem Niveau wie bei Anwendung dieser Richtlinie erreicht werden, wobei der OIB-Leitfaden ,Ab-
weichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* anzuwenden ist.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Allgemeine Anforderungen

Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Fur das Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen) gelten — sofern im Folgenden nichts ande-
res bestimmt ist — die Anforderungen der Tabelle 1. Bauprodukte, die nicht in Tabelle 1 angefihrt
sind, mussen der Klasse E entsprechen. Nichtsubstanzielle Teile, die hinsichtlich ihres Beitrages
zum Brand vernachlassigbar sind, bleiben auf3er Betracht.

Werden in Gangen auf3erhalb von Wohnungen oberhalb von abgehéngten Decken Leitungen bzw.
Kabel nicht unter Putz verlegt oder nicht mit einer Bekleidung gleichwertig geschitzt, missen die
abgehangten Decken dicht schlieBen und bei einer aus den Leitungen und Kabel resultierenden
Brandbelastung von mehr als 25 MJ/m? tberdies EI 30 (a—b) entsprechen. Dies gilt nicht bei Vor-
handensein einer geeigneten Ldschanlage.

Feuerwiderstand von Bauteilen

Tragende und aussteifende Bauteile sowie Laufe und Podeste von Sicherheitstreppenhausern mis-
sen R 90 und A2 entsprechen.

Folgende Bauteile missen REI 90 und A2 entsprechen:

(a) tragende Trennwande,

(b) brandabschnittshildende Wande und Decken,

(c) Decken von Loggien und Balkonen,

(d) Decken und Dachschragen mit einer Neigung zur Horizontalen von nicht mehr als 60 Grad,

(e) Wande von Sicherheitstreppenhdusern; die Anforderungen an den Feuerwiderstand sind nicht
erforderlich fir AuRenwéande von Sicherheitstreppenhéusern, die aus Baustoffen A2 bestehen
und die durch andere an diese AuRenwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht ge-
fahrdet werden kénnen,

(f) Decke Uber Sicherheitstreppenhausern; von den Anforderungen an den Feuerwiderstand kann
abgewichen werden, wenn eine Brandibertragung von den angrenzenden Bauwerksteilen auf
das Sicherheitstreppenhaus durch geeignete MaBnahmen verhindert wird,

(g) tragende Wande und Decken von Schleusen sowie von offenen Gangen geman Punkt 4.2.2.
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24
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242
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Nichttragende Trennwénde sowie nichttragende Wande von Schleusen und von offenen Géangen
gemaf Punkt 4.2.2 missen EI 90 und A2 entsprechen.

Sofern Loggien und Balkone mindestens 1,50 m tief sind sowie eine entsprechende Bristung in
El 30 und A2 mit einer Mindesthdhe von 1,10 m aufweisen, sind in den hinter Loggien und Balkonen
gelegenen Teilen der AuBenwand keine Fensterbriistungen erforderlich.

Fassaden

Fassaden (z.B. AuBenwand-Warmedammverbundsysteme, vorgehangte hinterliftete, bellftete oder
nicht hinterluftete Fassaden) sind so auszufuihren, dass eine Brandweiterleitung Uber die Fassaden-
oberflache auf das zweite Uber dem Brandherd liegende Geschol3, das Herabfallen grof3er Fassa-
denteile sowie eine Geféhrdung von Personen wirksam eingeschrankt wird.

Doppelfassaden sind so auszufiihren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassadenoberfliche auf das zweite Uber dem Brandherd lie-
gende Geschol3, das Herabfallen grol3er Fassadenteile sowie eine Gefahrdung von Personen
und

(b) eine Brandausbreitung Uber die Zwischenrdaume im Bereich von Trenndecken bzw. brandab-
schnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

Vorhangfassaden sind so auszufiihren, dass

(a) eine Brandweiterleitung Uber die Fassadenoberfliche auf das zweite Uber dem Brandherd lie-
gende Geschol3, das Herabfallen grol3er Fassadenteile sowie eine Gefahrdung von Personen
und

(b) eine Brandausbreitung tber Anschlussfugen und Hohlrdume innerhalb der Vorhangfassade im
Bereich von Trenndecken bzw. brandabschnittsbildenden Decken

wirksam eingeschrankt werden.

Brandabschnitte

In den untersten vier oberirdischen GescholRen darf ein Brandabschnitt eine Netto-Grundflache von
1.200 m?, in sonstigen Geschol3en eine Netto-Grundflache von 800 m2 nicht tberschreiten. In Ge-
bauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m ist bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage
in oberirdischen Geschol3en eine Brandabschnittsflache von 1.200 m2 zulassig. Brandabschnitte
sind durch brandabschnittsbildende Bauteile (z.B. Wande, Decken) gegeneinander abzugrenzen.

In jedem oberirdischen Geschol? muss ein deckenlbergreifender Aulenwandstreifen von mindes-
tens 1,2 m Héhe in EI 90 und A2 vorhanden sein oder die brandabschnittsbildende Decke muss mit
einem mindestens 0,8 m horizontal auskragenden Bauteil gleicher Feuerwiderstandsklasse verlan-
gert werden. Die Anforderung an den Feuerwiderstand gilt nicht, sofern eine geeignete Léschanlage
zur Verhinderung der vertikalen Brandausbreitung oder eine automatische Sprinkleranlage vorhan-
den ist.

Sicherheitstreppenhauser

Fur Sicherheitstreppenhéduser gelten — unbeschadet der Punkte 3 und 4 — folgende Anforderungen:

(a) Sicherheitstreppenhauser missen jedenfalls einen unmittelbaren Ausgang zu einem sicheren
Ort des angrenzenden Geléandes im Freien haben. Fiuhrt dieser Ausgang nicht unmittelbar ins
Freie, so gelten fur den Bereich zwischen Treppenhaus und Ausgang ins Freie, der mdglichst
kurz sein muss, dieselben brandschutztechnischen Anforderungen wie fir dieses Treppenhaus.

(b) Sind die Ausgéange von Sicherheitstreppenhausern nicht unmittelbar an einer 6ffentlichen Ver-
kehrsflache situiert, ist zu ihnen eine Feuerwehrzufahrt herzustellen.

(c) Treppenlaufe von Sicherheitstreppenhausern sind baulich so zu gestalten, dass aus den Ge-
schol3en flichtende Personen nicht versehentlich in die GescholRe unterhalb des Ausgangsge-
schol3es gelangen kénnen.
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Interne Treppen

Fur interne Treppen gelten folgende Anforderungen:

(a) Interne Treppen, die mehrere GescholRe miteinander verbinden, sind nur innerhalb einer Woh-
nung bzw. Betriebseinheit zulassig und durfen sich Uber nicht mehr als drei GeschoRRe erstre-
cken.

(b) In jedem Geschold muss unabhéngig von internen Treppen der Zugang zu den Sicherheitstrep-
penh&ausern und im Brandfall der Zugang von den Sicherheitstreppenhdusern in Wohnungen
bzw. Betriebseinheiten sichergestellt sein.

Personenaufziige

Fur Schachte von Personenaufziigen gelten folgende Anforderungen:

(a) Personenaufziige missen in Schachten mit Wanden in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 ge-
fuhrt werden. Es dirfen héchstens drei Personenaufziige in einem gemeinsamen Schacht ein-
gebaut werden.

(b) Bei Personenaufziigen, die an der Aul3enseite des Gebaudes angeordnet sind, miissen jeden-
falls die dem Geb&ude zugewandten Schachtwéande REI 90 bzw. El 90 und A2 entsprechen.

(c) Jeder Feuerwehraufzug ist in einem eigenen Schacht mit Wanden in REI 90 und A2 zu fuhren.

Falls die Ladestellen von Personenaufziigen nicht in Treppenh&user oder Schleusen miinden, muss
vor ihnen ein Vorraum geschaffen werden, der als Rauchabschnitt auszubilden ist.

Schachttiiren von Personenaufziigen miissen derart ausgestaltet sein, dass eine Ubertragung von
Feuer und Rauch wirksam eingeschrankt wird.

Personenaufziige — ausgenommen Feuerwehraufziige — sind mit einer Brandfallsteuerung auszu-
statten, die nach dem Gebaudeevakuierungskonzept bei Anliegen eines Branderkennungssignals
den Fahrkorb in die jeweilige Bestimmungshaltestelle (Evakuierungsebene) bewegt, die Turen 6ffnet
und den Antrieb stillsetzt.

Bei Personenaufziigen, die Uber mehrere GescholRe hindurch keine Haltestellen haben, missen in
entsprechenden Abstanden Nottlren fur die Notbefreiung von im Fahrkorb eingeschlossenen Per-
sonen angeordnet werden.

Die Wande und Decken von Triebwerksrdumen miissen REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 entspre-
chen. Die Decke zwischen Schacht und dartber liegendem Triebwerksraum muss R 90 und A2 ent-
sprechen. Der Zugang muss innerhalb der Baulichkeit liegen und darf nur Gber Treppen erfolgen.

Bei Personenaufziigen ohne gesonderten Triebwerksraum sind die Notbefreiungseinrichtungen
(Tableau fur den Notbetrieb) in Schleusen oder in als Rauchabschnitt ausgebildeten Raumen anzu-
ordnen.

Fur jeden Brandabschnitt ist mindestens ein Feuerwehraufzug vorzusehen. Ein Feuerwehraufzug
darf mehreren Brandabschnitten zugeordnet werden, falls der Zugang unmittelbar aus den angren-
zenden Brandabschnitten erfolgt. Fur die Beurteilung des Erfordernisses eines Feuerwehraufzuges
ist die Hohendifferenz zwischen der Ful3bodenoberkante des hdchstgelegene oberirdischen Ge-
schoRBes und Feuerwehrangriffsebene mal3gebend.

Abfallsammelraume, Transformatorenraume, Niederspannungs-Hauptverteilungsraume

Zwischen dem Gebaudeinneren und den Abfallsammelraumen, Transformatorenrdaumen oder Nie-
derspannungs-Hauptverteilungsraumen muissen ausreichend be- und entliftete Schleusen mit Tu-
ren in El, 30-C vorgesehen werden.

Installationen
Installationsschéachte sind im Abstand von zwolf GescholRen durch eine horizontale Abschottung zu

teilen, die einen Feuerwiderstand von 90 Minuten sicherstellt.
Erste und erweiterte Loschhilfe

Es sind ausreichende und geeignete Mittel der ersten Loschhilfe (z.B. tragbare Feuerléscher) bereit-
zuhalten.
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Es mussen in jedem Geschol3 Wandhydranten mit formbestandigem D-Schlauch und zusétzlicher
geeigneter Anschlussmoglichkeit fiir die Feuerwehr zur Brandbekdmpfung vorhanden sein. Die An-
zahl und Anordnung der Wandhydranten ist so festzulegen, dass mit dem formbestandigem D-
Schlauch jeder Punkt eines Brandabschnittes erreicht werden kann, wobei jedenfalls in unmittelba-
rer Nahe jedes Sicherheitstreppenhauses ein Wandhydrant vorhanden sein muss.

Abweichend von Punkt 2.10.2 ist in Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m mit
ausschlie3licher Wohnnutzung die Errichtung einer trockenen Steigleitung ausreichend.

Anlagentechnische Brandschutzeinrichtungen

Automatische Brandmeldeanlagen (BMA) miissen nach einer anerkannten Richtlinie ausgefihrt
werden.

Automatische Léschanlagen (z.B. Sprinkleranlage SPA) mussen nach einer anerkannten Richtlinie
ausgefuhrt werden.

Automatische Léschanlagen mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flammenubertragung*”
missen hinsichtlich der anlagentechnischen Anforderungen sinngemaf einer automatischen Loésch-
anlage gemaf Punkt 2.11.2 entsprechen.

Luftungstechnische Anlagen und Klimaanlagen

Die luftungstechnischen Anlagen fiir Sicherheitstreppenhduser einschlieBlich der zugehérigen
Schleusen sowie die raumlufttechnischen Anlagen sind von den sonstigen liiftungstechnischen An-
lagen getrennt auszufihren.

Das Gebaude ist — mit Ausnahme der Luftung der Sicherheitstreppenhduser samt Schleusen —
[Gftungstechnisch in Abschnitte von hochstens 12 Geschol3en zu unterteilen, wobei jeder Abschnitt
eine eigene luftungstechnische Anlage erhalten muss, wobei ein gemeinsames Liiftungszentralgerat
fur zwei Abschnitte zulassig ist.

Die unterirdischen Geschol3e missen eine eigene luftungstechnische Anlage erhalten.
Die luftungstechnischen Anlagen miissen an zentraler Stelle ein- und ausgeschaltet werden kdnnen.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind motorgesteuerte Brandschutzklappen
zu verwenden. Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m dirfen auch ther-
misch gesteuerte Brandschutzklappen verwendet werden.

Fur Klimaanlagen gelten die Anforderungen geman den Punkten 2.12.1 bis 2.12.5 sinngemaf.

Sicherheitsstromversorgung

Es ist eine vom allgemeinen Stromnetz unabhangige Stromquelle vorzusehen. Diese Stromquelle
muss sich bei Netzausfall selbsttatig einschalten und an gesicherter Stelle von Hand aus einschalt-
bar sein.

Abweichend von Punkt 2.13.1 genigt bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als

32 m fur die Feuerwehraufziige, die Drucksteigerungsanlage, fiir die Wandhydranten und die Anla-

gen zur Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den Niederspannungs-Hauptverteiler des

jeweiligen Objektes, wobei zusatzlich folgende Anforderungen einzuhalten sind:

(a) Wande und Decken des Niederspannungs-Hauptverteilers werden als brandabschnittsbildende
Wande und Decken ausgefihrt, Ttren in El, 30-C.

(b) Die zur Stromversorgung dienenden elektrischen Leitungen werden mit Funktionserhalt E 90
ausgefuhrt.

(c) Zur Sicherstellung der elektrischen Versorgungssicherheit missen die zugehdrigen Leitungs-
schutzeinrichtungen kurzschluss-selektiv ausgefuhrt werden.

Im Bereich jedes Wandhydranten oder in den Stockwerksverteilern ist eine an die Anlage der Si-
cherheitsstromversorgung angeschlossene CEE-Drehstrom-Steckdose mit 16 A anzubringen. Bei
Installation in einem Stockwerksverteiler ist dieser mit dem Feuerwehr-Einheitsschliissel sperrbar
einzurichten. Fir Geb&aude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m gilt Punkt 2.13.2 sinn-
gemal.
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3.3
3.3.1

3.3.2

Alarmeinrichtungen

Es ist eine Alarmeinrichtung zu installieren, durch die Personen im Geb&ude durch Licht- und/oder
Schallzeichen bzw. Rundspruch-Durchsagen gewarnt werden kénnen.

Funkeinrichtungen

Im Gebaude ist eine gesicherte Funkkommunikation fur die Feuerwehr sicherzustellen; gegebenen-
falls ist eine Objektfunkanlage zu installieren.

Verantwortliche Personen

Fir das Gebéaude ist ein geeigneter und nachweislich ausgebildeter Brandschutzbeauftragter (BSB)
zu bestellen und sind im Einvernehmen mit der drtlich zusténdigen Feuerwehr Brandschutzpléne
anzufertigen sowie der Feuerwehr zur Verfigung zu stellen.

Fur Geb&aude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ist eine Person zu bestellen, die folgende
Aufgaben zu Ubernehmen hat:

- Veranlassung von Stérungsbehebungen,

- Hilfestellung bei erforderlichen Eingriffen in die Haustechnik im Zuge von Feuerwehreinsatzen

- Hilfestellung bei der Wiederinbetriebnahme von brandfallgesteuert abgeschalteten Einrichtungen

Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m

Fur Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m gelten ergdnzend zu Punkt 2 folgende
Anforderungen.

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes muss in hdchstens 40 m Gehweglange ein Sicherheitstreppenhaus
der Stufe 1 gemaf Punkt 3.2 erreichbar sein.

Jeder Brandabschnitt in den oberirdischen GeschoRRen ist mindestens an ein Sicherheitstreppen-
haus der Stufe 1 anzuschlie3en.

Sicherheitstreppenhauser der Stufe 1

Bei Gebauden mit Wohnungen und jenen, bei denen durch eine kleinrdumige Brandabschnittshil-
dung nur wenige Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druck-
beluftungsanlage derart auszustatten, dass wahrend der Fluchtphase einzelner Personen das Trep-
penhaus mdoglichst rauchfrei gehalten wird.

Bei Gebauden mit Biros und jenen, bei denen durch eine grof3ere Brandabschnittsbildung mehrere
Personen durch einen Brand betroffen sind, ist das Treppenhaus mit einer Druckbeliftungsanlage
derart auszustatten, dass wahrend der Fluchtphase mehrerer Personen das Treppenhaus moglichst
rauchfrei gehalten wird.

Wohnungen bzw. Betriebseinheiten diirfen nur Giber einen Gang oder einen Vorraum an das Trep-
penhaus angebunden werden. Dieser ist in die Druckbelliftungsanlage derart einzubeziehen, dass
eine Durchspilung mit einem 30-fachen stundlichen Luftwechsel erfolgt, wenn alle in diesen Gang
oder Vorraum mindenden Tiren geschlossen sind.

Brandmeldeanlagen (BMA)

Das Gebaude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszu-
statten, die tber das jeweils hochwertigste zur Verfiigung stehende Ubertragungssystem an die
Brandmelde-Auswertezentrale einer 6ffentlichen Feuerwehr anzuschlieen ist. Im Fall einer Auslo-
sung ist der Zutritt zu allen Gberwachten Bereichen sicherzustellen.

Abweichend von Punkt 3.3.1 kdnnen Wohnungen vom Schutzumfang der automatischen Brandmel-

deanlage ausgenommen werden, sofern

(a) in allen Aufenthaltsrdumen - ausgenommen in Kiichen - sowie in Gangen, Uber die Fluchtwege
von Aufenthaltsraumen fiihren, jeweils mindestens ein unvernetzter Rauchwarnmelder angeord-
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net wird; die Rauchwarnmelder missen so eingebaut werden, dass Brandrauch frihzeitig er-
kannt und gemeldet wird, und

(b) die tberwiegende Anzahl der Fenster jeder Wohnung so angeordnet ist, dass eine Identifizie-
rung der vom Brand betroffenen Wohnung durch die Einsatzkrafte der Feuerwehr von auf3en
mdglich ist.

MaRBnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandiibertragung

Sofern ein Léschangriff von auf3en nicht moglich ist, ist abweichend zu Punkt 2.4.2 eine der folgen-

den MaRRnahmen erforderlich:

(a) eine geeignete Loschanlage, die mindestens das Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flam-
menibertragung” sicherstellt, oder

(b) alle Offnungen in der betreffenden AuRenwand sind mit nicht 6ffenbaren Abschliissen in E 90
und A2 herzustellen, oder

(c) es mussen Fensterstirze in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 vorhanden sein, die mindestens
20 cm von der fertigen Deckenuntersicht herabreichen mussen. Der Abstand zwischen dieser
Sturzunterkante und der Parapetoberkante des nachsten dartber liegenden Fensters muss min-
destens 4,4 m betragen; der dazwischen liegende Bereich muss in REI 90 und A2 bzw. EI 90
und A2 hergestellt werden. Dieser Abstand reduziert sich auf maximal 1,5 m, wenn der Abstand
eines Fensters zu daruber liegenden Fenstern — horizontal von Laibung zu Laibung gemessen —
mindestens 2 m betragt.

Die Anforderungen gemaf (b) und (c) gelten nicht fiir Loggien und Balkone, die gemaR Punkt 2.2.4

ausgefihrt werden.

Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m

Fur Gebdude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m gelten ergénzend
zu Punkt 2 folgende Anforderungen:

Fluchtwege

Von jeder Stelle jedes Raumes missen in hochstens 40 m Gehweglange zwei Sicherheitstreppen-
hauser der Stufe 2 gemanR Punkt 4.2 mit jeweils einem Ausgang zu einem sicheren Ort des angren-
zenden Geléndes im Freien erreichbar sein.

Es missen zwei von einander unabhéangige Fluchtwege in entgegen gesetzter Richtung zu den Si-
cherheitstreppenhausern der Stufe 2 vorhanden sein.

Die zwei Fluchtwege gemal Punkt 4.1.2 dirfen auf eine Lange von hdchstens 25 m gemeinsam
verlaufen. Einer der beiden Fluchtwege darf durch einen anderen Brandabschnitt fuhren, sofern die-
ser innerhalb von hdchstens 40 m Gehweglénge erreichbar ist.

Jeder Brandabschnitt ist mindestens an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 anzuschlie3en.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 60 m muss fur flichtende Personen zumindest
alle sechs Geschol3e innerhalb bzw. im unmittelbar angrenzenden Bereich des Sicherheitstreppen-
hauses eine Flache geschaffen werden, die ein Ausweichen vom Fluchtstrom ermdglicht.

Fur die Feuerwehr missen im Brandfall samtliche GeschoRe vom Sicherheitstreppenhaus aus zu-
ganglich sein.

Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2

Fur innenliegende Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:

(a) Die Treppenhauser missen in jedem Geschol? Uber eine unmittelbar davor liegende Schleuse
erreichbar sein.

(b) Das Treppenhaus einschlief3lich der zugehdrigen Schleusen ist mit einer Druckbelliftungsanlage
(DBA) derart auszustatten, dass das Treppenhaus wahrend der Fluchtphase und der Brandbe-
kdmpfungsphase rauchfrei gehalten wird.

(c) Wohnungen bzw. Betriebseinheiten dirfen nur Gber eine Schleuse an das Treppenhaus ange-
bunden werden.

(d) Die Tiren der Schleuse sind in EI2 30-C auszufuhren; fir die Tire zwischen Schleuse und
Treppenhaus genigt eine Ausfiihrung in Sm-C, sofern die Lange der Schleuse mehr als 3 m be-
tragt.
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(e) In der nutzungsseitigen Schleusenttire ist eine Sichtverbindung vorzusehen.

Fur au3enliegende Sicherheitstreppenhauser der Stufe 2 gelten folgende Anforderungen:

(a) Die Treppenhauser dirfen in jedem Geschol3 nur Gber einen unmittelbar davor liegenden offe-
nen Gang erreichbar sein.

(b) Dieser offene Gang ist so anzuordnen, dass eindringender Rauch ungehindert — und ohne in
das Treppenhaus zu gelangen — ins Freie entweichen kann. Der offene Gang muss mindestens
so breit wie die erforderliche Treppenbreite des Treppenhauses, mindestens so lang wie die
doppelte erforderliche Treppenbreite und mindestens auf einer Langsseite offen sein. Er darf an
seinen/seiner offenen Seite(n) nur durch eine geschlossene, 1,1 m hohe Bristung in EI 90 und
A2 sowie durch einen Sturz eingeschrankt sein. Die Unterkante des Sturzes darf hdchstens
20 cm unter der Unterkante der anschlieRenden Decke und muss mindestens 30 cm uber der
Oberkante der Treppenhaustir liegen.

(c) Wande, die den offenen Gang begrenzen, diirfen aul3er den erforderlichen Tlren und den ge-
forderten Rauchabzugsoéffnungen keine Offnungen haben.

(d) Die Turen des offenen Ganges missen El, 30-C entsprechen. Fir die Tire zwischen dem offe-
nen Gang und dem Treppenhaus gentgt eine Ausfiihrung in S,,-C. Die Turen, die in das Trep-
penhaus minden, missen von Turen zwischen dem offenen Gang und dem Geb&audeinneren
mindestens 3 m entfernt sein; bei dreiseitig offenen Gangen ist ein Abstand von mindestens
1,5 m ausreichend. Der seitliche Abstand zwischen Fenstern bzw. Offnungen anderer Raume
und den TUren und Fenstern des Treppenhauses sowie den Turen des offenen Ganges muss
mindestens 5,0 m betragen, sofern diese Fenster bzw. Offnungen nicht in El 90 ausgefiihrt wer-
den.

(e) An der obersten Stelle des Treppenhauses ist eine Rauchabzugsoffnung mit einem geometrisch
freien Querschnitt von 1 m2 zu errichten, die in der Angriffsebene der Feuerwehr von Stand aus
ohne fremde Hilfe gedffnet werden kann. Eine automatische Ansteuerung durch die Brandmel-
deanlage ist unzulassig.

(f) Eine Ausgangstiire des Treppenhauses ist mit einer Tirfeststelleinrichtung zu versehen.

Brandmeldeanlagen (BMA)

Das Gebaude ist mit einer automatischen Brandmeldeanlage im Schutzumfang Vollschutz auszu-
statten, die tber das jeweils hochwertigste zur Verfiigung stehende Ubertragungssystem an die
Brandmelde-Auswertezentrale einer 6ffentlichen Feuerwehr anzuschlieRen ist. Im Fall einer Auslo-
sung ist der Zutritt zu allen Uberwachten Bereichen sicherzustellen.

Abweichend von Punkt 4.3.1 ist die Anordnung von Brandmeldern innerhalb von Wohnungen dann

nicht erforderlich, wenn sichergestellt wird, dass

(a) in allen AufenthaltsrAumen - ausgenommen in Kiichen - sowie in Gangen, Uber die Fluchtwege
von Aufenthaltsraumen fiihren, jeweils mindestens ein unvernetzter Rauchwarnmelder angeord-
net wird; die Rauchwarnmelder miissen so eingebaut werden, dass Brandrauch frihzeitig er-
kannt und gemeldet wird, und

(b) entweder bei Auslésung einer automatischen Ldschanlage mit dem Schutzziel ,Verhinderung
der vertikalen Flammenubertragung” die betroffene Wohnung eindeutig identifiziert werden kann,
oder

(c) bei Auslésung einer automatischen Ldschanlage im Schutzumfang Vollschutz der betroffene
Brandabschnitt eindeutig identifiziert werden kann.

MaBnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandiibertragung

Es ist eine automatische Loschanlage im Schutzumfang Vollschutz zu errichten.

Bei Wohnungen ist abweichend von Punkt 4.4.1 die Errichtung einer automatischen Ldschanlage
mit dem Schutzziel ,Verhinderung der vertikalen Flammentbertragung” ausreichend.
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5 Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m

Fur Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m ist ein Brandschutzkonzept erforderlich,
das dem OIB-Leitfaden ,,Abweichungen im Brandschutz und Brandschutzkonzepte* zu entsprechen
hat. Dabei ist ergénzend zu den Punkten 2 und 3 insbesondere zu bericksichtigen:

- Personenanzahl bei der Flucht

- Evakuierungszeiten

- Angriffsbedingungen der Feuerwehr

- Art der Nutzung

- Umgebungssituation

Tabelle 1: Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten

1 Fassaden
1.1 AuRenwand-Warmedammverbundsysteme | A2-d1
1.2 Fassadensysteme, vorgehangte hinterluftete, bellftete oder nicht hinterliftete
1.2.1 Klassifiziertes Gesamtsystem  oder | A2-d1
1.2.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuRRenschicht A2-d1
- Unterkonstruktion stabférmig / punktférmig A2/ A2
- Dammschicht bzw. Warmedammung A2
13 AuRenwandbekleidungen A2-d1
14 nichttragende AuRenwandbauteile A2-d1
15 Gelanderfillungen bei Balkonen, Loggien u. dgl. A2

2 Treppenhauser und Gange auBerhalb von Wohnungen: Bekleidungen und Beldge sowie abgehidngte Decken

2.1  Wandbekleidungen

211 Klassifiziertes Gesamtsystem  oder A2; die Oberflachen miissen geschlossen sein, sofern kein Belag vorhan-

den ist
2.1.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuRenschicht A2
- Unterkonstruktion A2
- Dammschicht bzw. Warmedammung A2; bei Mantelbeton sind Dammschichten der Klasse B zulassig
2.2 abgehangte Decken A2-s1, dO
2.3 Wand- und Deckenbelage A2-s1, dO
A2,
2.4 Bodenbelage bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m gentigt bei
Géngen By
25 Gelanderfiullungen A2
3 Dacher mit einer Neigung < 60°
Broor (t1);

Eindeckung, Lattung, Konterlattung und Schalung missen der Klasse A2
entsprechen; abweichend davon sind fur Lattung, Konterlattung und

31 Bedachung (Gesamtsystem) Schalung auch Holz und Holzwerkstoffe der Klasse D zuléssig;

Sofern bei Dachern mit einer Neigung < 20° eine oberste Schicht mit 5 cm
Kies oder Gleichwertigem vorhanden ist, genligt anstelle von Broor (1)
eine Eindeckung der Klasse E.

A2,
Auf allen in REI 90 und A2 hergestellten Dachern mit einer Neigung < 20°
sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zuldssig

Dammschicht bzw. Warmedammung

32 in der Dachkonstruktion

4 nicht ausgebaute Dachraume: FuBbodenkonstruktionen und Beldage

4.1 FuRbodenkonstruktion

41.1 Klassifiziertes Gesamtsystem  oder B
4.1.2 Klassifizierte Einzelkomponenten
- AuRRenschicht A2
A2;
- DAmmschicht bzw. Warmedammung Auf allen in REI 90 und A2 hergestellten Déchern mit einer Neigung < 20°
sind auch EPS, XPS und PUR der Klasse E zuléssig
4.2 Bodenbelage A2q

(1) Fehlen in Gangen und Treppenh&ausern Wand- bzw. Deckenbelége, gelten fir die Bekleidung (als Gesamtsystem) bzw. die AulRen
schicht der Bekleidung die Anforderungen fur Wand- bzw. Deckenbelage gemaR Zeile 2.3;
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 2.3 ,,Brandschutz bei Gebauden mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m*“

Ausgabe: Oktober 2011

I. Allgemeines

Fur die Ausgabe der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" hat im Jahre 2001 das OIB bzw. die
Landerexpertengruppe das Osterreichische Normungsinstitut (ON) beauftragt, fiir Hochhauser (Gebaude mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22 m) ein entsprechendes Regelwerk zu erarbeiten. Die damalige
Grundlage war die Hochhausrichtlinie des Magistrates der Stadt Wien. Die Erstausgabe der ONR 22000
stammt vom Dezember 2003.

Auf Grund von Anderungen, die sich bei der Erarbeitung der OIB-Richtlinie 2 zwischen Dezember 2003 und
Janner 2007 ergaben (z.B. Anpassung der Begriffe, Préazisierungen und Erleichterungen bei
Brandmeldeanlagen in Wohngebauden, Einfihrung einer geeigneten Léschanlage mit dem Schutzziel
"Verhinderung des vertikalen Flammeniiberschlages" bei Gebauden mit Wohnungen), wurde die ONR 22000
in einem Kurzverfahren adaptiert und mit Marz 2007 herausgegeben, sodass sie in das Dokument "OIB-
Richtlinie — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" aufgenommen werden konnte.

Im Zuge der Evaluierung der OIB-Richtlinien hat sich der Wunsch der Landervertreterinnen ergeben, die
Anforderungen an Gebdude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m durch die Lander festzulegen. Es
sollten daher die bisherigen Inhalte aus der ONR 22000, Ausgabe 2007-03-01 durch eine neue
Subrichtlinie 2.3 "Brandschutz bei Geb&duden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m" ersetzt werden. In
der gegenstandlichen OIB-Richtlinie 2.3 sind daher die wesentlichen Inhalte der ONR 22000 bernommen
worden; jedoch wurden sie einerseits der Struktur der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" angepasst und
andererseits die spezifischen Anforderungen fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m
bzw. mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m zusammengefasst.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Richtlinie fur Betriebsbauten gemaf OIB-Richtlinie 2.1 mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m (z.B. grofR3e Kesselh&user, Hochregallager) nicht anwendbar ist.

lI. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Sofern in der Richtlinie auf ONORMEN oder andere Regelwerke verwiesen wird, erfolgt — um gleitende
Verweise zu vermeiden - die Angabe des genauen Ausgabedatums. Damit sich bei einer Anderung der
zitierten Regelwerke erforderlichenfalls eine Aktualisierung leichter durchfihren lasst, werden die zitierten
Normen und sonstigen technischen Regelwerke in einer eigenen OIB-Richtlinie "Normen und sonstigen
technischen Regelwerke" zusammengefasst.

Aufgrund der europaischen Normung ergibt sich die Notwendigkeit, die neuen europaischen Begriffe und
Klassen auch im Bereich des Brandschutzes zu Ubernehmen. Dabei wird den Klassifizierungen die
ONORMEN-Serie EN 13501 Klassifizierung von Bauprodukten und Bauarten zu ihrem Brandverhalten*
zugrunde gelegt.

In den meisten Fallen werden in der Richtlinie Anforderungen an die Feuerwiderstandsklasse mit
Anforderungen an das Brandverhalten der Baustoffe verknupft. Fir den in der Richtlinie am haufigsten
vorkommenden Fall, ndmlich dass Baustoffe der Klasse A2 zu entsprechen haben, wird dies bereits in den
Vorbemerkungen festgelegt, um den Textfluss zu vereinfachen.

Neben der Einhaltung der technischen Detailanforderungen geméaf3 den Richtlinien kann die Erfullung der

Brandschutzvorschriften im Abweichungsfall auch durch Nachweis eines &aquivalenten Schutzniveaus wie
bei Anwendung der Richtlinie erfolgen. Der OIB-Leitfaden ,Abweichungen im Brandschutz und

OIB-Richtlinie 2.3 — Erlauterungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 1 von 10



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330.2-067/11 OIB-Richtlinie 2.3 - Erlauterungen

Brandschutzkonzepte* enthalt inhaltliche und formale Anforderungen hinsichtlich des Umganges mit
Abweichungen von einzelnen Bestimmungen der OIB-Richtlinien sowie fiir die Erstellung von
Brandschutzkonzepten.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestimmungen*®
zusammengefasst.

Zu Punkt 2: Allgemeine Anforderungen

In diesem Punkt sind alle jene baulichen MaRnahmen zusammengefasst, die fir alle Gebaude mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m gelten.

Zu Punkt 2.1: Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)

Der Aufbau der Tabelle 1 in Punkt2.1.1 orientiert sich an jenem der Tabelle 1a der OIB-Richtlinie 2
"Brandschutz", wobei die inhaltlichen Anforderungen der ONORM B 3806, Ausgabe 2005-07-01 enthommen
sind.

Da insbesondere in Nicht-Wohngebauden (Biros, Beherbergungsstatten, ...) immer wieder Leitungen und
Kabel oberhalb von abgehangten Decken in Géngen verlaufen, war es notwendig, Anforderungen gemar
Punkt 2.1.2 zu formulieren.

Zu Punkt 2.2: Feuerwiderstand von Bauteilen

Es werden die Anforderungen des Feuerwiderstandes der einzelnen Bauteile zusammengefasst, wobei
grundsatzlich eine Feuerwiderstandsdauer von 90 Minuten unter Verwendung von Baustoffen der Klasse A
als ausreichend erachtet werden. Sofern das Gebaude ein Fluchtniveau von mehr als 90 m aufweist, kann
gegebenenfalls eine hoéhere Feuerwiderstandsdauer erforderlich werden (siehe hiezu Punkt 6 dieser
Richtlinie).

Zu Punkt 2.3: Fassaden

Zwecks Ubersichtlichkeit und besserer Lesbarkeit wurden die relevanten Anforderungen an Fassaden
gemal3 Punkt 3.5 der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" in diese Richtlinie ibernommen.

Zu Punkt 2.4: Brandabschnitte

Punkt 2.4.1 regelt die GroRen der Brandabschnittsflachen unter Bedachtnahme auf das akzeptierte Risiko
sowie die fur die Feuerwehr zu bewéltigenden Einsatzverhaltnisse.

In Punkt2.4.2 wird gefordert, dass in allen GeschofRen ein 1,20 m hoher deckenibergreifender
Aulenwandstreifen in REI 90 und A2 bzw. El 90 und A2 vorhanden sein muss; im Hinblick auf das erhohte
Gefahrdungspotential darf daher im Gegensatz zu Punkt 3.1 der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" ein
Brandabschnitt nicht tiber mehrere GescholRe fithren.

Zu Punkt 2.5: Sicherheitstreppenhauser

In diesem Punkt sind all jene Anforderungen zusammengefasst, die allgemeine Regelungen fiir die
Sicherheitstreppenhauser der Stufe 1 und der Stufe 2 darstellen.

Die Anforderungen Uber Feuerwehrzufahrten bzw. Aufstellflachen fiir die Feuerwehr kénnen der TRVB
F 134, Ausgabe 1987 entnommen werden. Zu beachten ist, dass die Bestimmungen gemafR Punkt 6.1
(Zuganglichkeit fur die Feuerwehr) der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" einzuhalten sind, wonach die
Aufstellflache fur Fahrzeuge der Feuerwehr nicht mehr als 80 m vom Gebaudeeingang entfernt sein darf.
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Zu Punkt 2.6: Interne Treppen

Im Gegensatz zu Punkt 3 (Brandabschnitte) der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" wird davon ausgegangen,
dass in Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m sich Brandabschnitte nur horizontal, nicht aber
Uber mehrere GescholRe, erstrecken. Lediglich Treppen innerhalb von Wohnungen oder innerhalb von
Betriebseinheiten zur internen ErschlieBung sind moglich. Dies soll eine begrenzte Brandausbreitung in
vertikaler Richtung innerhalb des Gebaudes sicherstellen. Zur Sicherung der flichtenden Personen im
Brandfall sowie zur Durchfihrung eines wirksamen Loscheinsatzes ist eine Zugangsmoglichkeit in allen
Ebenen (Geschol3en) erforderlich.

Zu Punkt 2.7: Personenaufziige

In diesem Punkt werden die flir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m wesentlichen
Anforderungen an Personenaufziige zusammengefasst.

Neben den brandschutztechnischen Anforderungen an die Schachtwande der Personenaufziige wird in
Punkt 2.7.1 festgehalten, dass Feuerwehraufziige jedenfalls in einem eigenen Schacht mit Wanden in
REI 90 und A2 bzw. El 90 und A2 zu fiihren sind. Unter gewissen Voraussetzungen ist es jedoch zulassig,
dass mehrere Feuerwehraufziige in einem gemeinsamen Schacht gefiihrt werden dirfen; die
entsprechenden Bestimmungen sind in TRVB A 150, Ausgabe 2011 enthalten.

Aus betrieblichen Grinden werden oftmals mehrere Personenaufziige zu einer Gruppe zusammengefasst,
sodass eine Anordnung unmittelbar im Treppenhaus bzw. der an das Treppenhaus anschlielenden
Schleuse nicht sinnvoll bzw. méglich ist. Deshalb wird in Punkt 2.7.2 festgelegt, dass in diesen Féllen vor
den Ladestellen der Aufziige ein Vorraum als Rauchabschnitt auszubilden ist. Ein Rauchabschnitt liegt dann
vor, wenn die Wande in EI 90 und A2 und die Turen in E 30-C ausgefiihrt werden.

Fur die Erfullung der Anforderungen gemaR? Punkt 2.7.3 kann die ONORM B 2473, Ausgabe 2008-05-01
herangezogen werden.

Durch die Anforderung gemafl Punkt2.7.4 wird sichergestellt, dass bei Auslosen der automatischen
Brandmeldeanlage die Personenaufziige durch eine Brandfallsteuerung gema? ONORM EN 81-73,
Ausgabe 2005-08-01 in ihre Bestimmungshaltestelle fahren; bei Eintreffen der Feuerwehr ist fur diese
sichtbar, dass alle Personenaufziige die Bestimmungshaltestelleerreicht haben und durch sonstige
Personen nicht mehr benditzt werden kénnen.

Insbesondere bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m gibt es in der Regel sogenannte
"low rise" und "high rise" Aufziige; bei letzteren werden mehrer Geschol3e ohne Haltestelle durchfahren. Um
jedoch eine Notbefreiung im Gefahrenfall durchfuhren zu kénnen, bedarf es Nottiren (siehe Punkt 2.7.5); die
Anzahl und Ausgestaltung dieser Tiren ergibt sich aus der ONORM EN 81-1 bzw. -2, Ausgaben 2010-08-
15.

Da insbesondere bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m triebwerksraumlose
Personenaufziige (auch Feuerwehraufziige) zum Einsatz kommen, sind in Punkt2.7.7 konkrete
Anforderungen an die Lage der Notbefreiungseinrichtungen, die bei Vorhandensein eines Triebwerksraumes
in diesem angeordnet sind, festgelegt.

Damit bei Gebauden mit gréReren Héhen die Feuerwehr im Brandfall die oberen Ebenen (Geschol3e) rasch
erreichen kann, bedarf es Personenaufziige, die auch im Brandfall beniutzt werden kdnnen, namlich
Feuerwehraufziige (Punkt 2.7.8). Die Anforderungen fur Feuerwehraufziige aus maschinentechnischer Sicht
sind in der ONORM EN 81-72, Ausgabe 2003-11-01 enthalten, die ergéanzenden baulichen Anforderungen,
die durch die Mitgliedgliedstaaten zu regeln sind, insbesondere die Ausgestaltung der brandgeschitzten
Vorraume im Hinblick auf die erforderliche Rauchfreihaltung (z.B. durch eine Druckbeliiftungsanlage) in der
TRVB A 150, Ausgabe 2011. Auf Grund einer Hanglage eines Gebaudes oder unterschiedlicher Niveaus
zwischen der Feuerwehrangriffsebene und dem tiefsten Punkt des an das Gebdude angrenzenden
Geléandes wird prazisiert, dass fir das Erfordernis eines Feuerwehraufzuges die Hohendifferenz zwischen
der FuRbodenoberkante des hdchstgelegenen oberirdischen GeschofRes und Feuerwehrangriffsebene
mafigebend ist.
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Zu Punkt 2.8: Abfallsammelrdume, Transformatorenraume, Niederspannungs-Hauptverteilungsrdume

Da Abfallsammelraume, Transformatorenraume und Niederspannungs-Hauptverteilungsraume einerseits ein
erhbhtes  Gefahrdungspotential  darstellen und  andererseits fir die  anlagentechnischen
Brandschutzeinrichtungen des Gebéudes von erhéhter Bedeutung sind, ist die Errichtung einer Schleuse
zwischen diesen Raumen und dem Gebéaudeinneren erforderlich.

Zu Punkt 2.9: Installationen

Da ein Brandereignis in einem Installationsschacht, der Uber mehrere Geschol3e fiihrt, grundsatzlich fur die
Feuerwehr nur erschwert beherrschbar ist, ist eine horizontale brandschutztechnische Abschottung
langstens alle 12 GescholRe erforderlich.

Zu Punkt 2.10: Erste und erweiterte Loschhilfe

Da die Zahl, Art und Anordnung der erforderlichen Mittel der ersten und erweiterten Léschhilfe insbesondere
von der Lage, Ausdehnung und Nutzung der Gebaude abh&ngig sind, wurden in Punkt 2.10.1 und Punkt
2.10.2 lediglich zielorientierte Anforderungen festgelegt.

Als Erflillung der Anforderungen gemaf Punkt 2.10.1 kann die TRVB F 124, Ausgabe 1997 herangezogen
werden.

Als Wandhydranten mit formbestandigen D-Schlauch und zusatzlicher geeigneter Anschlussmdoglichkeit fur
die Feuerwehr zur Brandbekampfung gemaf Punkt 2.10.2 gelten nasse Steigleitungen gemal TRVB F 128,
Ausgabe 2000, in der auch die Lage der Wandhydranten enthalten ist.

Im Hinblick auf die zellenartige Bauweise von Wohngebauden wird gemal Punkt 2.10.3 fir Gebaude mit
einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m die Errichtung einer trockenen Steigleitung als ausreichend
erachtet. Regelungen betreffend der Ausfihrung und Anordnung sind in TRVB F 128, Ausgabe 2000
enthalten.

Zu Punkt 2.11: Anlagentechnische Brandschutzeinrichtungen

In Punkt2.11 wird festgelegt, dass die anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen, wie
Brandmeldeanlage und automatische Ldschanlage nach einer anerkannten Richtlinie ausgefiihrt werden
mussen.

Fur automatische Brandmeldeanlagen (Punkt 2.11.1) ist als 6sterreichisches Regelwerk die TRVB 123 S,
Ausgabe 2003 Stand 2010-01 heranzuziehen, wobei in diesen die Anforderungen hinsichtlich der
Brandfallsteuerungen enthalten sind. Folgende Steuerungen kénnen dabei betroffen sein:
a) Aktivierung der Alarmeinrichtungen
b) Aktivierung von Druckbelliftungsanlagen,
c) SchlieRen der motorgesteuerten Brandschutzklappen und Abschaltung von Liftungen des der
Melderauslosung zugeordneten Brandabschnittes,
d) Umschaltung auf Dauerbetrieb der Liftungen bei thermisch gesteuerten Brandschutzklappen des der
Melderauslosung zugeordneten Brandabschnittes,
e) SchlieBRen von brandabschnittsbildenden Abschliissen ausgenommen thermisch gesteuerte
Brandschutzklappen von Liftungen,
f) Bewegen von Aufzigen (ausgenommen Feuerwehraufziige), in die Bestimmungshaltestelle
(Brandfall-Haltestelle),
g) Schaltung von Feuerwehraufziigen in den Brandfall-Modus,
h) Entriegelung von Sperren im Zuge von Fluchtwegen und/oder Feuerwehrzugéngen,
i) Aktivierung des Objektfunks.

Fur automatische Loschanlagen (Punkt 2.11.2) ist als dsterreichisches Regelwerk die TRVB 127 S, Ausgabe
2011 heranzuziehen.
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Da fur automatische Ldschanlagen mit dem Schutzziel "Verhinderung der vertikalen Flammenubertragung”
(Punkt 2.11.3) kein eigenes Regelwerk vorliegt, ist hinsichtlich der anlagentechnischen Anforderungen
sinngemal die TRVB 127 S, Ausgabe 2011 einzuhalten.

Zu Punkt 2.12: Liuftungstechnische Anlagen und Klimaanlagen

In Punkt 2.12.1 wird festgelegt, dass fiir Sicherheitstreppenhauser einschlie3lich der zugehérenden
Schleusen jedenfalls eine gesonderte Liftungsanlage erforderlich ist. Dazu gehért je nach Ausfihrung auch
die Luftungsanlage fur den Feuerwehraufzug; dies wird jedoch gesondert in der TRVB A 150, Ausgabe 2011
geregelt.

Zwecks Unterbindung einer eventuellen Rauchverschleppung tber eine gro3e GeschoRanzahl, sind geman
Punkt 2.12.2 Gebéaude in entsprechende Liftungsabschnitte zu unterteilen.

Da die unterirdischen Geschol3e von Geb&duden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m in der Regel
Garagen enthalten oder entsprechend gré3ere Lagerraume vorhanden sein kdnnen, ist in Punkt 2.12.3
festgehalten, dass fiir die unterirdischen Geschol3e gesonderte Liftungsanlagen vorhanden sein missen.

Die Regelung in Punkt 2.12.4 ist erforderlich, da es aus einsatztaktischen Griinden erforderlich sein kann,
die Luftungsanlage an zentraler Stelle ein- oder auszuschalten.

Um eine Kaltrauchausbreitung noch vor Auslésung der thermisch gesteuerten Brandschutzklappen in

luftungstechnischen Anlagen wirksam einzuschréanken, ist bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr
als 32 m der Einsatz von motorgesteuerten Brandschutzklappen gemaf Punkt 2.12.5 erforderlich.

Zu Punkt 2.13: Sicherheitsstromversorgung

Bei einem Stromausfall, aus welcher Ursache auch immer, missen die sicherheitstechnischen Einrichtungen
des Gebaudes, inshesondere die anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen (z.B. BMA, DBA, SPA,
FWA) weiter funktionieren, sodass eine Sicherheitsstromversorgung erforderlich ist (siehe Punkt 2.13.1).
Hinsichtlich der allgemeinen Anforderungen wird auf die OVE/ONORM E 8002,Ausgabe 2002-11-01 die in
der ONORM EN 1838, Ausgabe 1999-07-01 angefilhrten Anforderungen an die lichttechnische Auslegung
(z. B. Werte fir die Mindestbeleuchtungsstarke) und Positionierung der Leuchten sowie fir die
Feuerwehraufziige auf die Erganzungen zu Punkt 3.9.1 der TRVB A 150, Ausgabe 2011 hingewiesen.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m wird es in Punkt 2.13.2 als ausreichend
erachtet, wenn fur die Feuerwehraufzlige, die Drucksteigerungsanlage, die Wandhydranten und die Anlagen
zur Rauchfreihaltung (DBA) ein direkter Anschluss an den Niederspannungs-Hauptverteiler des jeweiligen
Objektes vorhanden ist, wobei zuséatzliche Anforderungen einzuhalten sind.

Im Zuge der Brandbekdmpfung kann es notwendig sein, fur Geréte rasch einem Stromanschluss zu

Verfugung zu haben; so wird in Punkt 2.13.3 festgelegt, dass dieser in Form einer CEE-Drehstrom-
Steckdose mit 16 A zu erfolgen hat.

Zu Punkt 2.14: Alarmeinrichtungen

Auf Grund der Komplexitat von Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m missen Personen
Uber ein Brandereignis oder einen sonstigen Vorfall im Gebaude rasch gewarnt werden kdnnen; dies kann
durch Licht- und/oder Schallzeichen bzw. Rundspruch-Durchsagen erfolgen, wobei als technische
Regelwerke die ONORM EN ISO 7731, Ausgabe 2009-01-01 bzw. ONORM EN 842, Ausgabe 2009-02-01
herangezogen werden kénnen.

Zu Punkt 2.15: Funkeinrichtungen

Da die Funkkommunikation der Feuerwehr bei komplexen und ausgedehnten Gebaudestrukturen nicht
immer sichergestellt ist, muss dies gegebenenfalls mit entsprechenden technischen Anlagen (z.B. durch
eine Objektfunkanlage) kompensiert werden.
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Zu Punkt 2.16: Verantwortliche Personen

Da Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m durch eine bauliche und anlagentechnische
Komplexitat, unterschiedliche Nutzungsarten und eine gro3e Anzahl von Personen gekennzeichnet ist, ist
gemal Punkt 2.16.1 einerseits die Bestellung eines Brandschutzbeauftragten erforderlich und andererseits
die Anfertigung von Brandschutzpléanen.

Erganzend wird in Punkt 2.16.2 festgehalten, dass bei Gebdauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m
diese Person jedenfalls zusatzliche Aufgaben zu Gbernehmen hat.

Zu Punkt 3: Gebaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m

Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wurden all jene Bestimmungen, die fiir alle Gebaude mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m und nicht mehr als 90 m gelten, in Punkt 2 zusammengefasst. Die in
Punkt 3 enthaltenen Anforderungen sind daher zusatzlich einzuhalten.

Grundsatzlich wurde bei der Festlegung der Anforderungen gemdaR der Punkte 3.1 bis 3.4 davon
ausgegangen, dass fiir Gebdude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 und nicht mehr als 32 m zwar ein
Rettungsweg uber die Drehleiter in der Regel nicht mehr sichergestellt werden kann, jedoch der Léschangriff
von auf3en bei entsprechender Zugénglichkeit fur die Feuerwehr noch maglich ist.

Zu Punkt 3.1: Fluchtwege

Grundsatzlich wird auch bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m und nicht mehr als 32 m
das Zuricklegen der ersten 40 m Gehweglange eines Fluchtweges entsprechend der meisten bisherigen
Regelungen der Bundeslander in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstattenverordnung fiir Personen als
akzeptierbares Risiko angenommen. Nach Uberschreitung dieser Gehweglange ist es jedoch gemaR Punkt
3.1.1 zwingend erforderlich, ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 zu erreichen.

Infolge der abschatzbaren Personenanzahl in Wohngebauden sowie der in der Regel geschossweise
erfolgenden Evakuierung bei Nicht-Wohngeb&uden kann mit einem Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1 das
Auslangen gefunden werden. Jedoch ist es gemal Punkt 3.1.2 erforderlich, dass unabhéangig von der
Einhaltung der tatséchlichen Fluchtweglange von nicht mehr als 40 m, jeder Brandabschnitt (bezogen auf
eine Brandabschnittsflache von 800 m2 bzw. 1200 m?) an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 1
angebunden ist.

Zu Punkt 3.2: Sicherheitstreppenhéauser der Stufe 1

Im Hinblick auf das Vorhandensein lediglich eines Treppenhauses muss dieses derart ausgestaltet sein,
dass im Brandfall sowohl fur die flichtenden Personen als auch fir die Feuerwehr im Zuge des
Léschangriffs mit einem mdoglichst rauchfreien Treppenhaus gerechnet werden kann. Dies wird nach dem
Stand der Technik dann als sichergestellt angesehen, wenn das Treppenhaus mit einer
Druckbeliiftungsanlage gemal? TRVB S 112, Ausgabe 2004 ausgestattet ist. Bemerkt wird, dass auch ein
auB3enliegendes Sicherheitstreppenhaus gemal Punkt 4.2.2 dieser Richtlinie die Anforderungen an ein
moglichst rauchfreies Treppenhaus erfiillt.

Auf Grund der in der TRVB S 112, Ausgabe 2004 beschriebenen unterschiedlichen Konzepten entspricht
der in Punkt 3.2.1 formulierten Anforderung das "Aufenthaltskonzept"; dieses wurde insbesondere fir
Wohngebaude als ausreichend erachtet, da definierte Abstroméffnungen in den Wohnungen nicht oder nur
mit unverhéltnismé&Rig grolem Aufwand sichergestellt werden kénnen.

Der in Punkt 3.2.2 formulierten Anforderung entspricht das "Raumungsalarmkonzept" gema TRVB S 112 ,
Ausgabe 2004, da bei Gebauden mit Biros wund sonstigen Nicht-Wohngebduden (z.B.
Beherbergungsstatten) damit gerechnet werden muss, dass im Brandfall eine gréRere Anzahl von Personen
gleichzeitig das Treppenhaus benutzt und damit die Tiren zum Treppenhaus langer und haufiger offen sind.

In Punkt 3.2.3 wird prazisiert, dass Wohnungen bzw. Betriebseinheiten nur tUber einen Vorraum bzw. Gang

an das Sicherheitstreppenhaus angeschlossen sein dirfen, d.h. Turen von Wohnungen bzw.
Betriebseinheiten dirfen nicht unmittelbar in das Sicherheitstreppenhaus minden. Diese zuséatzliche
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SicherheitsmalRnahme ist erforderlich, damit fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m und
nicht mehr als 32 m mit einem Sicherheitstreppenhaus das Auslangen gefunden werden kann.

Zu Punkt 3.3: Brandmeldeanlagen (BMA)

Im Hinblick auf die Hoéhe des Gebaudes in Verbindung mit einer erhéhten Personenanzahl, langeren
vertikalen Fluchtwegslangen und damit erschwerten Bedingungen fir eine Loschangriff durch die Feuerwehr
ist eine Brandfriiherkennung in Form einer automatischen Brandmeldeanlage, deren Schutzumfang sich auf
das ganze Gebaude erstreckt, gemald Punkt 3.3.1 unbedingt erforderlich. Um ein rasches Eintreffen der
Feuerwehr sicherzustellen, ist eine Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten
offentlichen Alarmannahmestelle notwendig. AuRerdem wird extra darauf hingewiesen, dass im Falle einer
Auslésung durch die Brandmeldeanlage der Feuerwehr zu allen Uberwachten Bereichen der Zutritt zu
ermdglichen ist, z.B. in Form eines Schllisselsafes oder eines Multi-Schliisselsafes.

Da in letzter Zeit in vermehrtem Ausmaf} Wohngeb&aude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m
errichtet wurden, wurden insofern Abweichungen in Punkt3.3.2 festgelegt, als unter gewissen
Voraussetzungen Wohnungen vom Schutzumfang der Brandmeldeanlage ausgenommen werden. Dies kann
u.a. damit gerechtfertigt werden, dass in der Regel eine zellenartige Bauweise (Wohnungen sind von
Trennwanden und Trenndecken jeweils in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 umgeben) vorliegt sowie die
durchschnittliche Wohnungsgré3e in der Regel mit 80 m2 bis 150 m2 begrenzt ist.

Zu Punkt 3.4: MaBnahmen zur wirksamen Einschrankung einer vertikalen Brandiibertragung

In der Regel wird bei Geb&uden mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m ein Loschangriff von aul3en
moglich sein, sodass neben den in Punkt 2.4.2 festgelegten Anforderungen keine zusatzlichen Malinahmen
notwendig sind.

Sofern jedoch ein Léschangriff von auf3en nicht mdglich ist und auch keine automatische Léschanlage
vorhanden ist, sind bauliche MafRhahmen erforderlich, die eine wirksame Einschrankung einer vertikalen
Brandibertragung sicherstellen. Die Abbildung im Anhang | soll die unter a) und b) angefuhrten MaRnahmen
erlautern:

Zu Punkt 4: Geb&aude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m

Zwecks Vermeidung von Wiederholungen wurden all jene Bestimmungen, die fiir alle Geb&dude mit einem
Fluchtniveau von mehr als 22 m und nicht mehr als 90 m gelten, in Punkt 2 zusammengefasst. Die in
Punkt 4 enthaltenen Anforderungen sind daher zusatzlich einzuhalten.

Grundsatzlich wurde bei der Festlegung der Anforderungen gemaf3 der Punkte 4.1 bis 4.4 davon
ausgegangen, dass fir Gebaude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 weder ein Rettungsweg lber die
Drehleiter noch ein Léschangriff von auZen mdaglich ist.

Zu Punkt 4.1: Fluchtwege

Grundsatzlich wird auch bei Gebduden mit einem Fluchtniveau von mehr 32 m das Zurlicklegen der ersten
40 m Gehwegléange eines Fluchtweges entsprechend der meisten bisherigen Regelungen der Bundeslander
in Ubereinstimmung mit der Arbeitsstattenverordnung fiir Personen als akzeptierbares Risiko angenommen.
Nach Uberschreitung dieser Gehweglange ist es jedoch gemaR Punkt 4.1.1 zwingend erforderlich, zwei
Sicherheitstreppenhéuser der Stufe 2 zu erreichen, wobei in Punkt 4.1.2 und Punkt 4.1.3 erganzende
Regelungen wie in Punkt 5.1 der OIB-Richtlinie 2 "Brandschutz" enthalten sind. Insbesondere soll dadurch
sichergestellt werden, dass einerseits Fluchtmdglichkeiten in unterschiedliche Richtungen zu zwei
unterschiedlichen Sicherheitstreppenhausern der Stufe 2 vorhanden sind (Punkt 4.1.2) und andererseits der
gemeinsame Fluchtweg nicht mehr als 25 m betragen darf (Punkt 4.1.3).

Unabhangig von der Einhaltung der tatséchlichen Fluchtweglange von nicht mehr als 40 m ist es gemaf
Punkt 4.1.4 erforderlich, dass jeder Brandabschnitt (bezogen auf eine Brandabschnittsflache von 800 mz
bzw. 1200 m?) an ein Sicherheitstreppenhaus der Stufe 2 angebunden ist.
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Im Hinblick darauf, dass die Sicherheitstreppenhauser sowohl den flichtenden Personen als auch der
Feuerwehr als Angriffsweg dienen, wurde in Punkt4.1.5 festgelegt, dass bei Gebduden mit einem
Fluchtniveau von mehr als 60 m alle sechs GeschoRRe ein "Ausweichen" vom Fluchtstrom mdglich sein
muss. Dies kann in Form einer Erweiterung des Sicherheitstreppenhauses oder eines unmittelbar an dieses
anschlieBenden Raumes, der als "Verweilbereich" gekennzeichnet ist, erfolgen. AuRerdem ermdglichen
diese Bereiche ein Innehalten bzw. kurzzeitiges Ausruhen von flichtenden Personen.

In Punkt4.1.6 wird festgehalten, dass unabhdngig von betriebsinternen Zugangsregelungen (z.B.

Betriebseinheit Uber Sicherheitstreppenhaus nicht zuganglich) im Brandfall fir die Feuerwehr alle Geschol3e
vom Sicherheitstreppenhaus aus zugéanglich sein mussen.

Zu Punkt 4.2: Sicherheitstreppenhduser der Stufe 2

Im Hinblick auf das Nichtvorhandensein von Rettungswegen sowie der groRen Gebdudehdhe missen die
Treppenhauser derart ausgestaltet sein, dass im Brandfall sowohl fur die flichtenden Personen als auch fur
die Feuerwehr im Zuge des Ldschangriffs mit einem maéglichst rauchfreien Treppenhaus gerechnet werden
kann. Dies kann dann als erfiillt angesehen werden, wenn die Treppenhauser als Sicherheitstreppenhauser
der Stufe 2 ausgefiihrt werden, wobei zwei Typen unterschieden werden.

In Punkt 4.2.1 werden die Anforderungen an das innenliegende Sicherheitstreppenhaus zusammengefasst,
wobei dieser Typ durch das Vorhandensein einer dem Sicherheitstreppenhaus vorgelagerten Schleuse
charakterisiert ist. Der in lit b) formulierten Anforderung entspricht das ,Brandbekdmpfungskonzept* geman
TRVB S 112, Ausgabe 2004. Infolge der HOhe des Gebaudes ist mit einer groReren Personenzahl zu
rechnen, sodass einerseits die Evakuierungszeit einen langeren Zeitraum in Anspruch nimmt und
andererseits bereits die Brandbekdmpfungsphase eingesetzt hat.

In Punkt 4.2.2 werden die Anforderungen an das in der Regel seltener vorkommende aul3enliegende
Sicherheitstreppenhaus zusammengefasst. Bei diesem Typ wird die Schleuse durch einen offenen Gang
oder eine offene Loggia ersetzt, die im Freien unmittelbar vor dem Sicherheitstreppenhaus liegt. Die
eigentliche Lage des Treppenhauses (im Geb&audeinneren oder an der Geb&udeaul3enseite) ist dabei nicht
relevant.

Zu Punkt 4.3: Brandmeldeanlagen (BMA)

Im Hinblick auf die Hohe des Gebaudes in Verbindung mit einer erhéhten Personenanzahl, langeren
vertikalen Fluchtwegslangen und damit erschwerten Bedingungen fir eine Loschangriff durch die Feuerwehr
ist eine Brandfriiherkennung in Form einer automatischen Brandmeldeanlage, deren Schutzumfang sich auf
das ganze Gebéaude erstreckt, gemafll Punkt 4.3.1 unbedingt erforderlich. Um ein rasches Eintreffen der
Feuerwehr sicherzustellen, ist eine Alarmweiterleitung zu einer Empfangszentrale einer standig besetzten
offentlichen Alarmannahmestelle notwendig. Auf3erdem wird extra darauf hingewiesen, dass im Falle einer
Auslosung durch die Brandmeldeanlage der Feuerwehr zu allen Uberwachten Bereichen der Zutritt zu
ermdglichen ist, z.B. in Form eines Schliisselsafes oder eines Multi-Schlisselsafes.

In Analogie zu Punkt 3.3.2 wurden in Punkt 4.3.2 insofern Abweichungen festgelegt, als unter gewissen
Voraussetzungen Wohnungen vom Schutzumfang der Brandmeldeanlage ausgenommen werden. Dies kann
u.a. damit gerechtfertigt werden, dass in der Regel eine zellenartige Bauweise (Wohnungen sind von
Trennwanden und Trenndecken jeweils in REI 90 und A2 bzw. EI 90 und A2 umgeben) vorliegt sowie die
durchschnittliche Wohnungsgréf3e in der Regel mit 80 m2 bis 150 m2 begrenzt ist.
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Zu Punkt 4.4: MaBnahmen zur wirksamen Einschrénkung einer vertikalen Brandiibertragung

Da bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m ein Léschangriff von auRen zur wirksamen
Einschrankung einer vertikalen Brandibertragung nicht mehr durchgefiihrt werden kann, sind MalZnahmen
innerhalb des Gebaudes erforderlich. In der Regel (Punkt4.4.1) erfolgt dies durch eine automatische
Léschanlage, z.B. eine Sprinkleranlage, bei Wohnungen (Punkt4.4.2) wird infolge der zellenartigen
Bauweise eine Ausfiihrung in Form einer automatischen Loschanlage mit dem Schutzziel "Verhinderung der
vertikalen Flammenubertragung" als ausreichend erachtet.

Zu Punkt 6: Geb&dude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m

Nach eingehender Diskussion wurde festgestellt, dass die in den Punkten 2 bis 5 dieser Richtlinie
angefiihrten Anforderungen bei sehr hohen Gebauden die in der Bauprodukten-Richtlinie enthaltenen
Schutzziele nicht ausreichend beriicksichtigt werden. Es sind daher auf Grund der zu erwartenden
Personenanzahl, der Art der Nutzung und der Umgebungssituation verbunden mit I&ngeren
Evakuierungszeiten und erschwerten Angriffsbedingungen fir die Feuerwehr gegebenenfalls zusétzliche
MaRnahmen erforderlich. Infolge der Komplexitat derartiger Geb&ude konnen keine allgemein giltigen
Anforderungen mehr festgelegt werden, sodass die Erstellung eines Brandschutzkonzeptes unter
Beriicksichtigung der in Punkt 6 angefihrten Kriterien erforderlich ist. Diese kann beispielsweise durch
folgende Mal3nahmen erreicht werden:

Erhéhung des Feuerwiderstandes der Bauteile,

eigenes Sicherheitstreppenhaus fir die Einsatzkrafte,

zusatzlicher Feuerwehraufzug,

zusatzliche Redundanzen der anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen,
organisatorische Brandschutzmaf3nahmen,

Fluchtwegekonzept auf Basis von Personenstromanalysen.

Die Grenze von 90 m wurde auf Basis einer Einteilung der Gebaude gemaR dem "Neuen Wiener
Hochhauskonzept" festgelegt.
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des 8 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fir bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaR § 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB
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2.2

2.3

3.1
3.1.1

3.1.2

3.2
3.2.1

3.2.2

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefuhrten Fassung.

Alle in dieser Richtlinie angefiihrten Mal3e verstehen sich als Fertigmaf3e nach Vollendung der Bau-
fuhrung.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Sanitareinrichtungen

Allgemeine Anforderungen

FuRbdden und Wande von Sanitarraumen (Toiletten, Bader und sonstige Nassraume) miissen ent-
sprechend den hygienischen Erfordernissen leicht zu reinigen sein. Toiletten missen in der Regel
Uber eine Wasserspulung verflgen.

Sanitareinrichtungen in Wohnungen

Jede Wohnung muss im Wohnungsverband Uber eine Toilette, ein Waschbecken und eine Dusche
oder Badewanne in zumindest einem Sanitarraum verfugen.

Sanitareinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen

Fur Bauwerke, die nicht Wohnzwecken dienen, ist eine je nach Verwendungszweck, geschlechts-
bezogener Aufteilung der Benutzerinnen und absehbarer Gleichzeitigkeit der Toilettenbenttzung
ausreichende Anzahl von nach Geschlechtern getrennten Toiletten zu errichten. Toilettenraume in
Gastronomiebetrieben diirfen nicht direkt von Gastraumen zuganglich sein. Ausgenommen von der
Verpflichtung zur Errichtung von Toiletten sind Gastronomiebetriebe mit nicht mehr als 8 Verabrei-
chungsplatzen.

Niederschlagswasser, Abwasser und sonstige Abflisse

Sammlung und Ableitung von Niederschlagswéassern

Niederschlagswasser, die nicht als Nutzwasser verwendet werden, sind technisch einwandfrei zu
versickern, abzuleiten oder zu entsorgen.

Einrichtungen zur technisch einwandfreien Sammlung und Ableitung von Niederschlagswassern bei
Bauwerken sind dann erforderlich, wenn
die beim Bauwerk anfallenden Niederschlagswasser auf Verkehrsflachen oder Nachbar-
grundstiicke gelangen kénnen oder
eine gesammelte Ableitung zur Vermeidung von Beeintrachtigungen (z.B. Durchfeuchtung von
Mauerwerk, Rutschungen) erforderlich ist.
Dabei kdnnen Flachen geringen Ausmalies (z. B. Gesimse, Vorspringe, Balkone) aul3er Betracht
gelassen werden.

Sammlung und Entsorgung von Abwassern und sonstigen Abflissen

Alle Bauwerke,

die Uber eine Versorgung mit Trink- oder Nutzwasser verfligen,

die Anlagen aufweisen, bei denen sich Kondensate bilden oder

bei denen sonst Abwésser anfallen,
sind mit Anlagen zur Sammlung von Abwaéassern auszustatten. Die gesammelten Abwasser sind
ordnungsgeman zu entsorgen.

Anlagen zur Sammlung und Entsorgung von Abwéssern sind so zu planen und auszufiihren, dass
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3.2.5
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4.2

4.3

51
511
51.2

513

514
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weder die Gesundheit von Menschen, noch die Umwelt beeintréchtigt werden, wie insbesondere
durch:

Riickstau von Abwasser ins Bauwerk,

Austreten von Kanalgasen ins Bauwerk,

Verunreinigung der Trinkwasseranlage.

Die Bdden und Wande von Senkgruben sind dauerhaft flissigkeitsdicht, sulfat- und chloridbestan-
dig auszufihren. Die Gruben sind tagwasserdicht abzudecken, zu entliften und mit im Freien lie-
genden Einstiegsoffnungen zu versehen.

Dungersammelanlagen, Silos fiir Nass-Silagen, Stallb6den und sonstige Bauteile, in deren Bereich
Stalldunger oder Jauche anfallt oder abgeleitet wird, mussen flussigkeitsdicht sein. Die Abflisse
sind in flussigkeitsdichte Sammelgruben zu leiten, die keinen Uberlauf aufweisen.

Sammelanlagen gemaR Punkt 3.2.4 und Senkgruben missen von Trinkwasserbrunnen und Quell-
fassungen fir Trinkwasser so weit entfernt sein, dass entsprechend der Boden- und Grundwasser-
verhaltnisse keine Gefahr einer Verunreinigung des Trinkwassers besteht.

Abfalle

Bauwerke missen uber Abfallsammelstellen oder Abfallsammelrdume verfiigen, die dem Verwen-
dungszweck entsprechen. Diese missen so situiert und ausgestaltet sein, dass durch die Benit-
zung der Abfallsammelbehdlter keine unzumutbare Beldstigung durch Staub, Geruch oder Larm
entsteht und dass die jeweils vorgesehene Art der Sammlung und Abholung leicht durchfiihrbar ist.

Abfallsammelraume miissen be- und entliiftet sein. Die Liftungsoffnungen sind so zu situieren,
dass es zu keiner unzumutbaren Geruchsbelastigung kommt. Die FuBbéden und Wande von Ab-
fallsammelrdumen miissen leicht zu reinigen sein. Die Abholung der Abféalle muss auf kurzen, még-
lichst stufenlosen Wegen mdglich sein.

Abfallabwurfschachte sind unzuléssig.

Abgase von Feuerstatten

Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
Alle Feuerstatten sind an Abgasanlagen anzuschlieRen, die Giber Dach fiihren.

Die Mundungen von Abgasanlagen sind so zu situieren, dass eine Beeintrachtigung von Personen
durch Abgase vermieden wird und einwandfreie Zugverhaltnisse gewahrleistet sind.

Die Miindungen von Abgasanlagen missen so hoch geflihrt werden, dass sie innerhalb eines hori-
zentalen Umkreises von 10 m die Sturzunterkanten aller 6ffenbaren Fenster von Aufenthaltsrdumen
sowie die Oberkante von Zuluftéffnungen von Liftungsanlagen um folgende Mindestwerte Uberra-
gen:

3 m, wenn die Mindung vor einem Fenster bzw. einer Zuluftéffnung liegt,

ansonsten 1 m.

Die Mindung muss den First um mindestens 0,4 m Uberragen, oder es missen folgende Mindest-
abstande von der Dachflache, normal zu dieser gemessen, eingehalten werden:
0,6 m bei mit Gas oder Ol betriebenen Feuerstatten, bei denen die Temperatur der Abgase un-
ter den Taupunkt abgesenkt wird (Brennwertkessel),
ansonsten 1 m.
Bei Flachdéachern ist die Mindung 0,4 m Uber die Oberkante der Attika und zumindest 1 m tber die
Dachflache zu fihren.

Abweichend zu diesen Bestimmungen sind Miindungen von Abgasanlagen fir raumluftunabhangi-
ge mit Gas betriebene Feuerstétten, bei denen die Temperatur der Abgase unter den Taupunkt ab-
gesenkt wird (Brennwertkessel), in AuBenwéanden bestehender Bauwerke zulassig, wenn der An-
schluss an eine bestehende Abgasanlage oder die nachtragliche Errichtung einer tber Dach fih-
renden Abgasanlage nur mit unverhaltnisméaRigem Aufwand mdglich ist.
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5.6.3

Widerstandsfahige Ausbildung und wirksame Ableitung

Abgasanlagen sind aus Baustoffen herzustellen, die gegenliber den Einwirkungen der Warme und
der chemischen Beschaffenheit der Abgase und etwaiger Kondensate ausreichend widerstandsfa-
hig sind.

Abgasanlagen missen betriebsdicht sein und sind so anzulegen, dass eine wirksame Ableitung der
Abgase gewahrleistet ist und dabei keine Gefahrdung der Sicherheit und Gesundheit von Personen
und keine unzumutbare Belastigung eintritt.

Fur allfallige Verbindungsstuck, die nicht Teil der Feuerstatte sind, gelten die Anforderungen der
Punkte 5.2.1 und 5.2.2 sinngemal3.

Reinigungséffnungen

Jede Abgasanlage muss zur leichten Reinigung und Uberpriifung tiber Reinigungséffnungen verfii-
gen, die zumindest am unteren (Putz6ffnung) und am oberen Ende (Kehroffnung) der Abgasanlage
angeordnet sind. Keine Kehréffnung ist erforderlich, wenn die Abgasanlage iber einen gesicherten
Zugang von der Mindung aus gekehrt und tberprift werden kann. Die GréRe der Reinigungsoff-
nung muss jeweils der Querschnittsflache der Abgasanlage angepasst werden. Eine untere Reini-
gungsoffnung ist nicht erforderlich, wenn Abgasanlage und Feuerstatte samt allfalligem Verbin-
dungsstick nachweislich so konstruiert sind, dass die Ruf3entnahme ohne Demontagearbeiten
leicht Gber die Feuerstatte erfolgen kann.

Reinigungsoffnungen durfen nicht in anderen Wohn- oder Betriebseinheiten liegen. Der Zugang zu
Reinigungsoffnungen darf nicht Gber andere Wohn- oder Betriebseinheiten erfolgen. Reinigungsoff-
nungen sind so zu kennzeichnen, dass die Wohn- und Betriebseinheit eindeutig zuordenbar ist.

Abzughemmende Vorrichtungen

Vorrichtungen, die den Abzug der Abgase hemmen oder hindern, dirfen nicht eingebaut werden.
Drosselklappen vor der Einmiindung in die Abgasanlage sind jedoch zuldssig, wenn im oberen Teil
der Klappe eine Offnung von einem Viertel des Querschnittes, mindestens aber eine Offnung von
25 cm? offen verbleibt und nur Feuerstatten fir feste Brennstoffe angeschlossen sind.

Die Bestimmungen von Punkt 5.4.1 gelten nicht fir automatisch gesteuerte Drosselklappen mit
ausreichender Sicherheitseinrichtung.

Bemessung

Die lichte Querschnittsflache des abgasfiihrenden Teils der Abgasanlage ist so zu bemessen und
auszubilden, dass geeignete Strémungsverhaltnisse gewaéhrleistet sind. Dabei sind insbesondere
die Art der Abgasanlage, die technische Einrichtung und jeweilige Brennstoffwarmeleistung der vor-
gesehenen Feuerstatte, die Temperatur der Abgase und die wirksame Hohe der Abgasanlage ein-
schlieRlich der ortlichen Verhaltnisse zu beachten.

Der lichte Querschnitt des abgasfuhrenden Teils der Abgasanlage oberhalb der untersten Reini-
gungso6ffnung ist bis zur Mindung konstant zu halten. Ein Wechsel der Querschnittsform und -
flache in stromungstechnisch gleichwertiger Form ist zulassig.

Werden Abgase bei bestimmungsgeméaRem Betrieb der Feuerstatte unter Uberdruck abgeleitet, so
sind die Abgase in einem hinterlifteten Innenrohr zu flhren.

Einleitung in dasselbe Innenrohr einer Abgasanlage

In denselben abgasfihrenden Teil einer Abgasanlage dirfen nur die Abgase aus Feuerstatten des-
selben Geschosses und derselben Wohn- oder Betriebseinheit eingeleitet werden.

Wenn mehrere Feuerstéatten fur feste, flissige oder gasférmige Brennstoffe an denselben abgas-
fuhrenden Teil einer Abgasanlage angeschlossen werden, missen die Oberkante der unteren und
die Unterkante der oberen Einmindung einen Abstand von mindestens 30 cm aufweisen, wobei
Abgase von festen Brennstoffen in die unterste Einmindung einzuleiten sind.

Abweichend zu Punkt 5.6.1 sind Einleitungen von Abgasen, die aus mehreren Wohn- oder Be-
triebseinheiten desselben oder verschiedener Geschol3e in dieselbe Abgasanlage (z.B. Luft-Abgas-
Systeme) einmiinden, zulassig, wenn nur raumluftunabhéangige Feuerstatten daran angeschlossen
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werden und ein Nachweis Uber die Eignung der Abgasanlage und der Feuerstatten vorliegt.

Schutz vor Feuchtigkeit

Schutz vor Feuchtigkeit aus dem Boden

Bauwerke mit Aufenthaltsrdumen sowie sonstige Bauwerke, deren Verwendungszweck dies erfor-
dert, missen in all ihren Teilen dauerhaft gegen das Eindringen und Aufsteigen von Wasser und
Feuchtigkeit aus dem Boden geschiitzt werden.

Schutz gegen Niederschlagswasser

Die Hulle von Bauwerken mit AufenthaltsrAumen sowie von sonstigen Bauwerken, deren Verwen-
dungszweck dies erfordert, muss so ausgefiihrt sein, dass das Eindringen von Niederschlagswas-
sern in die Konstruktion der Auf3enbauteile und ins Innere des Bauwerks wirksam und dauerhaft
verhindert wird.

Vorsorge vor Uberflutungen

Falls das FuRBbodenniveau von Aufenthaltsraumen nicht Uber dem Niveau des hundertjahrlichen
Hochwasserereignisses liegt, muss Vorsorge fiir einen gleichwertigen Schutz gegen Uberflutung
getroffen werden.

Vermeidung von Schéaden durch Wasserdampfkondensation

Raumbegrenzende Bauteile von Bauwerken mit AufenthaltsrGumen sowie von sonstigen Bauwer-
ken, deren Verwendungszweck dies erfordert, missen so aufgebaut sein, dass Schaden durch
Wasserdampfkondensation weder in den Bauteilen noch an deren Oberflachen bei Ublicher Nut-
zung entstehen. Bei AuRenbauteilen mit geringer Speicherfahigkeit (wie Fenster- und Tlrelemente)
ist durch geeignete MaRRnahmen sicherzustellen, dass angrenzende Bauteile nicht durchfeuchtet
werden.

Trinkwasser und Nutzwasser

Alle Bauwerke mit Aufenthaltsraumen missen Uber eine Trinkwasserversorgung aus dem offentli-
chen Trinkwassernetz oder aus geeigneten Eigenwasserversorgungsanlagen (z. B. Quellfassung
oder Brunnen) verfiigen.

Eine Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und Nutzwasserleitungen ist unzulassig.

Bei Verwechslungsgefahr von Trinkwasser und Nutzwasser sind die Entnahmestellen zu kenn-
zeichnen.

Schutz vor gefahrlichen Immissionen

Schadstoffkonzentration

Aufenthaltsraume sind so auszufilhren, dass gefahrliche Emissionen aus Baumaterialien und aus
dem Untergrund bei einem dem Verwendungszweck entsprechenden Luftwechsel nicht zu Kon-
zentrationen fuhren, die die Gesundheit der Benltzer beeintrachtigen kénnen. Dies gilt fir Bauma-
terialien jedenfalls als erfillt, wenn Bauprodukte bestimmungsgemaf verwendet werden, die die
landesrechtlichen Vorschriften iber Bauprodukte erfillen.

Strahlung

Aufenthaltsraume sind so auszufiihren, dass keine die Gesundheit der Benltzer beeintrachtigende
ionisierende Strahlung aus Baumaterialien und Radonemission aus dem Untergrund auftritt. Hin-
sichtlich der ionisierenden Strahlung aus Baumaterialien gilt dies jedenfalls als erfullt, wenn Bau-
produkte bestimmungsgemanl verwendet werden, die die landesrechtlichen Vorschriften tiber Bau-
produkte erfiillen.

Luftung von Garagen
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9.2

Garagen sind naturlich oder mechanisch so zu luften, dass im Regelbetrieb ein Halbstundenmittel-
wert fiir Kohlenstoffmonoxid (CO) von 50 ppm nicht Gberschritten wird.

Fur Garagen mit nicht mehr als 50 m? Nutzflache gilt die Anforderung gemaR Punkt 8.3.1 als erfilllt,
wenn eine Liftungséffnung von mindestens 200 cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden
ist.

Fur Garagen mit mehr als 50 m? und nicht mehr als 250 m? Nutzflache gilt die Anforderung geman
8.3.1 als erfllt, wenn

- eine naturliche Querdurchliftung Gber Zu- und Abluftéffnungen von insgesamt mindestens 1000
cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden ist oder

- eine mechanische Luftung mit einem mindestens 0,5-fachen stiindlichen Luftwechsel sicherge-
stellt ist oder

- jeder Stellplatz direkt aus dem Freien ohne Fahrgasse anfahrbar ist und Liftungsoéffnungen von
mindestens 200 cm? Querschnittsflache pro Stellplatz vorhanden sind.

Garagen mit mehr als 250 m? Nutzflache sind mit adaquaten Messeinrichtungen auszustatten, die
bei Uberschreiten einer CO-Konzentration von 250 ppm (iber einen Zeitraum von mehr als einer
Minute Alarmsignale auslésen und MalBhahmen zur Reduktion der CO-Konzentration (wie z.B. Akti-
vierung einer mechanischen Liiftungsanlage) einleiten.

Die Anforderung geman Punkt 8.3.1 ist fir Garagen mit mehr als 250 m? Nutzflache fiir oberirdische
Geschol3e und unterirdische Geschol3e, deren Fulibodenoberkante nicht mehr als drei Meter unter
dem angrenzenden Gelande nach Fertigstellung liegt, erflullt, wenn die Geschol3e mit natirlichen
Rauch- und Warmeabzugseinrichtungen geman Tabelle 2 der OIB-Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei
Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks" ausgestattet sind. In diesem Fall sind Einrich-
tungen geman 8.3.4 nicht erforderlich. Die Halfte dieser Liftungsdffnungen aus unterirdischen Ge-
schol3en ist mit Schachten zu versehen, die mindestens 2 m lber das angrenzende Geléande nach
Fertigstellung fuhren.

Alle Luftungsoéffnungen von Garagen mit mehr als 250 m? Nutzflache miissen mindestens 5 m von
zu 6ffnenden Fenstern von Aufenthaltsraumen entfernt sein.

Belichtung und Beleuchtung

Anforderungen an die Belichtung

Bei Aufenthaltsraumen muss die gesamte Lichteintrittsflache (Nettoglasflache) der Fenster mindes-
tens 10 % der Bodenflache dieses Raumes betragen, es sei denn, die spezielle Nutzung erfordert
dies nicht. Dieses Mal3 vergréRert sich ab einer Raumtiefe von mehr als 5 m um jeweils 1 % der
gesamten Bodenflache des Raumes pro angefangenen Meter zusatzlicher Raumtiefe.

Weist die verwendete Verglasung einen Lichttransmissionsgrad t, von weniger als 0,65 auf, so ist
die Lichteintrittsflache im gleichen Verhéltnis zu vergré3ern.

Es muss fir die gemald 9.1.1 notwendigen Lichteintrittsflachen ein zur Belichtung ausreichender
freier Lichteinfall gewahrleistet sein. Dies gilt jedenfalls als erfillt, wenn ein freier Lichteinfallswinkel
von 45 Grad, bezogen auf die Unterkante der Belichtungs6ffnung in der Fassadenflucht, nicht Giber-
schritten wird. Die Lichteinfallsrichtung darf dabei seitlich um nicht mehr als 30 Grad verschwenkt
werden.

Ragen Bauteile wie Balkone, Dachvorspriinge etc. desselben Bauwerkes mehr als 50 cm horizontal
gemessen in den erforderlichen freien Lichteinfall hinein, so muss die Lichteintrittsflache pro ange-
fangenem Meter, gemessen vom Eintritt des vorspringenden Bauteils in den freien Lichteinfall, um
jeweils 2 % der Bodenflache des Raumes erhéht werden. Solche Bauteile diirfen jedoch nicht mehr
als 3 m vor die Geb&audefront ragen.

Anforderungen bezlglich der Sichtverbindung nach Aul3en

In Aufenthaltsrdumen von Wohnungen mussen alle zur Belichtung notwendigen Fenster eine freie
Sicht von nicht weniger als 2 m aufweisen. Zumindest in einem Aufenthaltsraum jeder Wohnung
muss ein fir die Belichtung notwendiges Fenster in 120 cm Hohe eine freie waagrechte Sicht nach
auf3en von nicht weniger als 6 m, normal zur Fassade gemessen, ermdglichen.
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11.2.1

11.2.2

Beleuchtung

Alle Rdume und allgemein zuganglichen Bereiche in Bauwerken missen ihrem Verwendungszweck
entsprechend beleuchtbar sein.

Liftung und Beheizung

Luftung

Aufenthaltsrdume und Sanitarrdume missen durch unmittelbar ins Freie flhrende Fenster ausrei-
chend geliiftet werden kdnnen. Davon kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn eine me-
chanische Liftung vorhanden ist, die eine fur den Verwendungszweck ausreichende Luftwechselra-
te zulésst. Bei sonstigen innen liegenden Raumen, ausgenommen Génge, ist fur eine Luftungsmaog-
lichkeit zu sorgen.

Ist bei Aufenthaltsraumen eine natirliche Liftung zur Gewahrleistung eines gesunden Raumklimas
nicht ausreichend, muss eine entsprechend bemessene mechanische Luftung errichtet werden.

In R&umen, deren Verwendungszweck eine erhebliche Erh6hung der Luftfeuchtigkeit erwarten lasst
(insbesondere in Kiichen, Bader, Nassrdume etc.), ist eine natirliche oder mechanische Be- oder
Entliftung einzurichten.

Bei der Aufstellung von Feuerstatten ist darauf zu achten, dass die entsprechend der Auslegung
bendtigte Luftmenge zustrémen kann. Heizraume fir raumluftabhéngige Feuerungsanlagen mis-
sen Uber eine Zuluftfilhrung aus dem Freien verfligen, wobei eine Mindestquerschnittsflache von
400 cm? netto nicht unterschritten werden darf:

bei Feuerstatten fur gasformige Brennstoffe mit atmosphéarischem Brenner sowie Feuerstatten

fur feste Brennstoffe: 4 cm2 pro kW Nennwéarmeleistung

bei sonstigen Feuerstétten: 2 cm? pro kW Nennwéarmeleistung
Bei sonstigen Aufstellungsrdumen kann die Verbrennungsluftzufuhr auch aus anderen Raumen er-
folgen, wenn nachweislich beim Betrieb aller mechanischen und nattrlichen Be- und Entliftungsan-
lagen ausreichende Verbrennungsluft nachstrémen kann.

Beheizung

Aufenthaltsrdume und Béder missen derart beheizbar sein, dass eine fur den Verwendungszweck
ausreichende Raumtemperatur erreicht werden kann. Ausgenommen davon sind Aufenthaltsraume,
deren Verwendungszweck eine Beheizung ausschliel3t, oder die nicht fir eine Benutzung in der
Heizperiode gedacht sind.

Niveau und Hohe der Raume

FuRbodenniveau von Raumen

Das Fullbodenniveau von Aufenthaltsraumen von Wohnungen muss wenigstens an einer Fenster-
seite Giber dem an den Aufenthaltsraum angrenzenden Gelande nach der Baufiihrung liegen.

Raumhohe

Die lichte Raumhohe von AufenthaltsrAumen hat mindestens 2,50 m, bei Gebauden oder Gebaude-
teilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen und bei Reihenhdusern mindestens 2,40 m zu betragen.
Wird diese Hohe nicht an allen Stellen des Raumes erreicht, muss der Luftraum dennoch mindes-
tens dasselbe Ausmal haben wie bei einer waagrechten Decke. Bei Aufenthaltsrdaumen, die zu-
mindest teilweise von Dachflachen begrenzt werden, muss diese Mindestraumhéhe zumindest uber
der Halfte der FuBbodenflache eingehalten werden, wobei bei der Berechnung dieser Flache Ful3-
bodenflachen mit einer Raumhdhe von weniger als 1,50 m unbericksichtigt bleiben.

Die lichte Raumhdhe von anderen Raumen als Aufenthaltsrdumen, in denen sich nur zeitweilig
Menschen aufhalten, muss entsprechend dem Verwendungszweck, der Raumflache sowie der An-
zahl der aufzunehmenden Personen so festgelegt werden, dass ein ausreichend grofRes Luftvolu-
men gewabhrleistet ist. Die lichte Raumhdhe darf jedoch keinesfalls 2,10 m unterschreiten. In Rau-
men, die zumindest teilweise von Dachflachen begrenzt werden, muss diese Mindestraumhéhe
zumindest Uber der Halfte der FulRbodenflache eingehalten werden, wobei bei der Berechnung die-
ser Flache FuBbodenflachen mit einer Raumhdhe von weniger als 1,50 m unberiicksichtigt bleiben.
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12.3

13

Lagerung gefahrlicher Stoffe

Verunreinigungen von Wasser oder Boden durch Austreten gelagerter gefahrlicher Stoffe sind
durch technische MaRnahmen, wie Auffangwannen oder doppelwandige Ausfiihrung von Behaltern
und Leitungen zu vermeiden, sodass keine Gefahrdungen von Menschen oder Umweltbelastungen
verursacht werden.

Bei Lagerung geféhrlicher Stoffe in Bereichen, die bei 100jahrlichen Hochwassern uberflutet wer-
den, ist sicher zu stellen, dass bei Uberflutung ein Austritt dieser Stoffe verhindert wird (z.B. Schutz
der Lagerraume gegen eindringendes und driickendes Wasser, Sicherung der Lagerbehélter gegen
Aufschwimmen, AuRendruck und Wassereintritt).

Zur Verhinderung der Ansammlung flichtiger Stoffe in der Raumluft ist eine ausreichende Be- und
Entliftung zu gewahrleisten.

Sondergebaude

Die Bestimmungen der Punkte 2, 7 und 9 gelten nicht fir Schutzhtitten in Extremlage.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 3 ,Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz*

Ausgabe: Oktober 2011

Zu Punkt 2: Sanitdreinrichtungen

Zu Punkt 2.1: Allgemeine Anforderungen

Als leicht zu reinigen kdnnen jedenfalls Oberflachen betrachtet werden, die abwaschbar und unempfindlich
gegen agressive Chemikalien in Reinigungs- und Desinfektionsmitteln sind.

Die Forderung, dass Toiletten Uber eine Wasserspilung verfligen missen, kann nur in begrindeten
Ausnahmefallen durch hygienisch einwandfreie Malinahmen ersetzt werden.

Zu Punkt 2.3: Sanitareinrichtungen in Bauwerken, die nicht Wohnzwecken dienen

Literatur, sonstige gesetzliche Anforderungen (z.B. Gewerberecht) und insbesondere die Baupraxis
divergieren stark.

Punkt 2.3. der Richtlinie wurde daher zielorientiert formuliert, um Kriterien fur die Beurteilung im Einzelfall zu
geben. Als Richtschnur kann die folgende Tabelle dienen wobei davon ausgegangen wird, dass gleich viele
Méanner und Frauen gleichzeitig im Bauwerk anwesend sind und die Toiletten kontinuierlich benutzt werden:

Sitzstellen Sitzstellen . N
Personenanzahl o . Urinalstande
weiblich mannlich

bis 10 1 1

bis 30 1 1 1

bis 50 2 1 1

bis 100 4 2 2
je weitere 100 2 1 1

FUr Veranstaltungen, bei denen mit einer Toilettenbenitzung hauptséachlich in den Pausen zu rechnen ist,
sollte der Schlussel zugunsten der Sitzstellen weiblich entsprechend verschoben werden (zumindest doppelt
so viel Sitzstellen weiblich wie in Summe Sitzstellen mannlich und Urinalstande).

Davon ausgenommen sind in Abstimmung mit § 112 Abs. 2c Gewerbeordnung 1994 Gastronomiebetriebe
mit nicht mehr als 8 Verabreichungsplatzen.

Zu Punkt 3: Abwéasser

Zu Punkt 3.1.1

Hinsichtlich der Forderung, dass Niederschlagswasser, die nicht als Nutzwasser verwendet werden,
technisch einwandfrei zu versickern, abzuleiten oder zu entsorgen sind, ist zu beachten, dass neben dieser
technischen Anforderung natirlich auch alle Vorgaben zum Gewasserschutz einzuhalten sind, die sich aus
anderen gesetzlichen Bestimmungen ergeben (z.B. Qualitatszielverordnung Chemie Grundwasser,
Qualitatszielverordnung Chemie Oberflachengewasser).

Zu Punkt 3.2.3

Die Zulassigkeit von Senkgruben ergibt sich aus den materienrechtlichen Anforderungen der Lander.
Tagwasser-Dichte ist ein Begriff aus dem Bauwesen. Er bezeichnet die Undurchlassigkeit von Abdeckungen
und Baumaterialien (z. B. Beton), die verhindert, dass Tagwasser beispielsweise in einen Schacht oder

einen Baukdrper eindringen kann. Den Zustand der vollstandigen Abdichtung bezeichnet man im Bauwesen
als "tagwasserdicht" (englisch: stormwater-tight, rainwater-tight oder auch impermeable to rainwater).
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Mit Tagwasser wird dabei das unmittelbar von den atmospharischen Niederschlagen herriihrende und an der
Oberflache stehenbleibende, versickernde oder frei abflieBende Oberflachenwasser bezeichnet.[1] Das
heil3t, die Tagwasser-Dichte bezieht sich auf diese nattrlichen Wassereinfliisse, nicht aber auf die Dichtheit
gegen gezieltes Bespruhen, gegen Einfluss von Druckwasser oder kiinstlicher Sogeinwirkung.

Die geforderte Entluftung kann in der Regel Uber die Strangentliftung gewahrleistet werden.

Zu Punkt 5: Abgase von Feuerstatten

Zu Punkt 5.1 Allgemeine Anforderungen an Abgasanlagen
Zu den Punkten 5.1.2 bis 5.1.4.

Fir Gasfeuerstatten gibt es in der OVGW TR-Gas, G 1, Teil 4 ,Technische Richtlinien fiir Einrichtung,
Anderung, Betrieb und Instandhaltung von Niederdruck-Gasanlagen — Abgasabfilhrung von
Gasfeuerstatten”, Ausgabe 2009-11 detaillierte Einzelregelungen fiir Mindungen im Bereich von Fenstern.
Regelungen, die den Zusammenhang zwischen Mindungen von Abgasfangen und benachbarten
Gebaudeteilen untersuchen, enthélt beispielsweise die ONORM EN 13384, Teil 1, .Ausgabe 2008-08-01

Der Punkt 5.1.3 regelt das Uberragen des Frangmiindung im Bezug auf die Unterkante des Sturzes
offenbarer Fenster von Aufenthaltsraumen sowie die Oberkante von Zuluftéffnungen von Liuftungsanlagen im
Bezug auf die Lage der Fangmiindung (vor oder hinter dem Fenster bzw. der Zuluftéffung), siehe Angang I.

Zu Punkt 5.1.5

Die Mdglichkeit der Abgasableitung durch die Aul3enwand ist auf raumluftunabhéangige Gas-Feuerstatten
begrenzt, da fur die bauliche Ausfuhrung technische Regelungen zum Schutz der Umgebung und der
Bewohner vorliegen. Auf folgende OVGW Regelwerke wird fiir die Ausfiihrung hingewiesen:

G 1, Teil 4 ,Technische Richtlinien fir Einrichtung, Anderung, Betrieb und Instandhaltung von Niederdruck-
Gasanlagen — Abgasabflihrung von Gasfeuerstatten”, Ausgabe 2009-11

G 41 ,Gas- Brennwertgerate — Abgasfuhrung und Kondensatableitung®“, Ausgabe 2005-10,

G 45 ,Mechanische Abfihrung der Abgase von Gasfeuerstatten”, Ausgabe 1999-06.

Bei Einzelgeraten mit Abgasabfuhr durch die Auf3enwand tritt an Ort und Stelle und auch vor 6ffenbaren
Fenstern eine Emmission von Stickoxiden und Kohlenstoffmonoxyd (CO) auftritt. Daher ist diese Lésung
eingeschrankt auf bestehende Bauwerke, bei denen ein Anschluss an eine bestehende Abgasanlage oder
die nachtragliche Errichtung einer Uber Dach fihrenden Abgasanlage nur mit unverhaltnismafiigem Aufwand
moglich ist. Die Einschrankung auf Brennwertgerate begrindet sich damit, dass Brennwertgerate hdhere
Wirkungsgrade und eine schadstoffarmerer Abgase aufweisen.

Zu Punkt 5.2: Widerstandsfahige Ausbildung und wirksame Ableitung
Zu Punkt 5.2.1

Abgasanlagen (ausgenommen nur mit Vollziegeln errichtete Fange) missen jedenfalls Uber eine
entsprechende Kennzeichnung mit dem Einbauzeichen UA oder dem CE-Zeichen verfiigen.

Zu Punkt 5.3: Reinigungséffnungen
Zu Punkt 5.3.1

Leitern und Stege fur die Durchfiihrung der Reinigung und Uberpriifung von Fangen werden beispielsweise
in der ONORM B 8207, Ausgabe 1996-06-01 geregelt. Da es in einem Abgasfang unabh&ngig von der
Beheizungsart es zu Verlegungen durch Laub, Tiere etc kommen kann, muss eine Kehrung auch bei
Gasheizungen maglich sein.

Zu Punkt 5.5: Bemessung

Zu Punkt 5.5.1

Einschlagige Berechnungsverfahren finden sich beispielsweise in den ONORM EN 13384, Teil 1 Ausgabe
2008-08-01, Teil 2 Ausgabe 2009-05-15, Teil 3. Ausgabe 2006-03-01.

Zu Punkt 5.6: Einleitung in dasselbe Innenrohr einer Abgasanlage
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Zu Punkt 5.6.2

Berechnungsverfahren fir das Einleiten mehrerer Abgase aus Feuerstatten gibt es beispielsweise in der
ONORM EN 13384, Teil 2, Ausgabe 2009-05-15.

Zu Punkt 5.6.3

Die Abgasfihrung aus Feuerstatten verschiedener Wohn- oder Betriebseinheiten aus demselben oder
anderen Geschof3en im selben Fang ist bei Luft-Abgas-Systemen deshalb zulassig, weil die Zufuhr der
erforderlichen Verbrennungsluft durch den raumluftunabhéngigen Betrieb der Feuerstatten immer
gewabhrleistet ist. Soche Abgasanlagen miissen jedenfalls tGiber eine entsprechende Kennzeichnung mit dem
Einbauzeichen UA oder dem CE-Zeichen verfiigen. An die Abgasanlage diirfen jedoch nur Feuerstatten
angeschlossen werden, fur die die Abgasanlage ausgelegt ist.

Zu Punkt 6: Schutz vor Feuchtigkeit

Zu Punkt 6.2: Schutz gegen Niederschlagswassern

Unter Niederschlagswassern ist auch oberflachlich abflieBendes Niederschlagswasser, z. B. von Hangen
oder versiegelten Flachen, zu verstehen.

Zu Punkt 6.3: Vorsorge vor Uberflutungen

Ein gleichwertiger Schutz wird beispielsweise erreicht, wenn die vom Hochwasser gefahrdeten Raume in
einer wasserdichten Wanne liegen und allfallige Offnungen ins Freie Uber dem Hochwasserniveau sind.

Zu Punkt 6.4: Vermeidung von Schaden durch Wasserdampfkondensation

Ein entsprechendes Regelwerk zur Verhinderung von Schaden durch Wasserdampfkondensation ist
beispielsweise die ONORM B 8110 Teil 2 Beiblatt 4, Ausgabe 2003-09-01. Dazu wird klargestellt, dass es
nur um Schaden am Bauwerk geht, nicht aber um Schéden an gelagerten Gitern.

Zu Punkt 7: Trinkwasser und Nutzwasser

Zu Punkt 7.1

Diese Bestimmungen schlie3t auch die Trinkwasserversorgung Uber Wassergenossenschaften und private
Gemeinschaftsanlagen ein.

Zu Punkt 7.2

Solche Verbindungen sind unzulassig, da mikrobielle Verunreinigungen auch durch geschlossene
Absperrvorrichtung Ubertragen werden koénnen und weiters die potentielle Gefahr des Offnens der
Verbindung besteht. Eine ,Trinkwasser-Nachspeisung“ in eine Nutzwasserleitung mittels eines ,freien
Auslaufs® gem. ONORM B 2572, Ausgabe 2005-11-01, Punkt 5.4 ist nicht als ,Verbindung zwischen
Trinkwasserleitung und Nutzwasserleitung“ anzusehen und daher zulassig.

Zu Punkt 8: Schutz vor geféahrlichen Immissionen

Zu Punkt 8.1: Schadstoffkonzentration

Immissionen kdnnen prinzipiell auf zweierlei Art auf ein vertretbares Mal3 reduziert werden: Durch Reduktion
der Quellstarke oder durch Erhéhung der Frischluftzufuhr.

Eine ausreichend hohe Luftwechselrate widerspricht allerdings dem Ziel eines moglichst niedrigen
Luftwechsels im Sinne der Energieeffizienz. Als Richtwert fir die Frischluftzufuhr zu Wohnrdumen gilt 25 m3
pro Person und Stunde, was ausreicht, wenn nicht geraucht wird, offene Flammen (z.B. Durchlauferhitzer)
einen eigenen Abzug besitzen, keine flichtigen Losungsmittel aus Oberflachenbeschichtungen abgegeben
werden und auch auf geruchsintensive Haushalts- und Hobbychemikalien verzichtet wird.

Wegen der Unsicherheit hinsichtlich der Vorausberechnung der CO,-Konzentrationen in der Planungsphase
wurde auf die Angabe eines Richtwertes verzichtet. Eine differenzierte Beurteilung der CO,-Konzentration in
der Raumluft kann auf Basis Der "Richtlinie zur Bewertung der Innenraumluft" erfolgen.

Hinsichtlich zulassiger Schadstoffkonzentrationen wurde wegen der Schwierigkeit der Festlegung von
Grenzwerten verzichtet. Es wird daher lediglich auf die Regelungen der Bauproduktegesetze verwiesen. Zur
Bewertung von Immissionskonzentrationen kann die "Richtlinie zur Bewertung der Innenraumluft”,
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herausgegeben als lose Blattsammlung vom Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft und der Osterreichischen Akademie der Wissenschaften, herangezogen werden.

Zu Punkt 8.2: Strahlung

Im Hinblick auf Emissionen aus dem Untergrund durch Radon sind zur Begrenzung der Radonkonzentration
in Aufenthaltsrdumen in den Empfehlungen der Strahlenschutzkommission (1992) Richtwerte mit 200 Bg/m3
fur Neubauten (Planungsrichtwert) und 400 Bg/m3 fur bestehende Gebaude (Eingreifrichtwert) festgelegt.
Bei Neubauten kann auf die ONORM S 5280-2, Ausgabe 2003-06-01 (in Uberarbeitung, geplante
Fertigstellung 2012) Bezug genommen werden. Vorsorgemaflnahmen sind wesentlich einfacher, effektiver
und langfristig kostenglinstiger als eine nachtragliche Radonsanierung. Grundsatzlich gilt: Je dichter die
Gebaudehiille gegen das Erdreich ausgefiuhrt ist, desto geringer das Radonrisiko.

Bei bestehenden Gebauden kann bei Uberschreitung des Eingreifrichtwertes zur Reduktion der
Radonkonzentration auf die ONORM S 5280-3, Ausgabe 2005-06-01 Bezug genommen werden.

Weitere Informationen konnen bei der Osterreichischen Fachstelle fiir Radon eingeholt werden
(radon@ages.at, 050555-41550).

Im Hinblick auf die Begrenzung ionisierender Strahlung und Emission von Radon aus Baumaterialien wird
auf die ONORM S 5200, Ausgabe 2009-04-01 verwiesen.

Zu Punkt 8.3: Luftung von Garagen

Zu Punkt 8.3.1

Der geforderte Halbstundenmittelwert fiir Kohlenstoffmonoxid von 50 ppm ergibt sich aus der ONORM H
6003, Ausgabe 2005-12-01. Hierbei handelt es sich um die Basisanforderung.

Zu Punkt 8.3.3

Im Punkt 8.3.3. werden die Bedingungen aufgezahlt unter welchen bei Garagen mit mehr als 50 m2 und
nicht mehr als 250 m2 Nutzflache die Anforderung gemaR 8.3.1 als erfiillt gelten. Im Anhang Il findet sich
eine Darstellung was unter ,direkt aus dem Freien ohne Fahrgasse anfahrbar“ zu verstehen ist.

Zu Punkt 8.3.4
Der Wert von 250 ppm fiir mehr als 1 Minute ergibt sich aus der ONORM M 9419, Ausgabe 2001-06-01.

Zu Punkt 8.3.5

Werden Offnungen fiir den natiirlichen Rauch- und Warmeabzug gemaR der Richtlinie 2.2 ,Brandschutz bei
Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks® angeordnet, gilt fur Garagen tber 250 m’ die
Basisanforderung ohne weiteren Nachweis als erfullt und sind keine Messeinrichtungen und mechanische
Einrichtungen gemanR Punkt 8.3.4 erforderlich. Bei ausschlie3licher Anordnung entsprechend dimensionierter
natirlicher Abzugseinrichtungen (Offnungen) kénnen diese sowohl fiir den Rauchabzug im Brandfall als
auch zur Sicherstellung hygienischer Luftverhaltnisse betreffend CO angerechnet werden.

Zu Punkt 8.3.6

Die Abstande sind fir alle Liftungséffnungen (Zu- und Abluft) gefordert, da sich die Stromungsrichtung
aufgrund wechselnder Luftdruckverhaltnisse umkehren kann.

Zu Punkt 9: Belichtung und Beleuchtung

Zu Punkt 9.1 Anforderungen an die Belichtung

Die erforderliche GréRRe der Lichteintrittsflache von Fenstern wird als Prozentsatz der FulRbodenflache
festgelegt.

Unter ,Lichteintrittsflache” ist hierbei die Netto-Glasflache eines Fensters, ohne Rahmen und Sprossen zu
verstehen.

OIB-Richtlinie 3 — Erlauterungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 4 von 10


mailto:radon@ages.at

Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330.3-022/11 OIB-Richtlinie 3 - Erlauterungen

Bei Verwendung einer Verglasung mit einem Lichttransmissionsgrad 1y von weniger als 0,65 muss aufgrund
der geringeren Lichtdurchlassigkeit die Lichteintrittsflache linear verkehrt proportional (um den Faktor 0,65
dividiert durch den vorhandenen Lichttransmissionsgrad) vergroRert werden. Dies betrifft vor allem
Sonnenschutzverglasungen, die Ublichen Fenster mit einer Dreischeiben-Isolierverglasung haben einen

hoheren Transmissionsgrad als 0,65. Der Lichttransmissionsgrad 1y findet sich in der ONORM EN 410,
Ausgabe 1998-07-01 und ist den technischen Unterlagen der Glashersteller zu entnehmen.

Fur die zur Erreichung der notwendigen Lichteintrittsflache erforderlichen Tageslichtéffnungen (z. B. Fenster)
muss ein ausreichender freier Lichteinfall gewéhrleistet sein. Es wird der Lichteinfallswinkel festgelegt, unter
dem dies jedenfalls als erfullt gilt. Dabei ist die Lichteintrittsflache in die Fassadenflucht zu projizieren. Auf
diese projizierte Lichteintrittsflache ist unter 45° ein Lichtprisma zu bilden. Das Lichtprisma darf um max. 30°
seitlich nach beiden Seiten verschwenkt werden. Inwiefern hierbei der Lichteinfall als ,frei* zu betrachten ist,
ist entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften (Raumordungsrecht, Baurecht) zu beurteilen.

Da Bauteilen (z. B. Balkone, Dachvorspringe), die in ein solches Lichtprisma hineinragen, den freien
Lichteinfall durch Abschattung beeintrachtigen, muss in solchen Fallen die Lichteintrittsflache vergrof3ert
werden, allerdings nur, wenn der Bauteil um mehr als 50 cm in das Lichtprisma hineinragt. Die Vergrof3erung
der Lichteintrittsflache hangt vom MaR ab Eintritt in das Lichtprisma bis zum auf3eren Ende der Auskragung
ab.

Die maximal zulassige Auskragung von Bauteilen wie z.B. Balkonen und Dachvorspriingen betragt 3 m
gemessen ab AuRBenflache der Fassaden, jedoch nur soferne ein solcher Bauteil in ein Lichtprisma ragt.

Beispiele fir die Anwendung der Bestimmungen sind in den Anhangen Ill und IV dargestellt.
Alternativ kann der Nachweis eines zur Belichtung ausreichenden freien Lichteinfalls auch tber gréere

Fensterflaichen oder durch lichttechnische Berechnungen gefuihrt werden.

Zu Punkt 9.2: Anforderungen beziiglich der Sichtverbindung nach AufRen

Mit dieser Bestimmung sollte insbesondere auch vermieden werden, dass in Wohnrdumen durch hoch
angebrachte Dachflachenfenster ausschlieRlich ein Blick zum Himmel mdglich ist.

Zu Punkt 10: Liuftung und Beheizung

Zu Punkt 10.1: Liftung

Immer ,dichtere* Gebaude reduzieren den Luftaustausch durch ,undichte” Fenster und Tiren. Die Folge ist
ein Ansteigen der Luftfeuchtigkeit, des Kohlendioxidgehaltes und der Konzentration von leichtfliichtigen
Schadstoffen.

Wenn in Innenraumen die Luft als ,verbraucht* empfunden wird, liegt dies in erster Linie neben Tabakrauch
und Geriichen am Kohlendioxidgehalt. Eine regelmaRige Bellftung solcher Raume ist somit eine wichtige
Voraussetzung fur ein gutes Wohn- und Arbeitsklima.

Fur die Beurteilung der Raumluftqualitdt kdnnen beispielsweise die ,Richtlinie zur Bewertung der
Innenraumluft: CO, als Luftungsparameter, Lebensministeriums, Ausgabe 2011, die ONORM H 6038,
Ausgabe 2006-05-01 oder die ONORM EN 13779, Ausgabe 2008-01-01 herangezogen werden.

Zu Punkt 11: Niveau und H6he der Raume

Zu Punkt 11.2: Raumhoéhe
Zu Punkt 11.2.

Aus der Literatur wird vom Mindest-Luftvolumen fiir Schlafrdume von 6 m3 pro anwesender Person
angegeben. Dieses Volumen muss auf 10 m3 pro anwesender Person erweitert werden, wenn eine
korperliche Tatigkeit oder eine manuelle Arbeit durchzufihren wird. Je nach Nutzungen eines
Aufenthaltsraumes kann sich daher das benétigte Luftvolumen pro Person erhéhen. Zur Gewahrleistung des
bendtigten Luftvolumens ist dann entweder eine gréRere Raumflache oder eine grélRere Raumhohe zu
realisieren.
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Die Arbeitsstattenverordnung sieht differenzierte Raumhohen bzw. einen Mindestluftraum von 12 m3 pro
Person bei geringer korperlicher Arbeit, bis zu 18 m3 bei hoher korperlicher Arbeit vor.

Zur Bestimmung des ,ausreichend groRen Luftvolumens*” sind z.B. ONORM EN 13465, Ausbabe 2004-05-01
und ONORM EN 13779, Ausgabe 2008-01-01 heranzuziehen.

Bei der Festlegung der notwendigen Raumhohe spielen neben dem Bedarf eines ausreichenden
Luftvolumens auch psychologische und optische Komponenten eine wichtige Rolle, daher kann fehlende
Raumhohe nicht durch Luftungsanlagen kompensiert werden.

Zu Punkt 12 Lagerung gefahrliche Stoffe

Zu Punkt 12.1

Geféhrliche Stoffe sind Stoffe mit gefahrlichen Eigenschaften im Sinne des 8 3 Abs 1 des
Chemikaliengesetzes 1996..

Zu Punkt 12.3

Eine Lagerung flichtiger Stoffe ist nur in Raumen zuldssig, die ausreichend be- und entliftet werden, um
beispielsweise eine Explosionsgefahr oder gesundheitliche Schaden von Personen zu verhindern. Als Stand
der Technik sind beispielsweise die die Inhalte der Verordnung tber brennbare Flissigkeiten (VbF) oder der
Flissiggasverordnung (FGV) sowie die einschlagigen technischen Regelwerke anzusehen. Als Lagerung gilt
hierbei im Sinne der FGV auch das Einstellen von Fahrzeugen, bei denen Flissiggasversandbehalter zum
Betrieb von Heizung, Herd, Kuihlschrank etc. dienen (wie beispielsweise bei Campingbussen).
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MUNDUNG VON ABGASANLAGEN

/ FANG MUNDUNG
| HINTER DEM FENSTER

Umkreis 10 m

FANG MUNDUNG
VOR DEM FENSTER

Umkreis 10 m

BETREFFEND PUNKT 5.1.3

KEINE ANFORDBERUNG

KEINE ANFORDERUNG
BETREFFEND PUNKT 5.1.3

Umkreis 10 m

Umkreis 10 m
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Anhang Il
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Anhang Il

FREIER LICHTEINFALL

JE

OHNE VERSCHWENKUNG MIT VERSCHWENKUNG

SRS
ey i
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Anhang IV

EINSCHRANKUNG DES LICHTEINFALLS
DURCH VORSPRINGENDE BAUTEILE

bis 50 cm des Hineinragens Fir jeden angefangenen

kein Zuschlag Meter des Hineinragens plus 2 %
der Bodenflache
Beispiel: 0,6 m daher 2% Zuschlag

Fir jeden angefangenen Fir jeden angefangenen

Meter des Hineinragens plus 2 % Meter des Hineinragens plus 2 %
der Bodenflache der Bodenflache

Beispiel: 1,21 m daher 4% Zuschlag Beispiel: 2,67 m daher 6% Zuschlag

max. zuldssige Auskragung 3,0 m
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OiB- Richtlinie 4

Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit

Ausgabe: Oktober 2011
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des 8§ 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fur bautechnische Richtlinien fortgefuhrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte geméaR § 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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21
211

21.2

2.13

214

2.15

2.1.6

217

Vorbemerkungen

Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke" angefihrten Fassung.

Alle in dieser Richtlinie angefiihrten Mal3e verstehen sich als Fertigmaf3e nach Vollendung der Bau-
fuhrung.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

ErschlieBung

Vertikale Erschlieung

Zur vertikalen ErschlieBung sind Treppen herzustellen. Anstelle von Treppen sind Rampen mit ei-
ner Neigung

von héchstens 6 % bei Bauwerken, die barrierefrei zu gestalten sind,

ansonsten von héchstens 10 %
zulassig.
Fur den Zugang zu nicht ausgebauten Dachrdumen sind auch einschiebbare Treppen oder Leitern
zuléssig.

Treppen und Gange im Verlauf von Fluchtwegen mussen die gleichen Anforderungen dieser Richt-
linie erfullen, wie die zur ErschlieBung erforderlichen Treppen und Gange.

Treppen im Verlauf von Fluchtwegen, ausgenommen Wohnungstreppen, sind bis zum Ausgangsni-
veau durchgehend auszubilden.

Zusatzlich zu Treppen sind Personenaufziige zu errichten bei

Bauwerken mit Aufenthaltsrdumen und drei oder mehr oberirdischen Geschol3en

Garagen mit drei oder mehr oberirdischen sowie zwei oder mehr unterirdischen Geschol3en.
Dies gilt nicht fir Gebaude mit héchstens drei Wohnungen sowie Reihenhauser.

Sind Personenaufziige erforderlich, miissen

- alle Geschol3e, einschlieBlich Eingangsniveau, Keller- und Garagengeschol3e, miteinander ver-
bunden werden, wobei bei Wohnungen, die sich Gber mehrere Ebenen erstrecken, zumindest
die Eingangsebene angefahren werden muss,
die Abmessungen der Grundflache des Fahrkorbes mindestens 110 cm breit und mindestens
140 cm tief sein, wobei die Tir an der Schmalseite anzuordnen ist. Fiir Aufziige mit Ubereckbe-
ladung ist eine MindestgrofRe von 150 cm x 150 cm erforderlich,
die Fahrkorb- und Schachttiiren als waagrecht bewegte selbsttatig kraftbetatigte Schiebetliren
mit einer lichten Durchgangsbreite von mindestens 90 cm ausgefiihrt werden.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m ist zumindest ein Personenaufzug erfor-
derlich, der eine Fahrkorbgrundflache von mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m Tiefe aufweist.

Bei Gebauden mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m sind zumindest zwei Personenaufzlige
erforderlich, wobei einer davon eine Fahrkorbgrundflache von mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m
Tiefe aufweisen muss.
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2.2
221

222

223

224

2.25

2.2.6
2.2.7

2.2.8

Durchgangsbreiten von Gangen und Treppen

Hauptgadnge missen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 1,20 m aufweisen. Eine lichte
Durchgangsbrelte von 1,00 m gendgt bei:

Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen

Reihenh&usern,

in Wohnungen in Gebauden, die nicht barrierefrei zu gestalten sind,

bei Schutzhitten in Extremlage sowie

bei Nebengangen

Bei Treppen darf die lichte Treppenlaufbreite zwischen seitlich begrenzenden Bauteilen (z.B. Hand-
laufe, Teile der Umwehrung, Wandoberflachen) die Mindestmale der folgenden Tabelle 1 nicht un-
terschreiten. Diese Anforderungen gelten sinngemaf auch fir Rampen.

Tabelle 1:
Treppenarten lichte Treppenlaufbreite
inm
Haupttreppen
Allgemeine Gebaudetreppen 1,20
Wohnungstreppen 0,90
Nebentreppen 0,60

Die verringerte lichte Treppenlaufbreite fur Wohnungstreppen geman Tabelle 1 gilt fiir Wohnungen,
die barrierefrei zu gestalten sind, nur dann, wenn die Funktionen Wohnen, Schlafen, Kochen und
die Sanitareinrichtungen zumindest fiir eine Person in der barrierefrei zuganglichen Wohnebene im
Sinne des anpassbaren Wohnbaus vorhanden sind. Andernfalls sind die Wohnungstreppen so zu
gestalten, dass diese mit einem Plattformlift mit geneigter Fahrbahn nachgeriistet werden kénnen.
Dafur muss die nutzbare Treppenlaufbreite mind. 110 cm betragen; bei geradlaufigen Treppen kann
diese auf 100 cm reduziert werden. Darliber hinaus miissen ausreichende Anfahr- und Bewegungs-
flachen mit einem Durchmesser von 150 cm jeweils vor Auffahrt auf die Plattform vorhanden sein.

Bei Gangen und Treppen im Verlauf von Fluchtwegen fir mehr als 120 Personen muss die lichte
Breite fir jeweils weitere angefangene 60 Personen um jeweils 60 cm erhdht werden.
Die Personenzahlen bei Gangen oder Treppen beziehen sich auf die h6chstméglich zu erwartende
Anzahl gleichzeitig anwesender Personen, die im Gefahrenfall auf den jeweiligen Gang oder die je-
weilige Treppe angewiesen sind. Sofern der Fluchtweg mehr als drei Geschof3e miteinander ver-
bindet, bezieht sich diese Anzahl auf jeweils drei unmittelbar Gibereinanderliegende Geschol3e.

Die Mindestbreite von Gangen und Treppen darf durch Einbauten oder vorstehende Bauteile nicht
eingeengt werden. Dabei bleiben unberiicksichtigt:
Treppenlifte in nicht betriebsbereitem Zustand (Parkstellung) um nicht mehr als 30 cm.
stellenweise Einengungen in Gangen um nicht mehr als 10 cm auf eine Léange von maximal
100 cm (z.B. Pfeiler, Verzierungen, Beschlage von Tiren, Tiren in gedffnetem Zustand).

Bei Haupttreppen ist nach maximal 20 Stufen ein Podest zu errichten. Bei Podesten mit Richtungs-
anderung muss die Podesttiefe
bei Bauwerken, die barrierefrei zu gestalten sind mindestens 150 cm ohne Beriicksichtigung
des Handlaufs, betragen,
ansonsten zumindest der lichten Treppenlaufbreite entsprechen.

Zwischen Tiren und Treppenaustritt ist ein ausreichender Abstand einzuhalten.

Haupttreppen auRerhalb von Wohnungen mussen geradlaufig sein. Sofern keine Anforderungen an
die barrierefreie Gestaltung gestellt werden, kénnen Haupttreppen auch eine gekrimmte Lauflinie
aufweisen, die jedoch im Abstand von 20 cm vom inneren Rand der lichten Treppenlaufbreite einen
Stufenauftritt von mindestens 15 cm, bei Wohnungstreppen von mindestens 12 cm einzuhalten ha-
ben.

In Treppenhausern ist im Verlauf von Fluchtwegen eine lichte Treppenlaufbreite von héchstens
2,40 m zulassig. Bei sonstigen Treppen im Verlauf von Fluchtwegen sind zusatzliche Handlaufe zur
Unterteilung der Treppenlaufbreite erforderlich, wenn diese 2,40 m Uberschreitet.
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2.3

2.4

25
251

252
2.5.3

2.6
26.1

2.6.2

2.6.3

26.4

2.6.5

2.7
271

2.7.2

Durchgangshohe bei Treppen, Rampen und Gangen

Die lichte Durchgangshthe bei Treppen, gemessen an der Stufenvorderkante sowie bei Rampen
und Gé&ngen muss mindestens 2,10 m betragen.

Vermeidung des Unterlaufens von Podesten, Treppenlaufen und Rampen

In allgemein zugénglichen Bereichen sind Flachen vor und unter Podesten, Treppenlaufen, Ram-
pen und dergleichen mit weniger als 2,10 m Durchgangshéhe, so zu sichern, dass Verletzungsge-
fahren durch unbeabsichtigtes Unterlaufen vermieden werden.

Nutzbare Durchgangslichte und Anordnung von Tlren

Die Breite der nutzbaren Durchgangslichte von Tiren hat mindestens 80 cm zu betragen, bei zwei-
fligeligen Turen gilt dies fur den Gehfligel. Bei Bauwerken, die barrierefrei zu gestalten sind, mus-
sen Tiuren im Verlauf von Haupteingang von Wohngebauden bis einschlie3lich der Wohnungsein-
gangstiren eine Breite der nutzbaren Durchgangslichte von mindestens 90 cm aufweisen.

Die Hohe der nutzbaren Durchgangslichte von Tiiren hat mindestens 2 m zu betragen.

Tiren von Toiletten mit einer RaumgroéRe unter 1,8 m2 dirfen nicht nach innen 6ffnend ausgefiihrt
sein.

Tiren im Verlauf von Fluchtwegen

Tiaren im Verlauf von Fluchtwegen missen mindestens folgende nutzbare Breite der Durchgangs-
lichte aufweisen:

fur héchstens 20 Personen: 80 cm,

fur héchstens 40 Personen: 90 cm,

fur héchstens 60 Personen: 100 cm,

fur h6chstens 120 Personen: 120 cm.
Liegen zwei Turen im Abstand von maximal 20 cm nebeneinander, gelten sie als eine Tur.
Bei mehr als 120 Personen erhoht sich die nutzbare Breite der Durchgangslichte von 120 cm fir je
angefangene 60 Personen um jeweils 60 cm.
Die angefiihrten Personenzahlen beziehen sich auf die héchstmdglich zu erwartende Anzahl
gleichzeitig anwesender Personen, die auf eine Tir angewiesen sind. Sofern der Fluchtweg mehr
als drei Geschol3e miteinander verbindet, bezieht sich diese Anzahl auf jeweils drei unmittelbar -
bereinanderliegende Gescholie.

Tiaren im Verlauf von Fluchtwegen missen als Drehfligeltiiren oder sicherheitstechnisch gleichwer-
tig ausgefihrt werden, davon ausgenommen sind Tlren innerhalb von Wohnungen.

Aus einem Raum, der zum Aufenthalt fur mehr als 120 Personen bestimmt ist, missen mindestens
zwei ausreichend weit voneinander entfernte Ausgange direkt auf einen Fluchtweg fiihren.

Tiren aus allgemein zuganglichen Bereichen sowie Turen, auf die im Fluchtfall mehr als 15 Perso-
nen angewiesen sind, missen in Fluchtrichtung 6ffnend ausgefihrt werden und jederzeit leicht und
ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden kénnen. Davon ausgenommen sind Wohnungseingangsti-
ren.

Ausgangstiiren und sonstige Tiren aus allgemein zuganglichen Bereichen, wie z.B. aus offentli-
chen Gebauden oder Orten mit Publikumsverkehr, missen, sofern mit Paniksituationen zu rechnen
ist, jedenfalls jedoch, wenn jeweils mehr als 120 Personen auf sie angewiesen sind, im Verlauf von
Fluchtwegen mit einem Paniktiirverschluss ausgestattet sein.

Kfz-Stellplatze in Bauwerken und im Freien

Garagen, Uberdachte Stellplatze und Parkdecks miissen so angelegt sein, dass eine sichere Zu-
und Abfahrt gewahrleistet ist, wobei die Breite der Zu- und Abfahrten mindestens 3,0 m betragen
muss. Im Bereich von Garagentoren oder technischen Einrichtungen (z. B. Schrankenanlagen, Kar-
tengeber) ist eine Einschrankung zuldssig, wobei eine lichte Breite von mindestens 2,50 m verblei-
ben muss.

GroRere Fahrbahnbreiten oder Schrammborde sind anzuordnen, wenn dies im Interesse der Si-
cherheit und Leichtigkeit der Zu- und Abfahrt erforderlich ist. Schrammborde z&hlen mit einer Breite
bis zu insgesamt 30 cm zur Fahrbahnbreite. Ab einer Nutzflache von mehr als 1600 m2 sind jeden-
falls getrennte ErschlieBungsflachen fir FuRganger und eigene Fahrspuren fiir Zu- und Abfahrten
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2.7.3

27.4

275
2.7.6

3.1
3.11

3.1.2

3.1.3

3.2
3.2.1

zu errichten und zu kennzeichnen.

Die maximale Neigung von nicht Gberdeckten Rampen darf 15 %, von Uberdeckten oder beheizten
Rampen 18 % nicht Gberschreiten. Im Bereich von 5,0 m ab der éffentlichen Verkehrsflache darf die
Neigung der Rampe nicht mehr als 5 % betragen.

Die Flache von Kfz-Stellplatzen und die Breite der Fahrgassen sind nach der Art und Anordnung
der abzustellenden Kraftfahrzeuge zu bemessen. Fir PKW-Stellplatze gelten die Mindestwerte von
Tabelle 2.

Tabelle 2:

Senkrechtaufstellung Schragaufstellung Langsaufstellung
Winkel des Stellplatzes zur 90 ° 60 ° 450 0°
Fahrgasse
StellplatzgroRe fur PKW 2,50mx5,00m 2,50 m x 5,00 m 2,30mx 6,00 m
Barrierefreie Stellplatzgroiie 3,50 mx5,00m 3,50 mx5,00m 3,50 mx 6,50 m
fur PKW
Fahrgassenbreite 6,00 m 450m [ 350m 3,00

Bei Nutzflachen von mehr als 250 m? sind die Kfz-Stellplatze dauerhaft zu kennzeichnen.

Die lichte H6he muss Uber die gesamte Flache der Fahrgassen und Rampen sowie der Kfz-
Stellplatze nach der Art der Fahrzeuge bemessen werden, jedoch mindestens 2,10 m betragen.
Entlang der Rickwand von senkrechten oder schragen Stellplatzen ist bis zu einer Tiefe von 0,70 m
eine Einschrankung der lichten Hohe auf 1,80 m durch Einbauten zulassig, sofern diese so gesi-
chert oder markiert sind, dass eine Verletzungsgefahr vermieden wird.

Schutz vor Rutsch- und Stolperunfallen

Allgemeine Anforderungen

Bauwerkszugange sowie Gange und Treppen in allgemein zuganglichen Bereichen missen eben,
befestigt und trittsicher sein und tber eine ausreichend rutschhemmende Oberflache verflgen.

Im Verlauf von Géngen in allgemein zugénglichen Bereichen sowie bei Treppenpodesten sind Ein-
zelstufen und sonstige einzelne Niveauspriinge unzuldssig.

Schwellen und Turanschlage dirfen 2 cm nicht Ubersteigen. Bei Tiren, an die Anforderungen an
den Schall- bzw. Wéarmeschutz gestellt werden, dirfen Schwellen und Turanschlage 3 cm nicht -
bersteigen. Davon ausgenommen sind Tiiren zu Technikraumen (z.B. Ollagerraume) sowie, sofern
keine Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung gestellt werden, Balkon- und Terrassenttren.

Treppen

Die Stufenhohe und der Stufenauftritt von Treppen mussen den Werten der folgenden Tabelle 3
entsprechen. In einem Treppenlauf missen die Stufen in dessen gesamten Verlauf gleich hoch und
in der Lauflinie gleich tief sein. Offene Plattenstufen und geschlossene Plattenstufen mit zuriickge-
setzten Setzstufen sind bei Bauwerken, die barrierefrei zu gestalten sind, unzulassig, eine nach hin-
ten geneigte Setzflache (maximal 3 cm Unterschneidung) ist jedoch zulassig.

Tabelle 3:
Treppenarten Stufenhdhe in cm | Stufenauftritt in cm
Hoéchstmank Mindestman
Haupttreppen
Treppen im Freien 16 30
sofern barrierefreie Gestaltung gefordert ist
und kein Personenaufzug gemaR Punkt 2.1.4 16 30
. erforderlich ist
Allgemeine

. mehr als 3 oberirdische Geschol3e ohne
Gebaude- Personenaufzug geman Punkt 2.1.4 16 30

treppen hochstens 3 oberirdische Geschol3e oder
bei Vorhandensein eines Personenaufzuges 18 27
gemal Punkt 2.1.4
Wohnungstreppen 20 24
Nebentreppen 21 21
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3.2.2

4.1
411

41.2

4.1.3

4.1.4

415

4.1.6

4.2

Bei Gebaudetreppen mit mehr als 3 Stufen missen in einer Hohe von 85 bis 110 cm auf beiden
Seiten Handlaufe angebracht werden. Bei folgenden Treppen geniigt ein Handlauf auf einer Seite:
Treppen in Gebauden oder Gebaudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen,
Treppen in Reihenhausern,
Nebentreppen sowie
Wohnungstreppen, wenn diese nicht barrierefrei gestaltet werden missen.

Bei Bauwerken, die barrierefrei zu gestalten sind, ist, sofern der Handlauf in mehr als 90 cm Hohe
angebracht ist, ein zweiter Handlauf in einer Héhe von 75 cm anzuordnen.

Schutz vor Absturzunfallen

Absturzsicherungen

Alle im gewohnlichen Gebrauch zugénglichen Stellen eines Bauwerkes mit einer Fallhthe von
60 cm oder mehr, bei denen die Gefahr eines Absturzes besteht, jedenfalls aber ab einer Fallhéhe
von 100 cm, sind mit einer Absturzsicherung mit Brust- und Mittelwehr oder mit einer anderen ge-
eigneten Vorrichtung zu sichern. Eine Absturzsicherung ist nicht notwendig, wenn diese dem Ver-
wendungszweck (z.B. bei Laderampen, Schwimmbecken) widerspricht.

Die Hohe der Absturzsicherung hat mindestens 100 cm, ab einer Absturzhéhe von mehr als 12 m,
gemessen von der Standflache, mindestens 110 cm zu betragen. Abweichend davon gentgt bei
Wohnungstreppen eine Hohe der Absturzsicherung von 90 cm. Bei Absturzsicherungen mit einer
oberen Tiefe von mindestens 20 cm (z.B. Brustungen, Fensterparapete) darf die erforderliche Hohe
um die halbe Bristungstiefe abgemindert, jedoch ein Mindestmal3 von 85 cm nicht unterschritten
werden.

Offnungen in Absturzsicherungen diirfen zumindest in einer Richtung nicht groRer als 12 cm sein.
Im Bereich von 15 cm bis 60 cm Uber fertiger Stufenvorderkante oder Standflache dirfen keine ho-
rizontalen oder schragen Umwehrungsteile angeordnet sein, es sei denn, die Offnungen sind in der
Vertikalen nicht gro3er als 2 cm oder ein Hochklettern wird auf andere Weise erschwert.

Bei Gelandern Uber einem Treppenlauf ist der untere Abschluss so auszubilden, dass zwischen
Gelanderunterkante und den Stufen ein Wurfel mit einer Kantenlange von hdchstens 12 cm durch-
geschoben werden kann. Bei Gelandern neben einem Treppenlauf ist der untere Abschluss so aus-
zubilden, dass zwischen der Geléanderunterkante und den Stufen ein Wirfel mit einer Kantenlange
von héchstens 7,5 cm durchgeschoben werden kann. Dabei darf der lichte Horizontalabstand zwi-
schen Umwehrung und Treppenlauf nicht mehr als 3 cm betragen. Bei Setzstufen darf der offene
lichte Abstand héchstens 12 cm betragen. Fir Absturzsicherungen in horizontalen Bereichen gilt
die Anforderung sinngemals.

Die Anforderungen nach 4.1.3 und 4.1.4 gelten nicht, wenn der Verwendungszweck des Bauwerkes
die Zuganglichkeit von Kindern typischerweise nicht erwarten lasst (z.B. in Bereichen von Bauwer-
ken, die ausschlieRlich Arbeithehmerinnen oder Betriebsangehdrigen zuganglich sind).

In Kindergéarten, Schulen und &ahnlichen Einrichtungen fir Kinder bis 10 Jahren sind Fenster bei
einer Absturzhdéhe von mehr als 2 m mit einer Kindersicherung auszustatten.

Abdeckungen

Schéchte, Ausstiege, Einbringtffnungen und dergleichen missen trag- und verkehrssicher abge-
deckt werden. Abdeckungen in allgemein zuganglichen Bereichen sind, sofern ein unbefugtes Off-
nen nicht schon durch bloRes Eigengewicht der Abdeckung ausgeschlossen werden kann, durch
andere Malinahmen (z.B. Absperreinrichtungen) zu sichern.
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4.3

51
511

51.2

5.1.3

514

52

Verglasungen mit absturzsichernder Funktion

Verglasungen, die als Absturzsicherungen dienen, missen unbeschadet der Bestimmungen geman
der Punkte 5.1.1 bis 5.1.3 aus geeignetem Verbund-Sicherheitsglas bestehen. Bei Mehrscheiben-
Isolierglas und Verglasungen mit mehreren Scheiben (z.B. Verbundverglasungen) gilt dies zumin-
dest fur eine Scheibe.

Schutz vor Aufprallunfallen und herabstirzenden Gegenstéanden

Glastiiren und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion

Folgende Glaselemente missen aus geeignetem Sicherheitsglas, wie z.B. Einscheibensicherheits-
glas (ESG), hergestellt sein:

- Ganzglastiuren, Verglasungen in Turen und in Fenstertlren bis 1,50 m Hohe tber der Standfla-
che,

- vertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswande, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flachen bis
85 cm Hohe Uber der Standflache.

- vertikale Verglasungen (wie z.B. Glaswande, Fixverglasungen) entlang begehbarer Flachen in
Bauwerken mit mdglichem Menschengedrange bis 1,50 m Hohe tber der Standflache.

Anstelle der Verwendung von Sicherheitsglas gemall Punkt 5.1.1 kdnnen auch Schutzvorrichtun-
gen angebracht werden, die den Anprall von Personen verhindern.

Wenn bei Mehrscheiben-Isolierglas die Scheiben an der Seite oder den Seiten der Einwirkung aus
Verbundsicherheitsglas (VSG) bestehen sind weitere, durch Abstandhalter getrennte Scheiben von
den Anforderungen gemaf Punkt 5.1.1 ausgenommen. Gleiches gilt wenn die Scheiben an der Sei-
te oder den Seiten der Einwirkung aus Einscheibensicherheitsglas (ESG) bestehen und so bemes-
sen sind, dass ein Durchstof3en beim Anprall von Personen verhindert wird.

Werden vertikale Verglasungen aus ESG mit einer Splitterfallhhe von mehr als 4,0 m hergestellt,
missen sie Uber Schutzvorrichtungen verfligen oder konstruktive MaRnahmen aufweisen, sodass
bei Bruch der Verglasung durch Herabfallen von Glasstlicken eine Gefahrdung von darunter befind-
lichen Personen vermieden wird.

Dies gilt nicht

- fur heiBgelagertes thermisch vorgespanntes Einscheibensicherheitsglas nach ONORM
EN 14179-1, sofern der Heat Soak Prozess fremdiiberwacht ist und konstruktiv eine 4-seitig li-
nienférmige Lagerung nach ONORM B 3716-2, eine 4-seitig geklebte Lagerung nach ONORM
EN 13022-1 oder eine 4-seitig gelagerte Verglasung entsprechend einer européisch techni-
schen Zulassung ausgefuhrt wird,
fir heiBgelagertes thermisch vorgespanntes Einscheibensicherheitsglas nach ONORM
EN 14179-1, sofern der Heat Soak Prozess fremdiberwacht ist und konstruktiv eine 2-seitig li-
nienférmige Lagerung nach ONORM B 3716-2 ausgefiihrt wird, bei Verglasungen im Inneren
von Verkaufsstatten bis zu einer Splitterfallhéhe von 6,0 m und bei Balkon- und Loggiavergla-
sungen in Wohngebauden.

In allgemein zuganglichen Bereichen sind Ganzglastiiren oder Glastiiren mit einer Rahmenbreite
unter 10 cm sowie beidseitig zugangliche Glasflachen kontrastierend zu markieren. Dies ist jeden-
falls erfillt, wenn die Anforderungen des Punktes 5.1.8 der ONORM B 1600 eingehalten werden.

Abrutschen von Eis und Schnee

Bei geneigten Dachern sind bauliche MaRnahmen gegen das Abrutschen von Schnee und Eis auf
Nachbargrundstiicke und allgemein zugangliche Bereiche zu treffen.
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5.3
531

5.3.2

54

8.1

8.2

Horizontalverglasungen

Einfachverglasungen und untere Scheiben von lIsolierverglasungen missen bei Horizontalvergla-
sungen mit einer Neigung zur Vertikalen von mehr als 15°, wie z. B. bei Glasdachern, Oberlichten
und Dachflachenfenstern, aus geeignetem Verbund-Sicherheitsglas bestehen oder mit Schutzvor-
richtungen gegen das Herabfallen von Glasteilen ausgestattet sein. Davon ausgenommen sind
Glashauser bis zu 20 m? Nutzflache, die keine Aufenthaltsraume sind.

Bei Glashausern, die géartnerischen oder landwirtschaftlichen Zwecken dienen, gelten die Anforde-
rungen gemaf Punkt 5.3.1 zumindest Uber Verkehrswegen und Uber Kundenbereichen.

Vor- und abgehangte Bau- und Fassadenteile
Vor- und abgehangte Bauteile und Fassadensysteme sind gegen Herabfallen zu sichern.

Verbrennungsschutz

Einrichtungen und Anlagen fiir die Beheizung des Bauwerkes sowie fur die Bereitung, Speicherung
und Verteilung von Warmwasser sind, soweit erforderlich, gegen gefahrbringende Bertihrung abzu-
sichern.

Blitzschutz

Bauwerke sind mit einer Blitzschutzanlage auszustatten. Davon ausgenommen sind Bauwerke, bei
denen sich auf Grund einer Risikoanalyse ergibt, dass ein Blitzschutz nicht erforderlich ist, sowie
Wohngebaude mit nicht mehr als zwei Wohnungen.

Zusatzliche Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken
Barrierefreie Wohngebéaude

Fur barrierefreie Wohngebaude gelten folgende Punkte der ONORM B 1600:

3.3 Rampen (aulRerhalb von Gebauden)

4.2 Barrierefreie Stellplatze fir Personenkraftwagen - Ausfiihrung
5.1 Eingange und Tlren

5.2 Horizontale Verbindungswege (Génge, Flure) und Vorraume
5.3.1 Treppen

5.3.2 Rampen in Geb&auden

5.3.3.1 Bauliche Anforderungen an Personenaufziige

5.5.2 Bauliche Anforderungen an barrierefreie WC-Raume

5.5.3 Barrierefreier WC-Raum - Mindestraumgrol3en

5.6 Allgemein zugangliche Nutzraume bei Wohnbauten

5.7 Freibereiche (Balkon, Terrasse, Loggia u. dgl.)

8.4. Barrierefreie SanitarrAume mit Ausnahme des Punktes 8.4.11 Erhohter Standard von barrie-
refreien Sanitéarraumen

Anpassharer Wohnbau

Im Falle von anpassbarem Wohnbau gilt innerhalb von Wohnungen in Abweichung zu folgenden
Punkten der ONORM B 1600:
5.3.1 Treppen
5.5.2 Bauliche Anforderungen an barrierefreie WC-Raume
5.5.3 Barrierefreier WC-Raum — Mindestraumgré3en und
8.4. Barrierefreie Sanitarraume
der Punkt 6.1 Anpassbarer Wohnbau der ONORM B 1600.

OIB-Richtlinie 4 Ausgabe Oktober 2011 Seite 8 von 9


Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben

Plesskott
Hervorheben


Osterreichisches Institut fir Bautechnik 0OIB-330.4-032/11 OIB-Richtlinie 4

8.3 Barrierefreie Nicht-Wohngebé&aude

Fur barrierefreie Nicht-Wohngebaude gelten der Punkt 8.1 der OIB-Richtlinie 4 und zusétzlich fol-
gende Punkte der ONORM B 1600:

5.8 Anordnung von Rollstuhlplatzen in Kultur-, Freizeit-, Sport- und Versammlungsstéatten
5.9 Umkleidekabinen, Duschen und Béader
9 Kennzeichnung

8.3.1 Nach MaBRgabe der GroRe und des Verwendungszweckes des Bauwerkes sind bei Toiletten-
Gruppen barrierefreie Toiletten anzuordnen. Wird jeweils nur eine Damen- und eine Herren-Toilette
errichtet, muss eine (vorzugsweise die Damentoilette) barrierefrei ausgefihrt werden. Ist nur eine
geschlechtsneutrale Toilette vorhanden, ist diese barrierefrei auszugestalten.

8.3.2  Nach Mal3gabe der GréRe und des Verwendungszweckes des Bauwerkes missen Erschlie3ungs-
flachen im Gebaude und die dem Gebaude zugeordneten AulienerschlieRungsflachen mit taktilen,
visuellen oder akustischen Leitsystemen ausgestattet werden, die wesentliche Informationen und
Orientierungshilfen fir Besucher und Kunden anbieten.

8.4 Erleichterungen bei bestehenden Bauwerken

Bei Veranderungen von bestehenden Bauwerken sind Erleichterungen nach folgenden Punkten des
Anhangs B der ONORM B 1600 zulassig:

B.3 Rampen im Freien

B.5 Eingange und Tiren

B.6 Rampen in Gebauden

B.7 Lichte Durchgangsbreite

B.8 Einzelstufen

B.9 Aufzlge

B.10 Vertikale Plattformaufziige und Plattformaufziige mit geneigter Fahrbahn

B.11 Anordnung von barrierefreien WC-Raumen

9 Sondergebaude

Die Bestimmungen der Punkte 2.1.4, 2.6.5 und 8 der OIB-Richtlinie 4 gelten nicht fir Schutzhitten
in Extremlage.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 4 ,,Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit*

Ausgabe: Oktober 2011

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Die Begriffsbestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,OIB-Richtlinien -
Begriffsbestimmungen” zusammengefasst. In der Folge werden die wichtigsten flr die Richtlinie 4 relevanten
Begriffe erlautert.

Geschol3

Von dem hier verwendeten Begriff ,Geschol3" werden die in den L&ndern im Zusammenhang mit
raumordnungsrechtlichen Bestimmungen oder baurechtlichen Abstandsregelungen enthaltenen,
anweichenden Definitionen nicht berihrt.

Im Sinne der ONORM B 1800, Ausgabe 2002-01-01, Punkt 5.5.1 gelten im Zusammenhang mit der
Bemessung des Brutto-Rauminhaltes von Geschof3en jene Hoéhen als relevant, die den lotrechten Abstand
zwischen den Oberflachen der FuRBbodenkonstruktionen der jeweiligen GeschoRRe bzw. bei Dachern den
lotrechten Abstand zwischen den Oberflachen der FuRbodenkonstruktionen bis zur Oberflache der
jeweiligen Dachhaut bilden.

Da es hier jedoch nicht um die Ermittlung der Kubatur, sondern bei der Zahlung der Geschof3e um solche
geht, die eine geforderte Raumhoéhe zumindest erreichen, wird abweichend von der ONORM B 1800 fiir das
oberste Geschol3 der lichte Abstand von der Oberkante des FuRbodens und der Unterflache des Daches in
der Geschol3definition bertcksichtigt.

BEISPIELE FUR DIE GESCHOSSANZAHL
BEI VERSETZTEN GESCHOSSEN

T 1 > HALBEI GESCHOSSHOHE
< HALBE GESCHOSSHOHE DAHER INSGESAMT
? DAHER INSGESAMT * 4 GESCHOSSE

3 GESCHOSSE

Geschol3, oberirdisch und Geschol3, unterirdisch

Als anschlieRendes Gelande nach Fertigstellung gilt hier nicht die gewachsene, sondern jenes, das nach
Baufertigstellung an der Schnittlinie mit den AuRenwandflachen vorhanden sein wird.

Vergleiche dazu beispielsweise auch das hier eingeflossene VWGH Erkenntnis vom 19. Februar 1991, ZI.
90/05/0096 zur Wiener Bauordnung: ,dies ist nicht das gewachsene Geléande, sondern jenes Gelénde, wie
es nach dem Bauvorhaben zum Zeitpunkt der Baufiihrung vorhanden sein wird. ..."

In den Einreichplanen muss somit erkennbar sein, wo das Geléande nach Fertigstellung tatséchlich liegen
wird, um die Geschol3anzahl feststellen zu kénnen.

OIB-Richtlinie 4 — Erlauterungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 1 von 12



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330.4-031/11 OIB-Richtlinie 4 - Erlauterungen

Hauptgang bzw. Haupttreppe

Zu Aufenthaltsraumen bzw. Raumen der taglichen Nutzung z&ahlen neben Wohn- und Arbeitsrdumen u.a.
auch Kinderspielrdume, Gemeinschaftsraume, AbstellrAume, Waschkichen, Kinderwagen- und
Fahrradabstellraume.

Nicht als Aufenthaltsraume oder R&aume, die der taglichen Nutzung dienen, zahlen u.a. Dachbdéden,
Nebenraume im Keller, Galerie- bzw. Abstellflachen als zweite Ebene in Wohnraumen.

Hauptgange und -treppen missen nicht notwendigerweise mit Fluchtwegen ident sein. Fluchtwege missen
jedoch immer die Anforderungen von Hauptgéngen und -treppen erfillen.

Zu Punkt 2: ErschlieBung

Zu Punkt 2.1 Vertikale ErschlielBung

Zu Punkt 2.1.3

.Durchgehend" heil3t, dass im Regelfall die Treppe alle Geschol3e miteinander verbindet und nicht zwischen
den einzelnen Treppenlaufen Géange dazwischen geschalten sind, wobei nicht bei jedem Treppenlauf das
gleiche Steigungsverhaltnis erforderlich ist. Bei einem Mix verschiedener GeschoRhdhen, ware die Erfullung
der Anforderung, dass alle Treppenlaufe das gleiche Steigungsverhaltnis erfiillen missen, nicht realisierbar.

Zu Punkt 2.1.4

Die Verpflichtung zur Errichtung von Personenaufziigen in Gebauden mit Aufenthaltsrdumen geht von der
Uberlegung aus, dass zur Uberwindung eines GeschoRes nachtraglich ein Treppenlift einbebaut werden
kann. Daher ergibt sich die Verpflichtung zur Errichtung von Personenaufziigen dann, wenn Erdgeschol3,
erstes und zweites Obergeschol3 (somit 3 oberirdische Geschol3e) erschlossen werden. In Analogie dazu
sind bei Garagen mit erstem und zweiten Untergeschold (somit zwei unterirdischen GescholRen) zwei
Geschol3e zu Uberwinden und somit ergibt sich die Verpflichtung zur Errichtung von Personenaufziigen.

Zu Punkt 2.1.5

Die Forderung, dass alle Geschol3e miteinander verbunden werden, bedeutet nicht, dass bei Vorhandensein
mehrere Aufzuge, alle Geschol3e durch ein und denselben Aufzug verbunden werden mussen, ein
Umsteigen ist zulassig.
Das geforderte MindestmaR des Fahrkorbes wurde aus der ONORM B 1600, Ausgabe 2011-04-01, Punkt
5.3.3.1.2 ibernommen,.

Zu Punkt 2.1.6 und 2.1.7

Bei Hochhdusern sind MaRnahmen zur Personenbergung mit besonderem Aufwand verbunden. Mit der
Festlegung einer Fahrkorbgrundflache von mindestens 1,10 m Breite x 2,10 m Tiefe ist gewahrleistet,, dass
in diesen Aufziigen auch Personen auf Tragen aufgenommen werden kénnen.

Zu Punkt 2.2: Durchgangsbreiten von Gangen und Treppen

Die Bestimmungen des Punktes 2.2 wurden an die Regelungen der ONORMEN B 1600, Ausgabe 2011-04-
01 und B 5371, Ausgabe 2011-02-01 angepasst, um Divergenzen zu vermeiden.

Zu Punkt 2.2.2 Tabellel

Zur barrierefreien Ausgestaltung einer mehrgeschof3igen Wohnung im Sinne des Anpassbaren Wohnbaus
wurden zwei alternative Varianten normiert, welche von der Lage der Raume fir die Funktionen Wohnen,
Schlafen, Kochen und die Sanitéreinrichtungen bzw. der Moglichkeit eines nachtraglichen Einbaus eines
Treppenlifts bestimmt sind.

Zu Punkt 2.2.3

Das Osterreichische Institut fiir Schul- und Sportstattenbau - OISS hat durch den Einsatz von
Fluchtwegerechenprogrammen ermittelt, dass Fluchtwegebreiten nur in Gehspurbreite (ca. 60 cm) und somit
nur in Dimensionsspriingen von 60, 120, 180 cm usw. relevant sind.

Verbreiterungen von Gehwegen im Zentimeterbereich bringen nur Komfortverbesserungen, aber keine
Veranderung der Flussgeschwindigkeit bzw. der Durchlasskapazitéaten.
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Zu Punkt 2.2.4

Die in diesem Punkt geforderte maximale Einengung durch Treppenlifte in nicht betriebsbereiten Zustand
(Parkstellung) schlie3t auch die systembedingten Trag- und Fihrungsschienen im unbedingt erforderlichen
Ausmal ein.

Zu Punkt 2.2.6

Beispielhafte Losungen zu dieser Anforderung findet man im Bild 8 -Freie Podesttiefe vor Turen der
ONORM B 5371, Ausgabe 2011-02-01.

Zu Punkt 2.2.7

Da eine Bergung von Personen mittels Tragen tber herkémmliche Spindeltreppen (Wendeltreppen) oder
stark gerundete Treppen in der Praxis oft nur unter schwierigen Bedingungen oder tiberhaupt nicht maglich
ist (in solchen Féllen kommt manchmal nur noch eine Bergung durch die Feuerwehr Uber ein Fenster in
Betracht), sollen jedenfalls die hier genannten Mindestkriterien beachtet werden.

Haupttreppen mit gekriimmter Gehlinie kbnnen demnach bedeuten:

HAUPTTREPPEN MIT GEKRUMMTER GEHLINIE

S S @

GEWENDELTE TREPPE GERUNDETE TREPPE  SPINDELTREPPETREPPE

Die lichte Treppenlaufbreite meint die nutzbare Treppenlaufbreite nach Abzug von Handlaufen.

In der ONORM B 5371, Ausgabe 2011-02-01, Punkt 7, Bilder 6 und 7 werden weiters die relativ komplexen
Zusammenhange zwischen nutzbarer Treppenlaufbreite und Lage des Gehbereichs in Abh&ngigkeit von der
Anordnung der Handlaufe bei gewendelten Laufteilen dargestellt.

Zu Punkt 2.4: Vermeidung des Unterlaufens von Podesten, Treppenldufen und Rampen

Da sich die Anforderung, Bereiche unter Podesten und Treppenlaufen abzusichern, auf allgemein
zugangliche Bereiche bezieht, wird klar gestellt, dass Bereiche innerhalb von Wohnungen, Ein- und
Zweifamilienhdusern sowie Reihenhdusern nicht erfasst werden sollen. Einerseits soll damit eine
Uberregulierung im privaten Bereich vermieden werden, andererseits scheint das verringerte
Gefahrdungspotential auf Grund der ortlichen Kenntnisse der privaten Benutzer diese Ausnahme im
Allgemeinen zu rechtfertigen.

Zu Punkt 2.5: Nutzbare Durchgangslichte und Anordnung von Tiiren

Zu Punkt 2.5.1

Die in der Richtlinie geforderte nutzbaren Durchgangslichten (Breite und H6he)_wurden in Abstimmung mit
den ONORMEN B 1600, Ausgabe 2011-04-01 und B 5330-1, Ausgabe 2002-11-01 festgelegt.

Zu Punkt 2.5.3

Es ist bekannt, dass Personen in Toiletten und Badern auf Grund erhdhter Raumtemperaturen bzw.
korperlicher Anstrengungen 6fter kollabieren als in anderen Rdumen. Um eine Bergung solcher Personen
zumindest aus engen Toiletten leichter bewerkstelligen zu kénnen, dirfen die Tiren von Toiletten bei der
Unterschreitung einer Mindestraumgré3e oder -tiefe jedenfalls nicht nach innen aufschlagen.
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Zu Punkt 2.6: Turen im Verlauf von Fluchtwegen

Zu Punkt 2.6.1

Bei Personenzahlen tber 60 Personen sind die erforderlichen Durchgangsbreiten in Analogie zu jenen der
Gangbreiten zu ermitteln

Im Zusammenhang mit der ,héchstmaoglich zu erwartenden Anzahl gleichzeitig anwesender Personen findet
sich auf der Informationsseite der Statistik Austria unter dem Themenbereich ,Bevolkerung* beispielsweise
fur Haushalte folgende Information:

.im Jahresdurchschnitt 2004 gibt es 3,429 Mio. Privathaushalte. Bezogen auf die Bevdlkerung in
Privathaushalten (8,073 Mio.) liegt die durchschnittliche Haushaltsgré3e damit bei 2,35 Personen.”

Im Hinblick auf die Zuteilung der Personenzahlen zu den Tiren gilt beispielsweise:

max, 20 Personen max. 20 Personen
a0 80

max, 40 Personen

- |. |
o N

max, 120 Personen
180

T

A
N

max. 120 Personen

80 I‘"T.gﬂ &0

L/}U}\_—ii.

Zu Punkt 2.6.2

Grundsatzlich sind in Fluchtwegen nur Drehfligeltiren zulassig. Die Ausnahme bezieht sich auf andere
Tiren, die jedoch durch besondere MalRnahmen dennoch eine gleiche Funktionssicherheit im Fluchtfall
gewabhrleisten. Bei automatischen Schiebetliren wére dies beispielsweise dann der Fall, wenn die einzelnen
Flugel bei entsprechender Druckausibung wie Drehfligel in Fluchtrichtung ausschwenken, oder durch
redundante Antriebstechnik mit entsprechender Eigensicherheit. Dabei wird Eigensicherheit durch folgende
Merkmale sichergestellt:
e Einfehlersicherheit durch 2-Motorentechnik und redundanter Steuerung bzw. mechanischem
Kraftspeicher
e Programmschalter abschlie3bar. Der Programmschalter darf nur von berechtigten Personen bedient
werden. Die gewahlte Betriebsart muss eindeutig erkennbar sein.

e Selbstiberwachender Bewegungsmelder in Fluchtrichtung. Die Ansteuerung hat min. 1,5m vor den
Tarflugeln zu erfolgen.

e Die Funktionsfahigkeit muss standig Gberwacht werden. Wird ein Defekt diagnostiziert, fahrt die Tar
in Offenstellung und gibt den Fluchtweg frei.

e Hinweis zum Verriegeln von Flucht- und Rettungswegtiren:
Automatische Schiebetiiren fir den Einsatz in Fluchtwegen dirfen verriegelt werden, sofern fur
diesen bestimmten Zeitraum an diese Schiebetlir keine Anforderungen als Flucht- und Rettungsweg
bestehen. Dies ist Ublicherweise der Fall wenn sich keine Personen mehr im Gebaude aufhalten
oder wenn fir diese Personen ein anderer Fluchtweg ausgewiesen ist.
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Zu Punkt 2.6.4

Die Bestimmung, wonach bei mehr als 15 Personen, Tiren im Verlauf von Fluchtwegen in Fluchtrichtung
aufzugehen haben, wurde in Ubereinstimmung mit § 20 Abs. 3 AStV definiert, da davon ausgegangen wird,
dass es sich hierbei um einen in der Praxis erprobten Wert handelt.

Der Anforderung, dass solche Tlren jederzeit leicht und ohne fremde Hilfsmittel gedffnet werden kdnnen
missen, wird jedenfalls durch einen Notausgangsverschluss gemaR ONORM EN 179, Ausgabe 2008-04-01
entsprochen.

Zu Punkt 2.7: Kfz-Stellplatze in Bauwerken und im Freien

Die Anzahl der bei einem Bauvorhaben notwendigen Stellplatze fir Personenkraftwagen sowie der
notwendigen barrierefreien Stellplatze fiir Personenkraftwagen wird durch die landesrechtlichen
Bestimmungen geregelt.

Zu Punkt 2.7.3

Fur die Verwendung der Rampe als ErschlieBung fir Ful3ganger und als Fluchtweg ist zu beachten, dass
gemalf Punkt 2.1.1, nur eine Neigung von héchstens 10 % zulassig ist. Siehe auch Punkt 5.5.3 Fluchtweg
der OIB- Richtlinie 2.2.,.

Zu Punkt 2.7.3

In der EWG-Richtlinie 71/320/EWG idF 2002/78/EG Anhang Il Bremspriifungen und Bremswirkungen, wird
fur Fahrzeuge der Klassen M und N unter Punkt 2.1.3.1 normiert, dass die Feststelloremsanlage, auch
wenn sie mit einer anderen Bremsanlagen kombiniert ist, das beladene Fahrzeug auf einer Steigung oder
einem Gefélle von 18 % im Stillstand halten kdnnen muss.

Im Sinne der EWG Richtlinie 70/156/EWG bedeutet

Klasse M: Fur die Personenbeférderung ausgelegte und gebaute Kraftfahrzeuge mit mindestens vier
Réadern.

Klasse N: Fur die Guterbeférderung ausgelegte und gebaute Kraftfahrzeuge mit mindestens vier Radern.
Entsprechende Regelungen sind in der ECE-Regelung Nr. 13 Anhang 4.2.3.1 enthalten.

Insofern entspricht die maximale Rampenneigung von 18 % auch der einschlagigen Priafvorschrift fir
zugelassene Feststellbremsen.

Zu Punkt 2.7.4

Detailliertere Anforderungen fir den Einzelfall kbnnen der RVS 03.07.32, Ausgabe 2010-09-01.. entnommen
werden. Bei Anordnung von zwei nebeneinander liegenden barrierefreien Stellplatzen kann die gemaf
Tabelle geforderte Uberbreite von 120 cm doppelt genutzt werden (siehe auch die Darstellung der ONORM
B 1600 Ausgabe, 2011-04-01, Punkt 4, Bild 3b).

Zu Punkt 2.7.6

Mit der Bestimmung, dass die lichte Hohe Uber die gesamte Flache von Fahrgassen und Rampen einen
bestimmten Mindestwert erreichen muss, wird klargestellt, dass Unterschreitungen, beispielsweise durch
haustechnische Anlagen, unzulassig sind. Um eine sichere Beniitzung gewahrleisten zu kdnnen, ist die
lichte Raumhdhe bei notwendigen Installationen im Deckenbereich oder abgehangten Deckenkonstruktionen
von vornherein mit der erforderlichen Konstruktionshéhe zu beaufschlagen.

Die Grundanforderung einer Raumhdhe von 2,10 m fur Raume, die keine Aufenthaltsraume sind, geht
konform mit den Anforderungen der RL 3 Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz.

Erleichterungen bestehen allerdings im Bereich der Kfz-Stellplatzen selbst.

Zu Punkt 3: Schutz vor Rutsch- und Stolperunféllen

Zu Punkt 3.1.1

Die Frage nach der ausreichenden Rutschhemmung eines Bodenbelages hangt insbesondere von dessen
Material und Oberflachenstruktur, vom Verschmutzungs- und Schadigungsgrad, von den eingesetzten
Reinigungsmitteln, von der Feuchtigkeit und meteorologischen Einflussen, aber auch von der
Gehgeschwindigkeit und der spezifischen korperlichen Verfassung eines Menschen sowie dessen
Schuhwerk (Art und Zustand) ab.
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Die ONORM Z 1261, Ausgabe 2009-07-15 legt eine Klassifizierung und ein Verfahren zur Messung des
Gleitreibungskoeffizienten p von begehbaren Oberflachen in Gebauden und im Freien von Arbeitsstatten
fest.

In den deutschen ,Berufsgenossenschaftliche Regeln fir Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit, BGR
181" (ehemalig ZH 1/571) fur FuBbdden in Arbeitsraumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr, Fassung
Oktober 2003, wird ein Messverfahren und die Einteilung in Bewertungsgruppen (R-Gruppen) von R 9
(geringe Rutschhemmung) bis R 13 (héchste Anforderung) behandelt.

Darin werden folgende R-Werte in Abhéngigkeit des Einsatzbereichs empfohlen:

Eingangsbereich aul3en R11 oder R10 V4
Eingangsbereich innen R9
AulRentreppe R11 oder R10 V4
Treppe innen R9

Weiters ist fiir die Planung und Ausfiihrung von Fliesen-, Platten- und Mosaiklegearbeiten eine ONORM in
Ausarbeitung, die auch die Rutschhemmung und Gleitreibwerte behandelt. In dieser Norm werden generell
die Gleitreibwerte von begehbaren Oberflachen ausfilhrlich behandelt (Entwurf — ONORM B 3407,
2011-10-10). Nach Inkrafttreten dieser ONORM sind Gleitreibwerte fiir die jeweiligen Anwendungsbereiche
vorhanden und damit sind die R-Werte der BGR 181 in Osterreich nicht mehr relevant.

Zu Punkt 3.2: Treppen

Zu Punkt 3.2.1

Die in der Richtlinie geforderten Maf3e fur die Stufenhohe und den Auftritt wurden in Abstimmung mit den
ONORMEN B 1600, Ausgabe 2011-04-01 und B 5371, Ausgabe 2011-02-01 festgelegt

Zu Punkt 4: Schutz vor Absturzunféallen

Zu Punkt 4.1: Absturzsicherungen

Zu Punkt 4.1.1

Ab einer Fallhéhe von 100 cm ist jedenfalls eine Absturzsicherung erforderlich. Bei Fallhéhen von 60 cm bis
100 cm ist im Einzelfall zu beurteilen, ob eine Absturzsicherung vorgesehen werden muss. Bei Fallhéhen
von weniger als 60 cm kann von einer Absturzsicherung abgesehen werden (,akzeptiertes Risiko").

Bei der Ermittlung der Gefahr eines Absturzes (im Bereich zw. 60 cm und 100 cm) wird beispielsweise auf
die Absturzhdhe unter Bertcksichtigung der seitlichen Neigung der absturzgeféhrlichen Stelle, auf die Art
des Untergrundes im Sturzbereich und auf das zu erwartende spezifische Benutzerverhalten Bedacht zu
nehmen sein.

So kann Dbeispielsweise im Zusammenhang mit flach geneigten Bdschungen trotz gréRerer
Niveauunterschiede (=Absturzhdhe) eine Absturzgefahr nur in geringen Ausmalflen bestehen, bei Bauten
jedoch, die auch von Kindern, Personen mit Behinderung oder &lteren Personen benutzt werden, eine
Absturzhéhe unter einem Meter bereits eine Gefahr darstellen, die erhebliche Auswirkungen nach sich
ziehen kann.

Als Beispiel fir besonders geringe Absturzhthen mit gefahrlichen Begleitumstanden im Falle eines
LAbstlrzens®, kdnnen Gastgartenpodeste, die auf oder neben Fahrbahnen angeordnet sind, genannt
werden.

Zu Punkt 4.1.2

In der Richtlinie werden folgende Hohen fir absturzsichernde Bauteile unterschieden:
Absturzhéhen bis 12 m und Uber 12 m

Zu den Punkten 4.1.3 bis 4.1.4

Die Bestimmungen gelten fir Bauwerke, die nach ihrem Verwendungszweck auch Kindern zugénglich sind.
(vgl. dazu auch Punkt 4.1.5 der Richtlinie).

Zu solchen Bauwerken zéhlen beispielsweise neben Kindergarten, Schulen und Wohngebauden auch
offentliche Gebaude, Tourismusbetriebe, Banken, Biiros, Arztpraxen u. &., nicht jedoch die typischerweise
nur fir Betriebsangehorige zuganglichen Bereiche einer Betriebsanlage.
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Die Bestimmungen zielen darauf ab, dass Gelander, Briistungen und Treppen in Bauwerken, die nach ihrem
Verwendungszweck auch Kindern zugéanglich sind, so ausgefiihrt werden, dass sie ein Hochklettern
erschweren bzw. dass ein Durchschlipfen oder Durchrutschen an absturzgefahrdeten Stellen vermieden
wird.

Hier gilt das besondere Augenmerk somit dem Kinderschutz, wie er auch in der ONORM B 5371, Ausgabe
2011-04-01, Punkt 10.4 normiert wird.

zu den Punkten 4.1.2 und 4.1.3 siehe Anhang | und I
zu Punkt 4.1.4 siehe Anhang llI

Zu Punkt 4.2: Verglasungen mit absturzsichernder Funktion

Bei der Beurteilung, ob ein Verbund-Sicherheitsglas im Sinne dieser Bestimmung geeignet ist, ist der
ONORM 3716-3, Ausgabe 2009-11-15 zu entnehmen, wobei insbesondere auf Folgendes Bedacht zu
nehmen ist:

- Lagerung des Glases (z.B. punkt- oder linienférmig, ein- oder mehrseitig)

- Dicke der Glasscheibe(n)

- Flache der Glasscheibe

- Glasart

- Verankerung der Tragkonstruktion
Mdgliche anzusetzende Lasteinwirkungen (im Hinblick auf die Nutzungskategorien) kénnen beispielsweise
der ONORM EN 1991-1-1, Ausgabe 2011-03-01 und ONORM B 1991-1-1, Ausgabe 2006-01-01
entnommen werden.

Zu Punkt 5: Schutz vor Aufprallunfallen und herabstiirzenden Gegenstanden

Zu Punkt 5.1: Glastiiren und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion

Zu Punkt 5.1.1

Grundsatzlich ist in Verkehrsbereichen bis zur geforderten Hohe Einscheibensicherheitsglas - ESG am
zweckmahigsten, da ESG eine hdhere Zugfestigkeit aufweist und ohne scharfe Kantenbildung bricht. Dabei
wird davon ausgegangen, dass das Schutzziel unabhangig von deren Anzahl fiir alle Benutzer gilt, somit
auch in Wohnungen und Einfamilienhdusern. Unter Verglasungen entlang begehbarer Flachen sind
Verglasungen in Inneren von Gebauden, aber auch zu Terrassen, Loggien und Balkonen zu verstehen.
Besondere Anforderungen gelten jedoch zusétzlich fur Flachen mit mdglichem Menschengedrange. Diese
werden insbesondere in der ONORM EN 1991-1-1, Ausgabe 2011-03-01 mit der Nutzungskategorie C5
definiert, wonach beispielsweise Gebaude mit dffentlichen Veranstaltungen, wie Konzertséale, Sporthallen mit
Tribunen, Terrassen und Zugangsbereiches sowie Bahnsteige darunter fallen.

Zu Punkt 5.1.2

Bei Mehrscheiben-Isolierglas gelten die Anforderungen gem. Punkt 5.1.1 lediglich an die Scheiben an der
Seite oder den Seiten der Einwirkung, sofern sichergestellt ist, dass ein DurchstofRen nicht mdglich ist. Dies
kann bei Verbundsicherheitsglas (VSG) jedenfalls als gegeben betrachtet werden, bei
Einscheibensicherheitsglas (ESG) muss dieses jedoch so bemessen sein, dass ein Durchstof3en verhindert
wird. Ein Nachweis kann auch mittels Pendelschlagversuchs nach ONORM EN 1260, Ausgabe 2003-05-01
mit einer Fallhéhe von 450 mm gefuhrt werden. Die weiteren Scheiben, an die somit keine Anforderungen
gelten, mussen durch Abstandhalter von der oder den der Einwirkung ausgesetzten Scheibe(n) getrennt
werden.

Zu Punkt 5.1.3

Dieser Punkt berticksichtigt, dass berstende ESG-Scheiben (im Gegensatz zu gewohnlichem Floatglas oder
VSG, wobei bei letzterem bei Bruch des Glases sogar eine Resttragfahigkeit angenommen werden kann) ab
groReren Splitterfallhéhe problematisch sein kénnen, da durch splitternde und spontan abstiirzende
Glasteile Menschen verletzt werden koénnen. Da bei heil3gelagertem thermisch vorgespanntem
Einscheibensicherheitsglas nach ONORM EN 14179-1, Ausgabe 2005-08-01, sofern der Heat Soak Prozess
durchgefiihrt und fremdiberwacht wurde, die Wahrscheinlichkeit von Spontanbriichen vernachlassigbar
klein ist, waren fur diese Glasart keine zusétzlichen MaRnahmen erforderlich. Da jedoch beim Einbau der
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Glaser bzw. im taglichen Betrieb durch die Benutzung des Bauwerks Beschadigungen am Glas auftreten
kénnen, die oft nicht sofort offensichtlich werden, wurden zur Sicherheit zusétzliche Anforderungen an die
Lagerung der Glasscheiben gestellt.

Eine zweiseitige Lagerung ist nur dann zulassig, wenn im taglichen Betrieb eine Kontrolle der Glaskanten
auf Beschadigungen gewabhrleistet ist.

Zu Punkt 5.2: Abrutschen von Eis und Schnee

Durch diese Bestimmung soll, wie bisher in samtlichen Bauvorschriften geregelt, sichergestellt werden, dass
von Dachern durch Schnee und Eis keine Gefahren auf allgemein zugéngliche Bereiche, wie etwa darunter
liegende Verkehrsflachen und Hauszugéange oder benachbarte Bereiche ausgehen.

Zu Punkt 5.3: Glasdacher, Oberlichten, Dachflachenfenster und Glashauser

Zu Punkt 5.3.1

Generell wird hier klargestellt, dass Horizontalverglasungen (Uberkopfverglasungen), sofern nicht
Erleichterungen im Sinne des Punktes 5.3.2 zur Anwendung gelangen, aus Verbund-Sicherheitsglas - VSG
zu bestehen haben, um im Bruchfall eine gewisse Resttragfahigkeit gewéhrleisten zu kénnen.

Fur Einfachverglasungen bzw. fir die untere Scheibe von Isolierverglasungen sollte dabei nur geeignetes
VSG verwendet werden. - Hier geht es in erster Linie um die Resttragfahigkeit, wobei ESG oder ein - nur aus
ESG hergestelltes - VSG diese Resttragfahigkeit nicht besitzen.

Die Forderung der Richtlinie orientiert sich an der ONORM B 3716-2, Ausgabe 2009-11-15, wonach bei
Glasdéachern und Oberlichten fur Einfachverglasungen und fir die untere Scheibe bei Isolierverglasungen
VSG aus Floatglas oder geeignetes Glas mit Sicherheitseigenschaften zu verwenden oder
Schutzvorrichtungen gegen das Herabfallen von Glasstiicken vorzusehen sind.

Die Verwendung von teilvorgespanntem Glas (TVG) ist auf Grund des anndhernd gleichen Bruchverhaltens
wie Floatglas und somit der im Verbund mit anderen Glasscheiben erhdhten Resttragfahigkeit (also VSG
aus TVG) sowie den gegeniber Floatglas erhdhten Zugeigenschaften im Horizontalbereich besonders
empfehlenswert.

Zu Punkt 5.4: Verbindungen vor- und abgehangter Bau- und Fassadenteile mit der Tragkonstruktion

Fur geklebte Glaskonstruktionen (Structural Sealant Glazing Systems - SSGS) ist beispielsweise das
Vorliegen einer entsprechenden européischen technischen Zulassung nachzuweisen. Siehe dazu auch die
Verordnung uber die Baustoffliste OE, wonach geklebte Glaskonstruktionen im Sinne der ETAG 002 nur mit
mechanischer Sicherung verwendet werden dirfen.

Zu Punkt 6: Verbrennungsschutz

Neben Armaturen von Duschen und Badewannen, die im Bedarfsfall beispielsweise mit Thermostaten
abgesichert werden kdnnen, sind von dieser Bestimmung in erster Linie haustechnische Anlagen betroffen,
die nach Erfordernis gegen gefahrbringende Beriihrungen abzusichern sind.

Zur weiteren Information findet sich beispielsweise in der ONORM EN ISO 13732-1, Ausgabe 2009-02-01
ein Bewertungsverfahren fiir menschliche Reaktionen bei Kontakt mit hei3en Oberflachen in Abhangigkeit
von Kontaktdauer und spezifischen Materialien. Demnach wird bei den unglnstigsten Materialien, das sind
unbeschichtete Metalle, bei einer Hautkontaktdauer D von ca. 1,0 s und einer Oberflachentemperatur TS
des beriihrten Gegenstandes von ca. 65 bis 70°C bereits die Verbrennungsschwelle erreicht.

Ahnliche Regelungen finden sich auch hinsichtlich der Oberflachentemperaturen bei Metallabgasanlagen in
der ONORM EN 1856-1, Ausgabe 2009-08-15.

Zu Punkt 8: Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken

Zu Punkt 8.1: Anwendungsbereich

Die Lander regeln in ihren landesrechtlichen Bestimmungen eigenstéandig, welche Bauwerke barrierefrei
gestaltet werden mussen. Die Richtlinie legt lediglich fest, wie Gebdude ausgefihrt werden missen, um den
Anforderungen der Barrierefreiheit zu gentigen.

Die Anzahl der behindertengerechten Stellplatze fur Personenkraftwagen wird ebenfalls in der OIB-Richtlinie
nicht geregelt, da dies den Landern vorbehalten bleibt.
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Zu den Punkten 8.1. bis 8..4

Zur leichteren Lesbarkeit und Anwendbarkeit der OIB-Richtlinie 4 wurden die wichtigsten Anforderungen im
Zusammenhang mit der barrierefreien Gestaltung bereits in den jeweiligen Kapiteln aufgenommen.

Im Kapitel 8 wird zusatzlich auf die zur barrierefreien Gestaltung relevanten Bestimmungen der ONORM B
1600, Ausgabe 2011-04-01 fur Wohngebauden, den anpassbaren Wohnbau und fir Nicht-Wohngebauden
verwiesen.
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Anhang |
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Anhang Il
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Anhang llI

ABSTAND GELANDER ZUM TREPPENLAUF

WURFEL max.
12,0x 12,0 cm

WURFEL max,
7.5x7.5¢cm

< 3cm
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OiB- Richtlinie 5

Schallschutz

Ausgabe: Oktober 2011
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2 Baulicher SChallSChULZ.........cooiuiiii et 2
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4 ErsChUerUNgSSCRULZ .....cooiiiii e e 5

Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachverstandigenbeirat fir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemaf § 8 Z. 12 der Sta-
tuten durch die Generalversammlung des OIB.
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2.2
2.21

222

223

224

225

226

Vorbemerkungen

Diese Richtlinie ist flir Gebaude und Gebaudeteile anzuwenden, welche dem langeren Aufenthalt
von Menschen dienen und deren widmungsgerechte Nutzung einen Ruheanspruch bewirkt. Dazu
zahlen insbesondere Wohngebaude, Wohnheime, Blrogebdude, Beherbergungsstatten, Schulen,
Kindergarten, Krankenhauser, etc.

Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.

Baulicher Schallschutz

Anwendungsbereich

Die festgelegten Anforderungen dienen der Sicherstellung eines fir normal empfindende Menschen
ausreichenden Schutzes von Aufenthalts- und Nebenrdumen vor Schallimmissionen von Auf3en und
aus anderen Nutzungseinheiten desselben Gebaudes sowie aus angrenzenden Gebauden.

Anforderungen an den Schallschutz von Au3enbauteilen

Der mafRgebliche standortbezogene und gegebenenfalls bauteillagebezogene AulRenlarmpegel ist
nach dem Stand der Technik unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel) zu er-
mitteln. Es hat dies getrennt fir Tag (06:00 bis 22:00 Uhr) und Nacht zu erfolgen, wobei der jeweils
unguinstigere Wert fur die Ermittlung der Anforderungen heranzuziehen ist.

Sofern sich aus den Punkten 2.2.3 und 2.2.4 keine hoheren Anforderungen ergeben, dirfen unab-
hangig vom mafgeblichen AulRenlarmpegel und der Gebaudenutzung die Werte fir das bewertete
resultierende Bauschallddmm-MaR R’ der AuRenbauteile gesamt von 33 dB und das bewertete
Schallddmm-MaR R, der opaken AufRenbauteile von 43 dB nicht unterschritten werden.

Fir Wohngebaude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergarten, Krankenhauser, Kurgebaude u. dgl. dir-
fen folgende Werte fir das bewertete resultierende Bauschallddmm-MafR R’ der AulRenbauteile
gesamt nicht unterschritten werden:

a) Bei einem maligeblichen Aulenlarmpegel von 51 dB bis 60 dB tags oder 41 dB bis 50 dB
nachts 38 dB,

b) bei einem maligeblichen AuRenlarmpegel Gber 60 dB bis 70 dB tags oder tber 50 dB bis 60 dB
nachts 38 dB, erhoht um die Halfte jenes Betrags, um den der malRgebliche AuRenlarmpegel
den Wert von 60 dB tags bzw. 50 dB nachts Uberschreitet, oder

c) bei einem mafRgeblichen AuRenlarmpegel ber 70 dB tags oder tber 60 dB nachts) 43 dB, er-
hoht um jenen Betrag des maligeblichen Aufenlarmpegels, welcher 70 dB tags bzw. 60 dB
nachts uberschreitet.

Das bewertete Schalldamm-MaR R,, der opaken AuRenbauteile muss jeweils um mindestens 5 dB
hoher sein als das jeweils erforderliche bewertete resultierende Bauschallddmm-Mal} R’ der Au-
Renbauteile gesamt.

Das bewertete Schallddmm-MafR R, von Fenstern und AulRentiren darf das jeweils erforderliche
bewertete resultierende Bauschalldamm-Mal R’ , der Aulenbauteile gesamt um nicht mehr als
5 dB unterschreiten. Die Summe aus dem bewerteten Schallddmm-MaR R, und dem Spektrum-
Anpassungswert C. von Fenstern und AuRentlren darf das jeweils erforderliche bewertete Schall-
damm-Maf R, von Fenstern und AuRentiiren um nicht mehr als 5 dB unterschreiten.

Die Schalldammung von Luftungsdurchfiihrungen wie z.B. Fensterllfter, Einzelraumliftungsgerate,
Zu- und Abluftéffnungen muss so grofd sein, dass im geschlossenen Zustand das jeweils erforderli-
che bewertete resultierende Schalldamm-Mal R’ , der Aulkenbauteile gesamt erfillt bleibt und im
geodffneten Zustand um nicht mehr als 5 dB unterschritten wird.
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2.2.7

2.2.8

229

2.3
2.31

23.2

2.4

Fur Verwaltungs- und Burogebaude u. dgl. gelten fir das jeweils erforderliche bewertete resultie-
rende Bauschalldamm-MaR R’ , der Aulienbauteile gesamt und das jeweils erforderliche bewerte-
te Schallddmm-Mal} R, der opaken AuRenbauteile um 5 dB niedrigere Anforderungen als in den
Punkten 2.2.3 und 2.2.4 festgelegt.

Fir Decken und Wéande gegen Durchfahrten und Garagen darf das bewertete Bauschallddmm-Maf}
R’,, von 60 dB nicht unterschritten werden.

Fur Gebaudetrennwande, die an vorhandene Gebaude angebaut werden oder an welche andere
Gebaude angebaut werden kénnen, darf das bewertete Schallddmm-MaR R, je Wand von 52 dB
nicht unterschritten werden.

Anforderungen an den Luftschallschutz innerhalb von Gebauden

Wande, Decken und Einbauten zwischen Radumen, die nicht durch Turen, Fenster oder sonstige
Offnungen miteinander verbunden sind, sind so zu bemessen, dass bedingt durch die Schalliiber-
tragung durch den Trennbauteil und die Schall-Langsleitung z.B. der flankierenden Bauteile die fol-
genden Werte der bewerteten Standard-Schallpegeldifferenz D1, nicht unterschritten werden:

a) 55 dB zu Aufenthaltsrdumen aus Raumen anderer Nutzungseinheiten sowie aus allge-
mein zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerrdume, Gemeinschafts-
raume),

b) 55 dB zu Hotel-, Klassen-, Krankenzimmern oder Wohnrdumen in Heimen aus Raumen

der selben Kategorie sowie aus allgemein zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser,
Gange, Kellerrdume, Gemeinschaftsraume),

c) 50 dB zu Nebenrdumen aus Raumen anderer Nutzungseinheiten sowie aus allgemein
zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Gemeinschaftsrau-
me),

d) 50 dB zu Hotel-, Klassen-, Krankenzimmern oder Wohnraumen in Heimen aus Neben-
raumen.

Wande, Decken, Tiren und Einbauten zwischen Raumen, die durch Turen, Fenster oder sonstige

Offnungen miteinander verbunden sind, sind so zu bemessen, dass bedingt durch die Schalliiber-

tragung durch den Trennbauteil und die Schall-Langsleitung z.B. der flankierenden Bauteile die fol-
genden Werte der bewerteten Standard-Schallpegeldifferenz D,r,, nicht unterschritten werden:

a) 50 dB zu Aufenthaltsrdumen aus Raumen anderer Nutzungseinheiten sowie allgemein
zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Gemeinschaftsrau-
me),

b) 50 dB zu Hotel-, Klassen-, Krankenzimmern oder Wohnraumen in Heimen aus Raumen
der selben Kategorie,

c) 38 dB zu Hotel-, Klassen-, Krankenzimmern oder Wohnradumen in Heimen aus allgemein
zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Gemeinschaftsrau-
me),

d) 35 dB zu Nebenrdumen aus Raumen anderer Nutzungseinheiten sowie aus allgemein
zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange, Kellerraume, Gemeinschaftsrau-
me),

e) 35 dB zu Hotel-, Klassen-, Krankenzimmern oder Wohnrdumen in Heimen aus Neben-
raumen

Anforderungen an den Luftschallschutz von Tiren innerhalb von Gebauden

Sofern nicht zur Erfillung der Anforderung an die jeweils erforderliche bewertete Standard-

Schallpegeldiffernz D, gemal Punkt 2.3 ein hdheres bewertetes Schalldamm-MaR erforderlich ist,

darf das bewertete Schalldamm-Maf} R,, von Turen (TUrblatt und Zarge) folgende Werte nicht unter-

schreiten:

a) 42dB bei Wohnungseingangstiren, die von allgemein zuganglichen Bereichen (z.B. Trep-
penhduser, Gange) unmittelbar in Aufenthaltsrdume (ohne akustisch abgeschlossene Vorraume
oder Dielen) fiihren und bei Turen zwischen Aufenthaltsraumen mit Fremdnutzung derselben
Kategorie
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2.5
2.51

2.5.2

2.6
2.6.1

2.6.2

2.7

2.71

2.7.2

2.7.3

2.8

2.8.1

2.8.2

2.8.3

b) 33dB bei Turen von allgemein zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange) zu
Wohnungen, Hotel- oder Krankenzimmern oder zu anderen Raumen, an die ahnliche Ruhean-
spriche gestellt werden und bei Turen zwischen Nebenrdumen mit Fremdnutzung derselben
Kategorie und

c) 28dB bei Tiuren von allgemein zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Gange) zu
Klassenzimmern.

Anforderungen an den Trittschallschutz in Gebauden

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L’ 1., in Gebauden zu Aufenthaltsrdumen darf folgende

Werte nicht Gberschreiten:

a) 48dB aus Raumen angrenzender Nutzungseinheiten (Wohnungen, Schulen, Kindergarten,
Krankenhdusern, Hotel, Heimen, Verwaltungs- und Blrogebduden und vergleichbare Nutzungen
sowie aus allgemein zugénglichen Terrassen, Dachgarten, Balkonen, Loggien und Dachbdden),

b) 50dB aus allgemein zuganglichen Bereichen (z.B. Treppenhauser, Laubengange) und

c) 53dB aus nutzbaren Terrassen, Dachgéarten, Balkonen, Loggien und Dachbdden.

Abweichend von Punkt 2.5.1 gelten zu Nebenrdumen um 5 dB hdhere Werte.

Schalltechnische Anforderungen an haustechnische Anlagen

Der durch den Betrieb von haustechnischen Anlagen aus anderen Nutzungseinheiten entstehende
maximale Anlagengerauschpegel Lagmax ot darf bei gleich bleibenden und intermittierenden Gerau-
schen den Wert von 25 dB, bei kurzzeitigen Gerauschen den Wert von 30 dB nicht Gberschreiten.
Zu Nebenraumen sind jeweils um 5 dB hdéhere Werte zulassig.

Sofern eine mechanische Liftungsanlage in der eigenen Nutzungseinheit vorhanden ist, durfen fur
Aufenthaltsrdume mit dem Schutzziel Schlaf (z.B. Aufenthaltsrdume in Wohnungen, ausgenommen
Kichen) die Gerdusche dieser Anlage, bezogen auf die lufthygienisch mindesterforderliche Be-
triebsart, einen aquivalenten Anlagengerauschpegel Lagqnr von 25 dB, fur Aufenthaltsrdume mit dem
Schutzziel Konzentration (z.B. Klassenraume) von 30 dB nicht tiberschreiten.

Schalltechnische Anforderungen zwischen Reihenhdusern und aneinander angrenzenden
Gebauden

Wande zwischen Raumen in Reihenhausern und angrenzenden Reihenhauseinheiten bzw. angren-
zenden Gebauden sowie zwischen aneinander angrenzenden Gebauden sind so zu bemessen,
dass die bewertete Standard-Schallpegeldifferenz D,r, von 60 dB nicht unterschritten wird.

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L'yt von angrenzenden Gebduden bzw. angrenzenden
Reihenhauseinheiten zu Raumen in Reihenhdusern sowie zwischen aneinander angrenzenden Ge-
bauden darf den Wert von 43 dB nicht Gberschreiten.

Bezlglich der schalltechnischen Anforderungen an haustechnische Anlagen gelten die Bestimmun-
gen von Punkt 2.6.

Zusétzliche schalltechnische Anforderungen fir Geb&ude mit anderer als wohn-, biiro oder
schuldhnlicher Nutzung

Fir Gebaude mit Nutzungseinheiten, deren Emissionsverhalten tber dem einer wohn- bzw. biro-
ahnlichen Nutzung liegt, gelten ergdnzend zu den Punkten 2.3 bis 2.6 folgende Anforderungen:

Die fur die Dimensionierung erforderlichen schalltechnischen Kenngréf3en sind nach dem Stand der
Technik zu ermitteln.

Der anzuwendende Planungsbasispegel Lpg im zu schitzenden Aufenthaltsraum darf durch den
Beurteilungspegel L, nicht Gberschritten werden. Kennzeichnende Spitzenpegel La s, diirfen den an-
zuwendende Planungsbasispegel Lpg um nicht mehr als 10 dB Uberschreiten.

Der bewertete Standard-Trittschallpegel L’ 1, zu Aufenthaltsraumen darf folgende Werte nicht tber-

schreiten:

a) 38 dB bei nutzungsbedingter Gerauschentwicklung nur zwischen 6:00 Uhr und 22:00 Uhr,

b) 33 dB bei nutzungsbedingter Gerauschentwicklung auch zwischen 22:00 Uhr und 06:00 Uhr und

c) 60 dB zwischen Aufenthaltsraumen verschiedener Nutzungseinheiten in Verkaufsstatten und in
Gebdauden ahnlicher Nutzung.
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3.1

3.2
3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.24

3.3
3.3.1

3.3.2

4.1

4.2

Raume mit spezifischer Nutzung

Fir Raume mit spezifischer Nutzung kénnen im Einzelfall abweichende Anforderungen erforderlich
bzw. ausreichend sein. Dabei kdnnen (z.B. bei Alten- und Pflegeheimen, Krankenanstalten oder
Schutzhiitten in Extremlage) auch organisatorische MaRnhahmen zum Schutz vor Larm in Rechnung
gestellt werden.

Raumakustik

Anwendungsbereich

Die Anforderungen an die Raumakustik gelten, wenn MindestmafRRnahmen hinsichtlich der Hérsam-
keit oder Larmminderung in Rdumen erforderlich sind. Ausgenommen sind Raume mit auf3erordent-
lich hohen oder spezifischen Anforderungen an die akustischen Verhaltnisse (z.B. Opernhauser,
Konzertsale, Tonaufnahmestudios).

Anforderungen zur Horsamkeit

Fir Raume mit der Nutzung Sprache (Hoérsale, Vortragsraume) fur Volumen V zwischen 30 m? und
10.000 m?® betragt die Anforderung an die Nachhallzeit T = (0,37 x Ig V) - 0,14 in Sekunden fur die
Oktavbander von 250 Hz bis 2.000 Hz.

Fur Rdume mit Nutzung Kommunikation (Klassenrdume, Medienrdume, Besprechungsrdume, Rau-
me fir audiovisuelle Darbietung) fiir Volumen V zwischen 30 m*® und 1.000 m?® betragt die Anforde-
rung an die Nachhallzeit T = (0,32 x Ig V) - 0,17 in Sekunden fiir die Oktavbander von 250 Hz bis
2.000 Hz.

Abweichungen von + 20% von den Anforderungen gemaf der Punkte 3.2.1 und 3.2.2 in den einzel-
nen Oktavbandern sind zulassig.

Die Ermittlung der Nachhallzeit hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen.

Anforderungen zur L&rmminderung

Fir Raume, an die zum Schutze der Nutzer Anforderungen an die Larmminderung gestellt werden
(z.B. Arbeitsraume, Werkraume und Gange in Schulen, Kindergartenraume, Pausenraume, Speise-
raume), ist folgende Mindestanforderung fiir die Larmminderung einzuhalten:

a) Der mittlere Schallabsorptionsgrad der Begrenzungsflachen (leerer Raum, Planungswert) hat in
den Oktavbandern von 250 Hz bis 4000 Hz mindestens a, g = 0,20, fur die Oktavbandmittenfre-
quenzen von 500, 1000 und 2000 Hz nach Mdéglichkeit a,g = 0,25 zu betragen.

b) Die Ermittlung des mittleren Schallabsorptionsgrades o, g hat nach dem Stand der Technik zu
erfolgen.

Eine Abweichung von den Anforderungen gemaf Punkt 3.3.1 ist zuldssig, wenn aus nachvollzieh-
baren betriebstechnischen oder anderen technischen bzw. bauphysikalischen Grinden (z.B. Klima-
belastung, Hygiene) die Anordnung von absorbierenden Oberflachen nicht im erforderlichen Aus-
mal moglich ist.

Erschitterungsschutz

Anwendungsbereich

In Geb&uden, Geb&udeteilen und anderen Bauwerken sind MaRnahmen zur Verhinderung der Uber-
tragung von Schwingungen aus technischen Einrichtungen und anderen Schwingungserregern der-
art zu treffen, dass keine unzumutbaren Stérungen durch Erschitterungen fiir Personen in Aufent-
haltsraumen desselben Gebaudes oder in Aufenthaltsraumen benachbarter Gebaude auftreten.
Diese Richtlinie beinhaltet nicht die Festlegung von Anforderungen an den Schutz vor Erschiitterun-
gen, die aus anderen Bauwerken auf die Gebaude und Gebaudeteile einwirken.

Anforderungen

Hinsichtlich der Zumutbarkeit von Schwingungen und der Erfillung des ausreichenden Erschitter-
schutzes ist der Stand der Technik heranzuziehen.
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Erlauternde Bemerkungen
zu OIB-Richtlinie 5 ,,Schallschutz*

Ausgabe: Oktober 2011
.  Allgemeines

Ziel der Richtlinie ist es, mdglichst einfach und zuverlassig nach dem Stand der Technik bauakustische
Anforderungen zu definieren, die im Sinne des Gesundheitsschutzes und der Nutzungssicherheit den
Intentionen der Bauproduktenrichtlinie entsprechen.

Waéhrend in der OIB-Richtlinie 5 Ausgabe April 2007 unter Hinweis auf die guten Erfahrungen mit der
Handhabung der ONORMEN - Serie B 8115 direkt auf die Bestimmungen dieser Normen verwiesen wurde,
tragt die nunmehrige Ausgabe dem Wunsch der Lander Rechnung, dass in der OIB-Richtlinie 5 selbst nur
die wesentlichen Anforderungen an den baulichen Schallschutz und an die Raumakustik enthalten sind. Die
gewahlte Vorgangsweise gewahrleistet eine klare Trennung zwischen der Festlegung von hoheitlichen
Anforderungen in der OIB-Richtlinie und der Methodik in den spezifischen Regelwerken, insbesondere
Normen. Wahrend diese wesentlichen Anforderungen in den zitierten Normen vornehmlich in Tabellen
geregelt sind, wurden diese nun textlich formuliert. Dabei wird im Aufbau so vorgegangen, dass
grundsatzliche Anforderungen beschrieben werden, welche in ihrer Haufigkeit im normalen Wohnungsbau
am haufigsten Anwendung finden. Flr speziellere Situationen wie z.B. Reihenhauser oder Gebaude mit
Nutzungseinheiten, deren Emissionsverhalten Gber dem einer wohn- bzw. burodhnlichen Nutzung liegt,
werden abweichende Anforderungen formuliert. Die Richtlinie ist so gestaltet, dass das erforderliche
Schutzniveau auch ohne Heranziehung entsprechender einschlagiger Normen erkennbar ist. Die
Formulierungen der Anforderungen lassen auch eindeutig auf das geforderte Schutzniveau schlief3en,
weshalb ein begrindetes Abweichen von den Anforderungen erleichtert wird.

Die Anforderungen nach dieser OIB-Richtlinie 5 decken sich im Wesentlichen mit den Anforderungen der
ONORMEN B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 und - ONORMEN B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01. Dariiber
hinaus gehend werden in der OIB-Richtlinie 5 zusatzliche Anforderungen an haustechnische Gerausche
innerhalb der eigenen Nutzungseinheit. gestellt.

[I.  Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Punkt 0: Vorbemerkungen

Im Vergleich zur Ausgabe April 2007 wurde in der vorliegenden Richtlinie in der demonstrativen Aufzahlung
,Gebadude fur religidse Zwecke” gestrichen. Dies bedeutet aber nicht, dass derartige Gebdude grundsatzlich
nicht der Richtlinie unterliegen. Vor allem im Hinblick auf die Schwierigkeit der Dimensionierung der
AuBenbauteile, konkret der Fenster, ist hier aber nach den Umstanden des Einzelfalls zu entscheiden, ob
das konkrete Gebaude den Anforderungen der Richtlinie unterworfen wird oder nicht.

Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen

Im Vergleich zur Ausgabe April 2007 wurde auf den Verweis auf die schalltechnischen
Begriffsbestimmungen der ONORM B 8115-1 verzichtet. Zur Anwendung der OIB-Richtlinie 5 wurden die
Begriffsbestimmungen zu den OIB-Richtlinien um die verwendeten schalltechnischen Begriffe erweitert.

Zu Punkt 2: Baulicher Schallschutz

Zu Punkt 2.1: Anwendungsbereich

Erganzt wurde hier zur Ausgabe April 2007, dass die Sicherstellung eines ausreichenden Schallschutzes
durch die festgelegten Anforderungen .fir normal empfindende Menschen® erreicht werden kann. Dies
erfolgte in Ubereinstimmung zur ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 nach der Uberlegung, dass fir
besonders sensible Personengruppen der Schutz gegebenenfalls nicht ausreichend sein kann und den
Anforderungen lediglich der Charakter eines Mindeststandards gleichkommt.

Wirkungen von Nutzungsaktivitdten in Gebauden, insbesondere von Nutzungen, welche Uber jene einer
wohn- bzw. burodhnlichen Nutzungen liegen, ins Freie und in die umliegenden Nachbarschaftsbereiche
werden in dieser Richtlinie nicht behandelt, da dies nicht im Anwendungsbereich der zielorientierten
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Anforderungen der urspringlichen Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG Uber die Harmonisierung
bautechnischer Vorschriften enthalten ist.

Zu Punkt 2.2: Anforderungen an den Schallschutz von AuRenbauteilen

Zur Ermittlung des maRgeblichen standortbezogenen und gegebenenfalls bauteillagebezogenen
AufRenlarmpegels ist der Stand der Technik heranzuziehen. Dieser wird jedenfalls in der ONORM B 8115-2,
Ausgabe 2006-12-01 abgebildet. Die Verwendung zusatzlicher oder alternativer Verfahren wird durch diese
Formulierung aber nicht eingeschrankt. Die Bestimmung, wonach der maf3gebliche AuRenlarmpegel unter
Anwendung von Anpassungswerten zu bilden ist, stellt klar, dass den besonderen Gerauschcharakteristika
in der Ermittlung Rechnung zu tragen ist.

In der Regel werden Anpassungswerte fur folgende Schallquellen herangezogen:

- Schienenverkehr auf Durchzugsstrecken —5 dB,

- Schienenverkehr in Verschubbahnhdéfen +5 dB,

- StralRenverkehr mit flieRendem Verkehr O dB,

- Flugverkehr mit Flachenflugzeugen 0 dB,

- Flugverkehr mit Hubschrauber +5 dB,

- Anlagen sowie Parkplatze +5 dB.

Diese Bestimmung trifft im Besonderen beim Schienenverkehrsldarm und bei Gerduschen aus Anlagen zu.
Bei der Verwendung strategischer Larmkarten ist auch der Anpassungswert fur den Schienenverkehr, der so
genannte Schienenbonus, zu beriicksichtigen. Aus strategischen Larmkarten fiir Schieneverkehr wird der fur
Dimensionierung mafigebliche Auflenldrmpegel aus dem L,gn: abzliglich 5 dB gebildet. Bei StraRenverkehr
entspricht der Larmindex der allgemeinen Larmbelastung L4, zahlenwertmafRig dem mafgeblichen
AuRenlarmpegel fir den Tag. Bei Verwendung strategischer Larmkarten zur Bestimmung des maR3geblichen
AuRenlarmpegels (wie in ON 8115-2 vorgesehen) sind die Anwendungshinweise der OAL 36-2 zu beachten.
Bei Heranziehung der malgeblichen Aullenlarmpegel laut Tabelle 1 (Planungsrichtwerte flr
gebietsbezogene Schallimmissionen) der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 ist davon auszugehen,
dass die genannten Planungsrichtwerte bereits Beurteilungspegel unter Berlcksichtigung von
Anpassungswerten darstellen. Dies ergibt sich im Zusammenhang mit ONORM S 5021, Ausgabe 2010-04-
01.

In Punkt 2.2.2 wird die grundsatzliche Mindestanforderung unabhangig von Auflenlarmpegel und
Gebaudenutzung festgelegt, um eindeutig klarzustellen, dass jedenfalls ein Mindestmal® an den baulichen
Schallschutz von Aufenbauteilen besteht.

Die derzeitigen Bestimmungen in ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 zeigen bei Vergleich der
Schallimmissionen im Raum, welche aus dem Zusammenwirken von Aufenlarmpegel und baulichen
Schallschutz resultieren, eine Sagezahnfunktion mit deutlichen Sprungstellen, dies im Besonderen im
Bereich des Auflenlarmpegels bei 60 dB am Tag respektive 50 dB bei Nacht. Dies fihrt zu ungleichen
Behandlungen der durch Larm Betroffenen, welche schutzzielorientiert nicht argumentiert werden kdénnen.
Mit den neuen Formulierungen in Punkt 2.2.3 werden stetige Funktionen geschaffen, womit Unsicherheiten
in der Ermittlung der AuRenlarmpegel bei weitem nicht so stark in die Anforderungen einflielen als dies bei
Anwendung der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 der Fall ist. Mit der Erfiillung der Anforderungen
nach ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 sind die Mindestanforderungen dieser Richtlinie aber
jedenfalls erfullt.

In der folgenden Abbildung sind die Anforderungen an das bewertete resultierende Bauschallddmm-Maf}
R es, w in Abhangigkeit vom maRgeblichen AulRenlarmpegel tags dargestellt.
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Anforderungen an Auf3enbauteile gesamt

60
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10 4

bewertetes resultierendes Bauschalldamm-MaR
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maRgeblicher AuBenlarmpegel tags

‘ = Wohngebaude, -heime, Hotels, Schulen, Kindergarten, Krankenhauser, Kurgebaude u. dgl =Verwaltungs- und Biirogeb&ude u. dgl. ‘

In den Punkten 2.2.4 und 2.2.5 werden die Inhalte der Tabelle 2 der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-
01 in Form einer generellen Anforderung verbalisiert.

Die Bestimmung in Punkt 2.2.6 stammt urspriinglich aus der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2002 und wurde
im Rahmen der Uberarbeitung fir die Ausgabe 2006 nur teilweise Ubernommen. Unter ,geschlossenem
Zustand“ einer  LUftungsdurchfihrung wird die Unterbindung der Luftstrbmung in dieser
Liaftungsdurchflihrung verstanden. Die Praxis zeigte, dass eine derartige Bestimmung die Klarheit der
Anforderung erhoht; zur Beschreibung der Schallddmmung bei Liiftungsdurchfihrungen im offenen Zustand
ist daher eine eigene Anforderung notwendig geworden. Fir das resultierende Schallddmm-Mal} ist das
Verhaltnis des Luftungsquerschnittes zur Flache der gesamten Aullenbauteile bezogen auf den zu liftenden
Raum malgebend. Da der notwendige Luftungsquerschnitt eine Funktion des anschlieRenden
Raumvolumens ist, wird diese Anforderung mit Geraten nach dem Stand der Technik erreicht.

Die Bestimmungen in den Punkten 2.2.7 und 2.2.8 wurden der Tabelle 2 der ONORM B 8115-2, Ausgabe
2006-12-01 entnommen, jedoch analog zu Punkt 2.2.3 dieser Richtlinie verbalisiert.

Die Forderung in Punkt 2.2.9 eines mindest erforderlichen bewerteten Schallddamm-MaRes R,, von 52 dB
folgt dem Gedanken, dass bei einem spateren Anbau tatsachlich der erforderliche Mindestschallschutz von
aneinander grenzenden Gebduden bzw. Reihenhdusern zu gleichen Teilen realisiert werden kann. Im
Gegensatz zur ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 wird nicht das Bauschalldamm-MaR R’,,, sondern
lediglich das erforderliche bewertete Schallddmmmal R,, gefordert, da die Ermittlungsmethode fiir massive
zweischalige Trennbauteile ebenfalls nur ein R,, vorsieht und die Schall-Langsleitung bei spaterem Anbau
einer Nutzungseinheit ohnehin durch die Mindestanforderung fir die bewertete Standard-
Schallpegeldifferenz D, berticksichtigt wird.

Zu Punkt 2.3: Anforderungen an den Luftschallschutz in Gebduden

In den Punkten 2.3.1 und 2.3.2 werden die Anforderungen an die bewertete Standard-Schallpegeldifferenz
innerhalb von Gebauden aus Tabelle 3 ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 textlich wiedergegeben.
Dabei wird in Ubertragungssituationen mit und ohne Verbindung durch Tiren, Fenster udgl. unterschieden.

In Punkt 2.3.1 c) wird klargestellt, dass zu Nebenrdumen um 5 dB niedrigere Anforderungen bestehen, als
zu Aufenthaltsraumen.
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Zu Punkt 2.3.1 d) ist festzustellen, dass sich die Erfullung dieser Anforderung in aller Regel bereits aus der
Einhaltung von Punkt b) ergibt.

In Punkt 2.3.2 d) wird klargestellt, dass zu Nebenrdumen um 15 dB niedrigere Anforderungen bestehen, als
zu Aufenthaltsrdumen.

Zu Punkt 2.3.1 e) ist festzustellen, dass sich die Erfiillung dieser Anforderung in aller Regel bereits aus der
Einhaltung von Punkt b) ergibt.
Zu Punkt 2.4: Anforderungen an den Luftschallschutz von Tiiren

Hier sind die Anforderungen nach Tabelle 5 der ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 textlich
wiedergegeben.

Zu Punkt 2.5: Anforderungen an den Trittschallschutz in Gebauden

Fir drei Gruppen von Schalliberragungen sind in Punkt 2.5.1 die Anforderungen nach Tabelle 6 der
ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 textlich formuliert, ausgenommen die Reihenh&user, welche in
Punkt 2.7 dieser Richtlinie behandelt werden.

Die Bestimmung in Punkt 2.5.2 folgt dem Einleitungssatz zur Tabelle 6 der ONORM B 8115-2, Ausgabe
2006-12-01.

Zu Punkt 2.6: Schalltechnische Anforderungen an haustechnische Anlagen

In Punkt 2.6.1 erfolgt die Ubernahme der Anforderungen aus ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 unter
Berlcksichtigung des zeitlichen Verlaufs der Gerdusche. Besondere Berlcksichtigungen von tonalen
Komponenten erfolgen nicht, da derartige Einwirkungen, sofern hier markante Tonalitdten auftreten, auf ein
schadhaftes Verhalten hindeuten und derartige Betriebszustande nicht Gegenstand der Mindestanforderung
sein sollen.

In Punkt 2.6.2 wird erstmals eine Anforderung innerhalb einer Nutzungseinheit formuliert, namlich die
Larmentwicklung bei mechanischen Liftungsanlagen. Dabei ist von jener Betriebsart auszugehen, die zur
Sicherstellung eines hygienisch erforderlichen Luftwechsels notwendig ist. Darunter fallen insbesondere
Liftungseinrichtungen in Schlafraumen und sonstigen Aufenthaltsraumen, nicht jedoch Entliftungen von
Nassraumen oder Kiichenablufteinrichtungen. Diese Anforderung ist insbesondere im Zusammenhang mit
Passivhausnutzungen und dergleichen oder zur Sicherstellung des Schallschutzes der AuRRenbauteile in
hoch belasteten Gebieten zur Begrenzung der Gerauschpegel im Raum notwendig. Die anzuwendende
BeurteilungsgroRe wurde dabei als Laeqnr gewahlt, da dies im Hinblick auf das Normenwerk fur
haustechnische Gerausche dem Planungswert entspricht. Theoretisch bestehen bei gleichbleibenden
Gerduschen, um solche handelt es sich bei Luftungsanlagen, keine Abweichungen zwischen dem L agmaxnt
und dem Laeqnt; Nach den messtechnischen Erfahrungen ist die Anforderung bezogen auf den Laeqnr aber
geringfuigig geringer. Fir Klassenrdume und vergleichbare Raume darf ein Laeqnr von 30 dB nicht
Uberschritten werden. Diese abweichende Anforderung zu anderen Aufenthaltsraumen ist im zu
betrachtenden Schutzziel zu sehen. Wahrend in Aufenthaltsraumen von Wohnungen die Sicherstellung
eines ausreichenden Schlafes im Vordergrund steht, ist als Schutzziel fir Klassenraume und vergleichbare
Raume die Konzentration von Bedeutung. Mit dieser Anforderung wird auch dem Schutzziel Kommunikation
Rechnung getragen, da dieses bei einem L aeqnr mit 30 dB jedenfalls erreicht wird.

Zu Punkt 2.7: Schalltechnische Anforderungen zwischen Reihenhdusern und aneinander angrenzenden
Gebauden

Die in Punkt 2.7 enthaltenen strengeren Anforderungen entsprechen einerseits der ONORM B 8115-2,
Ausgabe 2006-12-01 und andererseits auch den Nutzererwartungen, die insbesondere bei Reihenhausern
den Charakter eines Einfamilienhauses erwarten, d.h. keine Beldstigung von "Nachbarlarm". Der Aufwand
der baulichen Trennung rechtfertigt auch die Bestimmung, dass die Anforderungen fiir den Schallschutz zu
Nebenraumen nicht verringert werden dirfen.

Zu Punkt 2.8: Zuséatzliche schalltechnische Anforderungen fiir Gebdude mit Nutzungseinheiten, deren
Emissionsverhalten liber dem einer wohn- bzw. birodhnlichen Nutzung liegt

Hier sind die Anforderungen an den Luftschallschutz und Trittschallschutz in Gebauden mit Betriebsstatten
nach ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 verbalisiert. Mit der allgemeinen Formulierung, wonach der
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Beurteilungspegel den Planungsbasispegel im Raum nicht und einzelne kennzeichnende Spitzenpegel nicht
mehr als 10 dB Uberschreiten dirfen, wird wieder die grundsatzliche Forderung an den Luftschallschutz nach
ONORM B 8115-2: 2002 klar zum Ausdruck gebracht. Diese Zielvorgabe eignet sich auch zum Nachweis
der Gleichwertigkeit des Schallschutzes in Sonderverfahren. Im Gegensatz zu den Formeln 2 und 3 der
ONORM B 8115-2, Ausgabe 2006-12-01 lasst die verbale Anforderung das Ermittlungsverfahren fir die
spektralen Eigenschaften der Gerauschquellen und der Luftschallibertragung wie auch die Hohe des
Anpassungswertes fiir die Gerduschcharakteristik offen. Bei Einhaltung der Vorgaben der ONORM mit
Heranziehung des Spektrum-Anpassungswertes C; und des generellen Anpassungswertes von 5 dB sind
die Anforderungen der OIB-Richtlinie 5 jedenfalls eingehalten.

Zu Punkt 2.9: Rdume mit spezifischer Nutzung

Da fur bestimmte Gebaudetypen im Einzelfall Abweichungen von den schalltechnischen
Mindestanforderungen erforderlich bzw. ausreichend sein kdénnen, wird dies in Punkt 2.9 ermdglicht;
insbesondere fiur Krankenhauser, Alters- und Pflegeheime oder Schutzhitten in Extremlage infolge eines
erhdhten Grundgerduschpegels im Raum.

Schutzhitten in Extremlagen sind solche, die nur Gber eine schlichte Ausstattung verfiigen sowie nur zu Fuf’
in einer Gehzeit von mehr als einer Stunde zu erreichen und im Regelbetrieb nicht durch mechanische
Aufstiegshilfen erschlossen sind.

zu Punkt 3: Raumakustik

Zu Punkt 3.1: Anwendungsbereich

Im Vergleich zur Ausgabe April 2007 wurden auch Ausnahmen fir Rdume mit ,spezifischen* Anforderungen
definiert, urspriinglich war dies nur fur auerordentlich hohe Anforderungen der Fall. Damit wurde auch dem
Umstand Rechnung getragen, dass in Ausnahmesituationen auch aul3erordentlich niedrige Anforderungen
erwlnscht sind wie z. Bsp. in Sonderhallrdumen.

Zu Punkt 3.2: Anforderungen zur Horsamkeit

In Punkt 3.2 sind die wesentlichen Anforderungen an die Nutzungen Sprache und Kommunikation aus
ONORM B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01 textlich wiedergegeben und in Formeln definiert. Die
Einschrankung der Frequenzbereiche bleibt zur OIB-Richtlinie 5 Ausgabe 2007 ebenfalls unverandert.

Zu Punkt 3.3: Anforderungen zur Larmminderung

Im Gegensatz zu ONORM B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01 werden fiir den mittleren Schallabsorptionsgrad
amp der Begrenzungsflachen in den Oktavbanden von 250 Hz — 4.000 Hz mindestens nur 0,2 gefordert.
Dies begrindet sich in der verpflichtenden Anwendung der OIB-Richtlinie 5 auch fir Bereiche wie
Pausenraumen etc.. Als Schallpegel im betreffenden Raum ist bei gleicher Gerauschentwicklung diese
Erleichterung im Vergleich zur ONORM mit 1 dB zu beschreiben und ist damit vergleichsweise gering. Nach
Maoglichkeit soll im eingeschrénkten Frequenzband von 500 — 2.000 Hz der Normenwert von an,g = 0,25
erreicht werden. Diese Bestimmung ist analog zur Verordnung Uber Larm und Vibrationen am Arbeitsplatz
und knipft damit an das verordnungsrechtliche Schutzziel fir Arbeitsstatten an. Die Ermittlung des
Schallabsorptionsgrades hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen. Dieser Stand der Technik ist
jedenfalls in der ONORM B 8115-3, Ausgabe 2005-11-01 realisiert, die Formulierung lasst aber auch weitere
oder alternative Verfahren zu.

Zu Punkt 4: Erschitterungsschutz

Zu Punkt 4.1: Anwendungsbereich

In diesem Punkt wird insbesondere festgelegt, dass sich der Erschitterungsschutz einerseits nur auf
Aufenthaltsrdume bezieht und andererseits die Quelle innerhalb des eigenen Gebaudes maligebend ist,
wobei die Zumutbarkeit zu betrachten ist. MaRnahmen infolge Erschitterungsquellen auflerhalb des
Gebaudes (z.B. Eisenbahntrassen, Betriebe), die nach Errichtung des betroffenen Gebaudes entstehen,
sind nicht Gegenstand dieser Richtlinie.

Zu Punkt 4.2: Anforderungen

Auf Grund der Uberlegung, dass die Erfiillung eines entsprechenden Erschiitterungsschutzes auf vielfache
Art und Weise erfolgen kann, wird lediglich auf den Stand der Technik verwiesen.
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Diese Richtlinie basiert auf den Beratungsergebnissen der von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Ausarbeitung eines Vorschlags
zur Harmonisierung bautechnischer Vorschriften eingesetzten Landerexpertengruppe. Die Arbeit dieses Gremiums wurde vom OIB in
Entsprechung des Auftrages der Landesamtsdirektorenkonferenz im Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 3 der Statuten des OIB koordiniert und im
Sachversténdigenbeirat fir bautechnische Richtlinien fortgefiihrt. Die Beschlussfassung der Richtlinie erfolgte gemal § 8 Z. 12 der
Statuten durch die Generalversammlung des OIB.
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0 Vorbemerkungen
Die zitierten Normen und sonstigen technischen Regelwerke gelten in der im Dokument ,OIB-
Richtlinien — Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke* angeflhrten Fassung.

1 Allgemeine Bestimmungen

1.1 Anwendungsbereich
Die gegenstandliche Richtlinie gilt fur konditionierte Gebaude.

In Gebauden bendtigte Prozessenergie ist nicht Gegenstand dieser Richtlinie. Unter Prozessenergie
wird jene Energie verstanden, die dazu dient, andere Energiebedirfnisse zu befriedigen als die
Konditionierung von Raumen fir die Nutzung durch Personen (z.B. Konditionierung von Stallen,
Kihlung von Technikraumen, Beheizung von Glashausern).

1.2 Ausnahmen

1.2.1  Auf Gebaude und Gebaudeteile, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund ihres
besonderen architektonischen oder historischen Werts offiziell geschiitzt sind, gelten die Anforde-
rungen dieser Richtlinie nicht, soweit die Einhaltung dieser Anforderungen eine unannehmbare Ver-
anderung ihrer Eigenart oder ihrer duReren Erscheinung bedeuten wirde. Das Erfordernis der Aus-
stellung eines Energieausweises bleibt davon unberihrt.

1.2.2 Firfolgende Gebdude und Gebaudeteile gelten die Anforderungen dieser Richtlinie nicht und ein

Energieausweis ist nicht erforderlich:

a. Gebaude, die nur frostfrei gehalten werden, d.h. mit einer Raumtemperatur von nicht mehr als +
5° C, sowie nicht konditionierte Gebaude

b. provisorische Gebaude mit einer Nutzungsdauer bis einschliellich zwei Jahren

c. Wohngebaude, die nach ihrer Art nur fir die Benutzung wahrend eines begrenzten Zeitraums je
Kalenderjahr bestimmt sind und deren voraussichtlicher Energiebedarf wegen dieser einge-
schrankten Nutzungszeit unter einem Viertel des Energiebedarfs bei ganzjahriger Benutzung
liegt. Dies gilt jedenfalls als erfiillt fir Wohngebaude, die zwischen 1. November und 31. Marz
an nicht mehr als 31 Tagen genutzt werden.

d. Gebaude fur Industrieanlagen und Werkstatten sowie landwirtschaftliche Nutzgebdude, bei de-
nen jeweils der Uberwiegende Anteil der Energie fur die Raumheizung und Raumkuhlung je-
weils durch Abwarme abgedeckt wird, die unmittelbar im Gebaude entsteht

e. Gebaude, die fiir Gottesdienst und religitse Zwecke genutzt werden

1.2.3 Fur Gebaude und Zubauten mit einer konditionierte Netto-Grundflache von weniger als 50 m? gelten
nur die Anforderungen gemaf Punkt 10 und ein Energieausweis ist nicht erforderlich.

1.3 Berechnungsmethode

Die Berechung der Energiekennzahlen hat gemaf OIB-Leitfaden "Energietechnisches Verhalten von
Gebauden" zu erfolgen. Samtliche spezifischen Anforderungs- und Ergebniswerte sind auf eine De-
zimalstelle gerundet anzugeben und zu vergleichen. Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist auf zwei
Dezimalstellen zu runden.

2 Begriffsbestimmungen

Es gelten die Begriffsbestimmungen des Dokumentes ,,OIB-Richtlinien — Begriffsbestimmungen®.
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3.1
3.1.1

3.1.2

3.2

3.3

Anforderungen an den Nutzenergiebedarf

Zuordnung zu den Gebaudekategorien

Wohngebaude:

Die Zuordnung zur Kategorie Wohngebaude (WG) erfolgt anhand der lberwiegenden Nutzung, so-
fern andere Nutzungen einen Anteil von insgesamt 10 % der konditionierten Brutto-Grundflache
(BGF) nicht Uberschreiten. Unbeschadet dieser Bestimmung dirfen andere Nutzungen mit insge-
samt nicht mehr als 50 m? konditionierte Netto-Grundflache jedenfalls der Wohnnutzung zugeordnet
werden. Wenn dieser Anteil Uberschritten wird, ist eine Teilung des Gebaudes und eine Zuordnung
der einzelnen Gebaudeteile zur Kategorie Wohngebaude sowie zur jeweiligen Gebaudekategorie
der Nicht-Wohngeb&ude durchzufiihren. Die Uberpriifung der Anforderung erfolgt im Anschluss fiir
die jeweiligen Gebdudeteile getrennt.

Nicht-Wohngebaude:

Bei Nicht-Wohngebduden (NWG) ist zwischen den folgenden Gebaudekategorien zu unterscheiden:
1) Birogebaude

2) Kindergarten und Pflichtschulen
3) Hobhere Schulen und Hochschulen
4) Krankenhauser

5) Pflegeheime

6) Pensionen

7) Hotels

8) Gaststatten

9) Veranstaltungsstatten

10) Sportstatten

11) Verkaufsstatten

12) Hallenbader

13) Sonstige konditionierte Gebaude

Die Zuordnung zu einer der oben angefiihrten Gebaudekategorien erfolgt anhand der iberwiegen-
den Nutzung, sofern andere Nutzungen einen Anteil von insgesamt 10 % der konditionierten Brutto-
Grundflache nicht Uberschreiten. Wenn ein Anteil von 10 % Uberschritten wird, ist eine Teilung des
Gebdaudes und eine Zuordnung der einzelnen Gebaudeteile zu den oben angefiihrten Gebaudeka-
tegorien bzw. zur Kategorie Wohngebaude durchzufiihren. Die Uberpriifung der Anforderung erfolgt
im Anschluss fir die jeweiligen Gebaudeteile getrennt.

Anforderungen an den Heizwéarmebedarf bei Neubau von Wohngebauden

Beim Neubau von Wohngebduden ist folgender maximal zuldssiger jahrlicher Heizwarmebedarf
HWBscrwemaxrk pro m? konditionierter Brutto-Grundflache in Abhangigkeit der Geometrie (charakte-
ristische Lange I) und bezogen auf das Referenzklima (RK) einzuhalten:

ab Inkrafttreten HWBEerwemaxre = 16 x (1+3,0/15) [kWh/m?a] hochstens jedoch 54,4 [kWh/m?a]"

1) Fiir Gebaude mit einer konditionierten Brutto-Grundflache von nicht mehr als 100 m2 gilt der Héchstwert von 54,4 kWh/mz2a nicht.

Anforderungen an den Heizwéarme- und Kihlbedarf bei Neubau von Nicht-Wohngebauden

Fir den Neubau von Nicht-Wohngebauden der Gebaudekategorien 1 bis 12 gelten folgende Anfor-
derungen:
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3.3.1

3.3.2

3.4
3.41

3.4.2

3.5

3.5.1

3.5.2

3.5.3

Folgender maximal zulassiger jahrlicher Heizwarmebedarf HWB™*y nwe maxrk Pro m?® konditioniertem
Brutto-Volumen (berechnet mit dem Nutzungsprofil ,Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von
mehr als 400 m?“) ist in Abhangigkeit der Geometrie (charakteristische Lange I;) und bezogen auf
das Referenzklima (RK) einzuhalten:

ab Inkrafttreten HWB*vawemark = 5,5 x (1+3,0/1.) [KWh/m?a] héchstens jedoch 18,7 [kWh/m?3a]

1) Fir Gebaude mit einem konditionierten Brutto-Volumen von nicht mehr als 350 m? gilt der Hochstwert von 18,7 kWh/m3a nicht.

Fir Nicht-Wohngebaude der Gebaudekategorien 1 bis 12 ist entweder die Vermeidung der sommer-
lichen Uberwarmung gemal ONORM B 81 10-3" nachzuweisen, oder der maximal zulassige aulen-
induzierte Kuhlbedarf KB*y nwe max (Nutzungsprofil ,Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von
mehr als 400 m*, Infiltration n, = 0,15; g;c = 0 W/m?) pro m? Brutto-Volumen von 1,0 kWh/m3a ein-
zuhalten.

Anforderungen an den Heizwarmebedarf bei gré3erer Renovierung von Wohngebauden

Bei groRerer Renovierung von Wohngebauden ist folgender maximal zuldssiger jahrlicher Heizwar-
mebedarf HWBgcrwesanmaxrk Pro m’ konditionierter Brutto-Grundflache in Abhangigkeit der Geometrie
(charakteristische Lange I) und bezogen auf das Referenzklima (RK) einzuhalten:

seit 1.1.2010 HWBger wesanmaxrk = 25,0 x (1+2,5/1,) [kWh/m?a] Hochstens jedoch 87,5 [kWh/m?a]

Wohnraumluftung mit Warmertckgewinnung:

Bei Gebauden mit einer Wohnraumluftungsanlage mit Warmertckgewinnung ist der gemaf Punkt
3.4.1 maximal zulassige jahrliche Heizwarmebedarf HWBscrwesanmaxrk UM 8 kWh/m?a zu reduzieren.
Bei teilweisen Ausstattungen ist zu aliquotieren.

Anforderungen an den Heizwarme- und Kiuhlbedarf bei gréRRerer Renovierung von Nicht-
Wohngebauden

Bei groRerer Renovierung von Nicht-Wohngebauden der Gebaudekategorien 1 bis 12 gelten folgen-
de Anforderungen:

Folgender maximal zulassiger jahrlicher Heizwarmebedarf HWB*vxwesanmaxrk pro m* konditioniertem
Bruttovolumen (berechnet mit dem Nutzungsprofil ,Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von
mehr als 400 m*) ist in Abhangigkeit der Geometrie (charakteristische Lange |.) und bezogen auf
das Referenzklima (RK) einzuhalten:

seit 1.1.2010 HWB*v xwesanmaxrk = 8,50 x (1+2,5/1c) [kWh/m?3a] Héchstens jedoch 30,00 [kWh/m3a]

Raumlufttechnische Anlage mit Warmertckgewinnung:

Bei Gebauden mit einer raumlufttechnischen Anlage mit Warmertckgewinnung ist der gemaf Punkt
3.5.1 maximal zulassige jahrliche Heizwarmebedarf HWB*vnwesanmaxrk Um 2 kWh/m?3a zu reduzieren
bzw. um 1 kWh/m?3a, wenn nicht mehr als die Halfte der konditionierten Netto-Grundflache durch ei-
ne raumlufttechnische Anlage mit Warmerlckgewinnung versorgt wird.

Fir Nicht-Wohngebaude der Gebaudekategorien 1 bis 12 gemaf Punkt 3.1.2 ist entweder die Ver-
meidung der sommerlichen Uberwarmung gemaR ONORM B 81 10-3" nachzuweisen, oder der ma-
ximal zulassige auReninduzierte KithIbedarf KB*y nwasanmax (Nutzungsprofil Wohngebaude, Infiltrati-
on n, = 0,15; g;c = 0 W/m?) pro m? Brutto-Volumen von 2,0 kWh/m?3a einzuhalten.

! Auf die Maoglichkeit der Nachtliftbarkeit ist zu achten.
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4 Anforderung an den Endenergiebedarf

Beim Neubau von Wohngebauden (WG) und Nicht-Wohngebauden der Gebaudekategorien 1 bis 12
(NWG) bzw. bei groRerer Renovierung von Wohngebduden (WGsan) und Nicht-Wohngebauden der
Gebaudekategorien 1 bis 12 (NWGsan) sind folgende Anforderungen an den Endenergiebedarf (EEB)
pro m? konditionierter Brutto-Grundflache bezogen auf das Standortklima (SK) einzuhalten:

EEBBGF,WG/\NGsan,max,SK

= HWBBcrwemesanmax,sk + WWWBserwe + fur x HTEB&GF, we,ret + HHSB

EEBgcrnwenwesanmaxsk = HWBger nwenwesanmaxsk + WWWBeernwe + fir x HTEBBGrENwe,Ret + faeim x

wobei gilt

EE BBGF,WG/WGsan,max,SK
HWBaerwemesanmax sk

HWBscr wemwesanmax sk =

HWB&GrwemesanmaxRK
E EBeor nwaiNwesan max sk
HWBscr nweinwesan max sk

HWBscr nweinwesanmax,sk =

HWBscr nweinwesan,RK

HWB*v nweinwesanmax Rk

HWB*vnwe re
HGTs
WWW Bser wenwe
HTEBscr weinwe Ref

fur
BelEBoegfautt
feerr

KBBGF NweNWGsan maxsk

KBBGF nweNwGsan maxsk =

KBgGF nweNwGsan,sk

fir

HHSB/BSB
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X Be'EBDefauIt + fyr x KBBGF,NWG/NWGsan,max,SK + BSB

spezifischer brutto-grundflachenbezogener Endenergiebedarf fur die Referenzausstattung
bezogen auf das Standortklima (SK)

maximal zuldssiger spezifischer brutto-grundflachenbezogener Heizwarmebedarf bezogen
auf das Standortklima (SK)

HWB&Grwemssanmaxrk x HGTsk / 3400

maximal zulassiger spezifischer brutto-grundflachenbezogener Heizwarmebedarf geman
Punkt 3.2 (WG) bzw. gemaR Punkt 3.4.1 (WGsan) bezogen auf das Referenzklima (RK)

spezifischer brutto-grundflachenbezogener Endenergiebedarf fir die Referenzausstattung
bezogen auf das Standortklima (SK)

maximal zuldssiger spezifischer brutto-grundflachenbezogener Heizwarmebedarf bezogen
auf das Standortklima (SK)

HWBscr nwenwesanrk x HGTsk / 3400 x HWB*vnweinwesanmaxrk / HVWB v nwe/nwesan NweiNwGsanRK

spezifischer brutto-grundflachenbezogener Heizwarmebedarf fir das gebaudespezifische
Nutzungsprofil bezogen auf das Referenzklima (RK)

maximal zuléssiger spezifischer brutto-volumenbezogener Heizwarmebedarf fiir das Nicht-
Wohngebaude, berechnet mit dem Nutzungsprofil ,WWohngebaude mit einer Brutto-
Grundflache von mehr als 400 m** gemaf Punkt 3.3.1 (NWG) bzw. gemafl Punkt 3.5.1
(NWGsan) bezogen auf das Referenzklima (RK)

spezifischer brutto-volumenbezogener Heizwarmebedarf fur das Nicht-Wohngebaude, be-
rechnet mit dem Nutzungsprofil ,Wohngebdude mit einer Brutto-Grundflache von mehr als
400 m* bezogen auf das Referenzklima (RK)

Heizgradtageszahl (HGT212) bezogen auf das Standortklima (SK)

brutto-grundflachenbezogener Warmwasserwarmebedarf (WG) bzw. fiir das gebaudespezifi-
sche Nutzungsprofil (NWG)

spezifischer brutto-grundflachenbezogener Heiztechnik-Energiebedarf einer Referenzausstat-
tung bezogen auf die konditionierte Brutto-Grundflache

Faktor fir den Heiztechnik-Energiebedarf einer Referenzausstattung: 1,05
Default-Wert fir den jahrlichen Beleuchtungs-Energiebedarf (NWG)
Faktor fiir den Beleuchtungs-Energiebedarf: 1,00

maximal zuléassiger spezifischer brutto-grundflachenbezogener Kiihlbedarf bezogen auf das
Standortklima (SK)

1,33 x KBscrnwenwesan,sk

spezifischer brutto-grundflachenbezogener Kuhlbedarf fir das gebaudespezifische Nutzungs-
profil bezogen auf das Standortklima (SK)

Faktor fir den Kuhlbedarf:
-) bei nicht vorhandener Kihlung: 0
-) bei Kiihlung mittels Kompressionskaltemaschinen: 0,3
-) bei Kiihlung mittels Absorptionskaltemaschinen: 1,5
Haushaltsstrombedarf / Betriebsstrombedarf gemaf Punkt 5
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Haushaltsstrombedarf und Betriebsstrombedarf

Fir den Haushaltsstrombedarf HHSB von Wohngeb&uden sind 50 % von q;, (innere Warmegewinne
infolge Personen und Gerate im Heizfall) bzw. fir den Betriebsstrombedarf BSB von Nicht-
Wohngebauden der Gebaudekategorien 1 bis 12 sind 50 % des Mittelwertes aus q;n (innere War-
megewinne infolge Personen und Gerate im Heizfall) und q;. (innere Warmegewinne infolge Perso-
nen und Gerate im Kuihlfall) unter Heranziehung der Nutzungsdauer zu bertcksichtigen.

Primarenergiebedarf

Der brutto-grundflachenbezogene Primarenergiebedarf PEBggr sk bezogen auf das Standortklima
(SK) ist anzugeben. Dabei erfolgt die Berechnung gemaf OlIB-Leitfaden durch Anwendung der Kon-
versionsfaktoren gemaf Punkt 9, wobei der Haushaltsstrombedarf HHSB bzw. der Betriebsstrom-
bedarf BSB gemal Punkt 5 zu berlcksichtigen sind. Der spezifische Primarenergiebedarf ist auf ei-
ne Dezimalstelle gerundet anzugeben.

Kohlendioxidemissionen

Die brutto-grundflachenbezogenen Kohlendioxidemissionen CO,gcrsk bezogen auf das Standort-
klima (SK) sind anzugeben. Dabei erfolgt die Berechnung gemaf OIB-Leitfaden durch Anwendung
der Konversionsfaktoren gemaf Punkt 9, wobei der Haushaltsstrombedarf HHSB bzw. der Betriebs-
strombedarf BSB gemaly Punkt 5 zu berlicksichtigen ist. Die spezifischen Kohlendioxidemissionen
sind auf eine Dezimalstelle gerundet anzugeben.

Gesamtenergieeffizienz-Faktor
Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist gemaf OIB-Leitfaden zu ermitteln.

Konversionsfaktoren
Die Konversionsfaktoren sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. Im Falle von Einzelnach-
weisen ist gemal OIB-Leitfaden ,Energietechnisches Verhalten von Gebauden® vorzugehen.

: = fPE fPE,n.ern. fPE,em. f002
Energietrager [] [] [] [g/kWh]

Kohle 1,46 1,46 0,00 337
Heizdl 1,23 1,23 0,00 311
Erdgas 1,17 1,17 0,00 236
Biomasse 1,08 0,06 1,02 4
Strom (Osterreich-Mix) 2,62 2,15 0,47 417
Fernwarme aus Heizwerk (erneuerbar) 1,60 0,28 1,32 51
Fernwarme aus Heizwerk (nicht erneuerbar) 1,52 1,38 0,14 291
Fernwarme aus hocheffizienter KWK (Defaultwert) 0,92 0,20 0,72 73
Fernwarme aus hocheffizienter KWK" (Bestwert) > 0,30 gemaR Einzelnachweis”
Abwarme (Defaultwert) 1,00 1,00 | 000 | 20
Abwarme (Bestwert) = 0,30 gemal Einzelnachweis

1) Als hocheffiziente Kraft-Warme-Kopplung (KWK) werden all jene angesehen, die der Richtlinie
2004/8/EG entsprechen.

2) Fir den Fall, dass ein Einzelnachweis gemaf EN 15316-4-5 durchgefihrt wird, diirfen keine klei-
neren Werte als fur Abwarme (Bestwert) verwendet werden. Die Randbedingungen zum Berech-
nungsverfahren sind im Dokument ,Erlduternde Bemerkungen® festgehalten.

Anforderungen an Bauteile

Allgemeines

Unbeschadet der Bestimmungen gemal der Punkte 3 bis 8 sind die Anforderungen gemaf Punkt
10.2 und 10.3 an warmelUbertragende Bauteile einzuhalten.
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10.1.2 Bei erdberihrten Bauteilen darf der Nachweis auch Gber den maximal zulassigen Leitwert, das ist
das Produkt aus erdberihrter Flache und hochstzulassigem U-Wert (bzw. mindesterforderlichem R-
Wert) und Temperaturkorrekturfaktor, geflihrt werden.

10.1.3 Bei geometrischer Begrenzung (d.h. keine gréRere Dammschichtdicke ist moglich) ist die nach an-
erkannten Regeln der Technik hochstmdgliche Dammschichtdicke (bei einem Bemessungswert der
Warmeleitfahigkeit A = 0,040 W/(mK)) einzubauen.

10.2 Anforderungen an warmelbertragende Bauteile

Beim Neubau oder Renovierung eines Gebdudes oder Gebaudeteiles sowie bei der Erneuerung ei-
nes Bauteiles dirfen bei konditionierten Raumen folgende Warmedurchgangskoeffizienten (U-
Werte) bei nachstehend genannten, warmeiibertragenden Bauteilen nicht iberschritten werden:

Bauteil U-Wert
[W/maK]
1| WANDE gegen AuBenluft 0,35
2 WANDE gegen unbeheizte oder nicht ausgebaute Dachrdume 0,35
3l WANDE gegen unbeheizte, frostfrei zu haltende Gebaudeteile (ausgenommen 060
Dachraume) sowie gegen Garagen ’
4 WANDE erdberiihrt 0,40
5 WANDE (Trennwénde) zwischen Wohn- oder Betriebseinheiten 0,90
6l WANDE gegen andere Bauwerke an Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen 0,50
7| WANDE Kleinflachig gegen AuRenluft (z.B. bei Gaupen), die 2% der Wande des ge-
samten Gebaudes gegen AulRenluft nicht Uberschreiten, sofern die O- 0,70
NORM B 8110-2 (Kondensatfreiheit) eingehalten wird
8 WANDE (Zwischenwande) innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten -
9 FENSTER, FENSTERTUREN, VERGLASTE TUREN jeweils in Wohngebauden
(WG) gegen AuBenluft? i
10| FENSTER, FENSTERTUREN, VERGLASTE TUREZN jeweils in Nicht- 170
Wohngebauden (NWG) gegen Auldenluft .
11| sonstijge  TRANSPARENTE BAUTEILE vertikal gegen AuRenluft’ 1,70
12| sonstige ;I'If?t,zﬁxNSPARENTE BAUTEILE horizontal oder in Schragen gegen Aul3en- 200
u ,
13 sonstige  TRANSPARENTE BAUTEILE vertikal gegen unbeheizte Gebaudeteile' 2,50
14 DACHFLACHENFENSTER gegen AuRenluft’ 1,70
15 TUREN unverglast, gegen AuRenluft’ 1,70
16 TUREN unverglast, gegen unbeheizte Gebaudeteile® 2,50
17/ TORE  Rolltore, Sektionaltore u.dgl. gegen AuRenluft 2,50
18 INNENTUREN =
19 DECKEN und DACHSCHRAGEN jeweils gegen AuBenluft und gegen Dachraume 020
(durchliftet oder ungedammt) ’
20| DECKEN gegen unbeheizte Gebaudeteile 0,40
21 DECKEN gegen getrennte Wohn- und Betriebseinheiten 0,90
22| DECKEN innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten -
23] DECKEN (iber AuRenluft (z.B. Giber Durchfahrten, Parkdecks) 0,20
24 DECKEN gegen Garagen 0,30
25 BODEN erdberiihrt 0,40
" Die Konstruktion ist auf ein Priifnormmal von 1,23 m x 1,48 m zu beziehen, wobei die Symmetrieebenen an den Rand des
PrifnormmalRes zu legen sind
i Bezogen auf ein Prifnormmal von 1,23 m x 1,48 m

Fir Dachschragen mit einer Neigung von mehr als 60° gegeniber der Horizontalen gelten die jewei-
ligen Anforderungen fir Wande.

10.3  Spezielle Anforderungen an warmeibertragende Bauteile

10.3.1 Bei Wand-, FulRboden- und Deckenheizungen muss unbeschadet der unter Punkt 10.2 angefiihrten
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10.3.2

11

111

11.2

11.3

12

12.1

Mindestanforderungen der Warmedurchlasswiderstand R der Bauteilschichten zwischen der Heiz-
flache und der AuRenluft mindestens 4,0 m°K/W, zwischen der Heizflache und dem Erdreich oder
dem unbeheizten Gebaudeteil mindestens 3,5 m?K/W betragen.

Werden Heizkérger vor aul3en liegenden transparenten Bauteilen angeordnet, darf der U-Wert des
Glases 0,7 W/m“K nicht Uberschreiten, es sei denn zur Verringerung der Warmeverluste werden
zwischen Heizkorper und transparentem Bauteil geeignete, nicht demontierbare oder integrierte Ab-
deckungen mit einem Warmedurchlasswiderstand R von mindestens 1 m?K/W angebracht.

Anforderungen an Teile des gebaudetechnischen Systems
Unbeschadet der Bestimmungen gemal der Punkte 3 bis 8 und 10 sind die folgenden Anforderun-
gen an Teile des gebaudetechnischen Systems einzuhalten.

Warmeverteilung

Bei erstmaligem Einbau, bei Erneuerung oder Uberwiegender Instandsetzung von Warmevertei-
lungssystemen und Warmwasserleitungen einschlief3lich Armaturen ist deren Warmeabgabe durch
die folgenden technischen MalRnahmen zu begrenzen:

Art der Leitungen bzw. Armaturen Mindestdammdicke bezogen auf eine
Warmeleitfahigkeit von 0,035 W/(mK)?
Leitungen / Armaturen in nicht konditionierten 2/3 des Rohrdurchmessers,
Raumen jedoch héchstens 100 mm
Bei Leitungen/Armaturen in Wand und Decken- 1/3 des Rohrdurchmessers,
durchbriichen, im Kreuzungsbereich von Leitun- jedoch héchstens 50 mm

gen, bei zentralen Leitungsnetzverteilern

Leitungen / Armaturen in konditionierten Raumen | 1/3 des Rohrdurchmessers,
jedoch héchstens 50 mm

Leitungen im FuRbodenaufbau 6 mm (kann entfallen bei Verlegung in der
Trittschalldd@mmung bei Decken gegen konditi-
onierte Rdume)

Stichleitungen keine Anforderungen

¥ Bei 10° C Mitteltemperatur; Bei Materialien mit anderen Warmeleitfahigkeiten als 0,035 W/(mK)
sind die Mindestdammdicken mit Hilfe von in den Regeln der Technik enthaltenen Rechenverfahren

umzurechnen.

Luftungsanlagen

Bei erstmaligem Einbau, bei Erneuerung oder Uberwiegender Instandsetzung von raumlufttechni-
schen Anlagen sind mindestens die Werte (SFP) aus der ONORM H 5057 einzuhalten.

Warmerickgewinnung

Raumlufttechnische ,Zu- und Abluftanlagen® (darunter ist die Kombination aus einer Zu- und einer
Abluftanlage zu verstehen und nicht eine Zu- oder Abluftanlage alleine) sind bei ihrem erstmaligen
Einbau oder bei ihrer Erneuerung mit einer Einrichtung zur Warmeriickgewinnung auszustatten. Da-
bei sind hygienische Standards zu berticksichtigen.

Sonstige Anforderungen

Vermeidung von Warmebricken

Gebaude und Anderungen an solchen sind so zu planen und auszufilhren, dass Warmebriicken
moglichst minimiert werden. Im Falle zweidimensionaler Warmebricken ist bei Neubau und groRe-
rer Renovierung die ONORM B 8110-2 einzuhalten.
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12.2
12.2.1

12.2.2

12.3

12.4
12.4.1

12.4.2

12.5

12.6

13

131
13.1.1

Luft- und Winddichte

Beim Neubau muss die Gebaudehillle luft- und winddicht ausgefiihrt sein, wobei die Luftwechselrate
nso — gemessen bei 50 Pascal Druckdifferenz zwischen innen und auf3en, gemittelt Gber Unter- und
Uberdruck und bei geschlossenen Ab- und Zuluftéffnungen (Verfahren A) — den Wert 3 pro Stunde
nicht Gberschreiten darf. Wird eine mechanisch betriebene Liftungsanlage mit oder ohne Warme-
rickgewinnung eingebaut, darf die Luftwechselrate nsy den Wert 1,5 pro Stunde nicht iberschreiten.
Bei Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von nicht mehr als 400 m2-, Doppel- bzw. Reihen-
hausern ist dieser Wert fiir jedes Haus, bei Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von mehr
als 400 m? fir jede Wohnung bzw. Wohneinheit einzuhalten. Ein Mitteln der einzelnen Wohnungen
bzw. Wohneinheiten ist nicht zulassig. Der Wert ist auch fur Treppenhauser, die innerhalb der kondi-
tionierten Gebaudehdlle liegen, inklusive der von diesen erschlossenen Wohnungen einzuhalten.
Bei Nicht-Wohngebauden der Gebaudekategorien 1 bis 12 gemafl Punkt 3.1.2 bezieht sich die An-
forderung auf jeden Brandabschnitt.

Bei Anwendung eines Priifverfahrens ist die Luftwechselrate nso gemaR ONORM EN 13829 (Verfah-
ren A) zu ermitteln.

Sommerlicher Uberwarmungsschutz

Die sommerliche Uberwarmung von Gebauden ist zu vermeiden. Bei Neubau und grofierer Reno-
vierung von Wohngebauden ist die ONORM B 8110-3 einzuhalten. Fir Nicht-Wohngebaude gelten
die Punkte 3.3.2 bzw. 3.5.3.

Einsatz hocheffizienter alternativer Energiesysteme

Beim Neubau und grof3erer Renovierung von Gebauden muss vor Baubeginn die technische, 6kolo-
gische und wirtschaftliche Realisierbarkeit des Einsatzes von hocheffizienten alternativen Systemen
wie den in Punkt 12.4.2 angeflihrten, sofern verfligbar, in Betracht gezogen, bericksichtigt und do-
kumentiert werden.

Hocheffiziente alternative Energiesysteme sind jedenfalls:

a) dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quel-
len,

b) Kraft-Warme-Kopplung,

c) Fern-/Nahwérme oder Fern-/Nahkalte, insbesondere, wenn sie ganz oder teilweise auf Energie
aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-Warme-Kopplungsanlagen
stammt

d) Warmepumpen (Jahresarbeitszahl JAZ = 3,0 berechnet gemaR OIB-Leitfaden).

Zentrale Warmebereitstellungsanlage

Beim Neubau von Wohngebauden mit mehr als drei Wohnungen bzw. Wohneinheiten ist eine zent-

rale Warmebereitstellungsanlage zu errichten. Folgende Falle sind von dieser Bestimmung ausge-

nommen:

a) das Gebaude wird mit Fernwarme oder Gas beheizt;

b) der jahrliche Heizwarmebedarf des Gebaudes betragt nicht mehr als 25 kWh pro m? konditio-
nierter Brutto-Grundflache;

¢) Reihenhauser

Elektrische Widerstandsheizungen

Beim Neubau von Gebauden diirfen elektrische Direkt-Widerstandsheizungen nicht als Haupthei-
zungssystem eingebaut und eingesetzt werden.

Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis)

Umfang des Energieausweises

Der Energieausweis besteht aus
¢ den ersten zwei Seiten gemafR dem in dieser Richtlinie festgelegten Layout und
e einem Anhang gemaf Punkt 13.1.2.
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Die Energieausweise sind vollstandig auszufillen.

13.1.2 Im Anhang sind detailliert anzugeben:

die verwendeten Normen und Richtlinien,

die angewendeten normgemafien Vereinfachungen,

die verwendeten sonstigen Hilfsmittel,

nachvollziehbare Ermittlung der geometrischen, bauphysikalischen und haustechnischen Ein-

gabedaten sowie

e Empfehlung von MalRnahmen — ausgenommen bei Neubau —, deren Implementierung den
Endenergiebedarf des Gebaudes reduziert und technisch und wirtschaftlich zweckmafig ist

13.1.3 Der Energieausweis ist von qualifizierten und befugten Personen auszustellen.

13.2  Aushang von Energieausweisen

13.2.1 Fdur alle Nicht-Wohngebdude der Gebaudekategorien 1 bis 12 mit einer konditionierten Brutto-
Grundflache von mehr als 500 m?, die starken Publikumsverkehr aufweisen, sind die beiden ersten
Seiten des Energieausweises an einer gut sichtbaren Stelle im Bereich des Haupteinganges auszu-
hangen, sofern ein Energieausweis vorhanden ist.

13.2.2 Fir alle Nicht-Wohngebaude der Gebaudekategorien 1 bis 12 mit einer konditionierten Brutto-
Grundflache von mehr als 500 m?, die starken Publikumsverkehr aufweisen und von Behdrden ge-
nutzt werden, sind die beiden ersten Seiten des Energieausweises an einer gut sichtbaren Stelle im
Bereich des Haupteinganges auszuhangen. Ab 9. Juli 2015 gilt die Aushangpflicht bereits ab einer
konditionierten Brutto-Grundflache von mehr als 250 m?2.

14 Layout der Energieausweise

14.1  Energieausweis fir Wohngebdude und Nicht-Wohngebaude der Gebaudekategorien 1 bis 12

14.1.1 Der Heizwarmebedarf flir Wohngebaude ist sowohl fiir das Referenzklima (RK) als auch fir das
Standortklima (SK) anzugeben. Die Werte fir das Referenzklima sind spezifisch in kWh/m?2a, die
Werte fur das Standortklima zonenbezogen in kWh/a und spezifisch in kWh/m?a anzugeben. Fir die
Energieeffizienzskala auf der ersten Seite des Energieausweises ist der spezifische Heizwarmebe-
darf bezogen auf das Standortklima (SK) heranzuziehen.

14.1.2 Der Heizwarmebedarf fur Nicht-Wohngebaude ist sowohl fur das Referenzklima als auch fur das
Standortklima (SK) anzugeben. Die Werte fur das Referenzklima sind spezifisch in kWh/m?a, die
Werte fUr das Standortklima zonenbezogen in kWh/a und spezifisch in kWh/m?a anzugeben. Der
HWB*\ nwe ist hierbei auf die konditionierte Brutto-Grundflache umzurechnen:

Im Falle des Referenzklimas gilt: HWB*scr nwe rk = HWB*y nwerk X V / BGF
Im Falle des Standortklimas gilt: HWB*ggenwe,sk = HWB*y nwe sk X V / BGF

Fir die Energieeffizienzskala auf der ersten Seite des Energieausweises ist der spezifische Heiz-
warmebedarf HWB*gge nwe sk bezogen auf das Standortklima (SK) heranzuziehen.

14.1.3 Fir die grafische Darstellung des jahrlichen Heizwarmebedarfs HWBgge sk pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache bezogen auf das Standortklima (SK) werden folgende Klassengrenzen festge-
legt:

o Klasse A++: HWBBGF,SK < 10 kWh/m?a

Klasse A+:  HWBggesk < 15 kWh/m2a

Klasse A: HWBggrsk < 25 kWh/m?2a

Klasse B: HWBBGF,SK < 50 kWh/m?a

Klasse C: HWBggr sk < 100 kWh/m?2a

Klasse D: HWBger sk< 150 kWh/m?a

Klasse E: HWBgcr sk < 200 kWh/m?2a

Klasse F: HWBBGF,SK < 250 kWh/m?a

Klasse G: HWBggr sk > 250 kWh/m?2a

14.1.4 Der Primarenergiebedarfs PEBggr sk ist fiir das Standortklima (SK) anzugeben. Die Werte sind zo-
nenbezogen in kWh/a und spezifisch in kWh/m?a anzugeben. Fir die Energieeffizienzskala auf der
ersten Seite des Energieausweises ist der spezifische Wert heranzuziehen.
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14.1.5 Fur die grafische Darstellung des jahrlichen Primérenergiebedarfs PEBgge sk pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache bezogen auf das Standortklima (SK) werden folgende Klassengrenzen festge-

legt:

Klasse A++:
Klasse A+:
Klasse A:
Klasse B:
Klasse C:
Klasse D:
Klasse E:
Klasse F:
Klasse G:

PEBggrsk £ 60 kWh/m?a
PEBBGF,SK < 70 kWh/m2a
PEBggrsks 80 kWh/m?a
PEBBGF,SK < 160 kWh/m?2a
PEBBGF,SK < 220 kWh/m2a
PEBBGF,SK < 280 kWh/m?a
PEBgcr sk < 340 kWh/m?a
PEBBGF,SK <400 kWh/m?2a
PEBBGF,SK > 400 kWh/m?a

14.1.6 Die Kohlendioxidemissionen CO; gge sk sind fur das Standortklima (SK) anzugeben. Die Werte sind
zonenbezogen in kg/a und spezifisch in kg/m?a anzugeben. Fur die Energieeffizienzskala auf der

ersten Seite des Energieausweises ist der spezifische Wert heranzuziehen.

14.1.7 Fiur die grafische Darstellung der jahrlichen Kohlendioxidemissionen CO; gge sk pro m? konditionier-
ter Brutto-Grundflache bezogen auf das Standortklima (SK) werden folgende Klassengrenzen fest-
gelegt:

Klasse A++:
Klasse A+:
Klasse A:
Klasse B:
Klasse C:
Klasse D:
Klasse E:
Klasse F:
Klasse G:

C02 BGF,SK < 8 kg/mza
CO, BGF,SK <10 kg/mza
C02 BGF,SK <15 kg/mza
CO, BGF,SK S 30 kg/mza
C02 BGF,SK <40 kg/mza
C02 BGF,SK <50 kg/mza
C02 BGF,SK <60 kg/mza
CO, BGF,SK S 70 kg/mza
COQ BGF,SK = 70 kg/mza

14.1.8 Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor fgee ist sowohl fur das Referenzklima als auch fir das Standort-
klima anzugeben und fur das Standortklima auf der ersten Seite des Energieausweises in der Ener-
gieeffizienzskala darzustellen.

14.1.9 Fir die grafische Darstellung des Gesamtenergieeffizienz-Faktors fgge werden folgende Klassen-

grenzen festgelegt:

Klasse A++:
Klasse A+:
Klasse A:
Klasse B:
Klasse C:
Klasse D:
Klasse E:
Klasse F:
Klasse G:

feee £ 0,55
feee 0,70
foee £ 0,85
feee < 1,00
foee £ 1,75
foee 2,50
foee < 3,25
feee < 4,00
feee > 4,00

14.2  Energieausweis fir Sonstige Gebaude

14.2.1 Fir Sonstige Gebaude wird keine Energieeffizienzskala auf der ersten Seite dargestellt. Anstelle der
Energiekennahlen sind U-Wert anzugeben. Angaben Uber die Geometrie nicht erforderlich.

15 Referenzausstattungen

15.1 Warmeabgabe- und Warmeverteilsystem
Objektdaten

0 Gebaudezentrale Warmebereitstellung
Systemtemperaturen und Warmeabgabe:
o Fur Warmebereitstellung auler Warmepumpen:
Warmeabgabe: kleinflachige Warmeabgabe
Fir Gebaude mit BGF <400 m?: Systemtemperaturen: 55 °C/45 °C
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=  FUr Gebaude mit BGF > 400 m% Systemtemperaturen: 60 °C/35 °C

o Fur Warmepumpensysteme:
= Warmeabgabe: Flachenheizung
= Fir alle Gebaude: Systemtemperaturen: 40 °C/30 °C

o Warmwasserwarmeabgabe:
= Zweigriffarmaturen

e Regelung:

o Fir Radiatorenheizung:
= Raumthermostat-Zonenregelung mit Zeitsteuerung

o Fuir Flachenheizung:
= Einzelraumregelung mit elektronischem Regelgerat mit Optimierungsfunktion

e Warmeverteilung:

o \Verteilleitungen im unkonditionierten Gebaudebereich, Verhaltnis Dammdicke zu
Rohrdurchmesser ist 3/3, Armaturen gedammt

o Steigleitungen im konditionierten Gebaudebereich, Verhaltnis Dammdicke zu Rohr-
durchmesser ist 3/3, Armaturen gedammt

o Stichleitungen: im konditionierten Gebaudebereich, Kunststoff

0 Anbindeleitungen: im konditionierten Gebdudebereich, Verhédltnis Dammdicke zu
Rohrdurchmesser ist 1/3

o Fir Gebaude mit BGF <400 m* Warmwasserverteilung ohne Zirkulationsleitung

o Fir Gebaude mit BGF > 400 m? Warmwasserverteilung mit Zirkulationsleitung

15.2  Warmespeicher- und Warmebereitstellungssystem

15.2.1 Energietrager fossil fest
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern Baujahr nach 1994, gedammte An-
schlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o0 Heizkessel fur feste Brennstoffe, Baujahr nach 1994, gebdudezentral
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o Pufferspeicher, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, gedammte An-
schlussteile
¢ Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Heizkessel fur feste Brennstoffe, Baujahr nach 1994, gebdudezentral

15.2.2 Energietrager fossil flussig
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, geddmmte An-
schlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o modulierender Brennwertkessel, Baujahr nach 1994, gebaudezentral, automatisch
betrieben
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o modulierender Brennwertkessel, Baujahr nach 1994, gebaudezentral, automatisch
beschickte bzw. gleitende Betriebsweise

15.2.3 Energietrager fossil gasformig
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, geddmmte An-
schlussteile
e Warmwasser-Warmebereitstellung:
o modulierender Brennwertkessel, Baujahr nach 1994, gebaudezentral, automatisch
betrieben
e Raumheizung-Warmespeicherung:
0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o modulierender Brennwertkessel, Baujahr nach 1994, gebaudezentral, automatisch
beschickte bzw. gleitende Betriebsweise
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15.2.4 Energietrager Biomasse
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, gedammte An-
schlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o modulierender Pelletskessel, Baujahr nach 2004, gebaudezentral, automatisch be-
schickt
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o Lastausgleichsspeicher, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o modulierender Pelletskessel, Baujahr nach 2004, gebaudezentral, automatisch be-
schickt

15.2.5 Energietrager Fernwarme
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmespeichern, Baujahr nach 1994, geddmmte An-
schlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o0 Warmetauscher, automatisch betrieben
e Raumheizung-Warmespeicherung:
0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o Warmetauscher, automatisch betrieben

15.2.6 Warmepumpentechnologie Luft/Wasser-Warmepumpe
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeicher, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
e Warmwasser-Warmebereitstellung:
o0 Luft/Wasser-Warmepumpe ab 2005
e Raumheizung-Warmespeicherung:
0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o Luft/Wasser-Warmepumpe ab 2005

15.2.7 Warmepumpentechnologie Sole/Wasser-Warmepumpe (Flachkollektor)
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeicher, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
e Warmwasser-Warmebereitstellung:
o0 Sole/Wasser-Warmepumpe Flachkollektor ab 2005
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Sole/Wasser-Warmepumpe Flachkollektor ab 2005

15.2.8 Warmepumpentechnologie Sole/Wasser-Warmepumpe (Tiefensonde)
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeicher, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
0 Sole/Wasser-Warmepumpe Tiefensonde ab 2005
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
0 Sole/Wasser-Warmepumpe Tiefensonde ab 2005

15.2.9 Warmepumpentechnologie Grundwasser-Warmepumpe
o Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeicher, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
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e Warmwasser-Warmebereitstellung:

0 Grundwasser-Warmepumpe ab 2005
e Raumheizung-Warmespeicherung:

o0 kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:

o Grundwasser-Warmepumpe ab 2005

15.2.10 Warmepumpentechnologie Direktverdampfer-Warmepumpe
e Warmwasser-Warmespeicherung:
o indirekt beheizt, Verluste von Warmepumpenspeicher, Baujahr nach 1994, ge-
dammte Anschlussteile
o Warmwasser-Warmebereitstellung:
o Direktverdampfer-Warmepumpe ab 2005
e Raumheizung-Warmespeicherung:
o kein Speicher
e Raumheizung-Warmebereitstellung:
o Direktverdampfer-Warmepumpe ab 2005
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Anhang

Seite 1 fir Wohngebaude

O

oot

Energieausweis fur Wohngebaude

H OIB-Richtlinie 6
ollnf?nnmnumg':ts Ausgabe: Oktober 2011

BEZEICHNUNG

Gebdude (-teil) Baujahr
Nutzungsprofil Letzte Verdnderung
StralRe Katastralgemeinde
PLZ/0rt KG-Nr.
Grundstiicksnr. Seehdhe

SPEZIFISCHER HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF, KOHLENDIOXIDEMISSIONEN UND
GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR (STANDORTKLIMA)

HWBgg PEBgy 0,5 feee
A ++

A+ A+

(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)
(Beispiel)

HWB: Der Heizwarmebedarf beschreibt jene Warmemenge, welche den Riumen EEB: Beim i f wird zusdtzlich zum Hei: iebedarf der
rechnerisch zur Beheizung zugefiihrt werden muss. Haushaltsstrombedarf beriicksichtigt. Der Endenergiebedarf entspricht jener
WWWB: Der 5 fist als flichenbezog Defaul Energiemenge, die eingekauft werden muss.
festgelegt. Er entspricht ca. einem Liter Wasser je Quadratmeter Brutto-Grundfliche, PEB: Der Primarenergiebedarf schlieRt die gesamte Energie fiir den Bedarfim
welcher um ca. 30 °C (also beispielsweise von 8 °C auf 38 °C) erwarmt wird. Gebaude einschlieRlich aller Vorketten mit ein. Dieser weist einen erneuerbaren

und einen nicht erneuerbaren Anteil auf. Der Ermittlungszeitraum fiir die

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusatzlich zum Nutzenergiebedarf die Verluste 3 %
Konversionsfaktoren ist 2004-2008.

der Haustechnik im Gebdude beriicksichtigt. Dazu z3hlen beispielsweise die Verluste

des Hei: der Energiebedarfvon etc. €0,: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden Kohlendioxid i
HHSB: Der Haush Fist als flEc NeFiifort lich jener !ir_ ur.|d B sowie aller Verluste. Zu deren
Er entspricht ca. dem ittlichen flac st N tanen Berechnung wurden iibliche Allokationsregeln unterstelit.
durchschnittlichen dsterreichischen Haushalt. fope: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus dem

End i f und einem Referenz-Endenergiebedarf (A g 2007).
Alle Werte gelten unter der Annahme eines normierten BenutzerInnenverhaltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quad behei; Brutto-Grundflache an.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der Richtlinie & , Energieeinsparung und Warmeschutz” des Osterreichischen Instituts fur Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie
2010/31/EU Ober die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG).
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Seite 2 fur Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6

Energieausweis fur Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6
Ausgabe: Oktober 2011

GEBAUDEKENNDATEN

Brutto-Grundfliche Klimaregion
Bezugs-Grundflache Heiztage
Brutto-Volumen Heizgradtage
Gebaude-Hiillflache Norm-AuRentemperatur
Kompaktheit (A/V) Soll-Innentemperatur

charakteristische Lange

WARME- UND ENERGIEBEDARF

HWB
WWWB
HTEB gy
HTEByw
HTEB
HEB
HHSB
EEB

PEB
PEBp ern.
PEBarn.
0,

O fGEE

hier angegebenen abweichen.

mittlerer U-Wert
Bauweise
Art der Liiftung

Sommertauglichkeit

LEK;-Wert

ERSTELLT
GWR-Zahl ErstellerIn
Ausstellungsdatum Unterschrift
Giiltigkeitsdatum
Die Ener ahlen dieses Ener ises dienen ausschlieBlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter kannen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche 2

von den

Abweichungen auftreten. Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage konnen aus Gronden der Geometrie und der Lage h htlich ihrer
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Seite 1 fir Nicht-Wohngebaude

Energieausweis fur Nicht-Wohngebaude

OIB-Richtlinie &
Ausgabe: Oktober 2011

BEZEICHNUNG

Geb3ude (-teil) Baujahr
Nutzungsprofil Letzte Verdnderung
StraRe Katastralgemeinde
PLZ/Ort KG-Nr.
Grundstiicksnr. SeehGhe

SPEZIFISCHER HEIZWARMEBEDARF, PRIMARENERGIEBEDARF, KOHLENDIOXIDEMISSIONEN UND

GESAMTENERGIEEFFIZIENZ-FAKTOR (STANDORTKLIMA)
HWBgg PEBgy 0 5¢ feee

O

A ++

A+

A+

y .‘_' E {Beispiel)
- (Beispiel)
- (Beispiel)
(Beispiel)
HWB: Der Heizwa darf beschreibt jene Wa welche den Raumen rechnerisch EEB: Beim E i wird zusdtzlich zum Hei: iebedarf der
zur Beheizung zugefiihrt werden muss. Die Anforderung richtet sich an den Haushalt darf beriicksichtigt. Der E qis i icht jener
wohngebiudedquivalenten Heizwdrmebedarf. Energi die eing werden muss.
KB: Der Kiihlbedarf beschreibt jene Wa ge, welche aus den Rdumen rechnerisch PEB: Der Primdrenergiebedarf schlieBt die gesamte Energie fiir den Bedarf im

abgefiihrt werden muss. Die Anforderung richtet sich an den auBenluftinduzierten Kiihlbedarf. Gebaude einschlieRlich aller Vorketten mit ein. Dieser weist einen erneuerbaren und
WWWB: Der Warmwasserwarmebedarfist als fEichenb einen nicht erneuerbaren Anteil auf. Der Ermittlungszeitraum fiir die

Er entspricht ca. einem Liter Wasser je Quadratmeter Brutto-Grundfliche, welcher um hesveio oD B 2008 2008
ca. 30 °C (also beispielsweise von 8 °C auf 38 °C) erwdrmt wird. €0,: Gesamte dem Endenergiebedarf zuzurechnenden Kohlendioxidemissionen,

HEB: Beim Heizenergiebedarf werden zusitzlich zum Nutzenergiebedarf die Verluste der einschlieBlich jener fir Transport und Erzeugung sowie aller Verluste. Zu deren
I

; ik im Gebaude beriicksichigt. Dazu zahlen beispi die Verluste des SRR A S i
Heizkessels, der Energiebedarf von Umwalzpumpen etc. fgee: Der Gesamtenergieeffizienz-Faktor ist der Quotient aus dem Endenergiebedarf
P a4 tobodo it
BSB: Der Betri darf st als fiichesk Defaultwert-fostaelagt: und einem Referenz-Ef (A g 2007).
Er entspricht der Halfte der mittleren inneren Lasten.
Alle Werte gelten unter der eines i haltens. Sie geben den Jahresbedarf pro Quadi behei: Brutto-Grundflache an.
Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der Richtlinie 6 , Energieeinsparung und Warmeschutz” des Osterreichischen Instituts far Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 1

2010/31/EU aber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG).
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Seite 2 fiir Nicht-Wohngebaude

OIB-Richtlinie 6

OIB-Richtlinie &
Ausgabe: Oktober 2011

GEBAUDEKENNDATEN

Brutto-Grundfldche Klimaregion
Bezugs-Grundfldche Heiztage
Brutto-Volumen Heizgradtage
Gebaude-Hiillflache Norm-AuRentemperatur
Kompaktheit (A/V) Soll-Innentemperatur

charakteristische Lange

WARME- UND ENERGIEBEDARF

HWB®
HWB

BefEB
HTEBRy
HTEByw
HTEB
KTEB
HEB
KEB

O BelEB
BSB
EEB
PEB
PEBH.E"I.
PEBrn.
€0,

fBEE

ERSTELLT
GWR-Zahl ErstellerIn
Ausstellungsdatum Unterschrift

Giiltigkeitsdatum

hier angegebenen abweichen.

Energieausweis fur Nicht-Wohngebaude

mittlerer U-Wert
Bauweise
Art der Liiftung

Sommertauglichkeit

LEK:-Wert

Die Energiek llen dieses Ener ises dienen hlieBlich der Information. Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter konnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche 2
Abweichungen auftreten. Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage konnen aus Gronden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den
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Seite 1 fur Sonstige Gebaude

Energieausweis flr Sonstige Gebaude

OIB-Richtlinie &
Ausgabe: Oktober 2011

BEZEICHNUNG

Geb3ude (-teil) Baujahr
Nutzungsprofil Letzte Verdnderung
StraRe Katastralgemeinde
PLZ/Ort KG-Nr.
Grundstiicksnr. SeehGhe

Fiir Sonstige Gebaude wird abweichend zu den
Vorschriften fiir Wohngebdude und fiir Nicht-Wohngebaude

keine Energieeffizienzskala angegeben.

Dieser Energieausweis entspricht den Vorgaben der Richtlinie 6 , Energieeinsparung und Warmeschutz” des Osterreichischen Instituts far Bautechnik in Umsetzung der Richtlinie 1
2010/31/EU aber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG).

OIB-Richtlinie 6 Ausgabe Oktober 2011 Seite 19 von 23



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik 0OIB-330.6-094/11

Seite 2 flir Sonstige Gebaude

OIB-Richtlinie 6

Energieausweis flr Sonstige Gebaude

OIB-Richtlinie &
Ausgabe: Oktober 2011

BAUTEIL

Wande gegen Aulenluft

Winde erdberiihrt

Decken und Dachschrigen jeweils gegen Aufenluft und gegen Dachrdume (durchliiftet oder ungedammt)

Decken innerhalb von Wohn- und Betriebseinheiten

Winde gegen andere Bauwerke an Grundstiicks- bzw. Bauplatzgrenzen

— Decken gegen unbeheizte Gebdudeteile

Tiiren unverglast gegen AuRenluft

Fenster, Fenstertiiren, verglaste Tiiren jeweils in Nicht-Wohngeb&uden (NWG) gegen AufRenluft

Dachflachenfenster gegen AuRenluft

hier angegebenen abweichen.

ERSTELLT
GWR-Zahl ErstellerIn
Ausstellungsdatum Unterschrift
Giiltigkeitsdatum
Die Energiek 1len dieses Ener ises dienen hlieBlich der Inf Aufgrund der idealisierten Eingangsparameter konnen bei tatsachlicher Nutzung erhebliche 2

Abweichungen auftreten. Insbesondere Nutzungseinheiten unterschiedlicher Lage konnen aus Gronden der Geometrie und der Lage hinsichtlich ihrer Energiekennzahlen von den

OIB-Richtlinie 6 Ausgabe Oktober 2011

Seite 20 von 23



Osterreichisches Institut fiir Bautechnik

0OIB-330.6-094/11

Im Wohngebaude-Energieausweis bedeuten die Abklirzungen Folgendes:

OIB-Richtlinie 6

Abkurzung

Bedeutung

Einheit

CO,

jahrliche Kohlendioxidemissionen pro m? konditionierter Brut-
to-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kg/m?a bzw. kg/a

EEB

jahrlicher Endenergiebedarf pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw

. kWh/a

fGEE,RK

Gesamtenergieeffizienz-Faktor als Relation des Endenergie-
bedarfes (zukuinftig Lieferenergiebedarf) zur Anforderung an

den Endenergiebedarf des Jahres 2007 bezogen auf das Re-
ferenzklima

[-]

fGEE,SK

Gesamtenergieeffizienz-Faktor als Relation des Endenergie-
bedarfes (zukuinftig Lieferenergiebedarf) zur Anforderung an
den Endenergiebedarf des Jahres 2007 bezogen auf das
Standortklima

HEB

jahrlicher Heizenergiebedarf pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?a bzw.

kWh/a

HHSB

jahrlicher Haushaltsstrombedarf’ pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw.

KWh/a

HTEB

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw.

kWh/a

HTEBgu

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf fir Raumheizung pro m?
konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m?a bzw.

kWh/a

HTEBww

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf fir Warmwasser pro m?
konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw.

kWh/a

HWBg«

jahrlicher Heizwarmebedarf pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen) bezo-
gen auf das Referenzklima

kWh/m?2a bzw.

kWh/a

HWBsk

jahrlicher Heizwarmebedarf pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen) bezo-
gen auf das Standortklima

kWh/m2a bzw.

kWh/a

LFEB

jahrlicher Luftférderungsenergiebedarf pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw.

KWh/a

PEB

jahrlicher Primarenergiebedarf erneuerbar pro m? konditionier-
ter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezo-

gen)

kWh/m?a bzw.

KWh/a

PEBern.

jahrlicher erneuerbarer Primarenergiebedarf erneuerbar pro
m? konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw.

kWh/a

PEBn.em.

jahrlicher nicht erneuerbarer Primarenergiebedarf nicht erneu-
erbar pro m? konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch)
und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw.

kWh/a

WWWB

jahrlicher Warmwasserwarmebedarf’ pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw.

kWh/a

") Default-Werte

Im Nicht-Wohngebaude-Energieausweis bedeuten die Abkiirzungen Folgendes:

Abkurzung

Bedeutung

Einheit

BefEB

jahrlicher Befeuchtungsenergiebedarf unter Anwendung des
gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/mZ2a bzw.

KWh/a
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Abkurzung Bedeutung Einheit
BelEB jahrlicher Beleuchtungsenergiebedarf unter Anwendung des | kWh/m?a bzw. KWh/a

gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

baudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brut-
to-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

BSB jahrlicher Betriebsstrombedarf’ pro m? konditionierter Brutto- | kWh/m?2a bzw. KWh/a
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)
CcO2 jahrliche Kohlendioxidemissionen unter Anwendung des ge- | kg/m?a bzw. kg/a

Im Nicht-Wohngebdude-Energieausweis bedeuten die Abkiirzungen Folgendes (Fortsetzunq):

Abkurzung

Bedeutung

Einheit

EEB

jahrlicher Endenergiebedarf unter Anwendung des gebaude-
spezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?a bzw. KWh/a

HEB

jahrlicher Heizenergiebedarf unter Anwendung des gebaude-
spezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw. KWh/a

HTEB

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf unter Anwendung des
gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw. KWh/a

HTEBgu

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf Raumheizung unter An-
wendung des gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m?
konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m2a bzw. KWh/a

HTEBww

jahrlicher Heiztechnikenergiebedarf Warmwasser unter An-
wendung des gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m?
konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw. K\Wh/a

HWB

jahrlicher Heizwarmebedarf unter Anwendung des gebaude-
spezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?a bzw. kWh/a

HWB*

jahrlicher Heizwarmebedarf unter Anwendung des Nutzungs-
profils ,Wohngebaude" pro m* konditioniertem Brutto-Volumen
(spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m3a bzw. kWh/a

KB

jahrlicher Kuhlbedarf unter Anwendung des geb&udespezifi-
schen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw. kWh/a

KB*rk

jahrlicher auf3eninduzierter Kihlbedarf pro m*® konditioniertem
Brutto-Volumen (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)
bezogen auf das Referenzklima

kWh/m3a

KB*sk

jahrlicher aufieninduzierter Kiihlbedarf pro m*® konditioniertem
Brutto-Volumen (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)
bezogen auf das Standortklima

kWh/m3a

KEB

jahrlicher Kuhlenergiebedarf unter Anwendung des gebaude-
spezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw. KWh/a

KTEB

jahrlicher Kihltechnikenergiebedarf unter Anwendung des
gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw. KWh/a

PEB

jahrlicher Primarenergiebedarf unter Anwendung des gebau-

kWh/m?a bzw. KWh/a
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despezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter Brutto-
Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

PEBen.

jahrlicher erneuerbarer Primarenergiebedarf unter Anwendung
des gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionier-
ter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezo-

gen)

kWh/m?a bzw. KWh/a

PEBn.ern.

jahrlicher nicht-erneuerbarer Primarenergiebedarf unter An-
wendung des gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m?
konditionierter Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone
(zonenbezogen)

kWh/m?2a bzw. K\Wh/a

WWWB

jahrlicher Warmwasserwarmebedarf’ unter Anwendung des
gebaudespezifischen Nutzungsprofils pro m? konditionierter
Brutto-Grundflache (spezifisch) und je Zone (zonenbezogen)

kWh/m2a bzw. kWh/a

) Default-Werte
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Erlauternde Bemerkungen zu OIB-Richtlinie 6
.Energieeinsparung und Warmeschutz“ und zum OIB-Leitfaden
,Energietechnisches Verhalten von Gebauden*

Ausgabe: Oktober 2011

l. Allgemeines

Die Richtlinie definiert Anforderungen an die thermisch-energetische Qualitat von Gebduden. Diese
sollen folgenden Zielsetzungen dienen:

= Osterreichweite Harmonisierung Bautechnischer Vorschriften

o sowohl hinsichtlich der Methodik, die thermisch-energetische Qualitat von Gebauden primar
ausgedrickt durch Energiekennzahlen zu beschreiben

o0 als auch Anforderungen an diese Energiekennzahlen zu formulieren

= Umsetzung der Richtlinie 2002/91/EG uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden (EU-
Gebauderichtlinie) und der Richtlinie 2010/31/EU Uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden
(Neufassung) in nationales Recht

Grundsatzlich kdnnen Anforderungen an die thermisch-energetische Qualitdt von Geb&uden an den
folgenden Ebenen ansetzen:

= Anforderungen an die thermische Qualitat von Bauteilen wie an die maximalen U-Werte fur einzelne
Bauteile;

= Anforderungen an den Nutzenergiebedarf bzw. Anteile davon wie an den Heizwarmebedarf (HWB) oder
an den Kihlbedarf (KB), bei denen neben der thermischen Qualitdt der Gebaudehiille auch die
Klimagunst und Nutzungseigenschaften des Gebaudes mit beriicksichtigt werden;

= Anforderungen an den Endenergiebedarf bzw. Anteile davon wie an den Heizenergiebedarf (HEB),
der jenen Anteil beschreibt, der fir die Heizungs- und Warmwasserversorgung aufzubringen ist, oder an
den Kuhlenergiebedarf (KEB), jeweils unter Berticksichtigung von Hilfsenergieanteilen fir Wasser- und
Luftférderung und unter Bericksichtigung allfélliger Feuchtekonditionierungen, wobei beide Anteile
sowohl von der thermischen Qualitdét des Gebdudes als auch von der energetischen Qualitat des
Technischen Gebaudesystems abhéngen;

= Anforderungen an den Primérenergiebedarf, der sich aus den Anteilen des Endenergiebedarfes je
Energietrager gewichtet (multipliziert) mit den Konversionsfaktoren fur die Priméarenergie
zusammensetzt;

= Anforderungen an die CO,-Emissionen, die sich aus den Anteilen des Endenergiebedarfes je
Energietrager gewichtet (multipliziert) mit den Konversionsfaktoren fiir die CO,-Emissionen
zusammensetzen;

Die EU-Gebauderichtlinie verlangt Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden zumindest
auf Ebene des Endenergiebedarfes und die Angabe von Primarenergiebedarf und CO,-Emissionen.

Des Weiteren schreibt die EU-Gebauderichtlinie die Festlegung von Anforderungen an die
Gesamtenergieeffizienz nicht nur fir den Neubau, sondern auch fur den Fall groRerer Renovierungen an
Gebéaude vor.

In der vorliegenden Form enthélt der Richtlinientext die folgenden Anforderungen, die aufgrund der
Umsetzung der EU-Gebauderichtlinie erforderlich sind:

= Anforderungen an den Endenergiebedarf beim Neubau von Wohn- und Nicht-Wohngebauden

= Anforderungen an den Endenergiebedarf bei groReren Renovierungen von Wohn- und Nicht-
Wohngebauden

= Uberprifung der Einsetzbarkeit von alternativen Systemen

= Ausnahmen, fiir die die Bestimmungen der Richtlinie nicht gelten
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Fir die Festlegung der Mindestanforderungen an den EEB wird die Methodik der Referenzausstattung
verwendet. Die Referenzausstattung ist dabei jene fiktive haustechnische Anlage, die den aktuellen Stand
der Technik reprasentieren soll. Die Referenzausstattung ist eine Festlegung von einzelnen,
systembezogenen Kriterien des Haustechniksystems (wie z.B. Dammstandard der Verteilleitungen, Standard
der Regelung des Warmeabgabesystems) und ist im OIB-Leitfaden bzw. in der ONORM H 5056; Ausgabe
2011-03-01 definiert.

AbschlieRend enthalt die Richtlinie

= eine Reihe sonstiger Anforderungen, die im Sinne der thermisch-energetischen Qualitat eines
Gebaudes insbesondere besonders unerwtnschte Ausfuhrungen beschranken sollen (konstruktive
Warmebricken, Luft- und Winddichtheit, Vermeidung von Oberflachenkondensation und Kondensation
im Bauteilinneren und Verringerung des Risikos von Schimmelbildung, Vermeidung der sommerlichen
Uberwarmung, Einschrankung elektrischer Widerstandsheizungen u.d.) und

= einen Abschnitt Gber Umfang und Inhalt des Energieausweises

Im Folgenden sei der grundsatzliche Zusammenhang einzelner Beitrdge zum Endenergiebedarf bzw.
Endenergieverbrauch dargestellt:

EEV = EEBSK,NP x fKomfort/Diskomfort X fNutzungsintensité\t x f.Jahresklimagunst x fStandortklimagunst
Darin bedeutet:
EEV Endenergieverbrauch in einem bestimmten Jahr

EEBgynp Endenergiebedarf gemafn OIB-Richtlinie 6 ,Energieeinsparung und Warmeschutz*

fromorubiskomiort  -aktor, der die Abweichung des bestimmten Komforts/Diskomforts
(z.B. Innentemperatur, Luftungsverhalten, ...)
vom unterstellten Nutzungsprofil beschreibt

f Faktor, der die Abweichung der bestimmten Nutzungsintensitat

(z.B. Warmwasserverbrauch, Anwesenheit, ...)
vom unterstellten Nutzungsprofil beschreibt

Nutzungsintensitét

f Faktor, der die Abweichung des Standortklimas des bestimmten Jahres

Jahresklimagunst

(z.B. milder Winter, extremer Winter, friiher/spater Kalteeinbruch, ...)
vom unterstellten Klimamodell beschreibt

fstandorkimagunst  F@ktor, der die Abweichung des Standortklimas des bestimmten Standortes

(z.B. Nebellage, unvorhergesehene Verschattung, besondere Windexposition, ...)
vom unterstellten Klimamodell (Klimaregion) beschreibt

Dariiber gibt es noch die Méglichkeit, dass einzelne Nutzungseinheiten infolge ihrer Lage zu Abweichungen
von Gebaudewert fiihren kénnen.

[I.  Erlauterungen zur OIB-Richtlinie 6

Zu Punkt 1: Allgemeine Bestimmungen

In Punkt 1.1 wird klargestellt, dass die OIB-Richtlinie 6 einerseits nur fir konditionierte Geb&ude gilt,
andererseits aber nicht fiir in Gebaude bendétigte Prozessenergie (siehe auch Punkt 1.2).

In Punkt 1.2 werden die Ausnahmen zusammengefasst, wobei unterschieden wird,

e ob weder Anforderungen einzuhalten sind noch, ein Energieausweis erforderlich ist (siehe Punkt
1.2.2),

e zwar keine Anforderungen einzuhalten sind, aber ein Energieausweis erforderlich ist (siehe Punkt
1.2.1) oder

e nur bestimmte Anforderungen einzuhalten sind (siehe Punkt 1.2.3). Fir die Frage, ob bei Verkauf oder
In-Bestand-Gabe eines durch Zubau vergrof3erten Gebdudes ein Energieausweis vorzulegen und
auszuhandigen ist, kommt es darauf an, ob das Gebaude nach dem Zubau eine Gesamtnutzflache
von weniger als 50 Quadratmetern hat oder nicht (siehe EAVG).
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Zwecks besserer Lesbarkeit des Richtlinientextes wurde in Punkt 1.3 festgelegt, dass die
Berechnungsmethode grundsatzlich gemafl OIB-Leitfaden "Energietechnisches Verhalten von Gebauden"
zu erfolgen hat. Alle sonst in der OIB-Richtlinie 6 enthaltenen Angaben (z.B. Referenzklima, Standortklima,
Nutzungsprofil) beziehen sich ebenfalls auf den o.a. OIB-Leitfaden.

Sofern auf Basis landesgesetzlicher Bestimmungen andere oder zusatzliche Energiekennzahlen verwendet
werden, sind zu deren Berechnung die dem Stand der Technik entsprechenden Methoden heranzuziehen;
fur die LEK-Werte sind Regelungen im Anhang C der ONORM B 8110-6, Ausgabe 2010-01-01 enthalten.

Zu Punkt 2: Begriffsbestimmungen

Die Begriffshestimmungen aller OIB-Richtlinien sind in einem eigenen Dokument ,Begriffsbestimmungen zu
den OIB-Richtlinien* zusammengefasst. Die fur die OIB-Richtlinie 6 relevanten Begriffsbestimmungen
stimmen hierbei mit den in den entsprechenden ONORMen verwendeten Begriffen iiberein.

Zu Punkt 3: Anforderungen an den Nutzenergiebedarf

Zu Punkt 3.1: Zuordnung zu den Gebaudekateqgorien

Hier wird beschrieben, ob das Gebaude zur Kategorie Wohngebaude oder einer Gebaudekategorie der
Nicht-Wohngebaude zugeordnet wird. Dartber hinaus ist festgelegt, wie vorzugehen ist, wenn in einem
Gebaude mehrere unterschiedliche Nutzungskategorien vorliegen oder vorgesehen sind.

Die Zuordnung zur Kategorie Wohngeb&aude erfolgt dann, wenn der jeweilige Nutzungsbereich (das ist ein
gesamtes Gebaude oder eine abgrenzbare Nutzungszone) zum Uberwiegenden Teil fir Wohnzwecke
genutzt wird. Wenn Teile des Gebé&udes nicht fur Wohnzwecke genutzt werden, ist der Anteil dieser
Nutzflache an der gesamten Nutzflaiche des Gebaudes zu ermitteln. Falls dieser Anteil geringer als 10%
oder geringer als 50m? ist (wie z.B. bei einer Trafik oder einer Arztpraxis in einem grof3volumigen Wohnbau),
dann kann das gesamte Gebaude der Kategorie Wohngebaude zugeordnet werden, womit die
Anforderungen fur Wohngebaude fir das gesamte Gebaude gelten. Fur den Fall, dass ein Anteil von 10%
und gleichzeitig eine Nutzflache von 50 m? tiberschritten wird, ist eine Teilung des Gebaudes durchzufihren.
Fir den Bereich, der zum lberwiegenden Teil fir Wohnzwecke genutzt wird, gelten die Anforderungen fir
Wohngebaude. Der Bereich, der nicht fir Wohnzwecke genutzt wird, hat die Anforderungen fir Nicht-
Wohngebaude zu erfiillen. Bei den Berechnungsmethoden wird zwischen Wohngebauden bis 400 m2 Brutto-
Grundflache und solchen mit mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache unterschieden. Fiir Wohngebéaude bis 400
m?2 Brutto-Grundflache sind hierbei das Nutzungsprofil fir Einfamilienhduser gemaR ONORM B 8110-5 und
die Rechenregeln fiir Einfamilienhauser gema ONORM B 8110-6 anzuwenden, fir Wohngebzude mit mehr
als 400 m2 Brutto-Grundflache das Nutzungsprofil fir Mehrfamiliennduser gemaR ONORM B 8110-5 und die
Rechenregeln fiir Mehrfamilienhauser gema’ ONORM B 8110-6.

Die Zuordnung zum Nicht-Wohngebéaude erfolgt dann, wenn der jeweilige Nutzungsbereich (das ist ein
gesamtes Gebaude oder eine abgrenzbare Nutzungszone) zum Uberwiegenden Teil nicht fir Wohnzwecke
genutzt wird. Die Einteilung wurde auf Basis der Angaben der EU-Richtlinie und der in Osterreich
gebrauchlichen Geb&udekategorien vorgenommen. Sie stimmt mit den in der ONORM B 8110-5, Ausgabe
2011-03-01 dafur definierten Nutzungsprofilen tberein.

Auch in diesen Fallen ist festzustellen, ob das Geb&ude zur Ganze oder nur zum Teil in eine der angefuhrten
Nutzungen fallt. Falls Nebennutzungen einen Anteil von 10% der Nutzflache nicht Gberschreiten, wird nur die
Hauptnutzung bericksichtigt — d.h. dass auch die Anforderung, die fir die Geb&dudekategorie der
Hauptnutzung gilt, einzuhalten ist. Falls die Nebennutzungen einen Anteil von 10% Uberschreiten, muss eine
Teilung des Gebaudes durchgefiihrt werden. In diesem Fall sind die Anforderungen der OIB-Richtlinie 6 fir
die jeweiligen Gebaudekategorien getrennt zu stellen.

Zu Punkt 3.2: Anforderungen an den Heizwarmebedarf bei Neubau von Wohngeb&uden

Hier werden Anforderungen an den Heizwarmebedarf (HWB) beim Neubau von Wohngeb&uden festgelegt,
wobei die Bestimmungen der Vereinbarung geman Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den L&andern
Uber MaRnahmen im Gebaudesektor zum Zweck der Reduktion des Ausstof’es an Treibhausgasen
berucksichtigt wurden.
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Im Einzelnen ergibt sich die HWB-Anforderung wie folgt:

1. Ab Inkrafttreten wird unter Berlicksichtigung der oben zitierten Vereinbarung geman Art. 15a B-VG die
Anforderung an den HWB auf einen entsprechend niedrigeren Wert geandert. Um dabei die
Verscharfung fir Gebaude mit einer Wohnung abzufedern, wird die bisherige Grundstruktur (1+2,5/l;)
durch Korrektur der Steigung von 2,5 auf die neue Steigung 3,0 geandert. In Analogie zur zitierten
Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG wird aber hinkiinftig der Maximalwert bei einem |.-Wert von 1,25 m
(bzw. A/V = 0,8) festgelegt.

Darstellung Uber der charakteristischen Lange |, Darstellung Uber der Kompaktheit A/V
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2. Als BezugsgroRe fur die HWB-Anforderung wird in Beibehaltung der bisherigen Praxis in den
Bauordnungen bzw. in der Wohnbauférderung der meisten Bundeslander die konditionierte Brutto-
Grundflache verwendet (bisher beheizte Brutto-Grundflache oder Bruttogeschof3flache; nachdem in
Nicht-Wohngebduden neben der Heizung auch Beluftung, Kihlung und Beleuchtung in den
Endenergiebedarf mit einberechnet werden, wurde die einschrankende Bezeichnung ,beheizte” auf die
allumfassende Bezeichnung ,konditionierte* gedndert).

Zu Punkt 3.3:  Anforderung an den HWB und KB bei Neubau von Nicht-Wohngeb&uden

Bei den Anforderungen an den HWB und KB bei Neubau von Nicht-Wohngebduden fir die
Gebaudekategorien 1 bis 12 (also alle Gebdudekategorien aul3er der Kategorie ,Sonstige konditionierte
Gebaude*) sind in der Richtlinie sowohl Anforderungen an den HWB als auch Anforderungen an den
Kihlbedarf (KB) vorgesehen.

Die Methodik zur Festlegung von Anforderungen an den HWB bei Neubau von Nicht-Wohngebauden
entspricht der Methodik fur Wohngebaude. D.h. die Anforderung an den HWB steht in Abhangigkeit zum
Referenzklima und zur charakteristischen Lange (I.) des Gebaudes. Darlber hinaus wird die Uberprifung
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der Einhaltung der Anforderung an den HWB bei Neubau von Nicht-Wohngeb&uden mit dem Nutzungsprofil
des Wohngebaudes durchgefiihrt. D.h. anstelle der Nutzungsprofile der einzelnen Gebaudekategorien der
Nicht-Wohngebaude (Luftwechselrate, innere Warmelasten) wird das Nutzungsprofil des Wohngebaudes
herangezogen. Mit dieser Vorgangsweise ist die energetische Qualitdt der Gebaudehille von allen
Gebaudekategorien der Nicht-Wohngebaude mit der von Wohngebauden direkt vergleichbar. Deshalb liegt
die HWB-Anforderung fur den Neubau von Nicht-Wohngebauden auch auf dem gleichen Niveau wie
die HWB-Anforderung fir den Neubau von Wohngeb&uden. Als Bezugsgroéfe fur die HWB-Anforderung
bei Nicht-Wohngebauden wird jedoch (anstelle der BGF) das konditionierte Brutto-Volumen verwendet.
Damit sollen die — im Vergleich zu Wohngebauden — sehr unterschiedlichen Raumhdhen von Nicht-
Wohngebauden beriicksichtigt werden.

Neben der Anforderung an den HWB ist auch schon in der Ausgabe 2007 eine Anforderung an den KB bei
Nicht-Wohngeb&uden vorgesehen. In den letzten Jahren konnte durch die Festlegung einer HWB
Anforderung fir Geb&ude oder Anforderungen an den U-Wert von Geb&audeteilen der Heizwéarmebedarf
erheblich reduziert werden. Bei Wohngeb&uden konnte somit der Energieverbrauch zur gesamten
Gebaudekonditionierung wesentlich verringert werden. Im Gegensatz dazu fiihrt eine Reduktion des HWB
bei Nicht-Wohngebauden nicht notwendigerweise zur Reduktion des Energieverbrauchs fir die
Gebaudekonditionierung. Die gangige Glasarchitektur, hohe Flexibilitdt von Nicht-Wohngebauden (sodass
der Innenbereich vorwiegend mit Gipskartonwanden ausgefihrt wird) sowie z.T. hohe Kompaktheit von
Gebauden sind nur einige Beispiele dafiir, wieso aufgrund der hoheren inneren und auf3eren Warmelasten
der HWB ohnehin sehr gering, der erforderliche Energiebedarf fir Be- und Entliftung sowie fur Kihlung und
Klimatisierung des Gebaudes jedoch héher ausfallt.

Die Richtlinie sieht zwei Mdglichkeiten fur den Nachweis der Einhaltung der Anforderungen an den KB
vor:

1. Fir das Geb&ude, d.h. alle Raume, wird ein Nachweis der Vermeidung sommerlicher Uberwarmung
gemalk ONORM B 8110-3, Ausgabe 1999-12-01 erbracht, wobei die tatsachlichen inneren Lasten zu
bertcksichtigen sind. Damit wird fur alle Raume bei einer entsprechenden Nachtliftung die
Einhaltung der Warmespeicherung mit baulichen MaRnahmen (Abschattungseinrichtungen,
FenstergroRen, Fensterorientierung, speicherfahige Masse der Bauteile, ...) sichergestellt.

2. Sollte die Berechnung gemall Punkt 1 ergeben, dass trotz baulicher MaRnahmen der Nachweis
gemalR ONORM B 8110-3, Ausgabe 1999-12-01 nicht erbracht werden kann oder eine Nachtliiftung
aus organisatorischen Grinden nicht mdglich ist, so ist fir das Gebaude der maximal zuldssige
auBReninduzierte Kiihlbedarf einzuhalten. Der auReninduzierte Kihlbedarf (KB*) ist jener Kuihlbedarf,
der ausschlieRlich durch Solareintrdge und Transmission hervorgerufen wird. D.h. fur diese
Berechnung sind die inneren Warmelasten und die Luftwechselrate null zu setzen. Die Infiltration mit
einer maximalen Luftwechselrate von 0,15 wird in der Berechnung beibehalten.

Die Anforderungen an den aufReninduzierten KB sind konstant, d.h. die KB-Anforderung enthalt weder eine
Abhéngigkeit von der Kompaktheit des Gebaudes noch eine Anpassung an die klimatischen Bedingungen
des Gebé&udestandortes.

Was die Gebaudekompaktheit betrifft so haben Beispielberechnungen gezeigt, dass die Kompaktheit den
auBBeninduzierten KB nur in geringem MaR beeinflusst, da der aueninduzierte KB lberwiegend von den
Solareintragen bestimmt wird.

Das Niveau fir die Anforderung an den auf3eninduzierten KB wurde wie folgt definiert: Der Neubau eines
Nicht-Wohngebaudes muss bei Einhaltung folgender baulicher Kriterien (sowie dem U-Wert Ensemble, das
zur Einhaltung des HWB erforderlich ist) erméglicht werden:

1. Glasflachenanteil an der Fassaden von ca. 30%, Einsatz eines Blendschutzes zur Verschattung,
schwere Bauweise (das entspricht z.B. einem Gebdude aus Ziegel oder Beton mit einer Ublichen
Lochfassade)

2. Glasflachenanteil an der Fassade von ca. 60%, Einsatz einer Verschattung mit der Qualitat einer
aul3enliegenden Jalousie mit strahlungsabhéngiger Aktivierung, mittelschwere Bauweise (das
entspricht beispielsweise einem Gebdude in Stahlbeton-Skelettbauweise, AuRenwand bestehend
aus Pfosten-Riegel-Konstruktion, warmegedammtes Parapet und Glasflachen von Parapetoberkante
bis zur Deckenunterkante)

Auf Basis dieser Vorgaben wurden fir mehrere Gebaudetypen und —gréRen Beispiele gerechnet. Bei
Einhaltung der beiden oben genannten baulichen Kriterien wurde stets ein auf3eninduzierter KB unter
1 kWh/m3a ermittelt. Aufgrund der noch fehlenden Erfahrungen in diesem Bereich wurden die
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Anforderungswerte jedoch nicht allzu streng gesetzt. Es wurde die Anforderung an den auf3eninduzierten KB
von 1 kWh/m3a — analog des HWB bei Nicht-Wohngebauden ebenfalls auf das Brutto-Volumen gezogen —
festgelegt.

Zu Punkt 3.4: Anforderung an den HWB bei gréRerer Renovierung von Wohngebauden

Die Methodik flr die Anforderung an den HWB bei gré3erer Renovierung von Wohngebauden entspricht
jener, die fur die Festlegung der Anforderung an den Neubau angewendet wurde.

Was das Niveau der HWB-Anforderung bei der gro3eren Renovierung von Wohngebauden betrifft, so
bleibt diese mit der bisherigen Anforderung vom 1.1.2010 unverandert.

Der Betrieb einer Wohnraumliftung mit Warmertckgewinnung verringert die Liftungsverluste und in weiterer
Folge den HWB — abhéngig von der Anlagenqualitat — von 8 bis 16 kWh/m2(BGF)a. Wenn dieser Effekt im
Hinblick auf die Grenzwerteinhaltung zur Ganze zum Tragen kommen wirde, kénnte dies zu einer
Verschlechterung der Hillenqualitéat fuhren (im Regelfall ware die Einhaltung des Mindest-U-Wert-
Ensembles ausreichend). Dies ist v.a. im Hinblick auf die Betriebs- und Funktionsunsicherheit von WRG-
Anlagen nicht wiinschenswert. Daher sieht die Richtlinie gemal Punkt 3.4.2 eine Verringerung (d.h.
Verscharfung) des maximal zulassigen HWB-Grenzwertes um 8 kWh/m2BGF und Jahr, fiir den Fall vor, dass
ein Gebaude Uber eine Wohnraumliftung mit Warmertickgewinnung (WRG) verfugt.

Zu Punkt 3.5:  Anforderung an den HWB und KB bei gré3erer Renovierung von Nicht-Wohngebduden

Die Methodik fur die Anforderung an den HWB bei gréRerer Renovierung von Nicht-Wohngebauden fir
die Gebaudekategorien 1 bis 12 entspricht der Vorgangsweise, wie sie fir den Neubau gewahlt wurde.
Das Niveau der HWB-Anforderung entspricht dem Niveau flir die gréRere Renovierung von
Wohngebauden, und ist daher bedeutend weniger anspruchsvoll als die HWB-Anforderung fiir den Neubau.

Die Methodik fir die Anforderung an den au3eninduzierten KB bei der gro3eren Renoverierung von Nicht-
Wohngebauden entspricht ebenfalls der Methodik der KB-Anforderung beim Neubau. Auch im Fall der KB-
Anforderung ist jedoch das Anforderungsniveau weniger anspruchsvoll. Es wird somit berticksichtigt, dass im
Gegensatz zum Neubau die Gebaudegestalt bereits vorgegeben ist. Zusatzlich sind die Moglichkeiten eines
nachtraglichen Einbaus eines Verschattungssystems in manchen Féllen begrenzt.

Der Ansatz zur Verringerung (d.h. ,Verscharfung) des maximal zulassigen HWB-Grenzwertes beim Einsatz
eines Liftungsgerates mit Warmerickgewinnung (WRG) bei gréRerer Renovierung von Nicht-
Wohngebauden entspricht dem Ansatz von Wohngebauden. Im Unterschied zu den Wohngebauden geht
man bei Nicht-Wohngebauden jedoch davon aus, dass in der Regel nicht die gesamte Nutzflache des
Gebaudes mit einem Be- und Entliftungssystem mit WRG versorgt wird. Die Reduktion der Luftungsverluste
treten naturgemafl nur in jenem Bereich auf, die mit einer Liftungsanlage mit WRG versorgt wird. Aus
diesem Grund wird bei der Verschérfung der Anforderung unterschieden, ob die Luftungsanlage 50% oder
mehr das Brutto-Volumen versorgt (in diesem Fall reduziert sich die HWB-Anforderung um 2 kWh/m3a) oder
nicht mehr als 50% (in diesem Fall reduziert sich die Anforderung um 1 kWh/m3a).

Zu Punkt 4: Anforderung an den Endenergiebedarf

Die OIB-Richtlinie enthalt wie schon in der Version 2007 Anforderungen an den Endenergiebedarf von
Wohngebauden.

Der Endenergiebedarf fir Wohngebaude entspricht dem Heizenergiebedarf und somit jener
Energiemenge, die unter Berlcksichtigung der Verluste des Heizungs- und Warmwassersystems zur
Deckung des HWB benétigt wird.

Die Anforderung an den Endenergiebedarf bei Neubau von Wohngebauden basiert auf der Anwendung
eines Referenzausstattungsmodells.

Die Richtlinie Gbernimmt das Referenzausstattungsmodell fir Wohngebaude auf dem Bereich der Nicht-
Wohngebaude und ergénzt diese durch die Miteinbeziehung von Kihlenergiebedarf und
Beleuchtungsenergiebedarf.

Der Endenergiebedarf fir Nicht-Wohngeb&ude entspricht der Summe aus dem Heizenergiebedarf,
dem Befeuchtungsenergiebedarf, dem Kiihlenergiebedarf und dem Beleuchtungsenergiebedarf und
somit jener Energiemenge, die unter Berlcksichtigung der Verluste des Heizungs-, Warmwasser-,
Befeuchtungs-, Kuhl- und Beleuchtungssystems zur Deckung des Nutzenergiebedarfes und der
Anforderungen an die Befeuchtung und Beleuchtung benétigt wird.
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Zu Punkt 5: Haushaltsstrombedarf und Betriebsstrombedarf

Um den Konsumentinnen von Energieausweisen einen Hinweis darauf zu geben, dass neben dem
Heizwarmebedarf, Befeuchtungsenergiebedarf (optional im Falle von Nicht-Wohngebauden),
Warmwasserwarmebedarf, Kuihlenergiebedarf (optional im Falle von Nicht-Wohngebauden) und
Beleuchtungsenergiebedarf (optional im Falle von Nicht-Wohngebduden) im Allgemeinen auch ein
zusatzlicher Strombedarf, namentlich der Haushaltsstrombedarf (im Falle von Wohngebauden) und der
Betriebsstrombedarf (im Falle von Nicht-Wohngebauden) besteht, wird auch diese Energiemenge als Fixwert
in den Energieausweis aufgenommen. Dabei ist man sich bewusst, dass diese Energiemenge in den
nachsten Jahren noch intensiver Forschungen bedarf, in wie weit allenfalls die festgelegten Fixwerte noch
abgeéandert werden mussen. Grundsatzlich ist man bei der Festlegung der Fixwerte davon ausgegangen,
dass sich die inneren Gewinne aus den Warmegewinnen infolge Personen und Geraten im Falle von
Wohngebauden zu gleichen Teilen ergeben. Dies bedeutet, dass als Fixwert 50% von q;, (fur den Fall von
Wohngebauden) angenommen wurden. Fiur den Fall von Nicht-Wohngebauden ist derzeit dieser Prozentsatz
unbekannt. Um keinesfalls diesen Wert derzeit gar nicht zu befillen, hat man den Fixwert in Analogie zum
Wohngebéaude fur die Nicht-Wohngebaude festgelegt, wobei sich die 50% auf den Mittelwert von q;, und g
beziehen.

Zu Punkt 6: Priméarenergiebedarf

Da kinftig als Indikator mit Bezug zur Ressourcenschonung die aufzuwendenden Primarenergiemengen
eine immer héhere Bedeutung erlangen werden, wird der Primarenergiebedarf als neuer Indikator in die OIB-
Richtlinie 6 aufgenommen und auf dem Energieausweis angegeben. Eine Anforderung wird jedoch vorerst
noch nicht gestellt.

Zu Punkt 7: Kohlendioxidemissionen

Da kinftig als Indikator mit Bezug auf den Klimaschutz die Kohlendioxidemissionen eine immer héhere
Bedeutung erlangen werden, werden diese als neuer Indikator in die OIB-Richtlinie 6 aufgenommen und auf
dem Energieausweis angegeben. Eine Anforderung wird jedoch vorerst noch nicht gestellt.

Zu Punkt 8: Gesamtenergieeffizienz-Faktor

Da der Endenergiebedarf als Indikator fur die Gesamtenergieeffizienz, deren Ausweisung eine priméare
Zielsetzung der EU-Gebauderichtlinie ist, nicht in der Energieeffizienzskala der ersten Seite des
Energieausweises dargestellt werden kann, wurde der Gesamtenergieeffizienz-Faktor als in der
Energieeffizienzskala darstellbare Indikator neu eingefuhrt. Dieser stellt daher wie der Priméarenergiebedarf
und die Kohlendioxidemissionen eine zum Heizwarmebedarf erweiterte Kennzahl dar. Siehe dazu auch die
Erlauterungen zu Punkt 4 des OIB-Leitfadens.

Zu Punkt 9: Konversionsfaktoren

Folgende Grundsatze wurden der Zusammenstellung der gegenstéandlichen Konversionsfaktoren zugrunde
gelegt:

1)) Primar wollte man, wenn mdglich, Konversionsfaktoren aus Européischen Normen verwenden.
a. Die Quelle dafir stellt die ONORM EN 15603, Ausgabe 2008 -07-01 dar.
b. Die Daten in dieser Norm stammen aus dem Jahr 1996 (Quelle: Okoinventare fiir Energie-
systeme - ETH Zirich, 1996).
C. Infolge des Alters der Daten wurde versucht, diese aus grundsétzlich derselben, allerdings
aktuelleren Quelle (ecoinvent, Version 2.1, 2009) zu entnehmen.

2) Fur die Energietrager Kohle, Heiz6l und Erdgas wurden alle zur Verfigung stehenden Daten aus der
Datenbank entnommen und danach arithmetisch gemittelt, wobei der erneuerbare Anteil Null gesetzt
wurde.

3) FlUr den Energietrager Biomasse wurden alle zur Verfigung stehenden Daten aus der Datenbank

entnommen, danach die Werte fur Stuckholz, Hackschnitzel und Pellets jeweils arithmetisch
gemittelt und daran anschlieend ein gemafld der Osterreichischen Brennstoffstatistik gewichteter
Mittelwert fr Biomasse errechnet.
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4.) Fur Strom wurde ein gewichteter Mix aus dem 6sterreichischen Produktionsmix und einem ge-
wichteten Importmix herangezogen. Fir Stromgutschriften im Rahmen von KWK ist der gewichtete
Import-Mix zu verwenden.

o fre fcoz
Energietrager [ frenem. [-] freemn, [-] [g/kWh]
Strom (Import-Mix) 3,49 3,43 0,06 640
5) Die Berechnung der Konversionsfaktoren fur Fernwarmesysteme kann abweichend von den

angegebenen Werten gemalR ONORM EN 15316-4-5, Ausgabe 2007-10-01 erfolgen, wobei jedoch
die Minimumregel beziglich des angegebenen Bestwertes zu bericksichtigen ist.

Zu Punkt 10: Anforderungen an Bauteile

Die Tabelle unter Punkt 10.2 enthalt die allgemeinen Anforderungen an warmeibertragende Bauteile, die
sowohl beim Neubau eines Gebaudes als auch bei der Erneuerung oder Instandsetzung der betreffenden
Bauteile gelten.

Das Mindest-U-Wert-Ensemble stellt ein den HWB-Grenzwert erganzendes ,Sicherheitsnetz* dar und ist
dementsprechend in der Baupraxis leicht einzuhalten.

Der Anwendungsbereich in Punkt 10.3 beschrankt sich auf Strahlungswérme direkt vor dem transparenten
Bauteil; Strahlungswarme auf Grund von Bodenkonvektoren ist nicht zu bericksichtigen.

Zu Punkt 11: Anforderungen an Teile des gebaudetechnischen Systems

Dieser Inhalt dient der Umsetzung der EU-Richtlinie 2010/31/EU, die mittlerweile einen eigenen Artikel
.Gebaudetechnisches System® beinhaltet. Dies bedeutet, dass hier seitens der Européischen Union
unmissverstandlich zum Ausdruck gebracht wird, dass Anforderungen an dieses System zu stellen sind.

Die hygienischen Standards sind dann bertcksichtigt, wenn als Warmertickgewinnung (WRG) die minimalen
Defaultwerte gemal ONORM B 8110-6, Ausgabe 2010-01-01 erreicht werden.

Zu Punkt 12: Sonstige Anforderungen

Die Anforderung in Bezug auf den sommerlichen Uberwarmungsschutz (Punkt 12.3) ist fiir Wohngeb&ude
jedenfalls einzuhalten (ONORM B 8110-3, Ausgabe 1999-12-01). Auf Grund der Notwendigkeit Energie
einsparen zu mussen, sind die Bundeslander Ubereingekommen, fir Wohngebaude die Anforderungen an
den Kihlbedarf mit Null anzusetzen. Hinsichtlich der Anforderungen bei Nicht-Wohngebauden wird auf die
Erlauterungen zu Punkt 3.3 hingewiesen.

Die Inhalte des Punktes 12.4 entsprechen im Wesentlichen der EU-Richtlinie 2010/31/EU. Als hocheffizient
gelten jedenfalls jene Energiesysteme, die in Punkt 12.4.2 angefihrt sind. Sofern diese jedoch nicht zur
Verfugung stehen oder auf Grund sonstiger (landesrechtlicher) Bestimmungen nicht zum Einsatz gelangen
durfen, dirfen auch andere hocheffiziente Energiesysteme (z.B. Erdgas-Brennwert-Anlagen in Kombination
mit thermischen Solaranlagen) verwendet werden.

Unter Punkt 12.4.2 lit b) wird ein Mini-Blockheizkraftwerk (BHKW) vor Ort verstanden.

Der unter Punkt 12.4.2 lit d) angegebene Wert der Jahresarbeitszahl JAZ von 3,0 bezieht sich auf einen
kombinierten Betrieb (Heiz- und Warmwasser).

GemalR Punkt 12.5 soll die Herstellung einer zentralen Warmebereitstellungsanlage sowie der
Fernwéarmeversorgung in grof3volumigen Wohngebauden unterstiitzt werden. Dies scheint im Hinblick auf
die Nutzung von Abwarmepotenzial im stadtischen Bereich aber auch im Hinblick auf die Nutzung von
erneuerbaren Energietragern (Biomasse, Solar) im groRvolumigen Gebaudebestand zielfihrend.
Ausnahmen sind vorgesehen.

In einigen Bundeslandern (z.B. OO0) ist die Neuinstallation von elektrischen Widerstandsheizungen als
Hauptheizungssystem bereits verboten. Diese Anforderung wird gemaR Punkt 12.6 Gbernommen, da aus
Sicht der Gesamtenergiebilanz bzw. der Emissionsbilanz der direkte Einsatz von Strom fiir die Beheizung
abzulehnen ist. Die punktuelle Zusatzheizung mit elektrischer Direktheizung ist jedoch mdglich, wenn der bei
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weitem Uberwiegende Warmebedarf Uber ein anderes Hauptheizungssystem (z.B. Zentralheizung,
Warmeruckgewinnung) abgedeckt wird.

Zu Punkt 13: Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis)

In Punkt 13.1 wird der Umfang des Energieausweises festgelegt, wobei hinsichtlich des Layouts auf
Punkt 14 und hinsichtlich des Anhanges auf Punkt 13.1.2 verwiesen wird.

Der Anhang als Bestandteil des Energieausweises hat den Vorgaben der Regeln der Technik zu
entsprechen. Die zu enthaltenden Mindestanforderungen sind in Punkt 13.1.2 festgelegt.

Bei der Festlegung, welche Personen qualifiziert und befugt sind, Energieausweise auszustellen (siehe
Punkt 13.1.3), handelt es sich um keine technischen Bestimmungen, sodass keine weiteren Prézisierungen
vorgenommen werden konnten. In der Regel sollten jedoch ausschliellich Personengruppen dazu
herangezogen werden, die im Rahmen ihrer Ausbildung auch eine entsprechende Qualifikation erlangt
haben. Jedenfalls braucht es aber entsprechend der berufsrechtlichen Voraussetzungen auch Zulassung
und Befugnis.

Auf Grund der Vorgaben der Richtlinie 2010/31/EU sollten Gebaude, die von Behoérden genutzt werden, und
Gebaude mit starkem Publikumsverkehr durch Einbeziehung von Umwelt- und Energieaspekten ein Vorbild
darstellen, weshalb regelméaRig Energieausweise fir sie erstellt werden sollten. Die Unterrichtung der
Offentlichkeit Uber die Gesamtenergieeffizienz sollte durch Anbringung der Energieausweise an gut
sichtbaren Stellen unterstiitzt werden; dies gilt insbesondere fur Gebaude einer bestimmten Grél3e, in denen
sich Behorden befinden oder starker Publikumsverkehr herrscht, wie Ladengeschéfte und Einkaufszentren,
Supermérkte, Gaststéatten, Theater, Banken und Hotels. Es wurde daher in Punkt 13.2 eine entsprechende
Festlegung aufgenommen.

Zu Punkt 14: Layout der Energieausweise

Im Hinblick darauf, dass es mehrere Mdglichkeiten der Darstellung der durch die EU-Richtlinie 2010/31/EU
geforderten Gesamtenergieeffizienz gibt, sind die Lander Ubereingekommen, die derzeit bekannten
Indikatoren Heizwarmebedarf (HWB), Primarenergiebedarf (PEB) und Kohlendioxidemissionen (CO,) sowie
den neuen Indikator Gesamtenergieeffizienzfaktor (fgeg) auf der ersten Seite des Energieausweises in der
Energieeffizienzskala darzustellen. Auf der zweiten Seite des Energieausweises werden zuséatzlich der EEB
sowie eine Reihe von Teilindikatoren angefiihrt. Weiters enthélt die zweite Seite eine Information Uber die
Erfullung der Anforderungen.

Fur die Stufen der Energieeffizienzskala wird von der ONORM EN 15217, Ausgabe 2007-09-01
ausgegangen, in der die Grundsétze des Klassifizierungsverfahrens geregelt sind.

Zu Punkt 15: Referenzausstattungen

Da fur die Ermittlung des Gesamtenergieeffizienz-Faktors die Referenzausstattung eine wesentliche
Bedeutung hat, wurde diese nunmehr in die OIB Richtlinie aufgenommen. Dabei ist zu beachten, dass die im
Anhang A der ONORM H 5056, Ausgabe 2011-03-01 angefiihrte Referenzausstattung nicht mehr
heranzuziehen ist.

[ll. Erlauterungen zum OIB-Leitfaden

Zu Punkt 4. Priméarenergiebedarf, Kohlendioxidemissionen und Gesamtenergieeffizienz-Faktor

In Punkt 4 wird in ausfuhrlicher Darstellung die Berechnung von PEB, CO, und fgee wiedergegeben. Dazu
sei angemerkt, dass deren Angabe derzeit lediglich Informationszwecken dient.

Versucht man den Begriff ,Gesamtenergieeffizienz* nach dem wdrtlichen Sinn zu verstehen, kommt man
nicht umhin, hinter dem Begriff ,Effizienz* einen Quotienten aus Ist- und Soll-Gré3e zu vermuten. Denkt man
dieses Konzept zu Ende, so ergibt sich folgender Zusammenhang:

fGEE =LEB/ EEBzG

Dabei beschreibt feee die Gesamtenergieeffizienzfaktor als Quotient aus dem Lieferenergiebedarf,
bezeichnet mit LEB, und dem Endenergiebedarf bei Einflhrung der Ermittlung der Gesamtenergieeffizienz
im Jahr 2007, bezeichnet mit EEB,s. Dieser zuletzt erwahnte Endenergiebedarf berechnet sich fir
Wohngebaude wie folgt:

EEB s = HWB 26, + WWWB petauit + HTEB ret,26 + HHSB petautt
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Dabei bedeutet HWByr = 26 x (1 + 2 / Ic), wobei Fensterluftung (Index ,FL*) angenommen wird. Der
Lieferenergiebedarf fiir das konkrete Gebaude lasst sich wie folgt ermitteln:

LEB = HWB|5t + WWWB Default + HTEBIst + HHSB Default — EEE

Wie man leicht sieht, neutralisiert sich im Rahmen der Division sowohl die Ic-Abhangigkeit als auch die
Klima-Abhangigkeit und grundsétzlich auch die Energietragerabhangigkeit.

Um nun das Konzept gleich anwenden zu kénnen, kann man derzeit LEB durch EEB; ersetzen.

fGEE,RK = EEBIst,RK / EEBZG bZW- fGEE,SK = EEBIst,SK / EEBZ6(unter Beriicksichtigung von TF bzw. TF und SF)

Fur die Warmepumpentechnologie sind naturgemal die absoluten Verbesserungen nicht so grofl3 wie bei
herkdmmlichen Warmebereitstellungssytemen, was dazu gefuhrt hat, bei der Berechnung des
Gesamtenergieeffizienzfaktors fir Warmepumpen auch die Umweltwarme zu bericksichtigen und somit
sicherzustellen, dass die dem Referenzsystem zugrunde gelegten GrolRenordnungen fir die
Jahresarbeitszahlen weiter erreicht werden.

Um einen Eindruck zu vermitteln, wie gut eine I.-Unabhangigkeit und eine Warmebereitstellungstechnologie-
Unabhangigkeit besteht, sei folgende Tabelle wiedergegeben, in der eine Variation von I, = 0,92 bis |, = 0,47
zugrunde gelegt wurde.

Technologie 26er-Linie 19er-Linie 16er-Linie
ET:s 1,00 0,91 0,88
ET:s, 1,00 0,91 0,88
ETtgr 1,00 0,91 0,88
ETgio 1,00 0,91 0,88
ETrw 1,00 0,91 0,88
LW-WP 1,00 0,91 0,88
SW-WP (f) 1,00 0,91 0,89
SW-WP (1) 1,00 0,91 0,89
GW-WP 1,00 0,92 0,89
DX-WP 1,00 0,91 0,89

Technologie 26er-Linie 19er-Linie 16er-Linie
Mittelwert 1,00 0,91 0,88
max. Abweich. 0% 2% 2%

In zukinftigen Normenfassungen wird dies entsprechend beriicksichtigt werden und dem obigen Konzept
angepasst werden.

In weiterer Folge soll, basierend auf einem noch zu erstellenden nationalen Plan, die Mdéglichkeit geprift
werden, Anforderungen an eine oder mehrere dieser Gro3en zu formulieren. Jedenfalls wird am Ende dieser
Prufung eine sinnvolle Auswahl von Anforderungsgrof3en stehen. Dies bedeutet, dass aus heutiger Sicht
keinesfalls ein Gesamtsatz — U-Werte, HWB bzw. HWB*, Vermeidung sommerlicher Uberwarmung bzw.
KB*, EEB, PEB und CO, — stehen soll. Vielmehr soll unter dem Aspekt der Weiterentwicklung der Methodik
und der noch einzufuhrenden Grof3e des LEB (Lieferenergiebedarf, entsprechend dem Endenergiebedarf,
vermindert um die vor Ort zugefuhrten und vor Ort erneuerbaren Energiemengen) eine méglichst geringe
Anzahl von GroRRen daraus ausgewdhlt werden. Diese sollen ihrerseits groRtmogliche Energieeffizienz,
Ressourcenschonung, Klimaschutz und  Kostenoptimierung bei  gleichzeitiger  grof3tmoglicher
Planungsfreiheit sicherstellen.

Zu Punkt 5. Vereinfachtes Verfahren

Das vereinfachte Verfahren wurde entwickelt, um fir bestehende Geb&ude beim Verkauf oder der
Vermietung rasch einen Energieausweis ausstellen zu kénnen (Punkt 5.1). Dabei wurde von dem Prinzip
ausgegangen, lediglich bei der Erhebung der Daten Vereinfachungen vorzunehmen, nicht aber bei der
Berechnungsmethode. Auflerdem wurde Wert darauf gelegt, dass die Ergebnisse jedenfalls auf der
ungunstigen, d.h. sicheren Seite liegen, als bei einer genauen Datenerhebung.
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In Punkt 5.2 wird festgelegt, welche Mindestanforderungen bei der Erfassung der Geb&udegeometrie zu
berucksichtigen sind. Diese basieren auf einem Excel-Programm, das urspriinglich nur zur
Nachvollziehbarkeit der Berechnungsmethode entwickelt wurde. Uberall dort, wo genaue Abmessungen
vorhanden sind, kénnen bzw. sollen diese eingesetzt werden. Konkret vorliegenden Angaben — auch wenn
diese nur fir einen Bauteil vorhanden sind — ist immer der Vorzug zu geben.

Bei der Festlegung der Bauphysik in Punkt 5.3 wird einerseits in default-maRig festgelegte
Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) unterschieden und andererseits in von den einzelnen
Bundeslandern auf Grund der landesgesetzlichen Vorschriften festgelegten U-Werte. Bei der Festlegung von
den in Punkt 5.3.1 angegebenen Werten, die tunlichst nur solange anzuwenden sind, solange nicht die
Werte gemal? Punkt 5.3.2 gelten, wurde von den fir die jeweilige Epoche bzw. Geb&udetyp gangigen
Aufbauten ausgegangen.

In Punkt 5.4 wurden fir die vereinfachte Datenerfassung der Haustechnik jene Systeme bzw.
Konfigurationen angegeben, die haufig auftreten. Dabei wurde auf die Begriffe der ONORM H 5056;
Ausgabe 2011-03-01 zurtickgegriffen, da die weitere Berechnung eben nach dieser Norm zu erfolgen hat.

Zu Punkt 6 Empfehlung von MaBnahmen fiir bestehende Gebaude

Gemal EU-Gebauderichtlinie ist es erforderlich auf Basis der technischen und wirtschaftlichen Machbarkeit
Empfehlungen von MaRnahmen im Energieausweis anzufiihren, deren Implementierung den
Endenergiebedarf des Gebaudes reduziert.

In Punkt 6.1 wird allgemein formuliert, welche Ratschldge und Empfehlungen zu verfassen sind. Erganzend
sollte der Empfanger eines Energieausweises auch ein Gefuhl dafur bekommen, welche MaRnahmen er
ergreifen misste, um die nachst bessere Stufe der Effizienzskala (HWB) oder gar die Einhaltung der
aktuellen landesgesetzlichen Anforderungen zu erreichen.

In den Punkten 6.2 und 6.3 sind beispielhaft zur Orientierung einige Mal3nahmen angefiihrt.

Zu Punkt 7 Hinweise zur Befiillung der ersten beiden Seiten des Energieausweises

Dieser Abschnitt erlautert die mogliche Beflillung der unterschiedlichen Varianten von Energieausweisen flr
die drei Gebaudetypen (Wohngebaude, Nicht-Wohngebéaude, Sonstige Gebaude).
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Abfallsammelraum

Allseitig geschlossener Raum, welcher der technisch und hygienisch einwandfreien Sammlung und Zwi-
schenlagerung von Abfall dient.

Abfallsammelstelle

Offene oder teilweise geschlossene bzw. Uberdachte Einrichtung, die der technisch und hygienisch einwand-
freien Zwischenlagerung von Abfall dient.

Abgas

In der Feuerstatte bei der Verbrennung fester, flissiger und/oder gasformiger Brennstoffe entstehendes,
gasformiges Verbrennungsprodukt einschlie3lich der in ihm schwebenden festen oder fllissigen Bestandteile
und eines allfalligen Luftiberschusses.

Abgasanlage

Anlage fur die Ableitung der Abgase von Feuerstétten fur feste, flissige oder gasférmige Brennstoffe ins
Freie; Verbindungsstiicke sind nicht Teil der Abgasanlage.

Abwasser

Wasser, welches durch Gebrauch verandert ist, und jedes in die Entwasserungsanlage flieRende Wasser,
wie z.B. hausliches Schmutzwasser, industrielles und gewerbliches Abwasser sowie Kondensate.
Anbindeleitung

Verbindung zwischen Steigleitung und Heizkérper.

Anlagengeréduschpegel, energiedquivalenter (L p ¢qn7)

A-bewerteter energieaquivalenter Dauerschallpegel, der in einem Raum bei Betrieb einer haustechnischen
Anlage innerhalb dieses Raumes mit der Zeitbewertung ,fast” nach ONORM EN ISO 10052 bzw. ONORM
EN ISO 16032 gemessen und auf 0,5 s Nachhallzeit bezogen wird.

Anlagengeréduschpegel, maximaler (LAF,max,nT)

maximaler A-bewerteter Schallpegel, der in einem Raum bei Betrieb einer haustechnischen Anlage aul3er-
halb dieses Raumes mit der Zeitbewertung ,fast” nach ONORM EN ISO 10052 bzw. ONORM EN ISO 16032
gemessen und auf 0,5 s Nachhallzeit bezogen wird.

Anpassungswert (L,)
Pegelzu- oder -abschlag fiir bestimmte Arten von Gerauschquellen bzw. -charakteristika.

Aufenthaltsraum

Ein Raum, der zum léanger dauernden Aufenthalt von Personen bestimmt ist (z. B. Wohn- und Schlafraum,
Wohnkiiche, Arbeitsraum, Unterrichtsraum), nicht dazu zéhlen jedenfalls Badezimmer und Toiletten.
AuBeninduzierter Kiihibedarf (KB*)

Kihlbedarf, bei dessen Berechnung die inneren Warmelasten und die Luftwechselrate null zu setzen sind
(Infiltration n, wird mit dem Wert 0,15 angesetzt).

AuBenldarmpegel, bauteillagebezogener

AuRenlarmpegel unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel), der sich aus dem standort-
bezogenen AuRenlarmpegel fur die jeweilige Lage des Bauteiles am Gebaude ergibt.

AuBenldarmpegel, maBgeblicher

Bemessungsgrundlage zur Feststellung der Anforderungen an die Schallddmmung von Bauteilen unter An-
wendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel).

AuBenldarmpegel, maBgeblicher standortbezogener

AuBenlarmpegel unter Anwendung von Anpassungswerten (Beurteilungspegel), der sich aus der standort-
bezogenen Umgebungslarmsituation in 4 m Hohe tber Boden ergibt.

Barrierefreiheit

Barrierefrei im Sinne der OIB-Richtlinie 4 sind bauliche Anlagen, wenn sie fiir Menschen mit Behinderungen
in der allgemein Ublichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne fremde Hilfe zugéng-
lich und nutzbar sind.
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Bau-Schalldimm-MaRB, bewertetes (R’,,)

Einzahlangabe fiir das Bau-Schalldamm-MaR, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten von R*
(in den Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz).

Bau-Schallddmm-MaB, bewertetes resultierendes der AuBenbauteile gesamt (R’ s w)

Einzahlangabe fir das Bau-Schalldamm-Malf3, das fur einen Auf3enbauteil, der aus mehreren Teilflachen mit
unterschiedlichen Abmessungen und unterschiedlichen Schallddmm-Mafen besteht (z.B. eine AuRenwand
mit Fenstern und Auf3entlren), bestimmt wird.

Bauwerk

Eine Anlage, die mit dem Boden in Verbindung steht und zu deren fachgerechter Herstellung bautechnische
Kenntnisse erforderlich sind.

Beherbergungsstitte

Gebaude oder Gebaudeteile, die der Beherbergung von Personen dienen und mehr als 10 Géstebetten auf-
weisen.

Bekleidungen

Schichten eines Bauteils, die die Erfullung einer oder mehrerer Anforderungen hinsichtlich Brand-, Warme-,
Schall- und Witterungsschutz sicherstellen helfen; Bekleidungen bestehen in der Regel aus einer Aul3en-
schicht, Unterkonstruktion und Dammschicht bzw. Warmedammung.

Belage

AuRerste Schicht eines Bauteils, der nicht unter Bekleidungen fallt, wie z.B. Bodenbelége, dekorative Ver-
schalungen, Akustikplatten; Beldge werden in der Regel auf einer Bekleidung oder einer Rohwand bzw.
Rohdecke angebracht.

Bereich, allgemein zugédnglicher

Bereich innerhalb oder auRerhalb eines Bauwerkes, der fiir die regelmafige ErschlieBung oder Benutzung
durch unterschiedliche Personen, wie z.B. Bewohner, Kunden, Lieferanten, gedacht ist. Nicht dazu zahlen
Gebaude oder Gebaudeteile mit nicht mehr als zwei Wohnungen oder Reihenh&user, die ausschlief3lich der
Wohnnutzung dienen, sowie Bereiche innerhalb einer Wohneinheit und betrieblich genutzte Rdume, in de-
nen weniger als 15 Personen gleichzeitig anwesend sind.

Betriebsbau

Bauwerk oder Teil eines Bauwerkes, welches der Produktion (Herstellung, Behandlung, Verwertung, Vertei-
lung) bzw. der Lagerung von Produkten oder Gitern dient.

Beurteilungspegel (L,)

Der auf die Bezugszeit bezogene A-bewertete energiedquivalente Dauerschallpegel eines beliebigen Ge-
rausches, der — erforderlichenfalls — mit Anpassungswerten versehen ist.

Brandabschnitt

Bereich, der durch brandabschnittsbildende Wande bzw. Decken von Teilen eines Gebaudes getrennt ist.

Brandwand
Brandabschnittshildende Wand mit erhéhten Anforderungen.

Brutto-Grundfldche (BGF), konditioniert

Flache entsprechend der Definition in der ONORM B 1800 (Detailfestlegungen gemaR OIB-Leitfaden sind zu
beachten).

Brutto-Volumen, konditioniert

Volumen entsprechend der Definition des Brutto-Rauminhaltes in der ONORM B 1800 (Detailfestlegungen
gemal OIB-Leitfaden sind zu beachten)

Dauerhaftigkeit des Tragwerks

Fahigkeit des Tragwerks und seiner tragenden Bauteile, das Tragwerksverhalten infolge zeitabhangiger
Veranderungen der Eigenschaften unter Berlcksichtigung der Umweltbedingungen und der geplanten In-
standhaltungsmanahmen nicht unvorhergesehen zu verandern.
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Durchgangslichte, nutzbare Breite

Die nutzbare Breite der Durchgangslichte stellt die geringste lichte Breite der Tur6éffnung, die nach Einbau
(Montage) des Turstockes bzw. der Zarge bei 90° getffnetem Tlrblatt den freien Durchgang ohne Einen-
gung ermdglicht, dar (Zarge bis Turblatt bzw. Turblatt bis Tirblatt bei zweiflugeligen Turen bzw. Zarge bis
Zarge). Turdrucker und Notausgangsbeschlage bleiben bei der Ermittlung der nutzbaren Breite der Durch-
gangslichte unbericksichtigt. Panikstangen fihren zu einer Verringerung der Breite der nutzbaren Durch-
gangslichte um 10 cm je Turfligel. Die nutzbare Breite Durchgangslichte kann maximal die Stocklichtenbrei-
te erreichen.

Durchgangslichte, nutzbare Héhe

Die nutzbare Hohe der Durchgangslichte stellt die geringste lichte Hohe der Turéffnung, die nach Einbau
(Montage) des Turstockes bzw. der Zarge bei gedffnetem Turblatt den freien Durchgang ohne Einengung
ermdglicht, dar. Bei einem durchgehenden FulRBboden entspricht die nutzbare Héhe der Durchgangslichte
der Stocklichtenhdhe. Einbauten in der Hohe, wie z. B. Turanschlag, werden bei der Ermittlung der nutzba-
ren Hohe der Durchgangslichte nicht beriicksichtigt.

Einwirkung
Eine auf das Tragwerk einwirkende Kraft- oder VerformungsgroRle.

Endenergiebedarf (EEB)

Energiemenge, die dem Heizsystem und allen anderen energietechnischen Systemen zugefihrt werden
muss, um den Heizwarmebedarf, den Warmwasserwarmebedarf, den Kuhlbedarf, den Beleuchtungsener-
giebedarf und den Haushaltsstrombedarf bzw. Betriebsstrombedarf decken zu kdnnen, ermittelt an der Sys-
temgrenze des betrachteten Gebaudes.

Energieausweis

Ein gemaR der OIB-Richtlinie 6 erstellter Ausweis Uber die Gesamtenergieeffizienz eines Gebaudes in Um-
setzung der Richtlinie 2010/31/EU und des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes (EAVG).

Fassade, vorgehédngte

System, sich im Wesentlichen aus den Komponenten
- Unterkonstruktion,
- Verankerungs-, Verbindungs- und Befestigungselemente,
- allenfalls Warmedammung (Dammschicht),
- HinterlUftungsspalt bzw. Luftspalt,
- AulRenschicht
zusammensetzen, die jeweils sinnvoll aufeinander abgestimmte Funktionen zu erfullen haben.

Fassade, vorgehéngte belliiftete

Fassade mit einem Luftspalt zwischen Warmedammung (bzw. bei Fehlen derselben, der AuRenwand) und
AuBenschicht, der lediglich an der Unterseite Luftéffnungen in der Auf3enschicht aufweist und mit der Au-
Benluft verbunden ist.

Fassade, vorgehédngte hinterliiftete

Fassade mit einem Hinterliftungsspalt zwischen Warmedadmmung (bzw. bei Fehlen derselben, der Aul3en-
wand) und AufRenschicht, der durch Zuluftéffnungen an der Unterseite und Abluftéffnungen an der Oberseite
der AufRRenschicht mit der AuRenluft verbunden ist und dadurch einen standigen Luftstrom (,Hinterliiftung")
ermoglicht.

Fassade, nicht hinterliiftete

Fassade, die weder an der Unterseite noch an der Oberseite durch eine Luft6ffnung mit der Auf3enluft ver-
bunden ist. Zwischen AulRenschicht und Warmedammung (bzw. Wandbildner) kann ein Luftspalt vorhanden
sein.

Feuerstétte

Waéarmeerzeugende Gerateeinheit, in der Verbrennungsprodukte entstehen, die an die AufRenluft abgefihrt
werden mussen.

Fluchtniveau

Hohendifferenz zwischen der Ful3bodenoberkante des hdchstgelegenen oberirdischen GescholRes und dem
tiefsten Punkt des an das Gebaude angrenzenden Geléndes nach Fertigstellung.
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Fluchtweg

Weg, der den Benitzern eines Bauwerkes im Gefahrenfall grundsatzlich ohne fremde Hilfe das Erreichen
eines sicheren Ortes des angrenzenden Gelandes im Freien - in der Regel eine Verkehrsflache - ermdglicht.
Garage

Gebaude oder Teil eines Gebaudes zum Einstellen von Kraftfahrzeugen.

Gebéude der Gebédudeklasse 1 (GK1)

Freistehende, an mindestens drei Seiten auf eigenem Grund oder von Verkehrsflachen fur die Brandbe-
kampfung von auRen zugangliche Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen GescholRen und mit einem
Fluchtniveau von nicht mehr als 7 m, bestehend aus einer Wohnung oder einer Betriebseinheit von jeweils
nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e.

Gebéude der Gebdudeklasse 2 (GK2)

Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen GescholRen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
7 m, bestehend aus hoéchstens finf Wohnungen bzw. Betriebseinheiten von insgesamt nicht mehr als
400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e; Reihenhauser mit nicht mehr als drei oberirdischen
Geschol3en und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 7 m, bestehend aus Wohnungen bzw. Betriebs-
einheiten von jeweils nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschol3e.

Gebédude der Gebdudeklasse 3 (GK3)

Gebaude mit nicht mehr als drei oberirdischen GeschoRen und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
7 m, die nicht in die Gebaudeklassen 1 oder 2 fallen.

Gebdude der Gebdudeklasse 4 (GK4)

Gebaude mit nicht mehr als vier oberirdischen Geschol3en und mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als
11 m, bestehend aus einer Wohnung bzw. einer Betriebseinheit ohne Begrenzung der Grundflache oder aus
mehreren Wohnungen bzw. mehreren Betriebseinheiten von jeweils nicht mehr als 400 m2 Brutto-
Grundflache der oberirdischen Geschol3e.

Gebdude der Gebdudeklasse 5 (GK)5)

Gebéaude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 22 m, die nicht in die Gebaudeklassen 1, 2, 3 oder 4
fallen, sowie Gebaude mit ausschlief3lich unterirdischen Geschol3en.

Gebédude

Uberdeckte, allseits oder iiberwiegend umschlossene Bauwerke, die von Personen betreten werden kénnen.

Gebéude, konditionierte

Gebaude, deren Innenraumklima unter Einsatz von Energie beheizt, gekihlt, be- und entliftet oder befeuch-
tet wird; als konditionierte Gebaude kénnen Gebaude als Ganzes oder Teile eines Gebaudes, die als eigene
Nutzungseinheiten konzipiert oder umgebaut wurden, bezeichnet werden.

Gebédude, sonstige konditionierte

Gebéude, die weder als Wohngebaude noch als Nicht-Wohngebéude der Gebaudekategorien 1 bis 12 ge-
nutzt werden.

Gebéudewert

Der Gebéaudewert ist aufgrund der Neuerrichtungskosten zu ermitteln. Wertbeeinflussende Umsténde, wie
etwa Lage der Liegenschaft, baurechtliche oder andere 6ffentlich-rechtliche Beschrdnkungen sowie erhebli-
che Abweichungen von den ublichen Baukosten, sind nicht zu bericksichtigen.

Gebrauchstauglichkeit des Tragwerks

Fahigkeit des Tragwerks und seiner tragenden Bauteile, die Anforderungskriterien an die Nutzbarkeit und
Funktion, z.B. Verformungs-, Schwingungs- und Rissbreitenbeschréankungen, zu erfiillen.

Geschof8

Gebaudeabschnitt zwischen den Oberkanten der FuBbéden Ubereinanderliegender Raume oder lichter Ab-
schnitt zwischen der Oberkante des Fu3bodens und der Unterflache des Daches, wenn die jeweils geforder-
te Raumhohe erreicht wird. Gebdudeabschnitte, die zueinander bis einschlie3lich der halben Geschol3hohe
versetzt sind, gelten als ein Geschol3.

GeschoB, Betriebsbau
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Alle auf gleicher Ebene liegenden Raume sowie in der Héhe zu dieser Ebene versetzte RGume oder Raum-
teile. Galerien, Emporen und Buhnen innerhalb eines Raumes gelten nicht als eigenes Geschol3, sofern
deren Netto-Grundflache weniger als die Halfte der Netto-Grundflache jenes Raumes, in dem sie sich befin-
den, betragt. Als eigene Geschol3e zahlen nicht:
- Raume oberhalb des letzten oberirdischen Geschol3es, die ausschlielich der Unterbringung haus-
technischer Anlagen fir Heizungs-, Liftungs-, Klima- und Sanitarzwecke dienen,
- betriebstechnische Raume, wenn der Anteil standig offener Deckendffnungen zu dariiber- oder dar-
unter liegenden GescholRen gréRer ist als der Anteil der geschlossenen Flachen, wie
z.B. Pressenkeller,
- untergeordnete Bereiche innerhalb eines Raumes, die in funktionaler Verbindung zu diesem Raum
stehen, wie z.B. Meisterbiros,
- Triebwerksraume fur Aufzige,
- begehbare Stege und Podeste, wie z.B. Gitterroste in Regallagern zur Erreichung der einzelnen La-
gerebenen.
GeschoB, oberirdisches

Geschol3, dessen auliere Begrenzungsflachen in Summe zu mehr als der Halfte Giber dem anschliel3enden
Gelande nach Fertigstellung liegen. Nicht zu den oberirdischen GeschoRen z&hlen solche, in denen sich
keine Wohnungen, Betriebseinheiten oder Teile von solchen befinden (z.B. nicht ausgebaute Dachraume).
GeschoB, oberirdisches, Betriebsbau

Geschol3, dessen auliere Begrenzungsflachen in Summe zu mehr als der Halfte Giber dem anschliel3enden
Geléande nach Fertigstellung liegen.

GeschoB, unterirdisches

Geschol3, dessen auflere Begrenzungsflachen in Summe zu nicht mehr als der Halfte Uber dem anschlie-
Benden Gelande nach Fertigstellung liegen.

GroBere Renovierung

Renovierung, bei der mehr als 25 % der Oberflache der Geb&audehlle einer Renovierung unterzogen wer-
den, es sei denn die Gesamtkosten der Renovierung der Gebaudehulle und der gebaudetechnischen Sys-
teme betragen weniger als 25 % des Gebaudewerts, wobei der Wert des Grundstiicks, auf dem das Gebau-
de errichtet wurde, nicht mitgerechnet wird.

Grundflache
Brutto-Grundflache bzw. Netto-Grundflache entsprechend der Definition in der ONORM B 1800.

Hauptbrandabschnitt
Bereich, der durch Brandwande von Teilen eines Geb&udes getrennt ist.

Hauptgang bzw. Haupttreppe
Verbindungsweg, der zu Aufenthaltsraumen bzw. Raumen der taglichen Nutzung fihrt.

Haustechniksystem

Jene energietechnischen Systeme in einem Gebéaude, die erforderlich sind, um den Heizwarmebedarf, den
Warmwasserwarmebedarf, den Kiihlbedarf, sowie die erforderlichen Anforderung an Beliiftung und Beleuch-
tung decken zu kdnnen.

Heizenergiebedarf (HEB)

Jener Teil des Endenergiebedarfs, der fur die Heizungs- und Warmwasserversorgung aufzubringen ist.
Heizgradtagzahl (HGT)

Jahrliche Heizgradtage HGT ,g/15.

Heiztechnikenergiebedarf (HTEB)

Verluste des Heiztechniksystems.

Heizwédrmebedarf (HWB)

Warmemenge, die den konditionierten Raumen zugefuhrt werden muss, um deren vorgegebene Solltempe-
ratur einzuhalten.

Heizwédrmebedarf, Wohngebéude-dquivalenter (HWB®)
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Heizwarmebedarf fur Nicht-Wohngebaude, wobei fur die Luftwechselrate, die inneren Warmelasten (ohne
Berucksichtigung der Beleuchtung) die Bestimmungen fiir Wohngebaude mit einer Brutto-Grundflache von
mehr als 400 m2 herangezogen werden.

Héhe von Handlédufen, Geldndern und Briistungen

Lotrechter Abstand zwischen der fertigen Standflache, bzw. bei Treppen der fertigen Stufenvorderkante, und
der Handlauf-, Gelander- oder Bristungsoberkante.

Kiihlbedarf (KB)

Wéarmemenge, die den konditionierten Rdumen entzogen werden muss, um deren vorgegebene Solltempe-
ratur einzuhalten.

Lagerabschnittsflache

Netto-Grundflache zur Lagerung von Produkten und Gitern, die durch Brandwande, brandabschnittsbilden-
de Bauteile oder AuRenwande begrenzt wird.

Lédnge, charakteristische (I.)

Mal fir die Kompaktheit eines Gebaudes, dargestellt in Form des Verhaltnisses des beheizten Volumens
VB zur umschlieRenden Oberflache AB des beheizten Volumens.

Laubengang, offener

Gang an der Aul3enseite eines Gebéaudes, der mindestens zur Halfte gegeniber dem Freien offen ist und
der uberwiegend gleichmaRig verteilte, unverschlieRbare Offnungen iiber der Parapeth6he besitzt.
LEK-Wert

Kennwert fur den Warmeschutz der Gebaudehulle unter Bedachtnahme auf die Kompaktheit bzw. charakte-
ristische Lange des Gebaudes.

Lichteintrittsfldche

Netto-Glasflache eines Fensters, ohne Rahmen und Sprossen.

Nachhallzeit (T)
Zeitin s, in der nach Abschalten der Schallquelle der Schallpegel im Raum um 60 dB abnimmt.

Nebengang bzw. Nebentreppe

Génge bzw. Treppen, die zusatzlich zu Hauptgéngen bzw. Haupttreppen errichtet werden, sowie Gange
bzw. Treppen, die nicht zu AufenthaltsrAumen und nicht zu R&dumen, die der taglichen Nutzung dienen, fih-
ren (z. B. Dachbbdden, Nebenrdume im Keller, Galerie- bzw. Abstellflachen als zweite Ebene in Wohnréu-
men, Bedienungstreppen etc.). Treppen mit versetztem Stufenauftritt, wie z. B. Sambatreppen oder Spar-
treppen, gelten nicht als Treppen im Sinne der OIB-Richtlinie 4.

Netto-Grundfldche, konditionierte (NGF)

Flache entsprechend der Definition in der ONORM B 1800 (Festlegungen gemaR OIB-Leitfaden sind zu
beachten)

Neubau

Herstellung von neuen Gebauden sowie von Gebauden, bei denen nach Abtragung bestehender baulicher
Anlagen alte Fundamente oder die bestehenden tragenden Auf3enbauteile ganz oder teilweise wieder be-
nutzt werden. Einem Neubau gleichgesetzt werden auch die Verwendungsanderung von nicht konditionier-
ten in konditionierte Gebaude bzw. Gebaudeteile sowie Zubauten mit einer Netto-Grundflache von mehr als
50 m2.

Neuerrichtung

Siehe Neubau.

Nicht-Wohngebéude
Gebaude, die nicht tiberwiegend zum Wohnen genutzt werden.

Niederschlagswasser

Niederschlag, einschlie3lich Schmelzwasser, der von Dach- und Bodenoberflachen oder GebaudeauRenfla-
chen abflie3t und nicht durch Gebrauch verandert ist.

Begriffsbestimmungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 7 von 10


Plesskott
Rechteck


Osterreichisches Institut fiir Bautechnik OIB-330-033/11 Begriffsbestimmungen

Nutzfldche - Garage, (iberdachte Stellplétze, Parkdecks

Summe der Stell- und Fahrflachen, ausgenommen Zu- und Abfahrten au3erhalb von Garagen, tUberdachten
Stellplatzen und Parkdecks.

Nutzwasser

Aus Regenwasser, Grundwasser oder lokalen Quellen und Brunnen gewonnenes Wasser, das zum
Gebrauch (wie z.B. als Toilettensptilung, Wasch- oder Giel3wasser) dient, den technologischen Anforderun-
gen des jeweiligen Prozesses genugt und nicht fir den menschlichen Genuss vorgesehen ist.

Oberflache der Gebdudehdille

Flache der Geb&udehiille entsprechend der Definition in der ONORM B 8110-6.

Parapethéhe
Vertikaler Abstand zwischen fertiger Standflache und Oberkante des unteren Stockprofils oder der Briistung.

Parkdeck

Bauwerk zur Einstellung von Kraftfahrzeugen, das in allen Parkebenen an mindestens zwei Seiten seiner
gedachten Umfassungswande unverschlieBbare Offnungen in einem Mindestausmald von einem Drittel der
gesamten gedachten Umfassungswandflache aufweist.

Pegelspitze, kennzeichnende

ein flr den Betrieb charakteristisches Schallereignis begrenzter Dauer, welches sich deutlich wahrnehmbar
vom Ubrigen Gerausch abhebt und eindeutig zugeordnet werden kann.

Planungsbasispegel (Lpg)

RechengrdlRe zur Bemessung und Beurteilung von Schallimmissionen in Raumen.

Reihenhaus

Gebéaude mit mehr als zwei unmittelbar aneinander gebauten, nicht Gbereinander angeordneten, durch min-
destens eine vertikale Wand voneinander getrennten selbststdndigen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten
von jeweils nicht mehr als 400 m? Brutto-Grundflache der oberirdischen Geschof3e und mit jeweils einem
eigenen Eingang aus dem Freien fir jede Wohnung bzw. Betriebseinheit. Fur die Einstufung in eine Gebau-
deklasse gemal der OIB-Richtlinie 2 ist jede Wohnung bzw. Betriebseinheit hinsichtlich des Fluchtniveaus
gesondert zu betrachten.

Rettungsweg

Weg, welcher den Benutzern eines Geb&udes das Erreichen eines sicheren Ortes des angrenzenden Ge-
landes im Freien in der Regel mit fremder Hilfe ermdglicht (z.B. mittels Rettungsgeréten der Feuerwehr).

Schallabsorptionsgrad, mittlerer (a,,g)
Schallabsorptionsgrad, der sich im Mittel Uber alle Raumbegrenzungsflachen ergibt aus

iai -5,

am,B - n
2.5
i
Si i-te Teilflache der Raumbegrenzungsflachen in mz
o Schallabsorptionsgrad der i-ten Teilflache der Raumbegrenzungsflachen
n Anzahl der Raumbegrenzungsflachen

Schalldédmm-MaB, bewertetes (R,)

Einzahlangabe fiir das Schalldamm-MaR, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten von R (in
den Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz).

Schutzhiitten in Extremlage

Beherbergungsstatten, die nur Uber eine schlichte Ausstattung verfliigen sowie nur zu Fuf3 in einer Gehzeit
von mehr als einer Stunde zu erreichen und im Regelbetrieb nicht durch mechanische Aufstiegshilfen er-
schlossen sind.

Standard-Schallpegeldifferenz, bewertete (D7)
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Einzahlangabe fir die Standard-Schallpegeldifferenz, ermittelt nach ONORM EN ISO 717-1 aus den Werten
von D, (in den Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz).
Sicherheitskategorie

Kategorie in Abhéngigkeit von der brandschutztechnischen Infrastruktur:

- Sicherheitskategorie K 1: keine besonderen Malinahmen,

- Sicherheitskategorie K 2: automatische Brandmeldeanlage,

- Sicherheitskategorie K 3.1: automatische Brandmeldeanlage und eine wéhrend der Betriebszeit
einsatzbereite, nach dem jeweiligen Landesrecht anerkannte Betriebsfeuerwehr mit mindestens
Gruppenstarke,

- Sicherheitskategorie K 3.2: automatische Brandmeldeanlage und eine standig (0 bis 24 Uhr)
einsatzbereite, nach dem jeweiligen Landesrecht anerkannte Betriebsfeuerwehr mit mindestens
Gruppenstarke,

- Sicherheitskategorie K 4.1: erweiterte automatische Léschhilfeanlage,

- Sicherheitskategorie K 4.2: automatische Feuerldéschanlage.

Spektrum-Anpassungswert (C,,)

Wert, der zur Einzahlangabe R,, oder R’,, oder Dr,, addiert wird, um das Schallpegelspektrum ,StralRenver-
kehrsgerausch” zu beriicksichtigen.

Spitzenpegel in der Betriebsstétte, kennzeichnender (L 5 sp)

der mit der Zeitbewertung F (Fast) und A-Bewertung gemessene oder errechnete héchste Wert einer kenn-
zeichnenden Pegelspitze.

Standard-Trittschallpegel, bewerteter (L’ 1)

Einzahlangabe fur den Standard-Trittschallpegel, ermittelt nach ONORM EN 1SO 717-2 aus den Werten von
L't (in den Terzbandern 100 Hz bis 3150 Hz oder in Oktavbandern 125 Hz bis 2000 Hz).

Steigleitung

Im Sinne der OIB-Richtlinie 6 vertikale Verbindungsleitung zwischen Verteilleitung und Anbindeleitung bzw.
Stichleitung.

Stellplatz, iiberdacht

Uberdachte Flache zum Abstellen von Kraftfahrzeugen, welche an héchstens zwei Seiten durch Wande bzw.
durch sonstige Bauteile (z.B. Gitter) umschlossen ist.

Stichleitung

Verbindungsleitung zwischen Steigleitung und Zapfstelle.

Tragwerk

Jener Teil eines Bauwerkes, der aus einer planmaiigen Anordnung miteinander verbundener tragender
Bauteile besteht.

Trenndecke

Decke zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten untereinander sowie zu anderen Gebéaudeteilen.

Trennwand

Wand zwischen Wohnungen bzw. Betriebseinheiten untereinander sowie zu anderen Gebaudeteilen
(z. B. Treppenhauser).

Treppenlauf

Ununterbrochene Folge von mehr als einer Stufe zwischen zwei betretbaren Ebenen (Treppenpodest Ge-
schol3decke).

Trinkwasser

Wasser fur den menschlichen Gebrauch, das geeignet ist, ohne Gefahrdung der menschlichen Gesundheit
getrunken oder verwendet zu werden.

Verbindungsstiick

Bauteil oder Bauteile fiir die Verbindung zwischen dem Auslass der Feuerstatte und der Abgasanlage.

Verkaufsfliche
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Bereiche, in denen Waren zum Verkauf angeboten werden. Hiezu gehéren z.B. Kassenbereiche, Windfange,
Ausstellungs-, Vorfiihr-, und Beratungsrdume, gastgewerblich genutzte Raume sowie alle dem sonstigen
Kundenverkehr dienenden Raume. Biros und Lagerbereiche, die nicht mit brandabschnittsbildenden Wan-
den und Decken vom Verkaufsbereich getrennt sind, zahlen ebenfalls zur Verkaufsflache.

Verkaufsstétten

Gebaude oder Gebaudeteile, die bestimmungsgeman dem Verkauf von Waren dienen.

Versammlungsstétten
Gebaude oder Gebaudeteile fur Veranstaltungen mit mehr als 120 Personen.

Verteilleitung
Leitung zwischen Warmebereitstellungssystem und vertikaler Steigleitung.

Wérmespeichersystem
Prozessbereich in der Anlagentechnik, in dem die in einem Medium enthaltene Warme gespeichert wird.

Wérmeverteilsystem

Prozessbereich in der Anlagentechnik, in dem die benétigte Warmemenge von der Bereitstellung zur War-
meabgabe transportiert wird.

Wohngebéude

Gebaude, die ganz oder Uberwiegend zum Wohnen genutzt werden.

Wohnung

Gesamtheit von einzelnen oder zusammen liegenden Raumen, die baulich in sich abgeschlossen und zu
Wohnzwecken bestimmt sind und die Flihrung eines eigenen Haushalts erméglichen.

Wohnungstreppen

Haupttreppen in Wohnungen sowie in Gebduden oder Geb&dudeteilen mit nicht mehr als zwei Wohnungen
und in Reihenh&usern.

Zuverléssigkeit des Tragwerks

Die Fahigkeit eines Tragwerks oder Bauteils, die festgelegten Anforderungen zu erftillen.

Begriffsbestimmungen Ausgabe Oktober 2011 Seite 10 von 10



	RL 1 - Mechanische Festigkeit und Standsicherheit
	EB 1 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 1 „Mechanische Festigkeit und Standsicherheit“

	RL 2 - Brandschutz
	0 Vorbemerkungen 
	1 Begriffsbestimmungen 
	2 Allgemeine Anforderungen und Tragfähigkeit im Brandfall
	3 Ausbreitung von Feuer und Rauch innerhalb des Bauwerkes
	3.1.4 Öffnungen in brandabschnittsbildenden Wänden
	3.2.2 Für Türen in Trennwänden gilt
	3.9 Räume mit erhöhter Brandgefahr
	4 Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke
	5 Flucht- und Rettungswege
	5.3.7 Die auf offene Laubengänge mündenden Fenster müssen in EI 30
	6 Brandbekämpfung
	7 Besondere Bestimmungen
	7.2 Schul- und Kindergartengebäude sowie andere Gebäude mit vergleichbarer Nutzung
	8 Betriebsbauten
	9 Garagen, überdachte Stellplätze und Parkdecks
	10 Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 22 m
	11 Sondergebäude
	Tabelle 2a
	Tabelle 2b
	Tabelle 3
	EB 2 - Erläuternde Bemerkungen zu OIB-Richtlinie 2 „Brandschutz“
	I. Allgemeines 
	Zu Punkt 0: Vorbemerkungen
	Zu Punkt 1: Begriffsbestimmungen
	Zu Punkt 2.1: Brandverhalten von Bauprodukten (Baustoffen)
	Zu Punkt 2.2: Feuerwiderstand von Bauteilen
	Zu Punkt 3.1.4:
	Zu Punkt 3.2: Trennwände und Trenndecken
	Zu Punkt 4: Ausbreitung von Feuer auf andere Bauwerke
	Zu Punkt 5: Flucht- und Rettungswege


	RL 2.1 - Brandschutz bei Betriebsbauten
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Zulässige Netto-Grundfläche in oberirdischen Geschoßen innerhalb von Hauptbrandabschnitten
	3 Allgemeine Anforderungen
	3.6 Fluchtwege
	3.8.4 Öffnungen in Brandwänden
	4 Anforderungen an Lagergebäude und Gebäude mit Lagerbereichen in Produktionsräumen
	5 Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes
	Tabelle 2: Anforderungen an Treppenhäuser
	EB 2.1 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 2.1 „Brandschutz bei Betriebsbauten“

	RL 2.2 - Brandschutz bei Garagen, überdachtenStellplätzen und Parkdecks
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Überdachte Stellplätze und Garagen mit einer Nutzfläche von jeweils nichtmehr als 50 m²
	2.2.6 Die Türen von Garagen ins Gebäudeinnere
	3 Überdachte Stellplätze und Garagen mit einer Nutzfläche von jeweils mehr als50 m² und nicht mehr als 250 m²
	4 Überdachte Stellplätze mit einer Nutzfläche von mehr als 250 m²
	4.2.4 Sofern Stellplätze gänzlich oder teilweise unter Gebäudeteile hineinragen
	5 Garagen mit einer Nutzfläche von mehr als 250 m²
	5.3 Türen und Tore
	5.4.3 Garagen mit einer Nutzfläche von insgesamt mehr als 600 m²
	6 Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene von nicht mehr als 22 m überdem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angrenzenden Geländes im Freiennach Fertigstellung
	7 Zusätzliche Anforderungen an Garagen für erdgasbetriebene Kraftfahrzeuge
	8 Zusätzliche Anforderungen an Garagen und Parkdecks für flüssiggasbetriebeneKraftfahrzeuge
	9 Erfordernis eines Brandschutzkonzeptes
	Tabelle 1: Anforderungen an überdachte Stellplätze und Garagen mit einerNutzfläche von jeweils mehr als 50 m² und nicht mehr als 250 m²
	Tabelle 3: Anforderungen an Parkdecks mit einer obersten Stellplatzebene vonnicht mehr als 22 m über dem tiefsten Punkt des an das Bauwerk angrenzendenGeländes im Freien nach Fertigstellung
	EB 2.2 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 2.2 „Brandschutz bei Garagen,überdachten Stellplätzen und Parkdecks“

	RL 2.3 - Brandschutz bei Gebäuden mit einemFluchtniveau von mehr als 22 m
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Allgemeine Anforderungen
	2.8 Abfallsammelräume, Transformatorenräume, Niederspannungs-Hauptverteilungsräume
	2.13.2 Wände und Decken des Niederspannungs-Hauptverteilers
	3 Gebäude mit einem Fluchtniveau von nicht mehr als 32 m
	4 Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 32 m und nicht mehr als 90 m
	4.2 Sicherheitstreppenhäuser der Stufe 2
	5 Gebäude mit einem Fluchtniveau von mehr als 90 m
	EB 2.3 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 2.3 „Brandschutz bei Gebäuden mit einemFluchtniveau von mehr als 22 m“

	RL 3 - Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Sanitäreinrichtungen
	3 Niederschlagswässer, Abwässer und sonstige Abflüsse
	4 Abfälle
	5 Abgase von Feuerstätten
	6 Schutz vor Feuchtigkeit
	7 Trinkwasser und Nutzwasser
	8 Schutz vor gefährlichen Immissionen
	9 Belichtung und Beleuchtung
	10 Lüftung und Beheizung
	11 Niveau und Höhe der Räume
	11.2 Raumhöhe
	12 Lagerung gefährlicher Stoffe
	13 Sondergebäude
	EB 3 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 3 „Hygiene, Gesundheit, Umweltschutz“

	RL 4 - Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Erschließung
	2.2 Durchgangsbreiten von Gängen und Treppen
	2.2.4 Die Mindestbreite von Gängen und Treppen
	2.5 Nutzbare Durchgangslichte und Anordnung von Türen
	2.6 Türen im Verlauf von Fluchtwegen
	3 Schutz vor Rutsch- und Stolperunfällen
	3.1.3 Schwellen und Türanschläge dürfen 2 cm nicht übersteigen
	4 Schutz vor Absturzunfällen
	5 Schutz vor Aufprallunfällen und herabstürzenden Gegenständen
	5.1 Glastüren und Verglasungen ohne absturzsichernde Funktion
	5.1.4 Ganzglastüren sind kontrastierend zu markieren
	6 Verbrennungsschutz
	7 Blitzschutz
	8 Zusätzliche Anforderungen an die barrierefreie Gestaltung von Bauwerken
	9 Sondergebäude
	EB 4 - Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 4 „Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit“
	Zu Punkt 2.2: Durchgangsbreiten von Gängen und Treppen


	RL 5 - Schallschutz
	0 Vorbemerkungen
	1 Begriffsbestimmungen
	2 Baulicher Schallschutz
	2.2 Anforderungen an den Schallschutz von Außenbauteilen
	2.3 Anforderungen an den Luftschallschutz innerhalb von Gebäuden
	2.4 Anforderungen an den Luftschallschutz von Türen innerhalb von Gebäuden
	3 Raumakustik
	4 Erschütterungsschutz
	Erläuternde Bemerkungenzu OIB-Richtlinie 5 „Schallschutz“
	Zu Punkt 2: Baulicher Schallschutz
	Zu Punkt 2.2: Anforderungen an den Schallschutz von Außenbauteilen


	 RL 6 - Energieeinsparung und Wärmeschutz
	0 Vorbemerkungen
	1 Allgemeine Bestimmungen
	2 Begriffsbestimmungen
	3 Anforderungen an den Nutzenergiebedarf
	4 Anforderung an den Endenergiebedarf
	5 Haushaltsstrombedarf und Betriebsstrombedarf
	6 Primärenergiebedarf
	7 Kohlendioxidemissionen
	8 Gesamtenergieeffizienz-Faktor
	9 Konversionsfaktoren
	10 Anforderungen an Bauteile
	10.2 Anforderungen an wärmeübertragende Bauteile
	11 Anforderungen an Teile des gebäudetechnischen Systems
	12 Sonstige Anforderungen
	13 Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz (Energieausweis)
	14 Layout der Energieausweise
	15 Referenzausstattungen
	EB 6 - Erläuternde Bemerkungen zu OIB-Richtlinie 6„Energieeinsparung und Wärmeschutz“ und zum OIB-Leitfaden„Energietechnisches Verhalten von Gebäuden“
	Zu Punkt 10: Anforderungen an Bauteile


	 Begriffsbestimmungen zu RL 1-6
	Barrierefreiheit
	Durchgangslichte, nutzbare Breite
	Fluchtniveau
	Gebäude der Gebäudeklasse 1 - 5 (GK1-5)
	Geschoß
	Laubengang, offener
	Reihenhaus
	Trennwand




